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Vorwort 

Mit dem vorliegenden Neunten Bericht an den Nationalrat gibt die Volks­
anwaltschaft Aufschluß über ihre Tätigkeit in der Zeit vom 1. Jänner bis 
31. Dezember 1985. Der bisherigen Gliederung folgend, besteht der Bericht 
aus drei Teilen, dem Allgemeinen, dem Besonderen und dem Statistischen 
Teil. 

Im Allgemeinen Teil werden die Inanspruchnahme der Volksanwaltschaft 
und ihre Tätigkeit sowie strukturelle Probleme dargestellt, die im gesamten 
Verwaltungsbereich auftreten oder die nach Ansicht der Volksanwaltschaft 
einer Lösung auf der Ebene der Gesetzgebung bedürfen, weil die im 
Bereich der Vollziehung auftretenden Härten im Hinblick auf den die Ver­
wa�tung dominierenden Legalitätsgrundsatz von dieser selbst nicht beseitigt 
werden können. 

Der Besondere Teil enthält wieder die Berichte der drei Volks anwälte über 
ihre Aufgabenbereiche mit einer Darstellung exemplarischer Einzelfälle aus 
den Ressortbereichen und - im Detail - jene Anregungen zur Vermei­
dung aufgezeigter Härtefälle, die der Volksanwaltschaft bei den einzelnen 
Ressorts angezeigt erscheinen. 

Der Statistische Teil erfaßt wieder alle jene Beschwerden unter Anführung 
ihres Gegenstandes, die dem Bereich der Bundesverwaltung zuzuordnen 
waren; sonstige an die Volksanwaltschaft herangetragene Anliegen, für die 
die Volksanwaltschaft nicht zuständig war, wurden in diese Statistik nicht 
aufgenommen. 

Die Volksanwälte nehmen auch diesen Bericht zum Anlaß, ihren Mitarbei­
tern für die geleistete Unterstützung ihren Dank auszusprechen. 

Der vorliegende Bericht wurde in der kollegialen Sitzung der Volksan­
waltschaft am 27. Mai 1986 einstimmig beschlossen. 

Wien, im Mai 1986 
Dipl. -Vw. Helmuth Josseck 

Franziska Fast 
Dr. Franz Bauer 
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1 Inanspruchnahme und Tätigkeit der VA 

1.1 Entwicklung des Geschäftsanfalles 

Im Berichtszeitraum vom 1. Jänner bis 31. Dezember 1985 wurden an die 
VA insgesamt 4921 Beschwerden und sonstige Anliegen herangetragen 
(1984:4210). 

Von den insgesamt 4 921 Beschwerden im Berichtsjahr wurden 2 215 an­
läßlich eines Sprechtages persönlich an einen Volksanwalt herangetragen. 

Von der Möglichkeit einer telefonischen Auskunftserteilung haben im Be­
richtszeitraum insgesamt 8 520 Personen Gebrauch gemacht, wozu noch 
kommt, daß der Auskunftsdienst im Berichtszeitraum auch durch 1 347 
persönlich vorgebrachte Auskunftsersuchen in Anspruch genommen wurde. 

Trotz des gestiegenen Beschwerdeanfalles hat sich auch im Berichtszeit­
raum die Tendenz einer gezielten Inanspruchnahme der VA fortgesetzt, 
wobei der Anteil an Beschwerden, die unzuständigerweise bei der VA ein­
gebracht wurden, weiterhin unter 25 vH liegt. 

Von den im Berichtszeitraum angefallenen 4921 Beschwerden entfielen 
3 713 auf den Bereich der unmittelbaren und mittelbaren Bundesverwal­
tung. Die Schwerpunkte der Beschwerdeführung liegen nach wie vor bei 
den Ressorts Justiz, Soziales und Finanzen. 

1.2 Sprechtage 

Im Berichtszeitraum wurden 195 (1984: 188) Sprechtage abgehalten, davon 
82 (1984: 75) außerhalb von Wien. 

Neben den regelmäßig in den Landeshauptstädten abgehaltenen Sprechta­
gen wurden der rechts suchenden Bevölkerung wie auch bisher V orsprache­
möglichkeiten in den politischen Bezirken, aber auch in größeren Gemein­
den geboten. Bei der Erstellung der Sprechtagspläne wurde auch im Be­
richtszeitraum hinsichtlich der regionalen Auf teilung eine möglichst gleich­
mäßige Berücksichtigung der einzelnen Bundesländer angestrebt. 

Bei den 113 (1984: 113) Sprechtagen in Wien haben 540 (1984: 554) Perso­
nen vorgesprochen, bei den 82 Sprechtagen außerhalb Wiens 1 675 (1984: 
1 476). 

Insgesamt wurden somit von der VA 195 Sprechtage abgehalten, bei denen 
2 215 Rechtssuchende vorgesprochen haben. 

Auch im Berichtszeitraum wurde die Zusammenarbeit mit den Rechtsan­
waltskammern fortgesetzt, die im Rahmen der kostenlosen erstmaligen 
Rechtsauskunft am Sprechtagsort für die. Dauer des Spre~htages jeweils ei­
nen Anwalt zur Verfügung stellen, der In Jenen Fällen, In denen der VA 
keine Zuständigkeit zukommt, Auskunft und Hilfestellung bieten kann. 
Die über Initiative der Ingenieurkammer für Wien, Niederösterreich und 
das Burgenland eingerichtete erste kostenlose Bauberatung durch Architek-
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ten und Diplomingenieure ist zwar nicht mit den Sprechtagen der VA syn­
chronisiert, bei der VA auf diesem Gebiet ratsuchende Personen können 
aber hinsichtlich der von ihnen benötigten Auskünfte an die regelmäßig in 
den Bezirksstädten stattfindenden Sprechtage der Ingenieur- und Architek­
tenkammer hingewiesen werden. 

1.3 Prüfungsverfahren und Erledigungen 

Von ?er VA wurden .im Berichtszeitrau!ll insgesamt 5 137 Bes~hwerdefälle 
erledIgt; 4 375 Erledlgungen betrafen 1m Jahre 1985 anhängIg gemachte 
Beschwerden. Ohne Berücksichtigung der nicht in den Verwaltungsbereich 
fallenden Beschwerdefälle wurden von der VA 3 983 Beschwerden erle9igt, 
wobei in 746 Fällen der Beschwerdegrund behoben werden konnte. Uber 
diese für die Beschwerdeführer positiven Erledigungen hinaus, denen zu 
mehr als zwei Drittel berechtigte Beschwerden zugrunde lagen, wurde in 
rund 1 200 Fällen dem Anliegen des Beschwerdeführers dadurch entspro­
chen, daß ihm durch die VA jene Auskünfte gegeben werden konnten, die 
er von den zuständigen Verwaltungsträgern nicht erhalten hatte. Die ver­
bleibenden, in einem Prüfungsverfahren der VA getroffenen Erledigungen 
betrafen Beschwerden, die sich als nicht berechtigt erwiesen oder anhän­
gige Verwaltungsverfahren zum Gegenstand hatten und in denen keine 
weiteren Maßnahmen der VA erforderlich waren. 

1.4 Öffentlichkeitsarbeit und internationale Kontakte 

8 

Die im Jahre 1979 begonnene wöchentliche TV -Sendung "Ein Fall für den 
Volksanwalt?" wurde auch im Berichtszeitraum fortgesetzt und insgesamt 
42 Sendungen ausgestrahlt. 

Auch die Hörfu~ksendereihe "Singerstraß.e 17" wurde im Bericht~zeitra~m 
fortgeführt und insgesamt 10 Sendungen in der Dauer V:~n 45 Minuten Je­
weils am erste Samstag des Monats von 10.05 Uhr auf O-Regional ausge­
strahlt. 

Darüber hinaus wurde auch in diesem Berichtszeitraum die Vortrags- und 
Publikationstätigkeit der VA im In- und Ausland fortgesetzt. 

Im Rahmen der internationalen Kontakte ist besonders hervorzuheben, daß 
in der Zeit vom 3. bis 5. Juni 1985 ein Symposium der europäischen Om­
budsmänner in Madrid stattfand, an dem die Volks anwälte Dipl.-Vw. Hel­
muth Josseck und Dr. Franz Bauer teilnahmen. Im Rahmen dieser Konfe­
renz wurden maßgebende Vorarbeiten, vor allem hinsichtlich der Themen­
steIlungen, für den ersten Europäischen Ombudsmann-Kongreß 1986 in 
Wien geleistet. 

Auf bilateraler Ebene wurde der Gedankenaustausch mit dem Petitionsaus­
schuß des deutschen Bundestages fortgesetzt, von dem eine Delegation in 
der Zeit vom 20. bis 25 . August 1985 die VA in Wien besuchte. 
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2 Allgemeine Anmerkungen, Hinweise und Schlußfolgerungen 
der VA 

2.1 Nachteile durch Informationsmängel 

Wie bereits im Achten Bericht der VA an den Nationalrat dargelegt, stellen 
auch im Berichtszeitraum Nachteile des einzelnen durch Informationsmän­
gel und durch mangelnde Servicebereitschaft der Verwaltung einen wesent­
lichen Schwerpunkt der Beschwerdeführung dar. 

In erster Linie betrifft dies das Gebiet der Sozialversicherung, da sich im 
Zuge der von der VA durchgeführten Prüfungsverfahren immer wieder er­
weist, daß die Informationstätigkeit, wie sie derzeit von den Trägern der 
Sozialversicherung durchgeführt wird, unzureichend ist. Daran vermag 
auch die Auflage allgemeiner"nformation~bro~chüren nichts zu ändern,.die 
den ratsuchenden Personen Irgendwann m die Hände kommen, da diese 
zwar generelle Informationen bieten, aber keineswegs geeignet sind, das in 
einem konkreten Anlaßfall gegebene Aufklärungsbedürfnis zu befriedigen. 
Es erscheint daher geboten, den durch die Kompliziertheit der Gesetzes­
lage überforderten Versicherten im Einzelfall konkret aufzuklären und zu 
beraten, wobei eine solche Beratungstätigkeit allerdings nur dann sinnvoll 
erscheint, wenn sie mit der gebotenen Sorgfalt und Sachkunde vorgenom­
men wird. Dies schon deshalb, um nicht - wie dies von der VA auch ver­
einzelt festgestellt werden muß - das bestehende Informationsdefizit in 
negativer Hinsicht noch durch Fehlinformationen zu verstärken. 

Ein ebenfalls sehr starkes Informationsbedürfnis besteht im Bereich der öf­
fentlichen Planung, wobei dieses Interesse nicht materienspezifisch orien­
tiert ist, sondern die gesamte Bandbreite der öffentlichen Verwaltung er­
faßt. Die Schwerpunkte der Beschwerdeführung liegen in diesem Bereich 
auf dem Gebiet der Bundesstraßenplanung, wobei die Beschwerdeführer re­
gelmäßig die über eine informelle Koordination nicht hinausgehende Mit­
wirkungsmöglichkeit am Planungsprozeß in Beschwerde ziehen, aber auch 
den Umstand, daß häufig Planungsprozesse überhaupt nicht transparent 
gemacht würden, sodaß eine zielführende und sachliche Auseinanderset­
zung über einzelne mögliche Planungsvarianten erschwert werde oder 
überhaupt nicht möglich sei. Im einzelnen wird in den Beschwerden dazu 
ausgeführt, daß zwar bei nahezu allen größeren Bundesstraßenbauvorha­
ben punktuelle Informationen gegeben würden, im Laufe des längeren Pla­
nungszeitraumes aber es immer schwieriger würde, sich als einzelner poten­
tiell Betroffener aktuelle Informationen über den Planungsstand zu be­
schaffen. Nur ein solcher Informationsfluß würde es aber gewährleisten, 
mögliche Dispositionen zu treffen, um den allfälligen Nachteilen vorzubeu­
gen, die bei der Realisierung eines geplanten Projektes in der Sphäre des 
einzelnen Betroffenen eintreten können. Die VA stellte in ihren Prüfungs­
verfahren wiederholt fest, daß es erst aufgrund ihres Einschreitens möglich 
war, den aktuellen Planungsstand und weitere Planungstendenzen festzu­
stellen, womit die Beschwerdeführer in die Lage versetzt wurden, ihre Dis­
positionen darauf auszurichten. 

Dazu kommt noch, daß bei nicht wenigen Bundesstraßenbauvorhaben Pla­
nungen bis zur Projektserstellung durchgeführt werden, in die im Rahmen 

9 
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10 

der informellen Koordinationsinstrumentarien des Bundesstraßengesetzes 
die Betroffenen miteingebunden werden, die Realisierung des Bauvorha­
bens in der Folge aber auf unbestimmte Zeit hinausgeschoben wird, wo­
durch ein für die wi rtschaftliche Verwertbarkeit eines Grundstückes oder 
einer Baulichkeit negativer Schwebezustand geschaffen wird, durch den 
eine nach den gesetzlichen Bestimmungen nicht entschädigungsfähige 
Wertminderung bei einer allfälligen Verwertung von Objekten eintritt. 

Darüber hinaus ist eine erhöhte Beschwerdesensibilität bei nahezu allen 
Großbauvorhaben festzustellen, die in nachhaltiger Weise in die natürli­
chen Lebensbedingungen eingreifen und für die im Regelfall kumulative 
Bewilligungstatbestände auf verschiedenen Gebieten des Verwaltungsrech­
tes gegeben sind. Ist es schon schwierig - wie am Beispiel der Bundesstra­
ßenplanung gezeigt wurde -, in einem Sachbereich als Betroffener die zur 
Wahrnehmung seiner Interessen erforderlichen Planungsvorstellungen zu 
erfahren, so potenziert sich diese Schwierigkeit bei Projekten, die der Be­
willigung durch mehrere Verwaltungsbehörden bedürfen und deren Pla­
nung mit verschiedenen Gebieten des Verwaltungsrechtes abzustimmen ist. 
Dabei ist es nicht von Bedeutung, ob das Vorhaben selbst im Rahmen der 
öffentlichen Verwaltung projektiert und ausgeführt werden soll oder ob ein 
privater Planungsträger in Erscheinung tritt. Das Informationsbedürfnis des 
einzelnen Betroffenen kann nämlich nur dann in geeigneter Weise befrie­
digt werden, wenn die bei der Planung eines solchen materienübergreifen­
den Projektes zu erarbeitenden Zielvorstellungen, die mit dem Projekt ver­
bundenen Eingriffe und die nachteiligen Auswirkungen auf die Umwelt 
und auf betroffene Anrainer im Hinblick auf die jeweils dafür notwendigen 
verwaltungs rechtlichen Bewilligungen zeitgerecht koordiniert werden kön­
nen und das Ergebnis dieses Prozesses ebenfalls zeitgerecht den Betroffe­
nen zugänglich gemacht wird. Obwohl in den einzelnen besonderen Ver­
waltungsvorschriften, wie beispielsweise im Wasserechtsgesetz oder im 
Forstgesetz, aber auch in den baurechtlichen und naturschutzrechtlichen 
Bestimmungen, Regelungen über die Verfahrenskonzentration enthalten 
sind, zeigt sich !.n der Praxis, daß diese vom Gesetz her aus verwaltungs­
ökonomischen Uberlegungen geforderte Verfahrenskonzentration in der 
Praxis häufig an der Aufsplitterung der Zuständigkeiten auf verschiedene 
Behörden verschiedener Organisationsstufen und am System des Amtssach­
verständigenwesens scheitert. Wenn nun der an sich in den gesetzlichen Be­
stimmungen vorgesehene Koordinations- und Abstimmungsmechanismus 
bereits im Bereich der Verwaltung auf nahezu unüberwindliche Hemmnisse 
stößt, so sind diese für den einzelnen Betroffenen umso größer, wenn er die 
möglichen nachteiligen Auswirkungen eines derartigen Großprojektes auf 
seine Interessenssphäre einer Bewertung unterziehen will. 

Die VA stellt im. Rahmen. ih~er Prüfungstätigkeit ab.er auch immer öfter 
fest, daß NachteIle für die emzelnen Betroffenen nicht nur durch man­
gelnde Information oder durch Fehlinformation eintreten, sondern durch 
nicht serviceorientierte Verhaltensweisen der öffentlichen Verwaltung be­
dingte, aber noch nachträglich behebbare Fehlleistungen von der Behörde 
auch dann nicht behoben werden, wenn sie so zeitgerecht davon Kenntnis 
erlangt, daß sie im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen eine solche Be­
hebung vornehmen könnte. Die Verwaltungsbehörden berufen sich in die­
sen Fällen in der Regel darauf, daß dem einzelnen kein Rechtsanspruch auf 
eine derartige Maßnahme zustehe, wenn ein Verfahren - und sei es auch 
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bei Unterlaufen eines Fehlverhaltens der Behörde - rechtskräftig abge­
schlossen sei. Bei einer solchen Betrachtungsweise wird übersehen, daß es 
dem Grundsatz des Legalitätsprinzips entspricht, nicht nur zu Lasten eines 
Betroffenen, sondern auch zu seinen Gunsten das den Verwaltungsbehör­
den eingeräumte Instrumentarium der amtswegigen Abänderung oder Auf­
hebung von Bescheiden sowie zur amtswegigen Wiederaufnahme von Ver­
hhren einzusetzen, auch wenn dies dem einzelnen selbst nicht mehr mög­
lich ist. 

Die VA hält aber nicht nur in diesen Fällen ein Einschreiten der Behörde 
für geboten, sie versteht das Gebot einer servicefreundlichen Verwaltung 
auch dahin gehend, daß Betroffene von der zuständigen Behörde auf alle 
ihnen aufgrund der Rechtslage zustehenden Möglichkeiten aufmerksam zu 
machen sind, um für sie sonst eintretende wirtschaftliche Nachteile abzu­
wehren oder doch zu mindern. So vertritt die VA die Auffassung, daß etwa 
ein Betroffener von den Finanzbehörden darauf hingewiesen werden 
müßte, daß aufgrund der Gesetzeslage eintretende Härten durch Gewäh­
rung einer Nachsicht gemindert werden können, wenn vom Betroffenen ein 
diesbezüglicher Antrag gestellt wird. Weiters hat die VA im Zuge zahlrei­
cher Prüfungsverhhren festgestellt, daß viele Steuerzahler nicht über die 
Erstattungsmöglichkeiten nach den Bestimmungen der Bundesabgabenord­
nung informiert sind, aber von der Finanzbehörde auch nicht auf ihre 
rechtlichen Möglichkeiten hingewiesen werden, sodaß sie oftmals unver­
schuldet finanziellen Schaden erleiden. 

2.2 Beeinträchtigung des Rechtsschutzes im Bereich der mittelbaren Bundesver­
waltung 

Wie die VA im Berichtszeitraum mehrfach feststellen mußte, kann es bei 
Gesetzesverletzungen durch Unterbehörden im Vollziehungsbereich der 
mittelbaren Bundesverwaltung für den Betroffenen dann zu einem Rechts­
schutzdefizit kommen, wenn er zwar mit seiner Rechtsansicht beim zustän­
digen obersten Organ durchdringt, die Unterbehörde jedoch nicht bereit 
ist, die Weisungen des sachlich zuständigen Bundesministers zu befolgen. 
In diesen Fällen kann zwar über den Umweg eines zeit- und kostenaufwen­
digen Amtshaftungs- bzw. Organhaftpflichtverfahrens die Abgeltung des 
dem Betroffenen erwachsenen Schadens erwirkt werden, keinesfalls aber 
wird durch derartige Verfahren der gesetzmäßige Zustand wiederherge­
stellt, um dessen Restitution es sich regelmäßig beim Anliegen des Betroffe­
nen handelt. 

Auch das in Art. 142 B-VG vorgesehene staatsrechtliche Verfahren bietet in 
dieser Hinsicht keinen Ansatz für eine vollständige Klaglosstellung des Be­
troffenen, da damit nur die verfassungsrechtliche Verantwortlichkeit des 
mit der Führung der Geschäfte der mittelbaren Bundesverwaltung in den 
Ländern betrauten Organs aktualisiert wird. 

Wenn daher etwa, wie im gegenständlichen Bericht im Besonderen Teil un­
ter 2.1 ausgeführt, gesetzwidrig ein Tierarzt als Fleischuntersuchungsorgan 
abberufen wird oder wenn - wie im Fall 2.8 im Besonderen Teil darge­
stellt - im Rahmen der Auftragsverwaltung eine Projektskorrektur beim 
Bundesstraßenbau entgegen der Weisung des Bundesministers für Bauten 
und Technik nicht vorgenommen wird, so steht dem Betroffenen nach der 
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derzeitigen Gesetzeslage kein Instrument zur Verfügung, das es ihm er­
laubt, auf die Herstellung des rechtmäßigen Zustandes zu dringen. Die ge­
genständliche Problematik tritt auch bei Prüfungsverfahren der VA im Be­
reich des Bundesministeriums für Handel, Gewerbe und Industrie in Er­
scheinung. 

Nach Ansicht der VA erscheint daher die Anregung geboten, dieses im Be­
reich der mittelbaren Bundesverwaltung auftretende Rechtsschutzdefizit 
für den einzelnen durch geeignete Maßnahmen auf der Ebene der Gesetz­
gebung zu beheben. 

2.3 Säumige Durchführung von Verfahren 

12 

Die VA hat in ihren Berichten an den Nationalrat bereits mehrmals darge­
le.gt, daß Verfahren ohne sachliche Notwendigkeit über .länge~e Zeiträ~me 
hIn verschleppt würden, wodurch den Verfahrensparteien wirtschaftliche 
Nachteile entstehen können. Diese grundSätzlichen Ausführungen treffen 
auch für den Berichtszeitraum zu, in dem aufgrund von Prüfungsverfahren 
ebenfalls festzuhalten ist, daß sowohl Gerichtsverfahren als auch Verwal­
tungsverfahren über Gebühr lange dauern. Neben den in früheren Berich­
ten der VA aufgezeigten Ursachen, die für eine lange Verfahrensdauer 
maßgebend sein können, zeigt es sich, daß sowohl im Bereich der Gerichts­
barkeit als auch im Bereich der Verwaltung Verfahren zunehmend deshalb 
über Gebühr verzögert werden, weil die in Verfahren herangezogenen 
Sachverständigen mit der Gutachtenserstellung säumig bleiben. Da die Be­
stellung eines anderen Sachverständigen erfahrungsgemäß annähernd 
gleich zeitaufwendig ist wie das Abwarten der Erfüllung des ersten Auftra­
ges bzw. in manchen Bereichen wegen der begrenzten Zahl der Sachver­
ständigen kaum möglich ist, bedarf es anderer Maßnahmen organisatori­
scher Art bzw. Maßnahmen der Gesetzgebung, um Verfahrensverzögerun­
gen durch die Säumnis der im Verfahren bestellten Sachverständigen hint­
anzuhalten. Von diesen Fällen zu trennen sind jene, in denen die Verfah­
rensverzögerung einer mangelnden Verhandlungsvorbereitung zuzuschrei­
ben ist. Wie die VA mehrfach feststellen mußte, bestehen bisweilen bei dem 
mit der Durchführung eines Verfahrens betrauten Verwaltungsorgan auch 
Unklarheiten darüber, welche Sachverständigen diesem Verfahren beizu­
ziehen bzw. um eine Gutachtenserstellung zu ersuchen sind. Hän!St ~iese 
Frage von anderen Sachverständigengutachten ab, so müssen - bel zeItge­
rechter Gutachtenserstellung - die damit verbundenen Nachteile, daß ein­
zelne Sachverständige erst zu einem späteren Zeitpunkt in das Verfahren 
eingebunden werden, in Kauf genommen werden. Es gibt aber auch Fälle, 
in denen nach der Natur des Verhandlungsgegenstandes jedenfalls beizu­
ziehende Sachverständige infolge mangelhafter Verhandlungsvorbereitung 
erst zu einem wesentlich späteren Zeitpunkt beigezogen werden, wodurch 
ebenfalls zeitliche Verschiebungen im Verfahrensablauf eintreten können. 
In diesen Fällen fällt die Versäumnis aber der Verwaltungsbehörde zur 
Last. Um daher Verfahrensverzögerungen dieser Art von vornherein auszu­
schalten, scheint es der VA angezeigt, die gegenständliche Problematik im 
Wege eines Runderlasses aufzuzeigen und auf das Erfordernis einer gewis­
senhaften Verhandlungsvorbereitung mit Nachdruck hinzuweisen. 

Ein Gebiet, auf dem ebenfalls Verfahrensverzögerungen auftreten, ist jenes 
des Dienst- und Besoldungsrechtes der öffentlich Bediensteten. Bedingt 
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durch Mitkompetenzen des Bundeskanzleramtes und des Bundesministe­
riums für Finanzen kommt es in diesem Bereich des öfteren zu Verfahrens­
abläufen, die von ihrer Dauer her gesehen dem Betroffenen nicht zugemu­
tet werden können. Auch widerspricht es der dem öffentlichen Dienstgeber 
auferlegten Fürsorgepflicht etwa Anträge auf Fes~setzung von ~ebe~ge­
bühren erst nach zehn oder mehr Jahren zu entscheiden oder für die Mitbe­
fassung des Bundeskanzleramtes in einer dienstrechtlichen Angelegenheit 
einen Zeitraum von fünfzehn Monaten in Anspruch zu nehmen. Im Hin­
blick darauf, daß in weiten Bereichen der öffentlichen Verwaltung die An­
gelegenheiten des Dienst- und Besoldungsrechtes unter Heranziehung 
elektronischer Datenverarbei~ungsanlag,~n erfolgt und der VA ir:nmer wie­
der Fälle bekannt werden, 10 denen Ubergenüsse sofort heremgebracht 
werden, erscheint es der VA nicht vertretbar, daß bei den einem einzelnen 
Bediensteten zustehenden Ansprüchen Verfahren bisweilen solange anhän­
gig sind, daß deren Erledigung erst zu einem Zeitpunkt erfolgt, in dem der 
Beamte bereits in den Ruhestand getreten ist. Die VA regt daher an, durch 
verwaltungsorganisatorische Maßnahmen auf eine zumutbare Dauer derar­
tiger Verfahren hinzuwirken. 

Wie in den vergangenen Berichten wurde auch im Berichtszeitraum wieder­
holt der Umstand in Beschwerde gezogen, daß aufgrund von Anzeigen Be­
troffener an die zuständigen Verwaltungs behörden dargelegte Mißstände 
entweder verzögert od~r überhaupt nicht behandelt werden und seitens. der 
Behörde auch dann keme Maßnahmen zur Herstellung des gesetzmäßigen 
Zustandes in die Wege geleitet werden, wenn dies aufgrund der Gesetzes­
lage zu dem von Amts wegen wahrzunehmenden Pflichtenkreis der Behör­
den gehört. Die VA hat sich bereits in ihrem Achten Bericht an den Natio­
nalrat sehr ausführlich mit dieser Frage beschäftigt und vor allem jene 
nachteiligen Wirkungen angeführt, die dem einzelnen Betroffenen entste­
hen können. Sie sieht sich im Hinblick darauf, daß auch im Berichtszeit­
raum nicht wenige der Beschwerden eine derartige Behördensäumnis zum 
Gegenstand hatte, veranlaßt, nochmals auf die im verfassungsrechtlich ver­
ankerten Legalitätsprinzip .begründete V eq~flichtu~g der Verwaltungsbe­
hörden zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben hmzuweisen. Dazu gehört auch, 
daß die in ~inem rechtskräftig abgesch.los~enen V ~rwaltungsverfahren ver­
fügten Bed10gungen und Auflagen penodisch dahmgehend überprüft wer­
den, ob ihre Einhaltung durch den Verpflichteten erfolgt. Eine derartige 
periodische Kontrolle erscheint umso notwendiger, als der in den einzelnen 
Verwaltungsvorschriften regelmäßig für die Nich.teinha~tung. derarti~er 
Auflagen vo.r:gesehene Strafrahmen Strafsätze vorSieht, die bei den wirt­
schaftlichen Uberlegungen eines Unternehmens häufig bereits einkalkuliert 
werden, sodaß beim einzelnen Betroffenen nicht zu Unrecht der Eindruck 
entstehen kann, daß Rechtsverletzungen und die Unterlassung der Herstel­
lung des rechtmäßigen Zustandes durch Einsatz finanzieller Mittel "legali­
siert" werden könnten. 

2.4 Eingeschränkte Empfehlungsmöglichkeiten im Bereich der Selbstverwal­
tung 

Wie die VA bereits in ihrem Achten Bericht an den Nationalrat ausgeführt 
hat, ist die Möglichkeit, bei der Feststellung von Mißständen im Bereich 
der Verwaltung Empfehlungen an die obersten Organe zu erteilen, im Be­
reich der Selbstverwaltung durch das Aufsichtsrecht begrenzt, da sinnvoll-
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erweise Empfehlungen an die obersten Organe der Verwaltung, die auch 
die Aufsicht über die Selbstverwaltungseinrichtungen ausüben, nur in jenen 
F~llen zu. geben sind, in de.nen mit den Mitteln des Aufsichtsrechte~ durch 
die AufsIchtsbehörde Abhilfe geschaffen werden kann. Im Bereich der 
Selbstverwaltung kommt es daher - wie dies auch der Verfassungsdienst 
des Bundeskanzleramtes in einer von der VA eingeholten Stellungnahme 
zum Ausdruck gebracht hat - zu einer Divergenz zwischen der Prüfungs­
und Empfehlungsmöglichkeit der VA. Während nämlich die VA auch im 
Bereich der Selbstverwaltung hinsichtlich ihrer Prüfungskompetenz keinen 
Einschränkungen unterliegt, kann die von Verfassungs wegen gegenüber 
den obersten Organen der Verwaltung begründete Empfehlungsmöglich­
keit nur dort eingesetzt werden, wo diesen obersten Organen Aufsichtsbe­
fugnisse hinsichtlich der Selbstverwaltung eingeräumt sind. Eine unmittel­
bare Empfehlungsmöglichkeit an Organe der Selbstverwaltung besteht 
nach der derzeitigen Gesetzeslage nicht. 

Die bestehende Rechtslage führt daher dazu, daß im Bereich der Sozialver­
sicherung, aber auch bei der Wahrnehmung der den Gemeinden vom Bund 
in den eigenen Wirkungsbereich übertragenen Aufgaben der VA zwar eine 
Prüfungs befugnis zusteht, die sie auch zur Feststellung von Mißständen le­
gitimiert, daß ihr aber in diesen Fällen selbst das ohnedies nicht mit Ein­
griffscharakter ausgestattete Instrumentarium der Empfehlung nicht von 
vornherein zukommt, sondern nur über das Aufsichtsrecht der staatlichen 
Verwaltung aktualisiert werden kann. Die VA regt daher nochmals an, die 
Frage einer unmittelbaren Empfehlungsmöglichkeit gegenüber den Orga­
nen der Selbstverwaltung zu überlegen, zumal nach dem Vorarlberger Lan­
des-Verfassungsgesetz vom 31. Mai 1985, LG-Nr.29, dem Vorarlberger 
Landesvolksanwalt eine unmittelbare Empfehlungsmöglichkeit gegenüber 
den obersten Organen der Gemeinde in Angelegenheiten des eigenen Wir­
kungsbereiches eingeräumt ist. 

2.5 Mangelnde Behebbarkeit rechtswidriger Verwaltungsstraferkenntnisse 

14 

Die VA hat bereits in mehreren Berichten an den Nationalrat, zuletzt in ih­
rem Achten Bericht, darauf hingewiesen, daß § 24 VStG eine Anwendung 
des § 68 A VG über die Aufhebung, Abänderung oder Nichtigerklärung von 
im Verwaltungsstrafverfahren erlassenen Straferkenntnissen ausschließt 
und diese somit auch dann, wenn sie rechtswidrig sind, nicht aufgehoben 
werden können, vollstreckbar sind und auch bei der Strafbemessung im 
Wiederholungsfall heranzuziehen wären. 

Auch die nunmehr in parlamentarischer Behandlung stehende Regierungs­
vorlage zum ~StG, ~17 der B.eilager:t zu.~en Stenographische!1 Protokollen 
des Nr. GP, sieht diesbezüglich keille Anderung vor, wobei von der VA 
darauf hingewiesen wird, daß auch eine andere Möglichkeit für eine Kom­
pensation der durch die Nichtanwendbarkeit der Regelungen des § 68 
A VG im Verwaltungsstrafverfahren gegebenen Rechtssituation derzeit 
nicht besteht, weil es auch an Bestimmungen über das Gnadenrecht in Ver­
waltungsstrafsachen mangelt. 

Ähnlich wie im Bereich der Selbstverwaltung tritt daher auch im Bereich 
d~s V erwaltung~strafrechtes ein.e I?ivergenz zwischen der ~rüfungsbefug­
lllS der VA und Ihrer grundsätzlich In Art. 148 c B-VG normierten Empfeh-
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lungsmäglichkeit auf, da in diesen Fällen ebenfalls eine volle Prüfungsbe­
fugnis der VA besteht, ihr auch die Kompetenz zur Feststellung von Miß­
ständen zukommt, die zur Behebung festgestellter Mißstände aber sonst ge­
gebene Empfehlungsmäglichkeit aufgrund der bestehenden Rechtslage 
nicht zum Einsatz gelangt. Die VA regt daher neuerlich an, durch entspre­
chende legislative Maßnahmen eine Behebbarkeit rechtswidrig erlassener 
Strafkenntnisse zu ermäglichen. 

2.6 Legislative Anregungen der VA 

Im Anschluß an die Ausführungen der VA im Achten Bericht an den N atio­
nalrat wird berichtet, daß in der Zwischenzeit die in den bisherigen Berich­
ten der VA enthaltenen legislativen Anregungen erfaßt und vom Kanzler­
amtsminister Dr. Läschnak den einzelnen Ressorts zur Stellungnahme 
übermittelt wurden. Aufgrund der Ressortstellungnahmen wurde sodann 
im Bundeskanzleramt eine Auflistung der legislativen Anregungen der VA 
mit einer Zuweisung in die Gruppen A, B oder C vorgenommen. In der 
Gruppe A wurden jene Anregungen erfaßt, denen bereits Rechnung getra­
gen wurde, in ~.er Gruppe B jene Anregungen, hinsichtlich deren Realisie­
rung derzeit Uberlegungen angestellt würden, und in der Gruppe C 
schließlich jene Anregungen, bezüglich derer derzeit keine legistischen 
oder sonstigen Maßnahmen in Aussicht genommen sind. Diese Grundlage 
wurde der VA am 30. April 1986 zur Verfügung gestellt und vereinbart, 
daß hinsichtlic.h der in den Gruppen Bund Cerfaßten Anregung;en weitere 
Gespräche ZWIschen der VA und dem Bundeskanzleramt stattfinden wer­
den, aufgrund derer dann ein abschließender Bericht erarbeitet werden 
kann. Die Vorlage dieser zusammenfassenden Auswertung ist für den 
nächsten Bericht der VA an den Nationalrat in Aussicht genommen. 

15 
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BESONDERER TEIL 
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Aufgabenbereich der Volks anwältin Franziska Fast: 

Der V olks:tnwältin Fr:tnziska Fast oblagen: 

Die Aufgaben der VA, die ihrem sachlichen Inh:tlt nach in den Wirkungs­
bereich nachstehender Bundesministerien fallen: 

Bundeskanzleramt; 

Bundesministerium für Gesundheit und Umweltschutz; 

Bundesministerium für soziale Verwaltung; 

Bundesministerium für öffentliche Wirtschaft und Verkehr; 

Bundesministerium für Familie, Jugend und Konsumentenschutz. 

1 Bundeskanzleramt 

Allgemeines 

Im J:thre 1985 wurden bei der VA 25 Beschwerden vorgebracht, die dem 
Vollziehungsbereich des Bundeskanzleramtes zugeordnet wurden. 

Wie schon bisher standen Beschwerden über grundsätzliche Angelegenhei­
ten des Dienst- und Besoldungsrechtes der Bundesbediensteten im Vorder­
grund. Auch das Datenschutzgesetz betreffend kam es zu Beschwerden 
bzw. Anfragen. 

Wiederholt stellte die VA im Prüfungsverfahren fest, daß - siehe zB Ein­
zelfall 1.2 - die Entscheidungspflicht verletzt wurde, oder bei der Abgabe 
von gesetzlich vorgesehenen Stellungnahmen des Bundesk:tnzleramtes bei 
dienst- oder besoldungsrechtlichen Entscheidungen anderer Ressorts unge­
rechtfertigte Verzögerungen auftraten. So führten drei Beamte der Post­
und Telegraphenverwaltung Beschwerde bei der VA, daß von ihrer Dienst­
behörde über ihre Anträge auf Gewährung einer Zulage gemäß § 20 d Ge­
haltsgesetz 1956 nicht entschieden werde. Diese im Bereich des Bundesmi­
nisteriums für öffentliche Wirtschaft und Verkehr behandelten Beschwer­
den mußten insofern als berechtigt angesehen werden, als die von der Ge­
neraldirektion für die Post- und Telegraphenverwaltung erbetene Stellung­
nahme des Bundeskanzleramtes erst nach ca. 15 Monaten - nach Ein­
schreiten der VA - erging. Wie vom damaligen Staatssekretär und jetzi­
gen Bundesminister im Bundeskanzleramt, Dr. Franz Löschnak, dazu aus· 
geführt wurde, sei die lange Dauer auf die grundsätzliche Bedeutung der 
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Anlaßfälle und die erforderliche Koordination mit der Kärntner Landesre­
gierung zurückzuführen. Da von der Generaldirektion für die Post- und 
Telegraphenverwaltung nach Vorliegen der Stellungnahme des Bundes­
kanzleramtes unverzüglich entschieden wurde, konnte der Beschwerde­
grund als behoben betrachtet werden. 

Einzelfälle 

1.1 Vertrieb von außer Kraft getretenen Formularen - Ablel;mung des Umtau­
sches 
VA 6 - BKA/85 

H. P. aus Göstling führte bei der VA Beschwerde darüber, daß die Formu­
lare für die Anmeldung von Kraftfahrzeugen kurzfristig neu aufgelegt wor­
den seien. Da er als Versicherungsvertreter kurz vorher eine größere An­
zahl der nun nicht me.~r geltenden Formulare gekauft habe, und auch der 
Umtausch durch die Osterreichische Staatsdruckerei abgelehnt werde, sei 
ihm ein finanzieller Schaden erwachsen. 

Wie die Prüfung durch die VA ergab, waren mit der 15. Novelle zur Kraft­
fahrgesetz-Durchführungsverordnung, BGBl. Nr. 69/1985, neue Antrags­
formulare eingeführt worden, ohne gleichzeitig eine Ubergangsfrist für den 
Aufbrauch der alten Formulare festzusetze!}. Laut Stellungnahme des Bun­
deskanzleramtes sei dieses Fehlen .. einer ~b~rgangsbe~ti~mung offenbar 
darauf zurückzuführen, daß das Osterrelchlsche Statistische Zentral amt 
sich geweigert hatte, eine parallele Verarbeitung alter und neuer Formulare 
zu veranlassen. Nunmehr habe man den - allerdings zeitlich limitierten -
Aufbrauch der alten Formulare zugesichert. Das Bundesministerium für öf­
fentliche Wirtschaft und Verkehr habe diese Entscheidung mittels Rund­
schreiben allen Landeshauptmännern mitgeteilt und es den Landeshaupt­
männern anheim gestellt, den Aufbrauch der alten Formulare bis 1. Juli 
1985 zuzulassen. 

Durch diese Maßnahme wurde dem betroffenen Personenkreis die Mög­
lichkeit eröffnet, die vom Verlag gekauften Formulare aufzubrauchen. Da 
der "Grund für die - berechtigte - Beschwerde somit behoben war, waren 
weitere Veranlassungen durch die VA nicht notwendig. 

1.2 Datenschutzkommission - Jahrelange Nichtbehandlung einer Beschwerde 
VA 15 - BKA/85 

20 

J. P. aus Wien führte in seiner bei der VA vorgebrachten Beschwerde aus, 
daß er anläßlich der Geburt seines Kindes im Jahre 1981 eine Reihe von 
schriftlic~en und telefonischen Glückwü~schen und verschiedene Angebote 
von Verslcherungsunternehmungen sowle Vermögensberatungen erhalten 
habe. Dies, obwohl er keiner dieser Institutionen seine Adresse oder die 
Geheimnummer seines Telefonanschlusses bekanntgegeben habe. Aufgrund 
einer Anfrage habe er von einem der Versicherungsunternehmen die Aus­
kunft erhalten, daß die Daten hinsichtlich seiner Person vom zuständigen 
Standesamt bezogen worden seien. Jedenfalls habe er sich in seinem 
Grundrecht auf Datenschutz verletzt gefühlt, sodaß er am 27. Mai 1982 
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Beschwerde bei der Datenschutzkommission erhoben habe. Nunmehr 
schreibe man den 10. Juli 1985, und die Datenschutzkommission habe in 
dieser Angelegenheit noch immer keine Entscheidung getroffen. In der 
Säumigkeit der Datenschutzkommission sehe er einen Mißstand in der 
Verwaltung. 

Die VA stellte im Prüfungsverfahren fest, daß das Beschwerdevorbringen 
den Tatsachen entsprach. Der im Prüfungsverfahren der VA um Stellung­
nahme gebetene Staatsse~retär (nunmehr ~un~esminister). im Bundeskanz­
leramt führte zu der vorliegenden SäumnIs bel der Erledigung der gegen­
ständlichen Beschwerde aus, daß die Verzögerung durch ein bedauerliches 
Versehen im Datenschutzbüro entstanden sei. Im Zuge der Aufhebung der 
Dienstzuteilung einer Bediensteten sei die gegenständliche Beschwerde kei­
nem neuen Bediensteten zugewiesen worden. Aufgrund des Einschreitens 
der VA sei man auf dieses Versehen aufmerksam geworden; nunmehr habe 
die Datenschutzkomm!ssion in i~rer Sitzung vom 25. September 1985 die 
Beschwerde des J. P. einer Erledigung zugeführt. 

Von der VA war der bei ihr eingebrachten Beschwerde jedenfalls die Be­
rechtigung zuzuerkennen. Mit der noch im Zuge des Prüfungsverfahrens 
erfolgten Erledigung war auch der Beschwerdegrund behoben. 

2 Bundesministerium für Gesundheit und Umweltschutz 

Allgemeines 

31 Beschwerden betrafen im Jahr 1985 den Vollziehungsbereich des Bun­
desministers für Gesundheit und Umweltschutz. 

Ein Schwerpunkt der Beschwerdeführung lag - wie auch schon in frühe­
ren Berichtszeiträumen - bei den Problemen im Zusammenhang mit der 
Erteilung bzw. Nichterteilung von Apothekenkonzessionen. Zum einen 
wandten sich die Konzessionswerber selbst, die in einer allfälligen Ableh­
nung ihres Antrages einen Mißstand in der V erwaltu~g sahen, an die VA, 
zum anderen waren es die hausapothekenführenden Arzte, welche sich im 
Falle der Errichtung bzw. Bewilligung einer öffentlichen Apotheke benach­
teiligt fühlten. Im Zuge des Prüfungsverfahrens stellte sich jedoch in allen 
Fällen heraus, daß die in Beschwerde gezogenen Entscheidungen der Ge­
setzeslage entsprachen, auch wenn die durch die Konzessionserteilungen 
veränderten Verhältnisse - hier spielen besonders Wettbewerbsüberlegun­
gen eine Rolle - subjektiv als Härte empfunden werden können. Die glei­
che Problematik besteht auch in jenen Fällen, in denen bei der Schaffung 
einer neuen Arztpraxis die Bewilligung einer - von den Gemeindevertre­
tern meist versprochenen - ärztlichen Hausapotheke abgelehnt wird. 
Wenn, wie es in ländlichen Gebieten häufig der Fall ist, die anderen im Ge­
biet niedergelassenen Arzte über Hausapotheken verfügen, ist eine be­
trächtliche Wettbewerbsverzerrung evident. Daß diese Wettbewerbsverzer­
rung die Startbedingungen erheblich erschwert und für den neu niederge­
lassenen Arzt sogar eine Existenzgefährdung darstellen kann, steht außer 
Zweifel. Ist es doch naheliegend, daß die Bevölkerung lieber einen Arzt 
aufsucht, bei dem die verschriebenen Medikamente gleich mitgenommen 
werden können und der zusätzliche Weg zur Apotheke erspart bleibt. 
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Besonders hinzuweisen ist auf jenen Beschwerdefall (siehe auch Einzel­
fall 2.1), der eine gesetzwidrige Abberufung eines Tierarztes als Fleischun­
tersuchungsorgan in Vorarlberg zum Gegenstand hat. Der Fall zeigt, daß 
bei Gesetzesverletzungen durch Unterbehörden im Bereich der mittelbaren 
Bundesverwaltung für den Betroffenen ein Rechtsschutzdefizit eintreten 
kann. Eine Verschlechterung der Rechtsverfolgungsposition ist nämlich si­
cher gegeben, wenn der Betroffene zwar mit seiner Rechtsansicht beim zu­
ständigen obersten Organ (Bundesminister) durchdringt, die Unterbehörde 
jedoch nicht bereit ist, die Weisungen der Oberbehörde zu befolgen. Der in 
einem Rechtsstaat gebührende Rechtsschutz kann diesfalls nur über den 
komplizierten Umweg eines Amtshaftungs- bzw. Organhaftpflichtverfah­
rens verwirklicht werden; wobei noch zu berücksichtigen ist, daß durch 
derartige Verfahren keinesfalls der gesetzmäßige Zustand wiederhergestellt 
wird - ein an sich legitimes Anliegen des Betroffenen -, sondern lediglich 
eine Ersatzlösung (Schadenersatz) zu erreichen ist. Da die gegenständliche 
Problematik bei Prüfungsverfahren der VA, insbesondere im Bereich des 
Bundesministeriums für Handel, Gewerbe und Industrie, häufiger in Er­
scheinung tritt, sieht sich die VA veranlaßt, den Gesetzgeber darauf auf­
merksam zu machen. 

Einzelfälle 

2.1 Gesetzwidriger Widerruf der Bestellung eines Tierarztes zum Fleischunter­
suchungsorgan 

22 

VA 26 - GU/85 

Dr. B. F. aus Höchst brachte bei der VA folgende Beschwerde vor: 

Mit Verfügung des Landeshauptmannes von Vorarlberg vom 20. Dezember 
1983 sei er gemäß §§ 4 Abs. 2 und 6 Abs. 1 Fleischuntersuchungsgesetz, 
BGBl. Nr. 52211982, mit Wirkung vom 1. Jänner 1984 bis auf jederzeitigen 
Widerruf zum Fleischuntersuchungsorgan für den Bereich der Gemeinde L. 
bestellt worden. Da eine Bestellung "auf jederzeitigen Widerruf" im 
Fleischuntersuchungsgesetz nicht vorgesehen sei, habe er diesen Zusatz mit 
Schreiben vom 20. Mai 1984 beeinsprucht und die ordnungsgemäße Bestel­
lung im Sinne des Fleischuntersuchungsgesetzes beantragt. Da dieses 
Schreiben unbeantwortet geblieben sei, habe er sich mit Schreiben vom 
9. Juli 1984 an das Bundesministerium für Gesundheit und Umweltschutz 
gewandt. Das Bundesministerium habe die Rechtsauffassung vertreten, die 
Bestellung eines Tierarztes zum Fleischuntersuchungsorgan stelle einen pri­
vatrechtlichen Vertrag sui generis dar. Das Schreiben des Amtes der Vor­
arlberger Landesregierung vom 20. Dezember 1983 sei daher nicht als Be­
scheid zu werten. Da die maßgebliche Bestimmung des Fleischuntersu­
chungsgesetzes eine befristete Bestellung von Fleischuntersuchungsorganen 
nicht vorsehe, sei die Verfügung des Landeshauptmannes von Vorarlberg 
vom 20. Dezember 1983 insoweit als gesetzwidrig aufgehoben worden, als 
die Bestellung lediglich auf jederzeitigen Widerruf erfolgte. Trotz der nach 
Vorliegen des Schreibens des Bundesministeriums für Gesundheit und Um­
weltschutz vom 10. Oktober 1984 eindeutigen Rechtslage habe das Amt 
der Vorarlberger Landesregierung weiterhin das ursprüngliche Ziel ver­
folgt, ihn seiner Aufgabe zu entheben und an seiner Stelle Dr. R. K. zum 
Fleischuntersuchungstierarzt zu bestellen, der seine Niederlassung in der 
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Gemeinde L. von dieser Bestellung abhängig gemacht hatte. Mit Bescheid 
des Amtes der Vorarlberger Landesregierung vom 21. Dezember 1984 sei 
seine (des Beschwerdeführers) Bestellung widerrufen worden. Gegen die­
sen Bescheid habe er fristgerecht Berufung erhoben und nach Ablauf von 
rund fünf Monaten anläßlich eines Telefonates mit dem Bundesministerium 
für Gesundheit und Umweltschutz erfahren, daß das Ministerium nicht die 
Absicht habe, über diese Berufung zu entscheiden, da - wie schon seiner­
zeit ausgeführt - bei der Bestellung zum Fleischuntersuchungsorgan ein 
privatrechtlicher Vertrag sui generis vorliege, der nicht mit Bescheid wider­
rufen werden könne. Während also die Vorarlberger Landesregierung die 
verbindliche Rechtsauffassung der Oberbehörde mißachtet habe und entge­
gen den ein~eutigen Bestimmungen des Fleisch~n~ers~chungsgesetzes vo~­
gegangen sei, stelle das Verhalten des BundesmlOlStenums für Gesundheit 
und Umweltschutz, das eine Berufungsentscheidung schlichtweg ablehne, 
eine Rechtsverweigerung dar. Darin erblicke er einen Mißstand, gegen wel­
chen die VA mit den im Gesetz vorgesehenen Empfehlungen vorgehen 
möge. 

Zu diesem Beschwerdevorbringen nahm der Bundesminister für Gesundheit 
und Umweltschutz im Prüfungsverfahren der VA wie folgt Stellung: 

Aufgrund einer vom Beschwerdeführer eingebrachten Aufsichtsbeschwerde 
sei vom Bundesministerium für Gesundheit und Umweltschutz die Verfü­
gung des Landeshauptmannes von Vorarlberg vom 20. Dezember 1983, so­
weit demnach der Beschwerdeführer die Schlachttier- und Fleischuntersu­
chung mit Wirkung vom 1. Jänner 1984 im Bereich der Gemeinde L. "bis 
auf jederzeitigen Widerruf" durchzuführen habe, als gesetzwidrig aufgeho­
ben und der Landeshauptmann von Vorarlberg angewiesen worden, die ge­
troffene Verfügung dahin gehend abzuändern, daß die Worte "bis auf je­
derzeitigen Widerruf" zu entfallen haben. Entgegen der erteilten Weisung 
sei mit Bescheid des Landeshauptmannes von Vorarlberg vom 17. Dezem­
ber 1984 die Bestellung des Beschwerdeführers zum Fleischuntersuchungs­
tierarzt in der Gemeinde L. mit Wirkung vom 31. Dezember 1984 widerru­
fen worden. In der Begründung sei ausgeführt worden, daß sich der Be­
schwerdeführer damit einverstanden erklärt habe, daß seine Bestellung bei 
Niederlassung des Tierarztes Dr. K. in L. widerrufen werde, und diese Er­
klärung einem Verzicht auf die Ausübung der Fleischuntersuchung im 
Sinne des § 6 Abs. 3 Zif. 2 des Fleischuntersuchungsgesetzes gleichkomme. 
Wie aus der Aktenlage hervorgehe, habe der Beschwerdeführer niemals 
eine derartige schriftliche Einverständnis- bzw. Verzichtserklärung abgege­
ben. Da die Empfehlung von Fleischuntersuchungsorganen nur aus den im 
§ 6 Abs. 3 des Fleischuntersuchungsgesetzes taxativ aufgezählten Gründen 
erfolgen könne, sei der zitierte Bescheid des Landeshauptmannes von Vor­
arlberg gesetzwidrig. Die gleichzeitig mit diesem Bescheid erfolgte Bestel­
lung von Tierarzt Dr. K. als Fleischuntersuchungstierarzt in der Gemeinde 
L. ab l. Jänner 1985 auf die Dauer von fünf Jahren sei ebenfalls gesetzwid­
rig. Dies ergebe sich aus den Bestimmungen der §§ 4 Abs. 2 und 6 Abs. 3 
des Fleischuntersuchungsgesetzes, die weder eine befristete noch eine Ent­
hebung von Fleischuntersuchungsorganen aus anderen als im § 6 Abs. 3 ta­
xativ aufgezählten Gründen vorsehen. Da es sich beim gegenständlichen 
Verwaltungsakt des "Amtlichen Beauftragten" dem Inhalt nach um einen 
privatrechtlichen Vertrag handle, sei auch die Vornahme der Bestellung 
durch Bescheid nach dem Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetz ver­
fehlt. 

23 
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In Erledigung der genannten. Aufsichtsb~schwerde sei der. ~and.eshaupt­
mann von Vorarlberg über die nach Ansicht des BundesmmJStenums für 
Gesundheit und Umweltschutz bestehende Rechtslage in Kenntnis gesetzt, 
in der Folge jedoch weisungswidrig eine andere Entscheidung getroffen 
worden. Das Bundesministerium für Gesundheit und Umweltschutz habe 
daher zu d~n in der gleichen Angelegenheit vom Beschwerdeführer gegen­
über der Fmanzprokuratur geltend gemachten Ersatzanspruch nach dem 
Amtshaftungsgesetz festgestellt, der Ersatzanspruch möge dem Grunde 
nach anerkannt und gemäß § 3 Abs. 1 des Amtshaftungsgesetzes vom 
schuldtragenden Beamten der Vorarlberger Landesregierung, der (wie aus 
der Aktenlage hervorgeht, mit voller Absicht) die Rechtsverletzung began­
gen habe, der Rückersatz des entstandenen Schadens begehrt werden. Je­
denfalls sei es nicht zutreffend, wenn der Beschwerdeführer gegen das Bun­
desministerium für Gesundheit und Umweltschutz den Vorwurf einer 
Rechtsverweigerung erhebe. 

Bei der gegebenen Sach- ';lnd. Rechtslage mußte die YA .das gegenständli­
che Prüfungsverfahren mit emer entsprechenden Mitteilung an den Be­
schwerdeführer abschließen, da eine Veranlassung im Sinne des Beschwer­
deführers, das heißt Realisierung der vom Beschwerdeführer angesproche­
nen Empfehlung an das zuständige oberste Organ (Bundesminister für Ge­
sundheit und Umweltschutz), offensichtlich ins Leere gehen muß. Wie 
nämlich der Stellungnahme des Bundesministers für Gesundheit und Um­
weltschutz im Prüfungsverfahren der VA zu entnehmen war, wurden vom 
Bundesminister die ihm gesetzlich eingeräumten Möglichkeiten zur Her­
stellung des geSetzmäßigen Zustandes, nämlich entsprechende Weisungen 
an die Unterbehörde, ausgeschöpft und darüber hinaus der vom Beschwer­
deführer geltend gemachte Amtshaftungsanspruch anerkannt. Die Tatsa­
che, daß die untergeordnete Behörde, im konkreten Fall der Landeshaupt­
mann von Vorarlberg, die erteilten Weisungen nicht befolgt, ist nicht vom 
zuständigen Bundesminister zu verantworten. Vielmehr handelt es sich hier 
um eine spezifische Problematik der mittelbaren Bundesverwaltung, welche 
für die Betroffenen ein bedauerliches Rechtsschutzdefizit nach sich zieht 
(siehe auch allgemeine Ausführungen zu diesem Ressort). 

2.2 LebensmittelkontroUe - Entschädigungsanspruch für Probe entnahmen 
VA 37 - GU/85 

24 

1. K. aus St. Veit/Glan, Pächterin einer Cafe-Konditorei, brachte bei der 
VA vor, daß anläßlich einer Lebensmittelkontrolle Proben von vier Speise­
eissorten entnommen worden seien, wobei der Gestehungswert für je eine 
Probe mit 25 S beziffert worden sei. Sie habe daraufhin, in der Absicht, ei­
nen Antrag auf Entschädigung für die gegenständlichen Probeentnahmen 
zu stellen, bei .der zuständigen B~zirkshauptmannschaft vorgesprochen. 
Dort habe man Ihr erklärt, daß für emen entsprechenden Antrag Gebühren­
pflicht in der Höhe von 120 S bestehe. Davon habe sie natürlich Abstand 
genommen, da der Entschädigungsanspruch lediglich 100 S betragen habe. 
Darin, daß für derartige Entschädigungsanträge Gebührenpflicht bestehe, 
sehe sie einen Mißstand in der Verwaltung. 

Die VA stellte im Prüfungsverfahren fest, daß das Vorbringen der Be­
schwerdeführerin den Tatsachen entsprach. Tatsächlich ist nach der Be-
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stimmung des § 39 Abs. 5 des Lebensmittelgesetzes 1975 "für die entnom­
mene Probe auf Verlangen der Partei eine von der zuständigen Behörde zu 
bestimmende Entschädigung in der Höhe des Einstandspreises vom Bund 
zu leisten". (Die Entschädigung entfällt, wenn aufgrund dieser Probe ent­
weder eine bestimmte Person bestraft, verurteilt oder auf den Verfall der 
betreffenden Ware erkannt worden ist.) 

Die im Gesetz vorgesehene Entschädigung war bisher durch einen im nach­
hinein bei der Bezirksverwaltungsbehörde zu stellenden schriftlichen Ent­
schädigungsantrag geltend zu machen. Da für diese schriftlichen Entschä­
digungsanträge Gebührenpflicht besteht, konnte es - wie im vorliegenden 
Fall - zu dem Ergebnis kommen, daß die Gebührenpflicht höher als die zu 
beantragende Entschädigungssumme war. 

In der von der VA im Prüfungsverfahren eingeholten Stellungnahme 
(ZI. IV-445.826/2-2185) führte der Bundesminister für Gesundheit und 
Umweltschutz aus, daß das vorliegende Problem an ihn auch bereits vom 
Amt der Niederösterreichischen Landesregierung herangetragen worden 
sei, sodaß er bereits im Zuge des Prüfung.sverfah~ens der VA .mitt~ls Erlaß 
alle Landeshauptmänner ersucht habe, die AufsIChtsorgane Im Smn~ des 
Lebensmittelgesetzes bzw. die Gemeinden, denen auch Aufgaben der Uber­
wachung des Verkehrs mit den durch das Lebensmittelgesetz erfaßten Wa­
ren übertragen sind, anzuweisen, mündlich gestellte Anträge auf Entschädi­
gung bereits bei Probenentnahme entgegenzunehmen. Solcherart einge­
brachte Anträge sind von den probenehmenden Organen durch einen 
Amtsvermerk festzuhalten. Durch diese Vorgangsweise sollen später zu 
stellende schriftliche Entschädigungsanträge samt der damit verbundenen 
G~b.ührenpflicht vermieden werden. Der diesbezügliche Erlaß des Bundes­
mmisters für Gesundheit und Umweltschutz vom 9. Dezember 1985 wurde 
der VA im Prüfungsverfahren vorgelegt. 

Weiters teilte der Bundesminister mit, daß seitens seines Ministeriums in 
Aussicht genommen sei, das durch die gegenwärtige Rechtslage bedingte, 
in der vorliegenden Beschwerde aufgezeigte Problem auf gesetzlicher 
Ebene im Rahmen einer derzeit in Vorbereitung stehenden Novellierung 
des Lebensmittelgesetzes endgültig zu bereinigen. 

Wenn auch im konkreten Beschwerdefall der Grund für die Beschwerde­
führung im Hinblick auf die derzeit bestehende Gesetzeslage nicht behoben 
werden konnte, so erscheint nach Auffassung der VA zur Vermeidung zu­
künftiger Härtefälle entsprechende Vorsorge getroffen zu sein. 

3 Bundesministerium für soziale Verwaltung 

Allgemeines 

Im Berichtszeitraum wurden 735 Beschwerden betreffend die Bundesvoll­
ziehung bzw. -gesetzgebung im Sozialbereich an die VA herangetragen. 
Dies bedeutet gegenüber dem Achten Tätigkeitsbericht eine Steigerung um 
149 Beschwerden und zeigt, daß bezüglich der Inanspruchnahme der VA 
der Sozialbereich wieder an der Spitze liegt. 
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Traditionsgemäß ist es das Gebiet der Sozialversicherung, das in erster Li­
nie bei der Beschwerdeführung angesprochen wird. Die VA hat schon im 
Achten Tätigkeitsbericht für das Jahr 1984 - aber auch schon früher -
eindringlich darauf hingewiesen, daß es immer wieder die tatsächlichen 
oder vermuteten Benachteiligungen, herbeigeführt durch krasse Informa­
tionsmängel oder sogar Fehlinformationen, sind, welche Anlaß zur Be­
schwerdeführung bei der VA geben. Wie viele der nachfolgend darzustel­
lenden Einzelfälle zeigen, 0!'t sich an dieser Situation auch im vorliegenden 
Berichtszeitraum keinerlei Anderung ergeben. Es ist für die VA eine festste­
hende Tatsache, daß die Informationstätigkeit, wie sie derzeit von den Trä­
gern der Sozialversicherung - im übrigen auf freiwilliger Basis, das heißt 
ohne gesetzliche Verpflichtung - durchgeführt wird, offensichtlich völlig 
unzureichend ist. Allgemeine Informationsbroschüren, die den ratsuchen­
den Personen irgendwann in die Hände kommen, sind keineswegs geeig­
net, das in einem konkreten Anlaßfall gegebene Aufklärungsbedürfnis zu 
befriedigen. Es scheint vielmehr vordergründig geboten, den durch die 
Kompliziertheit der Gesetzeslage überforderten Versicherten im Einzelfall 
konkret aufzuklären und zu beraten. Nach Ansicht der VA bedarf es auch 
einer verstärkten Schulung und Anhaltung zu größerer Aufmerksamkeit 
der Sachbearbeiter in den Sozialversicherungsträgern, damit dann - wenn 
ihnen bei der Bearbeitung eines Aktes Irrtümer bzw. Informationsmängel 
der Antragsteller auffallen müßten - entsprechend reagieren können. Wie 
der nachfolgend unter 3.12 dargestellte Einzelfall zeigt, kann davon derzeit 
keine Rede sein. Diese gesamte Problematik gewinnt noch - in negativer 
Richtung ~ zusätzliche Bedeutung, wenn - wie bei der Prüfung eines 
Einzelfalles festgestellt werden mußte - nicht nur die gebotene Informa­
tionstätigkeit vernachlässigt, sondern der Versicherte in dem von der be­
treffenden Versicherungsanstalt verwendeten Formular sogar noch aufge­
fordert wird, von Anfragen und Vorsprachen Abstand zu nehmen. In weite­
rer Folge stellte sich bei der Prüfung eines anderen Beschwerdefalles her­
aus, daß derartige Formulare bzw. Formulierungen nicht nur von einem 
Krankenversicherungsträger im Zusammenhang mit der Gewährung von 
Wochengeld verwendet wurden, sondern auch von einem Pensionsversiche­
rungsträger bei Mitteilungen an die Versicherten über die Ablehnung eines 
Kurheilverfahrens. Durch das Einschreiten der VA wurden in beiden Fällen 
von den zuständigen Anstalten die "mißglückten" Formulare unverzüglich 
aus dem Verkehr gezogen. 

Schon in mehreren früheren Berichten hat die VA auf die Problematik hin­
gewiesen, daß insbesondere bei sozialversicherungsrechtlichen Gesetzesno­
velIierungen die Zeitpunkte der Beschlußfassung im Nationalrat und deren 
Wirksamkeitsbeginn so eng beieinanderliegen, daß dem Versicherten keine 
Dispositionsmöglichkeit für die Inanspruchnahme der Leistungen bleibt, 
auf die vor Inkrafttreten der entsprechenden Novelle Anspruch bestanden 
hätte. Auch im vorliegenden Berichtszeitraum wurden Beschwerdefälle, die 
mit dieser Problematik zusammenhängen, an die VA herangetragen. In 
einem Fall hatte die Beschwerdeführerin aufgrund einer von der Pensions­
versicherungsanstalt der Arbeiter Ende April 1980 erteilten Auskunft be­
züglich des günstigsten Zeitpunktes zur Einreichung ihres Pensionsantrages 
ihre Alterspension am 2. Dezember 1980 beantragt, und zwar im Hinblick 
darauf, daß die Alterspension mit Vollendung ihres 60. Lebensjahres, das 
war der 31. Oktober 1980, anfallen würde. In der Zwischenzeit war jedoch 
die 35. ASVG-Novelle beschlossen worden, wonach die Pension erst ab dem 
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Tage der Antragstellung gebührte. Der Beschwerdeführerin ist dadurch die 
Pension für den Monat November 1980 verlorengegangen. Nach Ansicht 
der VA müßte gerade im Sozialbereich darauf Bedacht genommen werden, 
daß nach Möglichkeit größere Intervalle zwischen Beschlußfassung und In­
krafttreten von Gesetzen vorgesehen werden, um auf diese Weise eine bes­
sere Information und Vorbereit.l;lng der Normadressaten zu gewährleisten 
oder zumindest entsprechende Ubergangsbestimmungen vorzukehren. 

Aufzuzeigen ist auch jener Beschwerdefall, der für die Versicherten nach· 
teilige Kollisionen zwischen der 33. und 40. Novelle zum ASVG zum Ge­
genstand hat. Dieser Fall scheint nach Ansicht der VA symptomatisch dafür 
zu sein, daß die bisweilen als "stürmisch" zu bezeichnende Entwicklung 
auf dem Gebiet des Sozial rechtes nicht nur zur allseits beklagten Unüber­
sichtlichkeit, sondern auch zu Widersprüchlichkeiten führt, die bei den Be­
troffenen auf ein hohes Maß an Unverständnis stoßen müssen. Konkret 
handelt es sich darum, daß die Beschwerdeführerin von dem ihr aufgrund 
der Bestimmungen der 33. ASVG-Novelle eingeräumten Recht auf nach­
träglichen Einkauf von Versicherungszeiten für Zeiten der Kinder­
erziehung Gebrauch gemacht und dafür einen nicht unerheblichen Betrag 
mühsam aufgebracht hatte. Die vollständige Zahlung der Beiträge war ihr 
nur in Raten möglich. Gerade als sie die letzten Zahlungen für den nach­
träglichen Einkau f von Versicherungszeiten geleistet hatte, gelangte ihr zur 
Kenntnis, daß mit der Regelung des Kinderzuschlages in der 40. Novelle 
zum ASVG dieser Einkauf weitestgehend hinfällig geworden ist, weil die 
Gewährung des Kinderzuschlages für die Beschwerdeführerin den gleichen 
Effekt haben wird wie der für sie mühsame nachträgliche Einkauf von Ver­
sicherungszeiten. Daß, die Beträge für den nachträglichen Einkauf allenfalls 
nicht vollständig verloren sind, sondern mi~. der Höherversicherung wirk­
sam werden können, ist kein vollständiges Aquivalent für die von der Be­
schwerdeführerin geforderten Opfer für den nachträglichen Einkauf. Der 
VA ist es ein Anliegen, den Gesetzgeber darauf hinzuweisen, daß sich 
durch ein derartiges "Umspringen" bei legislativen Maßnahmen viele Bür­
ger vor den Kopf gestoßen fühlen. 

Unzufrieden mit der derzeitigen Rechtslage sind, wie mehrere Beschwer­
den beweisen, Kleingewerbetreibende im Hinblick auf eine Art Kranken­
geld- bzw. Sozialhilfeanspruch im Falle ihrer Erkrankung. Kleingewerbe­
treibende, die ihren Betrieb zusammen mit der Ehegattin führen und durch 
eine schwere Erkrankung erwerbsunfähig werden, besitzen keinen An­
spruch auf irgendeine Entschädigung für die Dauer der Erwerbsunfähig­
keit, auch wenn der Betrieb vorübergehend geschlossen werden muß, weil 
die Gattin allein nicht in der Lage ist, ihn weiterzuführen. Es besteht zwar 
für Gewerbetreibende die Möglichkeit, auf freiwilliger Basis eine Zusatz­
versicherung auf Taggeld bei der Sozialversicherungsanstalt der gewerbli­
chen Wirtschaft abzuschließen; darüber scheinen jedoch die Betroffenen 
kaum informiert zu sein. Günstiger wäre es jedenfalls, wenn auch für Ge­
werbetreibende von vornherein eine Versicherung mit Entschädigungsan­
spruch für den Fall der Krankheit bestünde, allerdings mit einer Befreiungs­
möglichkeit für diejenigen, die im Krankheitsfall auf ein Taggeld nicht an­
gewiesen sind. Derzeit ist die Situation gerade umgekehrt, sodaß derjenige, 
der ein Taggeld in Anspruch nehmen möchte, von sich aus einen diesbezüg­
lichen Antrag auf Abschluß dieser Zusatzversicherung stellen muß. Da dies­
bezüglich mehrere Beschwerden bei der VA vorliegen, erscheint es ange­
zeigt, den Gesetzgeber davon in Kenntnis zu setzen. 
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Eine Gruppe von Beschwerdeführern kritisierte in ihrer Eingabe bei der VA 
die mangelhafte Teuerungsabgeltung bei den jährlichen Pensionsanpassun­
gen für die Niedri~pen.sionen. Na~h Ansicht dieser Beschwerdeführer sollte 
für die Bezieher ntedngerer PensIOnen statt der prozentuellen Anpassung 
ein Sockelbetrag eingeführt werden. Dieser Sockelbetrag soll von Mindest­
pensionen an bis zu jenen Bezügen zur Auszahlung gelangen, bei denen die 
Höhe des Sockelbetrages mit dem Prozentsatz der Pensionsanpassung zu­
sammenfällt. Die VA bringt dem Gesetzgeber auch diese Anregung zur 
Kenntnis. 

Die VA hat bereits wiederholt in ihren Berichten auf die Härten hingewie­
sen, die in der gesetzlichen Pensionsversicherung in Ausgleichszulagenfäl­
len durch die derzeitige Gesetzeslage entstehen, wenn Einkünfte aus ehe­
mals selbstgeführten landwirtschaftlichen Betrieben pauschal auf den Aus­
gleichszulagenanspruch anzurechnen sind. Da der Gesetzgeber die Anrech­
nung von Einkünften auf den Ausgleichszulagenanspruch aus dem Ein­
heitswert der übergebenen, verkauften oder auf andere Weise verwerteten 
Liegenschaft ohne Rücksicht auf die tatsächlich erzielten oder erzielbaren 
Einkünfte;. vorsieht, kommt es zu oft unverschuldeten. Notlagen dann, wenn 
etwa die Ubernehmer von Liegenschaften, bei deren Ubergabe Ausgedinge­
leistungen vereinbart worden sind, diese Liegenschaften infolge eines Kon­
kursverfahrens verlieren und nicht mehr in der Lage sind, die ausbedunge­
nen Leistungen zu erbringen. Nach Ansicht der VA wäre es angebracht, so­
bald wie möglich eine flexiblere gesetzliche Regelung herbeizuführen. 

Als "selbstverständlich" muß es fast schon bezeichnet werden, daß auch im 
vorliegenden Berichtszeitraum wieder zahlreiche Beschwerden über Sach­
verständige bei den Schiedsgerichten der Sozialversicherung vorliegen. Die v: A ist der Auffo:derung einzelner A.bge?rdne~er an läßlich der Diskussion 
dieser Problematik zu früheren Täugkeltsbenchten der. VA nachgekom­
men; derzeit sind Gespräche und Verhandlungen mit Arztekammer, Ge­
sundheitsministerium, Justizministerium usw. im Gange, um Lösungsvor­
schläge gerade im Hinblick auf die mit 1. Jänner 1987 in Kraft tretende So­
zialgerichtsbarkeit zu erarbeiten. Die VA wird im nächsten Tätigkeitsbe­
richt darauf zurückkommen. 

Bei den die Arbeitsmarktverwaltung betreffenden Beschwerden standen -
wie schon bisher - solche über Verfahren nach dem Insolvenz-Entgeltsi­
cherungsgesetz im Vordergrund; am häufigsten wurden dabei Verluste 
durch Versäumung der Antragsfrist bzw. eine lange Verfahrensdauer bean­
standet. Allerdings ist auch im Bereich der Arbeitsmarktverwaltung die Tat­
sache, daß durch die Arbeitsämter mangel- oder fehlerhafte Auskünfte er­
teilt werden und es dadurch zu Anspruchsverlusten kommt, sehr oft der 
Anlaß zur Beschwerdeführung bei der VA. 

Ein ebenfalls immer wiederkehrender Beschwerdegegenstand betrifft die 
Ablehnung der Gewährung einer Leistung nach dem Arbeitslosenversiche­
rungsgesetz aufgrund eines Nebeneinkommens. Nach den Bestimmungen 
des Arbeitslosenversicherungsgesetzes setzt der Anspruch auf Arbeitslosen­
geld insbesondere das Vorliegen von Arbeitslosigkeit voraus. Arbeitslosig­
keit liegt dann nicht vor, wenn jemand eine unselbStändige Beschäftigung 
ausübt und daraus ein Einkommen erzielt, das über der sogenannten "Ge­
ringfügigkeitsgrenze" nach dem Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz 
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liegt. Der von der VA diesbezüglich angesprochene Bundesminister für so­
ziale Verwaltung rechtfertigte die bestehende Gesetzeslage damit, daß auch 
Personen, welche lediglich ein Einkommen knapp über der Geringfügig­
keitsgrenze beziehen, dadurch der Arbeitslosenversicherungspflicht unter­
liege~ und somit ebenfalls im Falle der Arbeitslosi~keit in den Gen~ß einer 
Arbeltslosenunterstützung kommen können. Dlese Argumentauon des 
Bundesministers ist keineswegs von der Hand zu weisen. Auf der anderen 
Seite bedarf jedoch auch die Tatsache, daß eine Familie von einem Ein­
kommen, welches knapp über dieser Geringfügigkeitsgrenze liegt, nicht le­
ben kann, sicherlich keiner längeren Ausführung. Eine auf den ersten Blick 
naheliegend erscheinende Lösung des Problems dadurch, daß der oder die 
Betreffende. auch. seine Nebenbeschäftigung aufgi?t, ist bei näherer ~e­
trachtung mcht zlelführend. Daß der Betroffene kemen Anspruch auf eme 
Leistung nach dem Arbeitslosenversicherungsgesetz hat, erfährt er meistens 
erst durch den ablehnenden Bescheid des Arbeitsamtes. Sollte er dann die 
Nebenbeschäftigung beenden, so würde dies bedeuten, daß er aufgrund der 
selbst vorgenommenen Beendigung dieses Beschäftigungsverhältnisses für 
vier Wochen vom Bezug des Arbeitslosengeldes ausgeschlossen wäre. Wei­
ters kann es dann dazu kommen, daß die Bemessung des Arbeitslosengeldes 
aufgrund seines letzten Verdienstes, eben in dieser Nebenbeschäftigung, er­
folgt, wodurch der Arbeitslose einen noch geringeren Betrag erhält. Der 
VA erscheint diese Rechtslage als unbefriedigend, da es zweifelsohne nie­
mandem zuzumuten ist, seinen Lebensunterhalt von einem Einkommen, 
welches knapp. über d~r .Geringfügigkeitsgrenze - jedoch um r~nd 1 000 S 
unter dem EXlstenzmlmmum des Lohnpfändungsgesetzes - hegt, zu be­
streiten. Die VA regt daher eine entsprechende Anderung der Gesetzeslage 
an, wobei eine Lösungsmöglichkeit auch darin bestünde, auf die seinerzei­
tige Gesetzeslage - Anrechnung des Nebeneinkommens auf den Lei­
stu~gsanspruch nach dem Arbeitslosenversicherungsgesetz - zurückzu­
grelfen. 

Eine weitere gesetzes bedingte Härte ist im Zusammenhang mit der Un­
gleichbehandlung von weiblichen und männlichen Arbeitslosen bei der Ge­
währung von Notstandshilfe aufzuzeigen. Eine der Voraussetzungen für 
den Anspruch auf Notstandshilfe ist nach den Bestimmungen des Arbeitslo­
senversicherungsgesetzes das Vorliegen einer Notlage. Nach der derzeiti­
gen Regelung liegt eine Notlage dann vor, wenn dem Arbeitslosen die Be­
friedigung der notwendigen Lebensbedürfnisse unmöglich ist. Bei der Beur­
teilung der Notlage sind die gesamten wirtschaftlichen Verhältnisse des Ar­
beitslosen selbst sowie seiner Angehörigen zu berücksichtigen, die zur ge­
setzlichen Unterhaltsleistung verpflichtet sind. Bei der Bemessung der Not­
standshilfe ist somit jedes Einkommen der im gemeinsamen Haushalt mit 
dem Arbeitslosen lebenden Angehörigen heranzuziehen. Wird der Antrag 
a~f Notstandshilfe von einem männl~chen Arbeitslos~n gestellt, so wird er­
mlttelt, ob überhaupt Notlage vorhegt bzw. ob bel der Bemessung der 
Höhe der Notstandshilfe andere Einkommen anzurechnen sind. Weibliche 
Arbeitslose sind jedoch in der gleichen Situation aufgrund der derzeitigen 
gesetzlichen Regelung grundsätzlich vom Bezug der Notstandshilfe ausge­
schlossen. Es wird nämlich angenommen, daß Notlage nicht vorliegt, wenn 
der Ehegatte (Lebensgefährte) einer Arbeitslosen im Vollverdienst steht 
oder selbständig erwerbstätig ist. Während somit bei männlichen Arbeitslo­
sen der Anspruch auf Notstandshilfe von der Höhe des oder der Einkom­
men der im Haushalt lebenden Angehörigen abhängig ist, wird dieser An-
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spruch bei weiblichen Arbeitslosen .von vomhe.rein ausgeschlossen, wenn 
der Ehegatte oder Lebensgefährte 1m Vollverdienst steht, ungeachtet der 
Höhe dieses Einkommens. Nur für den Fall, daß besonders berücksichti­
gungswürdige Umstände vorliegen, kann auch einer weiblichen Arbeitslo­
sen Notstandshilfe gewährt werden. Diese Regelung führt aber in der Pra­
xis dazu, daß ein Antrag einer weiblichen Arbeitslosen auf Notstandshilfe, 
deren Ehegatte oder Lebensgefährte im Vollverdienst steht, zunächst mit 
dieser Begründung vom Arbeitsamt abgewiesen wird und die Antragstelle­
rin somit im Berufungsverfahren versuchen muß, durch entsprechende Un­
terlagen eine Anspruchsberechtigung aufgrund besonderer berücksichti­
gungswürdiger Umstände nachzuweisen. Die Bemühungen, zu einer Not­
standshilfe zu gelangen, gestalten sich da~er für eine weibliche Arbeitslose 
im Vergleich zu einem männlichen Arbeitslosen weitaus schwieriger und 
aufwendiger. Der VA erscheint es dringend geboten, diese geschlechtsspe­
zifische Benachteiligung d~r weiblichen Arbeitslosen in der derzeitigen Ge­
setzeslage, welche einer Uberprüfung durch den Verfassungsgerichtshof 
mit größter Wahrscheinlichkeit nicht standhalten würde, durch den Gesetz­
geber zu bereinigen. 

Einzelfälle 

3.1 Beschäftigungszeiten im Dienste der Republik Österreich - Nichtberück­
sichtigung bei der Pensionsbemessung 

30 

VA 113 B - 3/82 

M. A. aus Schiefling brachte bei der VA folgende Beschwerde vor: 

Sie wende sich an die VA, weil ihr im Zusammenhang mit der Bemessung 
der Alterspension verschiedene Ungerechtigkeiten widerfahren seien. Na­
türlich habe sie schon vieles versucht, um eine Pensionserhöhung zu erlan­
gen, doch seien all~ ihre diesbezü&lichen Eingaben. erfolglos geblie~e~. 
Zum ersten würden Ihr fünf Jahre DIenst als Sekretänn an den österreIchI­
schen Gesandtschaften Budapest und Bem von 1933 bis 1938 nicht ange­
rechnet, weil zu dieser Zeit, so unglaublich dies klingen mag, österreichi­
sche Auslandsbedienstete von der Sozialversicherung ausgeschlossen gewe­
sen seien. Weiters gehe es noch um die Anrechnung von Schulzeiten, in ih­
rem Fall Oberrealgymnasium mit Matura und anschließend Abiturienten­
kurs der Handelsakademie, also fünf Schuljahre, die bei ihrer Pensionsbe­
messung ebenfalls kein'e Berücksichtigung gefunden hätten. Es sei ihr be­
kannt, daß es für die Anrechnung von Schulzeiten diverse Einschränkungen 
gebe. In ihrem Fall sei ausschlaggebend, daß man für die Anrechnung von 
Schulzeiten .inn~rhalb von drei .Jahren nach der ~chulaus.bildung ei!le v.e~si­
cherungspfhchuge Anstellung haben müsse. DIese Bedmgung seI bel Ihr 
deshalb nicht e~f~llt, :veil ihr~ Beschäftigu,ng .als Angestellte des öster:eichi­
schen Außenmmlstenums bel den österreichischen Gesandtschaften m Bu­
dapest und in Bem nicht der Versicherungspflicht unterlegen gewesen sei. 
Aufgrund des Umstandes, daß sie - obwohl Maturantin - besoldungs­
rechtlich als Schreibkraft eingestuft gewesen sei und darüber hinaus die sei­
nerzeit bezogenen Auslandsdienstzulagen bei der Pensionsbemessung keine 
Berücksichtigung fänden, beziehe sie nunmehr eine Pension, die weit unter 
dem Ausgleichszulagenrichtsatz liege. Sie könne nicht verstehen, wie die 
von ihr erfahrene Benachteiligung mit dem vielgerühmten österreichischen 
Sozialstaat in Einklang zu bringen sei. 
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Im Prüfungsverfahren der VA nahm die Pensionsversicherungsanstalt der 
Angestellten zum Beschwerdevorbringen dahingehend Stellung, daß der 
Beschwerdeführerin mit Bescheid vom 5. März 1973 über ihren Antrag 
vom 21. Februar 1972 auf Gewährung der Alterspension zum Stichtag 
1. März 1972 abgesprochen worden sei. Bei der Pensionsberechnung seien 
277 Versicherungsmonate berücksichtigt worden. Aufgrund der zum Stich­
tag 1. März 1972 in Geltung gestandenen gesetzlichen Bestimmungen hät­
ten die Zeiten eines Schulbesuches nur als Ersatzzeit Berücksichtigung fin­
den können, sofern innerhalb dreier Jahre nach dem Verlassen der Schule 
eine sonstige Versicherungszeit oder eine neutrale Zeit gemäß § 234 des 
Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes vorgelegen sei. Die fünf Jahre des 
Schulbesuches der Beschwerdeführerin (1926-1930 Realgymnasium mit 
Matura, 1930-1931 Abiturientenkurs an der Handelsakademie) können 
nicht als Ersatzzeit gelten, da der erste festgestellte Versicherungsmonat im 
Jahre 1938, also mehr als drei Jahre nach Beendigung des Schulbesuches, 
liege. Auch stelle die Beschäftigung in den österreichischen Gesandtschaf­
ten in Budapest bzw. in Bern in der Zeit vom 1. April 1933 bis 12. März 
1938 weder eine Beitragszeit noch eine Ersatzzeit gemäß § 229 Abs. 2 des 
Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes dar, weil diese Tätigkeit die 
Pflichtversicherung in der Angestellten(Pensions-)versicherung nicht be­
gründet habe. Durch das Gewerbliche Sozialversicherungsgesetz sei die 
Versicherungspflicht von Angestellten, wie bei den diplomatischen oder be­
rufskonsularischen Vertretungen oder sonstigen Amtsstellen des Bundes im 
Ausland von einer Verordnung der Bundesregierung abhängig gemacht 
worden, die bis zum 31. Dezember 1938 nicht erlassen worden sei. Ab­
schließend werde gegenüber der VA angeregt, im Hinblick auf die sicher­
lich vorhandene menschliche Dimension dieses Falles gleichgelagerten Här­
tefällen durch entsprechende gesetzliche Maßnahmen in Zukunft vorzu­
beugen. 

In der vom Bundesministerium für soziale Verwaltung übermittelten Stel­
lungnahme wurden die Ausführungen der Pensionsyersicherungsanstalt der 
Angestellten im großen und ganzen bestätigt. Ergänzend wurde ausgeführt, 
daß die 29. Novelle zum ASVG wohl auf das Kriterium, daß eine vorherge­
hende oder nachfolgende Versicherungszeit (neutrale Zeit) innerhalb von 
drei Jahren vorliegen muß, damit eine Ersatzzeit auch als solche berück­
sichtigt wird, verzichtet und es nur auf das Nachfolgen einer Versiche­
rungszeit abgestellt habe; diese Bestimmung sei aber nur auf Versiche­
rungsfälle anzuwenden, in denen der Stichtag nach dem 31. Dezember 
1972 liege. 

Die VA mußte daher als Prüfungsergebnis feststellen, daß die Pensionsbe­
messung im Fall der Beschwerdeführerin keinen Mißstand in der Verwal­
tung darstellt, da sie aufgrund der gesetzlichen Bestimmungen erfolgt ist. 
Nach Auffassung der VA liegt hier jedoch ein ausgesprochener Härtefall 
vor. Es erscheint jedenfalls als unzumutbar, daß im österreichischen Staats­
dienst verbrachte Beschäftigungszeiten - im Fall der Beschwerdeführerin 
fünf Jahre - bei der Pensionsbemessung keine Berücksichtigung finden 
und als Folge davon auch noch - grundsätzlich anrechenbare - Schulbe­
suchszeiten (im Fall der Beschwerdeführerin rund drei Jahre) verlorenge­
hen. Der VA erscheint daher eine entsprechende Bereinigung auf gesetzli­
cher Ebene dringend geboten, die insofern leicht zu bewerkstelLigen wäre, 
als lediglich der Ersatzzeitenkatalog entsprechend ergänzt (mit Ubergangs­
bestimmung ') werden müßte. 
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3.2 Langwieriger Kampf um eine Versehrtenrente infolge Berufserkrankung 
VA 208 W - 3/83 

32 

E. K. aus Krottendorf wandte sich bereits im Jahre 1983 an die VA, nach­
dem sein Antrag auf Gewährung einer Versehrtenrente aus der gesetzlichen 
Unfallversicherung abgelehnt worden war. 

Im Prüfungsverfahren stellte die VA folgendes fest: 

Der Beschwerdeführer war in der Zeit von 1948 bis 1968 - nahezu ohne 
Unterbrechung - in Bergbaubetrieben als Hauer beschäftigt. Bereits 1975 
machte er Leistungsansprüche aus der gesetzlichen Unfallversicherung we­
gen Silikose geltend. Da eine Silikose nach dem der Entscheidung der All­
gemeinen Unfallversicherungsanstalt zugrundeliegenden ärztlichen Gut­
achten nicht feststellbar war, wurde der Antrag mit Bescheid vom 28. Okto­
ber 1975 abgewiesen. Gegen diese Feststellung brachte der Beschwerdefüh­
rer Klage beim Schiedsgericht der Sozialversicherung ein. Auch die im ge­
richtlichen Verfahren beigezogenen Sachverständigen diagnostizierten 
seine Lungenerkrankung als eine nicht silikotischer Art; die festgestellte be­
rufsbedingte Einwirkung nicht quarzhältiger Stäube auf die Entwicklung 
seines Leidens mußte damals unbeachtet bleiben, da keine entschädigungs­
pflichtige Berufskrankheit im Sinne der taxativen Aufzählung in der öster­
reichischen Liste der Berufskrankheiten vorlag. Ein Anfang 1980 einge­
brachter Antrag des Beschwerdeführers führte nach Erschöpfung des 
Rechtsmittelzuges im Leistungsstreitverfahren zu denselben Ergebnissen. 
Daraufhin wandte sich der Beschwerdeführer an die VA. 

Zwar konnten die Entscheidungen, die vom Schiedsgericht der Sozialversi­
cherung bzw. vom Oberlandesgericht Wien im Laufe des gesamten Verfah­
rens getroffen worden waren, von der VA nicht beurteilt werden, weil ge­
richtliche Entscheidungen nicht der Prüfung durch die VA unterliegen. Da 
aber bereits mehrere zu den gerichtlichen Sachverständigengutachten diver­
gente ärztliche Stellungnahmen vorlagen, wurde seitens der VA ein Sach­
verständiger für Pulmologie der Universität Wien für eine neuerliche Un­
tersuchung des Beschwerdeführers bestellt. Im dem daraufhin erstellten 
Gutachten wurde im wesentlichen ausgeführt, daß die Lugenerkrankung 
des Beschwerdeführers keine typischen Zeichen einer Silikose in seinem 
Röntgenbild aufweise, was aber nach den Regeln der klinischen Medizin 
die Existenz der Silikose keineswegs ausschließe. Es sei den modernen 
Lehrbüchern der Pulmologie zu entnehmen, daß gerade bei geringen, soge­
nannten "unterkritischen Quarzstaubbelastungen" , sofern eine Silikose 
trotzdem entstehe, mit dem Auftreten einer atypischen Form der Silikose 
zu rechnen sei. Daher bedeute die Formulierung des schiedsgerichtlichen 
Sachverständigengutachtens, daß das Arbeitsplatzrisiko für E. K. als sehr 
gering anzusetzen sei, keinesfalls, daß eine Erkrankung an Silikose auszu­
schließen sei. Es bedeute lediglich, daß diese Erkrankung selten auftrete; 
aber gerade wenn sie auftrete, sei nach dem derzeitigen Erkenntnisstand 
der Pulmologie mit dem Auftreten einer atypischen Silikose zu rechnen. 

Aufgrund einer im Jahre 1984 - durch den von der VA beauftragten Sach­
verständigen - durchgeführten Lungenbiopsie wurde schließlich eindeutig 
festgestellt, daß die Lungenerkrankung des Beschwerdeführers durch die 
Inhalation silikathältiger Stäube verursacht worden ist, deren Ablagerungen 
in der Lunge in der Literatur als "complicated silicosis" bezeichnet werden. 
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Da also aufgrund dieses Gutachtens die berufliche Verursachung des Lun­
genieidens des Beschwerdeführers feststand, stimmte das Bundesministe­
rium für soziale Verwaltung über Antrag der Allgemeinen Unfallversiche­
rungsanstalt dem Vorliegen einer Berufskrankheit im Sinne der General­
klausel des § 177 Abs. 2 des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes zu. 
Infolgedessen wurde dem Beschwerdeführer rückwirkend ab dem 1. Fe­
bruar 1980 eine Versehrtenrente gewährt. Der Zeitpunkt für den Leistungs­
beginn ergab sich aus der Bestimmung in der 32. Novelle zum Allgemeinen 
Sozialversicherungsgesetz, wonach die Leistungen aus der gesetzlichen Un­
fallversicherung im Falle einer Berufskrankheit, die erst mit Zustimmung 
des Bundesministeriums für soziale Verwaltung als solche anerkannt wird, 
frühestens ab dem 1. Jänner 1977 zu gewähren sind, für den Fall einer spä­
teren AntragsteIlung die Leistungen jedoch erst ab dem auf die Antragstei­
lung folgenden Monatsersten gebühren. Maßgebend für den Leistungsbe­
ginn war daher das am 2. Jänner 1980 eingelangte "Ansuchen auf eine Un­
fall rente" , bei dem es sich um das erste Leistungsbegehren in der Zeit seit 
1. Jänner 1977 handelte. Die Rechtskraft der schiedsgerichtlichen Entschei­
dungen stand der Bestimmung des Leistungsbeginnes auf Grundlage dieses 
Antrages nicht entgegen, weil dort nur geprüft worden war, ob das Klage­
begehren aus dem Rechtsgrund einer Berufskrankheit im Sinne der taxati­
ven Aufzählung aus der Liste der Berufskrankheiten begründet sei. Für die 
Zeit vom 1. Februar 1980 bis 31. März 1986 ergab sich daher ein Nachzah­
lungsbetrag von 507775,80 S. 

Die Beschwerde erwies sich als zur Gänze berechtigt, da die Lungenerkran­
kung des Beschwerdeführers von der Allgemeinen Unfallversicherungsan­
stalt stets nur unter dem Gesichtspunkt, ob eine Silikose vorliege, beurteilt 
worden war, der Antrag auf Feststellung des Vorliegens einer Berufskrank­
heit im Sinne der Generalklausel beim Bundesministerium für soziale Ver­
wa�tung aber erst nach dem Einschreiten der VA eingebracht worden war. 

Zusammenfassend ist zu bemerken, daß die gegenwärtige gesetzliche Nor­
mierung des Begriffes Berufskrankheit, insbesondere bei der Silikose, offen­
bar unzureichend ist. Da gerade heute, aufgrund der modernen Arbeits­
schutzbestimmungen, die Schadstoffbelastung bei entsprechend exponier­
ten Personen immer geringer wird, ist dann, wenn trotzdem eine Silikose 
auftritt, mit dem Auftreten einer atypischen Silikose zu rechnen, die in der 
Literatur als "complicated silicosis" bezeichnet wird. Nach den gegenwärti­
gen gesetzlichen Bestimmungen würden alle betroffenen Personen eben nur 
über die bereits erwähnte Zustimmung des Bundesministeriums für soziale 
Verwaltung die Möglichkeit haben, ihre berufsbedingte Erkrankung als Be­
rufskrankheit anerkannt zu erhalten. Die Grundlage der gegenwärtigen, im 
Gesetz festgehaltenen taxativen AufZählung von Röntgenmerkmalen, die 
die Anerkennung als Berufskrankheit zulassen, ist ca. 50 Jahre alt und be­
darf - nach Auffassung der VA - offensichtlich einer Revidierung, um 
auch Einzelfällen mit atypischen Krankheitszeichen, wie im Falle des Be­
schwerdeführers, gerecht zu werden. 
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3.3 Verletzung des Amtsgeheimnisses bzw. Datenschutzes durch Landesinvali­
denamt 

34 

VA 446 - SV/84 

A. H . aus Horn führte in seiner Beschwerde an die VA aus, er erblicke 
darin, daß das Landesinvalidenamt einem privaten Versicherungsunterneh­
men Unterlagen über seinen Gesundheitszustand übermittelt habe, eine 
Verletzung des Amtsgeheimnisses bzw. Datenschutzes und somit einen 
Mißstand in der Verwaltung. 

Die VA stellte im Prüfungsverfahren fest, daß das Landesinvalidenamt für 
Wien, Niederösterreich und Burgenland tatsächlich über Ersuchen des Ver­
sicherungsunternehmens vom 11 . Jänner 1984 diesem eine Kopie eines 
Schlußberichtes und eines ärztlichen Sachverständigengutachtens am 
19. Jänner 1984 übermittelt hatte. Das Versicherungsunternehmen hatte 
dem Ersuchen eine Kopie des Versicherungs antrages beigelegt, aus dem 
hervorging, daß der Versicherer befugt ist, über den Versicherungsnehmer 
alle erforderlichen Erkundigungen bei Dritten einzuziehen. Der Versiche­
rungsantrag, der einen Passus mit eben dieser Ermächtigung für den Versi­
cherer enthält, war vom Beschwerdeführer am 20. November 1979 unter­
fertigt worden. Diese Ermächtigung befindet sich im sogenannten "Klein­
gedruckten" des Versicherungs antrages und lautet: "Ferner erteile ich der 
Anstalt die Befugnis, für mich und meine von mir gesetzlich vertretenen Fa­
milienangehörigen "über bestehende oder frühere Krankheiten und Gebre­
chen bei Dritten (Arzten, Versicherungsanstalten, Behörden usw.) alle für 
erforderli~h ~r~chteten Erku~digungen einzuziehen; .ich entbinde die. Be­
fragten hiemit 1m voraus für Jeden Fall von der ärztltchen oder sonstlgen 
beruflichen Schweigepflicht." 

Der im Prüfungsverfahren der VA um Stellungnahme ersuchte Bundesmi­
nister für Familie, Jugend und Konsumentenschutz führte dazu aus, daß 
die von der VA bemängelten Klauseln bei Versicherungsanträgen, mit de­
nen der Konsument veranlaßt werde, alle diejenigen Personen, die an sich 
in seinem Interesse zur Einhaltung des Berufsgeheimnisses und zum Daten­
schutz verpflichtet sind, von diesen Verpflichtungen zu entbinden, zweifel­
los aus konsumentenpolitischer Sicht fragwürdig seien. Die Versicherungs­
wirtschaft begründe ihr Vorgehen damit, daß ohne entsprechende Kon­
trollmöglichkeiten der mißbräuchlichen Verwendung von Versicherungs­
verträgen Vorschub geleistet würde. So könnte eine Obliegenheitsverlet­
zung durch den Antragsteller und späteren Versicherungsnehmer (zB die 
Verschweigung einer bei Vertragsabschluß lange bestehenden Krankheit), 
die für den Versicherer ein weitaus höheres Risiko entstehen läßt, als es 
aufgrund der Angaben des Versicherungsnehmers zu erwarten wäre, nicht 
u~mittelbar durch die y ersicheru~g festgestellt we~den. Insofern scheine 
dIe Haltung der Verslcherungswlrtschaft verständltch. Auf der anderen 
Seite dürfe nicht vergessen werden, daß für jede andere Institution oder 
Person ein gerichtliches Verfahren unumgänglich ist, um zu den entspre­
chenden Informationen zu gelangen. Hier habe sich - offenbar bedingt 
durch das Massengeschäft in der Praxis - ein besonderes Vorrecht der 
Versicherungswirtschaft herausgebildet, das ihr einen bedeutenden Infor­
mationsvorsprung verschaffe und damit vielfach den Gang zu Gericht er­
spare oder doch jedenfalls in besonderer Weise erleichtere. Vor allem 
scheine es notwendig, den Umfang der Vollmachten einzuschränken. Die 
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yorliegende formulierung "Ich erteile der Anstalt die Befugnis ... , alle für 
erforderlich erachteten Erkundigungen einzuziehen ... ", bedeute, daß die 
Beurteilung dessen, was "erforderlich" ist, im alleinigen Ermessen der Ver­
sicherungsanstalt liege. Dies erscheine, bei allem Verständnis auch für den 
Versicherer, eindeutig über das notwendige Maß hinauszugehen. Dabei 
dürfe aber nicht übersehen werden, daß die Versicherungswirtschaft ein 
aufgrund geänderter Regelungen höheres Maß von Mißbräuchen und da­
durch eintretende höhere Risiko bei solchen Versicherungsverträgen als Ar­
gument für Prämienerhöhungen ins Treffen führen würde. 

Die VA vertritt, über die Überlegungen des Bundesministers hinausgehend, 
den folgenden Standpunkt: Problematisch erscheint vor allem der Um­
stand, daß die vom Versicherungsnehmer im Versicherungsantrag zu ertei­
lende Ermächtigung praktisch für einen unbegrenzten Zeitraum gilt. Da­
durch wird ermöglicht, daß durch Jahrzehnte hindurch ohne Wissen des 
Versicherungsnehmers von den jeweiligen Behörden und sonstigen Institu­
tionen personenbezogene Daten weitergegeben werden, was bei der gege­
benen internationalen V erquickung der Versicherungswirtschaft zweifels­
ohne zu nicht unkritischen Konsequenzen führen kann. Nach Auffassung 
der VA wäre dem von der Versicherungswirtschaft behaupteten Schutzin­
teresse auch dadurch Rechnung getragen, wenn im jeweiligen Einzelfall 
vor Einholung der benötigten Auskünfte von den Behörden eine entspre­
chende Zustimmungserklärung des Versicherungsnehmers eingeholt wird. 
Sollte der betreffende Versicherungsnehmer die Zustimmung nicht erteilen, 
steht es dem Versicherungsunternehmen ohnehin frei, die angesprochene 
Versicherungs leistung zu verweigern, sodaß der Versicherungsnehmer auf 
den gerichtlichen Klagsweg angewiesen wäre. Im gerichtlichen Verfahren 
können dann die benötigten Unterlagen auf jeden Fall eingesehen werden. 

Der von der VA ebenfalls kontaktierte Qsterreichische Versicherungsver­
band reagierte dahin gehend, daß eine Anderung der Formulare für die 
Versicherungsanträge vorgenommen wurde. Nunmehr steht der Hinweis 
auf die mit der Unterschrift auf dem Versicherungs antrag erteilte Ermäch­
tigung zur Datenweitergabe an den Versicherer nicht mehr unter dem 
"Kleingedruckten", ~~ndern wurde drucktechnisch entsprechend hervorge­
hoben, sodaß ein "Ubersehen" durch den Versicherungsnehmer weitge­
hend vermieden wird. 

Unter Mitwirkung des Verfassungsdienstes des Bundeskanzleramtes wurde 
schließlich beim zuständigen Landesinvalidenamt erreicht, daß in Hinkunft 
vor der Weitergabe von personenbezogenen Daten an V ersicherungsunter­
nehmen jeweils schriftlich oder niederschriftlich die Zustimmung des Be­
troffenen eingeholt wird. Damit wurde im konkreten Fall dem Beschwerde­
vorbringen Rechnung getragen; es erschiene jedoch wünschenswert, daß 
durch einen entsprechenden Erlaß des Bundeskanzleramtes eine einheitli­
che Vorgangsweise bei allen Bundesdienststellen sichergestellt wird. 
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3.4 Diskriminierende Schreibweise der Pensionsversicherungsanstalt der Ange­
stellten 

36 

VA 487 - SV/84 

H. G. aus Italien, vertreten durch Dr. A. K., führte in seiner Beschwerde an 
die VA aus, daß sich ~ie Pensions~·er.sich~rungsanstah der Angestellten in 
der Im Rahmen des Verfahrens hlnslchtltch Begünstigungen für Geschä­
digte aus politischen oder religiösen Gründen oder aus Gründen der Ab­
stammung nach § 500 des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes abge­
gebenen Stellungnahme einer ausgesprochen diskriminierenden Schreib­
weise bedient habe. Bereits in einem ähnlich gelagerten Fall habe die Pen­
sionsversicherungsanstah die Ansicht vertreten, daß Personen, die nur teil­
weise "nichtarischer Herkunft" waren, nicht verfolgt gewesen waren. Die 
Behauptung, daß Personen, die nach der NS-Terminologie "jüdische 
Mischlinge" bezeichnet wurden, nicht verfolgt waren, sei unrichtig. Die 
Schreibweise der Pensionsversicherungsanstalt der Angestellten stelle einen 
Mißstand in der Verwaltung dar. 

Die VA stellte im Prüfungsverfahren, in dessen Rahmen auch eine Stellung­
nahme des Bundesministers für soziale Verwaltung eingeholt wurde, fol­
gendes fest: 

Tatsächlich wurde bereits in der Stellungnahme der Pensionsversicherungs­
anstalt vom 15. April 1981 in einem - wie in der Beschwerde ausgeführt 
- ähnlich gelagerten Fall, nämlich im Begünstigungsverfahren betreffend 
H. S., ausgeführt, es sei "amtsbekannt, daß nicht einmal Halbjuden Verfol­
gungsmaßnahmen aus rassischen Gründen ausgesetzt waren". Weitere dis­
kriminierende Behauptungen finden sich auch in der von der Pensionsversi­
cherungsanstalt der Angestellten im Begünstigungsverfahren betreffend 
H. G. abgegebenen Stellungnahme vom 20. Juni 1984. Dort heißt es, daß 
" ... die Einspruchswerberin ... äußerstenfalls als jüdischer Mischling an­
zusehen war. In diesem Zusammenhang kann als amtsbekannt vorausge­
setzt werden, daß Mischlinge jüdischer Abstammung keinen Verfolgungs­
maßnahmen ausgesetzt waren". 

Im Zuge des Prüfungsverfahrens der VA wurde vom Bundesminister für so­
ziale Verwaltung eine Stellungnahme der Pensionsversicherungsanstah der 
Angestellten eingeholt. Die Pensionsversicherungsanstalt der Angestellten 
vertrat den Standpunkt, daß zum Nachweis der rechtlichen SchlechtersteI­
lung bestimmter Personengruppen die Heranziehung der gesetzlichen Un­
terlagen aus dem streitgegenständlichen Zeitraum erforderlich sei. Aus die­
sem Grund sei auch der Ausdruck "jüdischer Mischling" den damaligen 
Rechtsgrundlagen entnommen worden und als "terminus technicus" zur 
Unterstützung der Rechtsauffassung der Pensionsversicherungsanstalt ge­
braucht worden. Im übrigen könne die Ausdrucksweise des damaligen Ge­
setzgebers durchaus als "terminus technicus" Anwendung finden, wobei in 
der Stellungnahme vom 20. Juli 1984 damit zum Ausdruck gebracht wer­
den sollte, daß für Personen mit einer "geringen rassischen Belastung" -
wie sie bei der Begünstigungswerberin gegeben gewesen ist - die Gefahr 
einer Verfolgung aus rassischen Gründen nicht glaubwürdig sei. 

Wenn auch anzunehmnen ist, daß die Wortwahl der Pensionsversiche­
rungsanstalt nicht in diskriminierender Absicht getroffen wurde, muß von 

III-6 der Beilagen XVII. GP - Bericht  - 01 Hauptdokument Teil 1 (gescanntes Original)36 von 212

www.parlament.gv.at



der VA doch festgestellt werden, daß Ausdrücke, welche eindeutig der NS­
Terminologie entstam01en, in Verfahren - wie dem vorliegenden - nicht 
zu verwenden sind. Uberdies dann, wenn - wie bereits zitiert (es sei 
"amtsbekannt, daß nicht einmal Halbjuden Verfolgungsmaßnahmen aus 
rassischen Gründen ausgesetzt waren") - von der Pensionsversicherungs­
anstalt im Zusammenhang mit diesen Ausdrücken historisch schlichtweg 
falsche Aussagen getroffen werden. Es geht nicht an, daß gerade im Zu­
sammenhalt mit den bekannten historischen Ereignissen diskriminierende 
Bezeichnungen wie "jüdischer Mischling" den damaligen Rechtsgrundla­
gen entnommen und unter der Benennung als "terminus technicus" weiter­
hin festgeschrieben werden. Der Vollständigkeit halber sei erwähnt, daß 
keiner der beiden Stellungnahmen der Pensionsversicherungsanstalt der 
Angestellten klar zu entnehmen war, daß es sich bei den genannten Be­
zeichnungen um entlehnte Begriffe aus den Nürnberger Gesetzen handelt. 
Ein entsprechender Hinweis oder wenigstens das Setzen von Anführungs­
zeichen ist unterblieben. 

Der Bundesminister für soziale Verwaltung teilte der VA in seiner Stellung­
nahme mit, daß ihm eine Einflußnahme auf das Verfahren bzw. die Ent­
scheidung des zuständigen Pensionskörpers nicht zukomme, er aber der 
Pensionsversicherungsanstalt der Angestellten gegenüber zum Ausdruck 
bringen werde, daß er unverfänglichere Formulierungen vorziehen würde. 

Da der VA im Bereich der Selbstverwaltung der Sozialversicherungsträger 
aufgrund der derzeitigen Verfassungslage das Instrument der Empfehlung 
nicht zur Verfügung steht, mußte von weiteren Veranlassungen Abstand 
genommen werden. 

3.5 Verlust von Leistungsansprüchen aus der Arbeitslosenversicherung durch 
Fehlinformation 
VA 527 - SV /84 Zl. 332.823/9-3 a/85 

Dr. L. G. aus Hallstatt beschwerte sich bei der VA, daß ihm aufgrund man­
gelnder Informationen durch das Arbeitsamt ein erheblicher finanzieller 
Verlust zugefügt worden sei. Nach Abschluß seines Studiums habe er sich 
im Sommer des Jahres 1982 an die Arbeitsamts-Zweigstelle Bad Ischl ge­
wendet und sich bezüglich der Möglichkeit einer Arbeitsplatzvermittlung 
bzw. des Bezuges von Arbeitslosengeld erkundigt. Auf beide Anfragen habe 
er eine negative Antwort erhalten. Erst viel später, nachdem er inzwischen 
auch seinen Präsenzdienst abgeleistet habe, sei er durch eine Fernsehsen­
dung über die Einrichtung des Akademikertrainings in Kenntnis gesetzt 
worden. Bei der d:uaufhin erfolgten Vorsprache am Landesarbeitsamt in 
Linz habe er erfahren, daß er bereits zum Zeitpunkt seiner ersten Vorspra­
ehe am Arbeitsamt sowohl Anspruch auf Arbeitslosengeld gehabt hätte als 
auch die Möglichkeit, am Akademikertraining teilzunehmen. 

Im Prüfungsverfahren der VA teilte der um Stellungnahme ersuchte Bun­
desminister für soziale Verwaltung mit, es hätten für die Vorsprache des 
Beschwerdeführers im Jahre 1982 beim Arbeitsamt keinerlei Nachweise er­
mittelt werden können. Mangels einer nachweislich erfolgten AntragsteI­
lung sei es daher nicht möglich, das Arbeitslosengeld ab 1982 zuzuerken­
nen. Weiters hätten die Ermittlungen ergeben, daß der Beschwerdeführer 
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am 29. November 1984 einen Antrag auf Arbeitslosengeld gestellt hat. Da 
es dem Beschwerdeführer nicht möglich gewesen sei, innerhalb der letzten 
beiden Jahre vor Geltendmachung des Anspruches 52 Wochen einer versi­
cherungspflichtigen Be~chäftigung nachzuweisen, habe der AJ:ltrag mangels 
Erfüllung der gesetzlich geforderten AnwartSchaft abgeWIesen werden 
müssen. Gleichzeitig habe aber das Landesarbeitsamt Oberösterreich mitge­
t~ilt, daß der ~eschwerdeführer öfters beim Arbeitsamt um die Vermittlung 
emer BeschäftIgung vorgesprochen habe. Er habe daher angeordnet, daß 
die Fehlzeiten von 1982 bis zur Antragstellung als Zeiten der Arbeitssuche 
zu werten seien. Da diesen Zeiten rahmenfristerstreckende Wirkung zu­
komme, sei nach deren Berücksichtigung die Anwartschaft am 29. Novem­
ber 1984 erfüllt. Die Nachzahlung des nunmehr gebührenden Arbeitslosen­
geldes sei veranlaßt worden. 

Diese Stellungnahme erschien der VA jedoch im Hinblick auf den darin 
enthaltenen Widerspruch, daß einerseits für die vom Beschwerdeführer an­
geführte Vorsprache im Jahre 1982 keine Unterlagen aufliegen sollen, an­
dererseits aber bekannt war, daß der Beschwerdeführer öfters beim Arbeits­
amt um die Vermittlung einer Beschäftigung vorgesprochen hat, nicht zu­
friedenstellend. Die VA trat daher diesbezüglich nochmals an den Bundes­
minister für soziale Verwaltung heran. Die daraufhin angestellten Ermitt­
lungen ~aben erge?en, daß de~ Beschwerdeführer erstmals etwa am 15. Juli 
1982 bel der ArbeItsamt-ZweIgStelle Bad Ischl vorgesprochen hat. Anläß­
lich dieser Kontaktaufnahme wurde ihm ein Beschäftigungsangebot unter­
breitet. Die Anspruchsvoraussetzungen auf Arbeitslosengeld dürften daher 
auch nur am Rande erörtert worden sein. Warum es weder zu einer Be­
schäftigungsaufnahme noch zu einer Antragstellung auf Arbeitslosengeld 
gekommen ist, ließ sich jedoch nicht mehr feststellen. 

Aufgrund des Einschreitens der VA ordnete der Bundesminister für soziale 
Verwaltung - über die bereits erfolgten Maßnahmen hinausgehend -
nunmehr an, daß dieses Versäumnis nicht zu Lasten des Beschwerdeführers 
gehen dürfe und ihm daher die Leistungen der Arbeitslosenversicherung ab 
15. Juli 1982 nachzuzahlen sind. 

Zusammenfassend war von der VA daher festzustellen, daß der Be­
schwerde Berechtigung zukam. Da jedoch vom Bundesminister für soziale 
Verwaltung im Zuge der Prüfung alles unternommen wurde, um den Be­
schwerdegrund zu beheben, waren weitere Veranlassungen durch die VA 
nicht notwendig. 

Anspruch auf Leistung aus dem Nationalfonds zur besonderen Hilfe für Be­
hinderte - Ablehnung infolge Schreibfehlers im ärztlichen Gutachten 
VA 584 - SV/84 

K. S. aus Wien führte in seiner Beschwerde an die VA aus, ihm sei nach di­
versen Gefäßrekonstruktionsoperationen das rechte Bein abgenommen 
worden. Es handle sich um eine Oberschenkelamputation, und da das Tra­
gen einer Prothese medizinisch nicht in Frage komme, sei ihm die Benüt­
zung öffentlicher Verkehrsmittel unmöglich. Im Mai 1984 habe er einen 
Kombinationskraftwagen, Marke Mazda, erworben und habe beim Lan­
desinvalidenamt für Wien, Niederösterreich und Burgenland um Refundie-
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rung der erhöhten Umsatzsteuer sowie um Gewährung eines Zuschusses 
zum Ankauf des Kraftfahrzeuges angesucht. In der Ablehnung beider An­
suchen sehe er einen Mißstand in der Verwaltung. 

Die VA stellte im Prüfungsverfahren, in dessen Rahmen auch eine Stellung­
nahme des Bundesministers für soziale Verwaltung eingeholt wurde, fol­
gendes fest: 

Der Beschwerdeführer erwarb am 28. Mai 1984 einen Kombinationskraft­
wagen, Marke rxtazda, zum Kaufpreis von 115.487 S (einschließlich 32% 
Umsatzsteuer). Uber den Kriegsopfer- und Behindertenverband für Wien, 
Niederösterreich und Burgenland ersuchte er beim Landesinvalidenamt für 
Wien, Niederösterreich und Burgenland um Refundierung der erhöhten 
Umsatzsteuer und um Gewährung eines Zuschusses zum Ankauf des Kraft­
fahrzeuges. Der Beschwerdeführer war zum Zeitpunkt der AntragsteIlung 
bereits Pensionist. Beide Ansuchen wurden vom Landesinvalidenamt abge­
wIesen. 

Nach del~ Bestimmungen des Nationalf(.mdsgesetzes. sollen Leistungen aus 
dem Natlonalfonds zur besonderen HIlfe für Behlllderte für besondere 
Maßnahmen der medizinischen, beruflichen oder sozialen Rehabilitation 
gewährt werden,. sofern keine an.d.eren Förderungsmöglichkeiten bestehen 
und dadurch SOZIale Härten beseItIgt werden. Außerdem können unter be­
stimmten Voraussetzungen Zuwendungen aus dem Fonds auch bei der Lie­
ferung von Kraftfahrzeugen für Behinderte zur Abgeltung der Mehrbela­
stung gewährt werden, die sich durch den erhöhten Umsatzsteuersatz ge­
genüber dem Normalsteuersatz ergibt. 

Eine dieser Voraussetzungen ist der Nachweis der dauernd starken Gehbe­
hinderung durch einen Ausweis gemäß § 29 b der Straßenverkehrsordnung 
1960 oder die Feststellung der Unzumutbarkeit der Benützung öffentlicher 
Verkehrsmittel wegen dauernder Gesundheitsschädigung aufgrund eines 
Gutachtens des Arztes des zuständigen Landesinvalidenamtes. 

Der Besch~erdeführer besaß zum Zeitpunkt der gegenständlichen Antrag­
steIlung kelI1en AusweIS gemäß § 29 b der Straßenverkehrsordnung; das 
~iesbezügliche Verfahren war zu dieser Zeit anhängig. Es war daher vom 
Arztlichen Dienst des Landesinvalidenamtes für Wien, Niederösterreich 
und Burgenland die Frage der Zumutbarkeit der Benützung öffentlicher 
Verkehrsmittel zu prüfen. Aufgrund eines polizeiärztlichen Gutachtens 
yom 4. März 1984 im Betreuungsakt, in dem als Gesundheitsschädigung 
"Verlust re. OE und re. Auge" angeführt war, wobei im medizinischen 
Sprachgebrauch unter der Abkürzung OE - obere Extremität (Arm) zu 
yerstehen ist, wurde diese Frage bejaht. Daher wurde keine positive Ent­
scheidung über den Antrag des Beschwerdeführers auf Rückvergütung der 
erhöhten Umsatzsteuer getroffen. 

Dem Bundesminister für soziale Verwaltung wurde im Zuge des Prüfungs­
verfahrens der VA ein vom Beschwerdeführer vorgelegtes ärztliches Attest 
vom 13. Dezember 1984 bekannt, wonach es sich bei der Behinderung des 
Beschwerdeführers um eine Oberschenkela!!lputation rechts handelte. Auf­
grund dieser Information wurde nun vom Arztlichen Dienst des Landesin­
validenamtes festgestellt, daß die Benützung öffentlicher Verkehrsmittel 
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nicht zumutbar ist. Das Landesinvalidenamt für Wien, Niederösterreich 
und Burgenland wurde vom Bundesminister für soziale Verwaltung ange­
wiesen, die infolge des erhöhten Umsatzsteuersatzes eingetretene Mehrbe­
lastung abzugelten. 

Die VA erkannte der Beschwerde in diesem Punkt Berechtigung zu. Die 
VA stellte fest, daß die aufgrund eines mangelhaften Gutachtens (wobei es 
sich dabei um einen Schreibfehler gehandelt haben dürfte, nämlich "Verlust 
re . OE" statt "UE") getroffene abweisende Entscheidung bei genauerer 
Prüfung des betreffenden Aktes durch das Landesinvalidenamt für Wien, 
Niederösterreich und Burgenland vermieden hätte werden können. Da der 
Fehler jedoch bereits im Zuge des Prüfungsverfahrens der VA behoben 
wurde, wurde von weiteren Veranlassungen Abstand genommen. 

Dem zweiten Teil der Beschwerde kommt jedoch keine Berechtigung zu. 
Nach den Bestimmungen des Landesinvalideneinstellungsgesetzes 1969 
können zwar noch im Erwerbsleben stehende Invalide Zuschüsse zu den 
Anschaffungskosten eines Personenkraftwagens erhalten. Da der Be­
schwerdeführer jedoch von der Post- und Telegraphendirektion Wien 
einen Ruhegenuß bezieht und nicht in Beschäftigung steht, wurde sein An­
suchen um Zuschuß zum Ankauf eines Personenkraftwagens vom Landes­
invalidenamt für Wien, Niederösterreich und Burgenland zu Recht abge­
wiesen. In diesem Zusammenhang wurde der Beschwerdeführer jedoch auf 
die Möglichkeit hingewiesen, beim zuständigen Krankenversicherungsträ­
ger einen Antrag auf Ersatz der Automatik-Kosten zu stellen. 

3.7 Anspruch auf Arbeitslosengeld - Nichtbehandlung eines Antrages 
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VA 115 - SV 185 ZI. 333 356/3-3a/85 

G. Sch. aus Illmitz brachte bei der VA folgende Beschwerde vor: Er sei als 
Nebenerwerbsbauer bis März 1983 bei einem verstaatlichten Betrieb be­
schäftigt gewesen. Nach Verlust seines Arbeitsplatzes habe er sich beim zu­
ständigen Arbeitsamt arbeitslos gemeldet und einen Antrag auf Arbeitslo­
sengeld gestellt. Das von ihm ausgefüllte Antragsformular sei jedoch vom 
Beamten unter Hinweis auf die in seinem Familienbesitz befindliche Land­
wirtschaft zerrissen und in den Papierkorb geworfen worden. In der Folge 
sei es ihm gelungen, wieder eine Beschäftigung zu bekommen; am 1. No­
vember 1984 habe er sich jedoch wieder arbeitslos melden müssen. Er habe 
auch diesmal beim zuständigen Arbeitsamt einen Antrag auf Arbeitslosen­
geld gestellt, welchem auch stattgegeben worden sei. Da sich jedoch am 
Sachverhalt gegenüber 1983 nichts geändert habe, müsse er davon ausge­
hen, daß die seinerzeitige Form der "Ablehnung" (Papierkorb!) seines An­
trages auf einem Mißstand in der Verwaltung beruhe. 

Im Prüfungsverfahren der VA nahm der Bundesminister für soziale Ver­
wa�tung zum Beschwerdevorbringen dahin gehend Stellung, daß die Vor­
gänge anläßlich der AntragsteIlung im März 1983 nicht mehr eindeutig zu 
klären gewesen seien. Es sei jedenfalls unbestritten, daß der Beschwerde­
führer nach Beendigung seines Beschäftigungsverhältnisses bei den Ver­
einigten Metallwerken Ranshofen-Berndorf am 21. März 1983 beim Ar­
beitsamt vorgesprochen habe. Im Zuge dieser Vorsprache sei ihm auch ein 
Antragsformular auf Leistungen nach dem Arbeitslosenversicherungsgesetz 
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ausgelündigt worden und von diesem auch innerhalb der gesetzten Rück­
gabefrist dem Arbeitsamt retourniert worden. Der Verbleib des Antragsfor­
mubre~ bzw. die Frage, warum es zu keiner Bearbeitung gekommen sei, 
könne - wie schon ausgeführt - nicht mehr geklärt werden. Da die im 
gemeinsamen Besitz der familie Sch. befindliche Liegenschaft auch 1983 
nur von der Gattin allein bewirtschaftet worden sei, wären auch schon zu 
diesem 7eitpunkt alle Anspruchsvoraussetl.ungen erfüllt gewesen und dem 
Beschwerdeführer hätte Arbeitslosengeld gebührt. Aufgrund dieses Sach­
verhaltes habe er angeordnet, daß dem Beschwerdeführer die Leistung ab 
21. März 1983 nachzuzahlen ist. 

Aufgrund dieses Prüfungsergebnisses erkannte die VA der Besch\verde Be­
rechtigung zu. Da noch im Zuge des Prüfungsverfahrens der Beschwerde­
grund durch den Bundesminister behoben wurde, v,'aren v. eitere Veranlas­
sungen durch die VA nicht notwendig. 

3.8 Witwenpension - Ablehnung (der "übersinnliche" Unterhaltsanspruch) 
VA 2S3 - SV/85 

N. O. aus lams brachte bei der VA folgende Beschwerde vor: Sie beziehe 
seit 7. März 198 3 ei ne Invaliditätspension von der Pensionsversicherungs­
anstalt der Arbeiter, wobei die von ihr beantragte Ausgleichszubge be­
scheid mäßig abgelehnt worden sei, und zwar mit der Begründung, daß ge­
mäß § 294 des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes eine Unterhaltslei­
stung des geschiedenen Ehegatten in der Höhe von monatlich 1 022,70 S 
anzurechnen sei, wodurch die Summe der maßgebenden Einkünfte im Aus­
maß Y(m 4908,90 S die Höhe des Richtsatzes (1983: 4 173 S) übersteige. 
Aufgrund des Bescheides der Pensionsver,il:herungsanstalt der Arbeiter 
über die Ablehnung des Ausgleichszubgenampruches sei sie mit Hilfe eines 
Rechtsanwaltes an ihren geschiedenen Gatten zwecks Leistung des von der 
PensionS\'ersicherungsamtalt der Arbeiter berechneten bzw. angenomme­
nen Cnterhaltö herangetreten. Der geschiedene Gatte haben auf ein ent­
sprechendes Schreiben des Rechtsanwaltes positiv reagiert und in der Folge 
- nachweisbar - 1 500 S monatlich an Unterhaltszahlungen geleistet. 
(Anlägjich der Scheidung sei eine Unterhaltsvereinbarung im Hinblick auf 
das eigene Erwerbseinkommen der Gattin nicht geschlossen worden.) Am 
13. Juli 1984 sei der geschiedene Ehegatte verstorben, worauf sie bei der 
Pensionsversicherungsanstalt der Arbeiter einen Antrag auf I'uerkennung 
einer Witwenpension gestellt habe. Mit Bescheid vom 14. September 1984 
sei dieser Antrag mit der Begründung abgelehnt worden, daß zum Zeit­
punkt des Todes des Versicherten eine gerichtliche Unterhalts\'erpflichtung 
nicht bestanden habe. Diese Entscheidung sei für sie \ollkommen unyer­
ständlich, da e." doch nicht sein könne, daß die Pensionsversicherungsan­
stalt der Arbeiter in einem Bescheid (über den ,-\nspruch aus Ausgleichszu­
lage zur Imaliditätspension) ausdrücklich von der Existenz eines Unter­
haltsanspruches ausgehe, im anderen Bescheid (über den Anspruch auf Wit­
wenpension) aber die Existenz eben dieses Unterhaltsanspruches in Abrede 
stelle. 

Da die gegenständliche Beschwerde anläßlich eines Sprechtages der VA in 
Tirol persönlich vorgetragen wurde, hatte die VA Gelegenheit, die Be­
schwerdeführerin gleich an Ort und Stelle darauf hinzuweisen, daß die 
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Entscheidungen der Pensionsversicherungsanstalt der Arbeiter keinen I\lig­
stand in der V erwaltu ng darstellen, weil sie der derzeitigen Gesetzeslage 
entsprechen. 

N ach Auffassung der VA handelt es sich hier jedoch um eine gesetzesbe­
dingte Härte für die Betroffenen. Eine nochmalige Darstellung der Proble­
matik scheint im Hinblick auf die Ausformulierung im Beschwerdevorbrin­
gen nicht erforderlich. Der Bundesminister für soziale Verwaltung sagte in 
einem persönlichen Gespräch mit der VA Bemühungen seines Ressorts um 
eine brauchbare Lösung der zweifelsohne gegebenen Härtesituation zu. 
Der VA ist es jedoch ein Anliegen, auch den Gesetzgeber darauf aufmerk­
sam zu machen. 

3.9 Unterschiedliche Bemessung des Arbeitslosengeldes - Mangelnde Aufklä-

42 

rung 
VA 332 - SV 185 ZI. 333 91112-3a/85 

Anläßlich eines Sprechtages in Villach führte W. E. aus Himmelberg über 
die unterschiedliche Höhe der Leistungen nach dem Arbeitslosenversiche­
rungsgesetz Beschwerde bei der VA. Er habe vom zuständigen Arbeitsamt 
diverse Computermitteilungen erhalten, in welchen der Arbeitslosenan­
spruch einmal mit 257,- S/Tag, einmal mit 258,- S/Tag, dann mit 
174,86 S/Tag und letztlich mit 191,90 S/Tag ausgewiesen worden sei. Eine 
Begründung für diese Unterschiede im Anspruch sei nicht gegeben worden. 
Er ersuche daher die VA um Prüfung, ob die Vorgang,\\ eise des Arbeits­
amtes korrekt sei. 

Im Prüfungsverfahren der VA wurde anhand einer Stellungnahme des Bun­
desministers für soziale Verwaltung zum Beschwerdevorbringen folgendes 
festgestellt : 

Der Beschwerdeführer stand unter anderem vom 18. Oktober 1983 bis 
16. April 1984, von kleineren Unterbrechungen abgesehen, im Bezug des 
Arbeitslosengeldes. Im Anschluß war er wiederum bis 30. November 1984 
in Beschäftigung, und am 3. Dezember 1984 erfolgte beim Arbeitsamt Feld­
kirchen eine neuerliche AntragsteIlung auf Arbeitslosengeld. Da vom vor­
genannten Arbeitslosengeldbezug noch ein Restanspruch von 38 Tagen 
aushaftete, wurde vorerst diese Leistung zur Anweisung gebracht und im 
Anschi uß ab 10. Jänner 1985 der betragsmäßig niedrigere Neuanspruch 
zuerkannt. Die auf der Mitteilung vom 27. Dezember 1984 ersichtliche An­
dnung der Leistungshöhe ist darauf zurückzuführen, daß zum Jahreswech­
sel die in diesem Betrag enthaltenen Familienzuschläge für die Gattin und 
den Sohn erhöht wurden. 

Mit der neuerlichen Mitteilung vom 28. Jänner 1985 wurde der Beschwer­
deführer über die Höhe und Dauer des ab 10. Jänner 1985 zuerkannten 
Neuanspruches informiert. Aufgrund des zuletzt geringeren Bruttoverdien­
stes verringerte sich auch der tägliche Anspruch auf Arbeitslosengeld von 
258,- Sauf 174,80 S. 

Anläßlich einer persönlichen Vorsprache beim Arbeitsamt Feldkirchen am 
21. Februar 1985 ersuchte der Beschwerdeführer um Zuerkennung eines 
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\\eiteren Familienzuschlages für eine außereheliche Tochter. Gleichzeitig 
langte auch ein Antrag der Bezirkshauptmannschaft ~t. Veit/Glan ein, in 
dem das Jugendamt ebenhlls um Zuerkennung und Uberweisung des Fa­
milienzuschlages für die außereheliche Tochter ersuchte. Mit der Mittei­
lung vom 22. Februar 1985 wurde er von der Zuerkennung des Familienzu­
schlages informiert. Dieser wird im Betrag von 17,10 S täglich nicht an den 
Beschwerdeführer, sondern direkt an das Jugendamt überwiesen, wofür er 
auch seine Zustimmung erklärt hat. 

Aufgrund der notwendigen Anderungen der Leistungshöhe war die wieder­
holte Zusendung yon Mitteilungen über die Höhe des Arbeitslosengeldes 
unvermeidlich. Es ist jedoch durchaus verständlich, wenn im Hinblick auf 
diese mehrmaligen AnderuI.1:gen der Leistungsbezieher den Wunsch hat, die 
konkreten Gründe für die Anderungen in der Höhe der Leistung zu erhh­
ren. 

Aufgrund des Einschreitens der VA wurde vom Bundesminister für soziale 
Verwaltung zugesagt, eine Überprüfung durchzuführen, ob nicht ohne be­
sonderen Mehraufwand eine bessere Information auf der Mitteilung über 
den Leistungsanspruch möglich ist. Dabei müßte allerdings sichergestellt 
sein, daß es durch den Aufwand bei der Bearbeitung, Eingabe und pro­
grammtechnischer Veranlassung nicht zu einer Verzögerung der Anwei­
sung kommt. 

Mit der Mitteilung des Prüfungsergebnisses, welches nunmehr die vom Be­
schwerdeführer vermißten aufklärenden Auskünfte zum Inhalt hatte, 
konnte der Beschwerdegrund als behoben betrachtet werden. 

3.10 Pensionsverlust - Formalistische Handhabung des Antragsprinzips 
VA 352 - SV/85 

E. G. aus Pama war selbständige Landwirtin u.r:d beabsichtigte, ihre Pen­
sion ab 1. April 1984 in Anspruch zu nehmen. Uber Empfehlung des örtli­
chen Gemeindeamtmannes, bei ~~m sie den Pensionsantrag einbringen 
wollte, sandte sie den notariellen Ubergabsyertrag am 22. Februar 1984 an 
die ~~zialversicherungsanstalt der Bauern, weil sie der Auffassung war, mit 
der Ubergabe ihres landwirtschaftlichen Betriebes die Voraussetzungen für 
die Inanspruchnahme der Pension erfüllt zu haben. Die Anstalt nahm den 
Übergabsvertrag jedoch nur im Hinblick auf die Beendigung der Pflichtver­
sicherung der Beschwerdeführerin zur Kenntnis, der naheliegende Schluß, 
die Beschwerdeführerin begehre wegen Vollendung ihres 60. Lebensjahres 
am 30. März 1984 die Alterspension, wurde nicht gezogen. Erst auf :'-Jach­
frage, wann mit einer Erledigung ihrer Pensionsangelegenheit zu rechnen 
sei, teilte die Anstalt mit, es sei ein Feststellungsverhhren mittels Antrag auf 
Gewährung der Alterspension nicht anhängig gemacht worden. Erst auf­
grund des sofort gestellten Antrages konnte die Pension - allerdings erst 
mit l. September 1984 - zuerkannt werden. Über den dadurch entstande­
nen Pensionsverlust (ca. 19000 S) führte sie bei der VA Beschwerde. 

Die VA wies im Prüfungsverhhren die Anstalt darauf hin, daß es nach der 
einschlägigen Judikatur des Oberlandesgerichtes Wien nicht unbedingt 
einer schriftlichen AntragsteIlung auf Gewährung einer Pension bedürfe, 
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sondern daß :lUch der Nachweis einer mündliche!!. Antragstellung ~owie 
einer schlüssigen Willensäußerung genüge. Mit der Ubersendung des Uber­
gabs\ertrages knapp vor Vollendung des 60. Lebensjahres sei wohl eine 
derart schlüssige Willensäußerung auf Pensionsgewährung zum Ausdruck 
gekommen. Die Sozialversicherungsanstalt der Bauern führte in ihrer der 
VA übermittelten Stellungnahme aus, daß die Beschwerqeführerin Ende 
Februar 1%4 der Anstalt (Landesstelle Burgenland) einen Ubergabsvertrag 
kommentarlos eingesandt habe, welcher von der Poststelle richtigerweise 
der Organisationseinheit Beitragswesen zugeteilt worden sei. Einzig aus 
dem Übergabsvertragstext wäre zu entnehmen gewesen, daß die nunmeh­
rige Beschwerdcführerin am 30. März 1924 geboren ist und somit 60 Jahre 
alt werde. Daraus wäre aber nicht unbedingt abzuleiten gewesen, daß sie 
einen Pensionsantrag stellen wollte - wie auch die gesetzlich verlangte 
Willenserklärung zur Antragstellung gefehlt habe. Erst das Schreiben der 
Beschwerdeführerin vom 31. Juli 1984, bei der Landesstelle Burgenland am 
2. August 1984 eingelangt, sei als Pensions antrag zu werten gewesen. Ent­
sprechend den gesetzlichen Bestimmungen habe sich daher der 1. Septem­
ber 1984 als Stichtag und damit Pensionsanfallszeitpunkt ergeben. Im übri­
gen habe das Schiedsgericht der Sozialversicherung die Entscheidung der 
Anstalt bestätigt. In Anbetracht der besonderen vorliegenden Umstände 
werde der Beschwerdeführerin eine Leistung aus dem Unterstützungsfonds 
der Anstalt im Ausmaß von 5 000 S gewährt. 

Da die Beschwerdeführerin darüber hinaus aufgrund des Einschreitens der 
VA von ihrer Gemeinde bzw. deren Haftpflichtversicherung - für das 
Fehlverhalten des Amtmannes, der den von der Beschwerdeführerin im Ge­
meindeamt mündlich gestellten Pensionsantrag keiner ordnungsgemäßen 
Behandlung zugeführt hatte - einen Betrag von rund 14000 Sausbezahlt 
erhielt, war der Beschwerdegrund letztlich behoben. 

Die VA vertritt auch im Zusammenhang mit diesem Beschwerdcfall die 
Auffassung, daß das derzeit zu streng bzw. zu form3.1istisch gehandhabte 
Antragsprinzip in der Anwend ungsp'.raxis der Sozi3.1versicherungsträger ge­
lockert werden müßte. Finanzielle Uberlegungen können dabei doch wohl 
keine Rolle spielen, da bei "rechtzeitiger" bzw. formell richtiger Antragstel­
lung die entsprechenden Leistungen ohnehin erbracht werden müßten. Für 
die einzelnen Betroffenen bedeutet hingegen die Vorenthaltung der - an 
sich zustehenden - Leistungen eine empfindliche finanzielle Einbuße. 
Selbstverständlich soll grundsätzlich "der Ordnung halber" am Antr3.gs­
prinzip festgehalten werden; in jenen Einzelfällen 3.ber, in denen durch ein 
Mißgeschick - wie im konkreten Fall - die formelle Antragsteilung ver­
spätet erfolgt, eine stärkere Berücksichtigung des Antr3.gwillens durch kon­
kludente Handlungen Platz greifen. 

3.11 Anspruch auf Insolvenz-Ausfallgeld - Ablehnung trotz unverschuldeter 
verspäteter AntragsteIlung 
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VA 387 - SV/85 ZI. 334 019/4-3/85 

G. K. aus St. Martin führte bei der VA darüber Beschwerde, daß sein An­
trag auf Gewährung von Insolvenz-Ausfallgeld vom Arbeitsamt Eisenstadt 
und in weiterer Folge vom L3.ndesarbeitsamt als verspätet zurückgewiesen 
wurde. In dieser Entscheidung erblickte er einen Mißstand in der Verwal-
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tung, da die verspätete AntragsteIlung nicht auf seine Säumigkeit, sondern 
auf eine verspätete Zustellung seiner Forderungsanmeldung vom Landesge­
richt Eisenstadt zurückzuführen sei. 

Wie im Prüfungsverfahren der VA festgestellt wurde, war am 1. Oktober 
1984 der Konkurs über das Vermögen des Arbeitgebers des Beschwerde­
führers eröffnet worden. Am 22. Oktober 1984 hat der Beschwerdeführer 
seine Forderungen beim Landesgericht Eisenstadt zeitgerecht angemeldet. 
Die Kopie dieser Anmeldung hat er allerdings erst am 24. März 1985 vom 
Gericht mit der Aufforderung zurückerhalten, den Antrag auf Insolvenz­
Ausfallgeld zu stellen. Im Hinblick auf diese Umstände, an denen der Be­
schwerdeführer völlig unschuldig war, wies der Bundesminister für soziale 
Verwaltung, wie er in seiner Stellungnahme an die VA ausführte, das Lan­
desarbeitsamt Burgenland an, die ablehnende Berufungsentscheidung zu 
beheben und dem Arbeitsamt Eisenstadt aufzutragen, unter Annahme 
rechtzeitiger Beantragung zu entscheiden. In der Folge wurde vom Arbeits­
amt Eisenstadt dem Beschwerdeführer Insolvenz-Ausfallgeld in Höhe von 
82675 S zugesprochen. 

Da somit noch im Zuge des Prüfungsverfahrens der VA der Beschwerde­
grund behoben werden konnte, waren weitere Veranlassungen durch die 
VA nicht notwendig. 

3.12 Finanzielle Schädigung durch mangelnde Aufklärungsbereitschaft der Pen­
sionsanstalt 
VA 468 - SV/85 

E. P. aus Wörgl brachte bei der VA folgende Beschwerde vor: 

Im Zusammenhang mit der Durchführung des steuerlichen Jahresausglei­
ches für das Jahr 1982 habe sie mehrere Freibeträge, nämlich Prämien für 
Lebensversicherung, den Kirchenbeitrag und eine Darlehenstilgung für 
Wohnraumbeschaffung, geltend machen wollen. Sie habe gewußt, daß der 
Freibetrag für Lebensversicherung vom Finanzamt in die Lohnsteuerkarte 
einzutragen sei, und es sei ihr auch bekannt gewesen, daß der Kirchenbei­
trag beim Jahresausgleich ohne Eintragung in die Lohnsteuerkarte nur aus 
den Zahlungsabschnitten berücksichtigt werde. Bezüglich der Darlehens­
rückzahlung sei sie von den gleichen Voraussetzungen ausgegangen wie für 
den Kirchenbeitrag. Dementsprechend habe sie die Belege über die Darle­
henstilgung zusammen mit den über die von ihr bezahlten Kirchenbeiträge 
mit der Bitte um Durchführung des Jahresausgleiches an die Pensionsversi­
cherungsanstalt der Angestellten gesandt. Gleichzeitig habe sie darauf hin­
gewiesen, daß sich ihre Lohnsteuerkarte zwecks Eintragung der Prämien 
zur Lebensversicherung beim Finanzamt befinde. Die Pensionsversiche­
rungsanstalt habe allerdings mit der Durchführung des Jahresausgleiches 
solange zugewartet, bis ihr die Lohnsteuerkarte vom Finanzamt vorgelegen 
ist, was erst nach dem 31. März 1983 der Fall gewesen sei. Bei der Durch­
führung des Jahresausgleiches hätten sodann die Beträge für die Darlehens­
rückzahlung nicht berücksichtigt werden können, weil sie in der Lohn­
steuerkarte nicht eingetragen waren, und andererseits die Frist (31. März 
des Folgejahres) für den Antrag auf Berücksichtigung des Freibetrages für 
die Darlehensrückzahlung für das vorangegange Jahr verstrichen war. Da 
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es sich bei dieser Darlehenstilgung um nicht unerhebliche Beträge gehan­
delt habe, sei ihr dadurch ein beträchtlicher finanzieller Verlust entstanden. 
In der Vorgangsweise der Pensionsversicherungsanstalt der Angestellten er­
blicke sie einen Mißstand in der Verwaltung. 

In der im Prüfungsverfahren der VA ergangenen Stellungnahme der Pen­
sionsversicherungsanstalt der Angestellten wurde der von der Beschwerde­
führerin erhobene Vorwurf zurückgewiesen. Mit Schreiben vom 1. März 
1983 habe die Beschwerdeführerin der Anstalt den Antrag auf Jahresaus­
gleich für das Kalenderjahr 1982 übermittelt. Diesem Schreiben seien acht 
Zahlungsabschnitte über die Einzahlung von Beiträgen an die Kirchenbei­
trag~telle sow~e ein ~e1eg über eine parlehensrückzahlung vOfol 28 010,14 S 
an eme gememnützlge Bau- und SIedlungsgenossenschaft beigelegen. Be­
reits mit Schreiben vom 13. April 1983 habe die Anstalt die Beschwerdefüh­
rerin über die Durchführung des Jahresausgleiches informiert und die An­
weisung des Steuerguthabens in der Höhe von 274,90 S angekündigt. Es sei 
dabei allerdings übersehen worden, mit diesem Schreiben die vorgelegten 
Belege an die Pensionistin zurückzusenden. Aus der Formulierung im An­
suchen der Beschwerdeführerin " ... diese erst am 28. Feber dieses Jahres 
erhalten konnte und daher meine Freibetragseintragung bei meinem Fi­
nanzamt zurückhalten mußte", habe der zuständige Sachbearb.~iter der An­
stalt schließen müssen, daß die Pensionistin bereits vor der Ubersendung 
des Antrages auf Durchführung des Jahresausgleiches bei ihrem Wohnsitz­
finanzamt einen Antrag auf Eintragung eines Freibetrages für Sonderausga­
ben gestellt hat. In Anbetracht der großen Zahl von jährlich durchzufüh­
renden Jahresausgleichen sei es aus organisatorischen Gründen nicht mög­
lich, jeden einzelnen Fall sofort nach Einlangen der Schriftstücke dahin ge­
hend zu untersuchen, ob aufgrund der vorgelegten Belege tatsächlich die 
Zuständigkeit der Anstalt gegeben sei. Der einzige Vorwurf, der der An­
stalt gemacht werden könne, liege in der Tatsache, daß die von der Pensio­
nistin vorgelegten Belege verspätet an sie zurückgesandt wurden. 

N ach Auffassung der VA übersieht die Pensionsversicherungsanstalt der 
Angestellten bei der Darlegung ihres Standpunktes den Umstand, daß die 
Beschwerdeführerin in ihrem Antrag auf Durchführung des Jahresausglei­
ches durch die Pensionsversicherungsanstalt - mit dem Hinweis, die 
Lohnsteuerkarte befinde sich zur Eintragung der Lebensversicherungsprä­
mie beim Finanzamt - ausdrücklich ersucht hatte, die Belege über ihren 
Kirchenbeitrag sowie die über die Darlehensrückzahlung beim Lohnsteuer­
ausgleich zu berücksichtigen. Einem durchschnittlich aufmerksamen Sach­
bearbeiter hätte dabei auffallen müssen, daß die Pensionsanstalt bezüglich 
Darlehensrückzahlung nicht zuständig ist; demnach hätte er die diesbezüg­
lichen Belege der Beschwerdeführerin unverzüglich zurücksenden und sie 
darauf aufmerksam machen können, daß für die Berücksichtigung der Dar­
lehenstilgung wie bei der Lebensversicherung das Finanzamt zuständig ist. 

N ach Auffassung der VA kam der gegenständlichen Beschwerde Berech ti­
gung zu, doch war eine Behebung des Beschwerdegrundes aufgrund der 
Gesetzeslage nicht mehr möglich. In diesem Zusammenhang ist wiederum 
darauf hinzuweisen, daß es bei der Durchführung von Information, Aufklä­
rung und Beratung. durch die Sozialversic~erungsträger ~icht mit der Ver­
sendung umfangreicher Broschürenmatenals abgetan sem kann, sondern 
daß Information, Aufklärung und Beratung gezielt im Einzelfall zu erteilen 
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wären. Dazu bedürfte es nach Auffassung der VA einer entsprechenden 
Schulung der Bediensteten der SozialversicherungSträger und darüber hin­
aus, wie schon in vorangegangenen Berichten aufgezeigt, einer gesetzlichen 
Normierung der Informations-, Aufklärungs- und Beratungspflicht der 
Verwaltungsstellen im Sozialversicherungsbereich. 

3.13 Anspruch auf Notstandshilfe für alleinstehende Mütter - Ungerechtfer­
tigte Ablehnung 
VA 603 - SV/85 ZI. 334 62111-3a/86 

R. Sch. aus Gampern ersuchte die VA um Unterstützung bezüglich der Ge­
währung von Karenzurlaubsgeld für ihr zweites Kind. Wie sie in ihrem 
Schreiben ausführte, habe sie anläßlich der Entbindung von ihrem ersten 
Kind Karenzurlaubsgeld bekommen. Ihr anschließend gestellter Antrag auf 
Sondernotstandshilfe sei abgewiesen worden. Da sie nun ihr zweites Kind 
erwarte, hätte sie aufgrund dieser Abweisung keinen Anspruch auf Karenz­
urlaubsgeld bzw. auf Wochengeld. 

Im Prüfungsverfahren der VA teilte der Bundesminister für soziale Verwal­
tung in seiner Stellungnahme mit, daß der Arbeitsmarktverwaltung die 
z~eite Schwangerschaft der Besch~erd.eführerin unbekann~ gewesen sei. 
Dieser Umstand habe daher auch nicht Im Verfahren über die Gewährung 
der Sondernotstandshilfe berücksichtigt werden können. Nachdem dies 
nun durch das Einschreiten der VA bekanntgeworden sei, habe man die 
Anspruchsvoraussetzungen neuerlich überprüft, wobei die Schwangerschaft 
als berücksichtigungswürdiger Grund zu werten sei. Dabei habe sich zwar 
ein geringfügiger, aber eine Krankenversicherung für Arbeitslose begrün­
dender Anspruch auf Sondernotstandshilfe vor der Entbindung ergeben. 
Diese Sondernotstandshilfe sei in sozialer Rechtsanwendung rückwirkend 
ab Zustellung des Bescheides über die Abweisung des Anspruches auf Son­
dernotstandshilfe zuerkannt worden. Aus dieser Anweisung der Sondernot­
standshilfe bestehe nunmehr auch ein Anspruch auf Wochengeld bzw. Ka­
renzurlaubsgeld. 

Die vom Arbeitsamt erfolgte und vom Landesarbeitsamt bestätigte Abwei­
sung des Antrages auf Gewährung von Sondernotstandshilfe war von der 
VA nicht zu beanstanden, da sie aufgrund der Tatsache, daß die Beschwer­
deführerin im gemeinsamen Haushalt mit ihren Eltern lebte und daher 
keine Notlage vorlag, der Rechtslage entsprach. Der Umstand einer neuer­
lichen Schwangerschaft wurde im Verfahren nicht bekannt. Nachdem 
durch die Beschwerdeführung auch dieser Umstand berücksichtigt wurde, 
konnte eine dem Begehren der Beschwerdeführerin entsprechende Lösung 
erreicht werden. Weitere Veranlassungen durch die VA waren daher nicht 
notwendig. 

3.14 Anspruch auf Notstandshilfe bei Auslandsaufenthalt - Falsche Auskunft 
des Arbeitsamtes 
VA 631 - SV/85 ZI. 334 653/1I3a/86 

R. B. aus Pfaffendorf brachte bei der VA folgende Beschwerde vor: Auf­
grund seiner schon lange andauernden Arbeitslosigkeit stehe er im Bezug 
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der Notstandshilfe. Da er von den Angehörigen seiner Gattin aus Berlin 
eine Urlaubseinladung erhalten habe, sei er sich beim Arbeitsamt Holla­
brunn erkundigen gegangen, inwieweit ein derartiger Auslandsaufenthalt 
sich auf den Bezug der Notstandshilfe auswirke. Am Arbeitsamt Holla­
brunn habe man ihm mitgeteilt, daß er keinerlei Nachteil zu befürchten 
brauche, er müsse lediglich den Termin seines dreiwöchigen Urlaubes be­
kanntgeben. Dies habe er auch getan, worauf er für die Dauer des Urlaubes 
keine Notstandshilfe erhalten habe. Daß er anläßlich seiner ersten Vorspra­
che auf diesen Umstand nicht hingewiesen wurde, betrachte er als Miß­
stand der Verwaltung, da er sonst den Urlaub nicht angetreten hätte. 

Aus der im Prüfungsverfahren der VA eingeholten Stellungnahme des Bun­
desministers für soziale Verwaltung ging hervor, daß das Vorbringen des 
Beschwerdeführers den Tatsachen entsprach, das heißt, daß er tatsächlich 
anläßlich seiner Vorsprache beim Arbeitsamt vor Antritt seiner Auslands­
reise mangelhaft beraten worden war. Es ist ihm zwar erklärt worden, daß 
er sich bei einem vorübergehenden Aufenthalt im Ausland beim Arbeitsamt 
vom Leistungsbezug abmelden müsse, eine Erklärung darüber, daß er wäh­
rend des Aufenthaltes im Ausland keine Leistungen erhalten könne, weil 
der Anspruch nach den gesetzlichen Bestimmungen ruht, ist jedoch unter­
blieben. Durch dieses Fehlverhalten des Arbeitsamtes ist dem Beschwerde­
führer infolge unrichtiger Einschätzung der Sachlage ein Schaden entstan­
den. Der Bundesminister für soziale Verwaltung hat daher das Arbeitsamt 
angewiesen, dem Beschwerdeführer die Leistung für di~ Zeit des Auslands­
aufenthaltes nachzuzahlen. Außerdem wurde das ArbeItsamt zur größeren 
Sorgfalt bei der Beratung von Ratsuchenden angehalten. 

Im Hinblick auf diese Maßnahme waren weitere Veranlassungen durch die 
VA nicht notwendig. Der Beschwerde war jedoch Berechtigung zuzuerken­
nen. 

4 Bundesministerium für öffentliche Wirtschaft und Verkehr 

48 

Allgemeines 

Im Berichtszeitraum wurden 243 Beschwerden, die den Vollziehungsbe­
reich des Bundesministers für öffentliche Wirtschaft und Verkehr betrafen, 
an die VA herangetragen. 

Die Schwerpunkte lagen - wie auch schon in den vorangegangenen Be­
richten der VA an den Nationalrat - wieder im Bereich des Kraftfahrwe­
sens sowie im Bereich der Post- und Telegraphenverwaltung. 

Im Bereich des Kraftfahrwesens standen wiederum die Entziehungen, Be­
fristungen und sonstigen Einschränkungen von Lenkerberechtigungen im 
Vordergrund. Die bei der Prüfung dieser Beschwerden gemachten Erfah­
rungen der VA liefen bei einem erheblichen Anteil der Fälle darauf hinaus, 
daß die getroffenen Maßnahmen, insbesondere bei der Entziehung von 
Lenkerberechtigungen, dem Grund nach zwar angebracht waren, die 
durchgeführten Verfahren sich jedoch als mangelhaft herausstellten. Wie 
die unten dargestellten Einzelfälle zeigen, waren solche Mängel nicht nur 
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in erstinstanzlichen Verfahren festzustellen, sondern auch im Zusammen­
hang mit Entscheidungen der Berufungsbehörden (siehe Einzelfall 4.3). 
Von der VA wurden auch Fälle registriert, in denen Anträge von den zu­
ständigen Behörden überhaupt keiner Behandlung zugeführt wurden. So 
erhielt zB der Bewerber um eine Lenkerberechtigung (siehe Einzelfall 4.4) 
auf seine wiederholten Anfragen über das Schicksal seines Antrages auf Er­
teilung einer Lenkerberechtigung die wiederkehrende mündliche Auskunft: 
"Führerschein bekommen Sie keinen mehr." Diese Art der Erledigung 
eines Parteibegehrens mag zwar im Sinne der Verwaltungsvereinfachung 
sicherlich jene mit dem geringsten Aufwand sein, der Rechtsordnung ent­
spricht sie jedoch nicht. 

Mängel mußten auch bei den im Berichtszeitraum von der VA durchge­
führten Prüfungen von Verwaltungs strafverfahren nach dem Kraftfahrge­
setz 1967 festgestellt werden. In einem Beschwerdefall (Einzelfall 4.5) 
konnte durch das Einschreiten der VA gerade noch verhindert werden, daß 
die über den Beschwerdeführer verhängte Ersatzarreststrafe vollzogen 
wurde, obwohl er nicht der Täter der ihm zur Last gelegten Verwaltungs­
übertretungen war. Obgleich die im Verfahren vorgelegten Ermittlungser­
gebnisse sicherlich nicht für eine Entscheidung ausgereicht hatten, wurde 
von der erkennenden Behörde das unentschuldigte Fernbleiben des Be­
schwerdeführers von einer mündlichen Verhandlung zum Anlaß genom­
men, gegen ihn ein Straferkenntnis zu erlassen. 

Weiters möchte die VA auf eine hauptsächlich bei der Bundespolizeidirek­
tion Wien festgestellte Methode bei der Durchführung der Verwaltungs­
strafverfahren aufmerksam machen. Offenbar aufgrund der zahlreichen 
Geschäftsfälle werden Anzeigen über Verwaltungsübertretungen im verein­
fachten Verfahren mittels Strafverfügung geahndet; und zwar auch in je­
nen Fällen, in denen der Angezeigte aufgrund seiner zahlreichen einschlä­
gigen Vormerkungen bereits amtsbekannt ist, oder in der Anzeige auf er­
schwerende Umstände für die Strafbemessung bereits hingewiesen wird. 
Erst im Falle der Einbringung eines Einspruches wird im ordentlichen Ver­
fahren der Beschuldigte einer "gerechten" Strafe zugeführt, da nun bei der 
Strafbemessung alle Umstände berücksichtigt werden. Daß aufgrund dieser 
Vorgangsweise in weiten Kreisen der Bevölkerung der Eindruck entsteht, 
für die Einbringung eines Rechtsmittels bestraft zu werden, ist daher nicht 
verwunderlich. 

Im Berichtszeitraum wurde die VA neuerlich mit einem Beschwerdefall be­
treffend die Bestimmungen des § 99 Abs. 6 lit. a der Straßenverkehrsord­
nung 1960 konfrontiert. Im gegenständlichen Fall wurde über einen Mo­
pedlenker, der einen Verkehrsunfall verursacht und sich dabei geringfügig 
verletzt hatte, eine Verwaltungsstrafe verhängt. Die Problematik dieser Be­
stimmungen der Straßenverkehrsordnung hat die VA bereits in ihrem Sie­
benten Bericht an den Nationalrat aufgezeigt. Die dabei ange.~tellten Über­
legungen und Anregungen haben jedoch bisher zu keiner Anderung ge­
führt. 

Den Bereich der Post- und Telegraphenverwaltung betreffend waren 
hauptsächlich Beschwerden über die Höhe von Fernmeldegebührenrech­
nungen oder Herstellungskosten von Fernsprechanschlüssen zu verzeich­
nen. In einer großen Anzahl von Beschwerden wurde auch kritisiert, daß 
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die von der Post erstellten Rechnungen nicht kontrollierbar seien, da kei­
nerlei Aufschlüsselung des vorgeschriebenen Betrages erfolge. Von der VA 
konnte erreicht werden, daß bezüglich der Telefon-Herstellungskosten die 
Information der Betroffenen verbessert wurde. Den Kunden wird nunmehr 
von der Post zur Rechnung über die Herstellungskosten eine Aufgliede­
rung in Form eines Beiblattes beigelegt, in dem die Tätigkeiten und Lei­
stungen beschrieben werden, welche durch die J-Ierstellungsgebühr abge­
deckt sind. Außerdem ist in diesem Beiblatt eine Ubersicht über die am häu­
figsten zur Anwendung gelangenden Durchschnittskostenbeträge enthal­
ten . 

Die auf eine transparentere Form der Erstellung der Fernmeldegebühren­
rechnungen abzielenden Beschwerden konnten von der VA allerdings kei­
ner positiven Lösung zugeführt werden. Seitens der Generaldirektion für 
die Post- und Telegraphenverwaltung wurde einer Entsprechung dieser An­
liegen deren wirtschaftliche Unvertretbarkeit entgegengehalten. Da bereits 
mit der Installierung des neuen digitalen Fernwählsystems begonnen wor­
den sei, komme im .. Hinblick auf die damit verbundenen umfangreichen 
Umstellungen eine Anderung des derzeitigen Systems der Erstellung der 
Fernmeldegebührenrechnungen nicht in Betracht. 

Positiv reagierte die Postverwaltung dagegen auf eine Anregung der VA im 
Zusammenhang mit der Frage der Bewilligungspflicht von Rundfunk- und 
Fernsehgeräten in Studentenheimen. Wie eine diesbezügliche Beschwerde 
zeigte, bestand Unklarheit darüber, ob der Betrieb von Rundfunk- und 
~erns~hgeräten durch Bewohner von Stude?tenheim.en bewil.ligungspfl!ch­
tlg seI. Vom Beschwerdeführer wurde dabei aufgezeigt, daß Im Falle eIner 
gegebenen Anmeldungspflicht die betroffenen Studenten doch wohl um die 
Gebührenbefreiung ansuchen könnten. Dies hätte zur Folge, daß einerseits 
Bewilligungen vergeben würden, für die keine Gebühr eingehoben werden 
könne, andererseits jedoch aufgrund der Notwendigkeit der Vergebührung 
der Eingaben pro Studentenheim Kosten in der Höhe zwischen 40 000 S 
und 50 000 Sanfielen. Aufgrund des Einschreitens der VA hat die General­
direktion für die Post- und Telegraphenverwaltung mit Erlaß vom 22. Jän­
ner 1986 eine Klarstellung dahin gehend vorgenommen, daß es sich bei der 
Benützung eines Studentenheimes nur um einen vorübergehenden Aufent­
halt handelt und daher bei Vorhandensein einer Bewilligung am Haupt­
wohnsitz des Studenten eine weitere Bewilligung nicht nötig ist. 

Ein positives Ergebnis zeitigten auch die Anregungen der VA bezüglich 
J;;inführung einer - bisher fehlenden - Fahrpreisermäßigung bei den 
OBB- und Postlinien für in Ausbildung stehende Behinderte. Im Zuge der 
Prüfung eines konkreten Beschwerdefalles teilte der Bundesminister für öf­
fentliche Wirtschaft und Verkehr der VA mit, daß die Verhandlungen eine 
positive Lösung gebracht hätten. l\~ 1. Mai 1985 sind auf den von der Post 
und 4er Kraftwagendirektion der 0 BB betriebenen Kraftfahrlinien und auf 
der OBB-Schiene behinderte Jugendliche, die zur Erlernung einer Tätigkeit 
in einer von Trägern der örtlichen Sozialhilfe geführten Institution ausge­
bildet werden, für Fahrten zwischen diesen Ausbildungsstätten und ihrem 
Wohnort Lehrlingen gleichgestellt und können somit zum halben Fahrpreis 
befördert werden. 
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Eine ebenfalls die Postverwaltung betreffende Beschwerde übte Kritik an 
der - offensichtlich gesetzlich gedeckten - Benachteiligung von Benüt­
zern von Freistempelmaschinen. Während mit üblichen Postwertzeichen 
(Briefmarken) freigemachte Poststücke von jedermann in beliebiger Menge 
in jeden Briefkasten eingeworfen werden können, verlangt die Post die Ein­
lieferung freigestempelter (durch Frankiermaschinen frankierte) Poststücke 
in größerer Menge direkt beim Postamt. Diese Benachteiligung erscheine 
besonders ungerechtfertigt, da für die Freistempelung die gleichen Porti zu 
entrichten seien wie für Briefmarken, die Benützer von Freistempelmaschi­
nen aber gezwungen seien, nicht unerhebliche Vorauszahlungen in Form 
von Wertmarken zu leisten. Da die Post unter Berufung auf die Postord­
nung einer Beseitigung dieser Benachteiligung nicht zugänglich erscheint, 
sieht sich die VA veranlaßt, den Gesetzgeber auf die Problematik aufmerk­
sam zu machen. 

Gleiches gilt auch für jen.~ Beschwerden, welche die - als ungerechtfertigt 
empfundene - nur in Osterreich vorkommende Gebührenbelastung der 
Teilnehmer für nicht zustande gekommene Telefongespräche zum Gegen­
stand hatte. Auch hier beruft sich die Post auf die bestehenden gesetzlichen 
Bestimmungen und vertröstet im übrigen auf die in Gang befindliche Um­
stellung des derzeitigen Wählsystems auf das künftige digitale Telefonsy­
stem, bei welchem der "Verbindungsaufbau" dann kostenlos angeboten 
werde. 

Einzelfälle 

4.1 Übertragung emes Telefonanschlusses - Unverhältnismäßige Kostenvor­
schreibung 
VA 171 - V/H4 Pr. Zl. 5917/44-1-84 

M. S. aus Puch bes~hwerte sich bei der VA über die von der Post verlang­
ten Kosten für die Ubertragung eines bereits bestehenden Telefonanschlus­
ses. Wie die Beschwerdeführerin angab, sei ihr Gatte - bei der Post als An­
schlußteilnehmer geführt - aus dem gemeinsamen Haushalt ausgezogen, 
habe allerdings weiterhin den Telefonanschluß benützt, ohne jedoch für die 
Telefonkosten aufzukommen. Sie habe sich daher entschlossen, bei der 
Post einen Übertragungsantrag einzubringen, wobei ihr zugesagt worden 
sei, daß dafür Kosten in der Höhe von ca. 400 S auflaufen werden. Da sie 
schließlich eine Rechnung von 4 000 S erhalten habe, erblicke sie darin 
einen Mißstand in der Verwaltung. 

In der ersten von der Generaldirektion für die Post- und T elegraphenver­
waltung an die VA ergangenen Stellungna~.me wurde ausgeführt, daß es 
sich im vorliegenden Fall nicht um eine Ubertragung eines Telefonan­
schlusses unter Ehegatten, sondern um eine Neuherstellung des Anschlusses 
handle, weil der Ehegatte den unter seinem Namen laufenden Anschluß in­
zwischen abgemeldet habe. Die Herstellungskosten mit 4000 S seien kor­
rekt vorgeschrieben worden, da sie den diesbezüglichen Bestimmungen 
bzw. den erwachsenen Kosten entsprächen. 

Diese Ausführungen e!:schienen der VA nicht akzeptabel, da es evident 
war, daß hier nur eine Anderung im Teilnehmer eingetreten, die technische 
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Einrichtung bereits vorhanden und die kostenmäßig weitaus günstigere 
Umschreibung unter Ehegatten nur aufgrund der Differenzen der Be­
~~hwerdeführerin mit dem getrennt lebenden Ehegatten gescheitert war. 
Uber dem Bundesminister für öffentliche Wirtschaft und Verkehr wurde 
die Post daher um neuerliche Stellungnahme ersucht. Aufgrund dieses aber­
maligen Einschreitens der VA wurde von der Post schließlich die Herste­
lungskosten auf die üblichen Übertragungsgebühren unter Ehegatten redu­
ziert. Weiters wurde im Hinblick auf die finanziell ungünstige Situation der 
Beschwerdeführerin eine Teilzahlungsvereinbarung angeboten. Mit dieser 
Lösung erklärte sich die Beschwerdeführerin einverstanden, sodaß der Be­
schwerdegrund als behoben betrachtet werden konnte. Weitere Veranlas­
sungen waren somit nicht erforderlich. 

4.2 Taxilenkerausweis und Lenkerberechtigung 
verwIrrung 

Gesetzwidrige Verfahrens-

52 

VA 202 - V/84 Pr.Zl. 5918/69-1-1984 

P. C. aus Mödling brachte bei der VA folgende Beschwerde vor : 

Er habe am 7. Juli 1983 bei der Bezirkshauptmannschaft Mödling um Aus­
stellung eines Taxilenkerausweises angesucht. Bei der daraufhin erfolgten 
amtsärztlichen Untersuchung sei ihm eine verkehrspsychologische Eig­
nungsuntersuchung aufgetragen worden. Da diese Untersuchung negativ 
verlaufen sei, habe er nicht nur den Taxilenkerausweiß nicht erhalten, son­
dern sei ihm auch die Lenkerberechtigung entzogen worden. 

Wie die VA bei der Prüfung feststellte, war der Beschwerdeführer aufgrund 
seines Antrages auf Ausstellung eines Taxilenkerausweises amtsärztlich un­
tersucht worden, wobei ihm eine verkehrspsychologische Eignungsuntersu­
chung aufgetragen wurde. Zuweisungsgrund war ein Zweifel an den kraft­
fahrspezifisch-psychischen Voraussetzungen des Beschwerdeführers. Nach 
Durchführung der Untersuchung wurde der Beschwerdeführer als "aus 
verkehrspsychologischer Sicht zum Lenken von Taxis derzeit nicht geeig­
net" beurteilt. Im Hinblick auf dieses Untersuchungsergebnis verneinte der 
Amtsarzt in seinem Gutachten vom 17. November 1983 die Eignung zum 
Erwerb eines Taxilenkerausweises wegen starker Beeinträchtigung der Be­
obachtungsfähigkeit und extrem verlängerter Reaktionszeit. Von der Be­
zirkshauptmannschaft Mödling wurde mit Bescheid vom 11. Jänner 1984 
der Antrag gemäß § 34 Abs. 1 Z 2 der Betriebsordnung für den nicht linien­
mäßigen Personenverkehr, BGBl. Nr. 289/55, abgewiesen. 

Im Hinblick auf die in diesem Verfahren bekanntgewordenen Mängel beim 
Beschwerdeführer wurde ein Verfahren zur Entziehung der Lenkerberech­
tigung eingeleitet. Im Zuge dieses Verfahrens wurde dem Beschwerdefüh­
rer die Beibringung eines Befundes eines Facharztes für Psychiatrie und 
Neurologie bescheidmäßig vorgeschrieben. Da er dieser Aufforderung 
nicht nachkam, wurde die Lenkerberechtigung entzogen. 

Die VA gelangte bei der Prüfung zu der Ansicht, daß diese Vorgangsweise 
der Bezirkshauptmannschaft Mödling nicht mit den Bestimmungen der Be­
triebsordnung für den nicht linienmäßigen Personenverkehr in Einklang zu 
bringen ist. Unter anderen zu erbringenden Voraussetzungen wird vom 
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Antragsteller im § 34 Abs. 1 Z 2 verlangt, daß er körperlich so leistungsfä­
hig ist, daß er den sich aus der Eigenart des Gewerbes für ihn allenfalls er­
gebenden Verpflichtungen, wie zB das Verladen von Gepäck, Unterstüt­
zung körperlich behinderter Fahrgäste usw., nachkommen kann. Eine dar­
über hinausgehende Prüfung der körperlichen und geistigen Eigenschaften 
wurde \'om Gesetzgeber jedoch nicht vorgesehen. Dies scheint auch durch­
aus verständlich, da für die Ausstellung des Taxilenkerausweises auch der 
Besitz einer entsprechenden Lenkerberechtigung Voraussetzung ist. 

Nach Ansicht der VA wäre im gegenständlichen Fall in der Weise vorzuge­
hen gewesen, daß aufgrund der im Verfahren zur Ausstellung des Taxilen­
kerausweises entstandene Bedenken bezüglich der geistigen oder körperli­
chen Eignung des Antragstellers zum Lenken von Fahrzeugen ein Verfah­
ren auf Entziehung der Lenkerberechtigung einzuleiten gewesen wäre. In 
diesem Verfahren wäre zu prüfen gewesen, ob die Voraussetzungen für 
den Besitz der Lenkerberechtigung noch gegeben sind. Das Verfahren zur 
Ausstellung des Taxilenkerausweises wäre bis zur Klärung dieser Frage 
auszusetzen und der Antrag nach erfolgter Entziehung der Lenkerberechti­
gung gemäß § 34 Abs. 1 Zider Betriebsordnung für nicht linienmäßigen 
Personenverkehr abzuweisen gewesen. Der von der Bezirkshauptmann­
schaft Mödling im Bescheid vom 11. Jänner 1984 angeführte Abweisungs­
grund ist in den Bestimmungen der Betriebsordnung nicht enthalten, sodaß 
der Bescheid als rechtswidrig anzusehen ist. 

Der mit dieser Ansicht konfrontierte Bundesminister für öffentliche Wirt­
schaft und Verkehr übermittelte daraufhin einen weiteren Bericht des Am­
tes der Niederösterreichischen Landesregierung, in welchem lediglich aus­
geführt wurde, daß auch bei Durchführung des Verfahrens nach dem von 
der VA vertretenen Stan?pu~kt das Ergebni~ nicht .anders hätte ausfallen 
können. Das BundesmlOlstenum für öffentltche Wirtschaft und Verkehr 
stellte dazu fest, daß man sich zwar grundsätzlich der Meinung der VA an­
schließe, dem Beschwerdeführer jedoch beim gegebenen Sachverhalt offen­
sichtlich keine materielle Beschwerde erwachsen sei. 

Zu diesen Ausführungen ist seitens der VA zu bemerken, daß - unbeacht­
lieh des gleichbleibenden Resultates - die Behörden verpflichtet sind, ein 
Verfahren entsprechend den da~ür maßge~enden ges~tzl!chen Bestim:nun­
gen durchzuführen und auch die Entscheidungen mit diesen gesetzltchen 
Bestimmungen in Einklang zu stehen haben. Ein Abweichen von diesem 
rechtsstaatlichen Prinzip kann jedenfalls nicht damit gerechtfertigt werden, 
daß daraus dem Betroffenen kein Nachteil erwachsen sei. 

4.3 Entziehung einer bereits entzogenen Lenkerberechtigung 
VAI-V/85 Pr.ZI.5918/1211/85 

J. K. aus Aschlberg führte bei der VA darüber Beschwerde, daß ihm seine 
Lenkerberechtigung für die Dauer von 18 Monaten entzogen worden sei. 
In dieser langen Entziehungsdauer erblicke er einen Mißstand in der Ver­
waltung. 
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Im Prüfungsverfahren der VA wurde nach Einsichtnahme in die Verwal­
tungsakten festgestellt, daß dem Beschwerdeführer mit Bescheid der Be­
zirkshaupt~annschaft. Urfahr-Umgebung vom 22. Febr~.ar 1983 die Len­
kerberechugung für die Gruppen A, B, C, Fund G gemaß § 75 Abs. 2 des 
Kraftfahrgesetzes 1967 unbefristet entzogen und diese Entscheidung mit 
Berufungsbescheid des Landeshauptmannes von Oberösterreich vom 
10. Mai 1983 bestätigt worden war. In der Folge hatte der Beschwerdefüh­
rer am 30. November, 2. Dezember und 5. Dezember 1983 sowie am 
17. Jänner, 8. Februar und 5. März 1984 um Wiederausfolgung des Führer­
schein~ angesucht. N ach Durc~führung eines Ermittlungsverfahrens wurd.e 
über diese Anträge von der BezIrkshauptmannschaft Urfahr-Umgebung mit 
Bescheid vom 21. März 1984 dahin gehend entschieden, daß die Anträge 
auf Wiederausfolgung des Führerscheines abgewiesen und die dem Be­
schwerdeführer am 3. September 1965 von der Bezirkshauptmannschaft 
Urfahr-Umgebung für die Gruppen A, B, C, Fund Gerteilte Lenkerbe­
rechtigung mangels derzeitiger körperlicher und geistiger Eignung gemäß 
§ 74 Abs. 1 des Kraftfahrgesetzes 1967 entzogen und gemäß § 73 Abs.2 
leg. ~it. für die Dauer von 18 Monaten, g~rechnet ab Zustell~ng dieses Be­
scheides, der Beschwerdeführer für unfähig erklärt wurde, eme Lenkerbe­
rechtigung zu erlangen. 

Der gegen diesen Bescheid eingebrachten Berufung wurde vom Landes­
hauptmann von Oberösterreich mit Bescheid vom 26. April 1984 nicht statt­
gegeben und die erstinstanzliche Entscheidung bestätigt. 

Bei der Prüfung ergab sich somit auch der im Bericht des Landeshauptman­
nes von Oberösterreich zum Beschwerdevorbringen dargestellte Sachver­
halt, daß bei der Behörde aufgrund einer stationären Behandlung des Be­
schwerdeführers im W agner-J auregg-Krankenhaus Bedenken hinsichtlich 
seiner Eignung zum Lenken von Kratfahrzeugen entstanden sind. Auf­
grund eines Verlangens des Amtsarztes wurde der Beschwerdeführer auf­
gefordert, einen neuro-psychiatrischen Befund vorzulegen. Da er dieser 
Aufforderung nicht nachgekommen ist, wurde ihm mit Bescheid der Be­
zirkshauptmannschaft Urfahr-Umgebung vom 22. Februar 1985 gemäß 
§ 75 Abs.2 des Kraftfahrgesetzes 1967 die Lenkerberechtigung entzogen 
und diese Entscheidung im Berufungsverfahren bestätigt. Die dem Be­
schwerdeführer am 3. September 1965 erteilte Lenkerberechtigung war so­
mit rechtskräftig entzogen. 

Der Beschwerdeführer stellte in der Folge mehrere Anträge auf Wiederaus­
folgung des Führerscheines. Anstatt den Beschwerdeführer darauf hinzu­
weisen, daß eine Wiederausfolgung des Führerscheines im Hinblick auf die 
rechtskräftige Entziehung der Lenkerberechtigung nicht möglich ist, und er 
um die Erteilung einer neuen Lenkerberechtigung anzusuchen hätte, führte 
die Bezirkshauptmannschaft Urfahr-Umgebung ein Ermittlungsverfahren 
durch, welches damit endete, daß dem Beschwerdeführer die bereits gemäß 
§ 75 Abs. 2 des Kraftfahrgesetzes 1967 rechtskräftig entzogene Lenkerbe­
rechtigung jetzt gemäß § 74 Abs. 1 des Kraftfahrgesetzes 1967 vorüberge­
hend entzogen wurde. Vom Landeshauptmann von Oberösterreich wurde 
diese Entziehung einer bereits entzogenen Lenkerberechtigung bestätigt. 

Durch die rechtskräftige Entziehung einer Lenkerberechtigung ist deren 
Existenz erloschen. Es ist daher auch nicht möglich, eine rechtskräftig aus-
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gesprochene Entziehung in eine vorübergehende Entziehung umzuwan­
deln. Wie bereits erwähnt, hätte der Beschwerdeführer aufgrund der von 
ihm eingebrachten Anträge dahin gehend informiert werden müssen, daß 
die Wiederausfolgung des Führerscheines im Hinblick auf die rechtskräftig 
entzoge~e Len~erberechtigung nicht m~glich ist, er jedoch einen Antrag 
auf ErteIiung emer neuen LenkerberechtIgung stellen könne. 

Aufgrund der diesbezüglichen Beanstandung durch die VA verfügte das 
Bundesministerium für öffentliche Wirtschaft und Verkehr die Aufhebung 
des die vorübergehende Entziehung bestätigenden Berufungsbescheides des 
Landeshauptmannes von Oberösterreich. Diese Aufhebung erfolgte auch 
mit Bescheid vom Landeshauptmann von Oberösterreich vom 2. Oktober 
1985, wobei gleichzeitig auch der Bescheid der ersten Instanz behoben 
wurde. 

Inzwischen wurde vom Beschwerdeführer auch ein Antrag auf Erteilung ei­
ner Lenkerberechtigung eingebracht. Das diesbezügliche Verfahren ist bei 
de~ Be~örde erster ~nstanz noch anh.än~ig, sodaß sich darauf die Prüfungs­
tätIgkeit der VA nicht erstreckt. Die Im Jahr 1983 nach § 75 Abs. 2 des 
Kraftfahrgesetzes 1967 erfolgte Entziehung der Lenkerberechtigung ent­
sprach der Rechtslage und war von der VA nicht zu beanstanden. Die im 
Jahr 1984 erfolgte vorübergehende Entziehung wurde durch die Aufhe­
bung der diesbezüglichen Bescheide beseitigt, sodaß weitere Veranlassun­
gen durch die VA nicht notwendig waren. 

4.4 Entziehung der Lenkerberechtigung; Antrag auf Erteilung einer neuen Len­
kerberechtigung - Verletzung der Entscheidungspflicht 
VA 9 - V /85 Pr. Zl. 5918/3/1/85 

F. W. aus Neukirchen brachte bei der VA als Beschwerde vor, daß ihm vor 
fünf Jahren die Lenkerberechtigung aufgrund von Alkoholdelikten entzo­
gen worden sei. Inzwischen habe er eine Entwöhnungskur gemacht und 
auch um die Erteilung einer neuen Lenkerberechtigung bei der Bezirks­
hauptmannschaft Vöcklabruck angesucht, welche ihm aber weiterhin den 
Führerschein vorenthalte. Dies sei ein Mißstand in der Verwaltung. 

Die VA leitete eine Prüfung ein und stellte folgendes fest: 

Dem Beschwerdeführer wurde mit Mandatsbescheid der Bezirkshaupt­
mannschaft Vöcklabruck vom 10. April 1979 gemäß § 74 Abs. 1 des Kraft­
fahrgesetzes 1967 die Lenkerberechtigung für die Gruppe B vorübergehend 
entzogen und gleichzeitig gemäß § 75 ades Kraftfahrgesetzes 1967 das 
Lenken von Motorfahrrädern verboten. Der Beschwerdeführer erhob dage­
gen nur hinsichtlich des Verbotes des Lenkens von Motorfahrrädern Vor­
stellung ; die Entziehung der Lenkerberechtigung der Gruppe B wurde so­
mit rechtskräftig. Mit Schreiben vom 28 . Jänner 1980 ersuchte der Be­
schwerdeführer um Wiedererteilung der Lenkerberechtigung und um Auf­
hebung des Mopedlenkverbotes. Hinsichtlich der Lenkerberechtigung für 
die Gruppe B wurde über dieses Ansuchen von der Bezirkshauptmann­
schaft Vöcklabruck nicht entschieden, das Mopedlenkverbot aber aufgrund 
des Ergebnisses der amts ärztlichen Untersuchung teilweise aufgehoben. 
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Im Hinblick auf dieses Ergebnis der Prüfung war daher zu beanstanden, 
daß von der Bezirkshauptmannschaft Vöcklabruck die Lenkerberechtigung 
des Beschwerdeführers vorübergehend entzogen worden ist, ohne über die 
Dauer der vorübergehenden Ent~iehung. abzusprechen. ~uch der Antrag 
vom 28. Jänner 1980 war unerledigt geblieben. Da noch Im Zuge der Prü­
fung durch die VA die Behandlung dieses Antrages durch die Bezirkshaupt­
mannschaft Vöcklabruck vom Amt der Oberösterreichischen Landesregie­
rung veranlaßt wurde, der Beschwerdeführer nach Durchführung des Ver­
fahrens auch die Lenkerberechtigung für die Gruppe B erhalten hat, waren 
weitere Veranlassungen durch die VA nicht notwendig. 

4.5 Mangelhaftes Ermittlungsverfahren führt zur Bestrafung der falschen Per-

56 

son 
VA 13 - V/85 Pr. Zl. 5918/5/1/85 

R. M. aus Nenzing führte bei der VA Beschwerde, daß er von der Bezirks­
hauptmannschaft Salzburg-Umgebung wegen Lenkens eines Kraftfahrzeu­
ges ohne Lenkerberechtigung und in alkoholisiertem Zustand bestraft wor­
den sei, obwohl er zum fraglichen Zeitpunkt nicht der Lenker gewesen sei. 
Sein Pkw sei ohne sein Einverständnis von einem Bekannten, der sich bei 
der Beanstandung für ihn ausgegeben habe, in Betrieb genommen worden. 
Seine diesbezügliche Verantwortung im Strafverfahren sei unberücksichtigt 
geblieben; in dieser Vorgangsweise erblicke er einen Mißstand in der Ver­
waltung. Die VA leitete eine Prüfung ein und forderte die bezughabenden 
Verwaltungs akten an. 

Wie bei der Durchsicht der Unterlagen festzustellen war, wurde der Be­
schwerdeführer von der Bundespolizeidirektion Salzburg, Wachzimmer 
Gnigl, angezeigt, am 16. Jänner 1983 in Salzburg einen nach Marke und 
Kennzeichen bestimmten Pkw gelenkt zu haben, wobei er sich in einem 
durch Alkohol beeinträchtigten Zustand befand und auch keinen Führer­
schein mit sich führte. Sowohl die daraufhin erfolgte amts ärztliche Unter­
s~chung als auch der Blutalkoholbefund bestätigten die. Alkoholbeeintr~ch­
tlgung. Gegen den Beschwerdeführer wurde daraufhin von der Bezlrks­
haup~.mannschaft Salzburg-Umgebung ein Verwaltungsstrafverfahren we­
gen Ubertretung des § 64 Abs. 1 des Kraftfahrgesetzes 1967 und des § 5 
Abs. 2 lit. a der Straßenverkehrsordnung eingeleitet. In diesem Verfahren 
rechtfertigte sich der Beschwerdeführer dahin gehend, daß nicht er, son­
dern ein Bekannter der Lenker des Fahrzeuges zum fraglichen Zeitpunkt 
gewesen sei. Aufgrund dieser Angaben wurde von der Behörde diese Per­
son ebenfalls einvernommen. Da diese Person die Täterschaft bestritt, 
wurde über den Beschwerdeführer mit Straferkenntnis der Bezirkshaupt­
mannschaft Salzburg-Umgebung vom 25. November. 1983 Gelds~rafen von 
4000 Sund 10000 S verhängt. Begründet wurde diese Entscheidung da­
mit, daß die Begehung der Verwaltungs übertretungen durch die Anzeige 
und das durchgeführte Ermittlungsverfahren erwiesen sei. Die dagegen ein­
gebrachte Berufung wurde als verspätet zurückgewiesen. 

Dieses in der Begründung angeführte Ermittlungsverfahren stellte sich bei 
der Prüfung durch die VA so dar, daß die Angaben in der Anzeige zur Per­
son des Täters auf dessen Aussagen und dem vorgewiesenen Zulassungs­
schein beruhen. Nachdem der Beschwerdeführer zu seiner Rechtfertigung 
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im Verhhren angegeben hatte, daß nicht er, sondern ein Bekannter von 
ihm das Fahrzeug gelenkt habe, wurde diese Person als Beschuldigter vor­
geladen und zum Sachverhalt befragt, wobei sie die ihr zur Last gelegte Tat 
bestritt. Da der Beschwerdeführer einer weiteren Ladung keine Folge gelei­
stet hatte, wurde das Verfahren mittels Straferkenntnis ohne weitere Anhö­
rung abgeschlossen. 

Bei der erfolgten Beweiswürdigung blieb jedoch völlig unbeachtet, daß 
auch die vom Beschwerdeführer angegebene Person als Beschuldigter ein­
vernommen wurde, und somit seinen Angaben keine höhere Glaubwürdig­
keit zukam, als jenen des Beschwerdeführers. Außerdem hätte die Identität 
des Täters von der Behöde insofern einwandfrei festgestellt werden kön­
nen, da in dem nach der Beanstandung erstellten amtsärztlichen Gutachten 
detaillierte Beschreibungen zur Person über besondere Kennzeichen - wie 
zB Operationsnarben, Schnittnarben am Unterarm nach einem Selbstmord­
versuch, usw. - festgehalten wurden. Die Unterlassung der einwandfreien 
Identitätsfeststellung stellt nach Auffassung der VA einen gravierenden 
Verfahrensmangel durch die Behörde dar. 

Diese Einwände wurden von der VA dem Bundesminister für öffentliche 
Wirtschaft und Verkehr zur Kenntnis gebracht und gleichzeitig angeregt, 
zur Klärung der Täterschaft den Beschwerdeführer einer amtsärztlichen 
Untersuchung zu unterziehen, ob die im ärztlichen Gutachten festgestellten 
Merkmale auf seine Person zutreffen. Da diese Untersuchung auch tatsäch­
lich bestätigte, daß der Beschwerdeführer nicht der Täter sein konnte, 
wurde die amtswegige Wiederaufnahme des Verwaltungsstrafverfahrens 
und die Einstellung verfügt. Da somit noch im Zuge des Prüfungsverfah­
rens der Beschwerdegrund beseitigt wurde, waren weitere Veranlassungen 
durch die VA nicht notwendig. 

4.6 Herstellung eines Telefonanschlusses - Ungerechtfertigte Kosten 
VA 39 - V/85 Pr. Zl. 5917/8-1-85 

J. M. aus St. Veit führte bei der VA über seiner Meinung nach überhöhte 
Herstellungsgebühren für einen Telefonanschluß Beschwerde. Der Vorbe­
wohner seiner Liegenschaft habe bereits einen Fernsprechanschluß beses­
sen, diesen jedoch bei seinem Auszug aus dem Objekt abgemeldet. Ledig­
lich für die Wiederanmeldung dieses Telefonanschlusses seien ihm von der 
Post 4 270 S als Kosten vorgeschrieben worden. Im Hinblick auf die Tatsa­
che, daß sämtliche technische Einrichtungen bereits vorhanden gewesen 
waren, erblicke er in der Höhe dieser Kosten einen Mißstand in der Ver­
waltung. 

In der vom Bundesminister im Prüfungsverfahren der VA übermittelten 
Stellungnahme der Generaldirektion für die Post- und Telegraphenverwal­
tung wurde ausgeführt, daß die dem Beschwerdeführer genannten Kosten 
in der Höhe von 4 270 S entsprechend den einschlägigen Bestimmungen er­
mittelt worden seien. Als Erläuterung für diese im Verhältnis zu dem nur­
mehr relativ geringen Aufwand, den die Post zur Erfüllung dieses An­
schlußwunsches hatte, hoch erscheinenden Kosten wurde bemerkt, daß bei 
der Festlegung der pauschalen Herstellungsgebühren berücksichtigt werde, 
daß Fernmeldeleitungen während ihres Bestandes im allgemeinen mehrmals 
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für Anschlußherstellungen \crwendet werden können. Die den einzelnen 
Anschlußwerbern angerechl'leten Gebührensätze stellen also jeweils nur 
einen Teil der der Post aus der Errichtung der Leitungsanlagen tatsächlich 
erwachsenden Kosten dar. Nachfolgende Anschlußwerber, die Nutznießer 
einer bestimmten Leitungsanlage werden, hätten somit ebenfalls den ent­
sprechenden Kostenanteil der seinerzeitigen Errichtungskosten zu entrich­
ten. Im Hinblick auf die im gegenständlichen Fall vorliegenden besonderen 
Umstände könnte jedoch die Herstellungsgebühr auf die tatsächlichen Her­
stellungskosten in der Höhe von ca. 1 600 S reduziert werden. 

Trotz dieser Herabsetzung der Anschlußkosten wurde vom Beschwerde­
führer die Anmeldung auf Herstellung seines Fernsprechanschlusses zu­
rüc kgezogen. 

Von der Generaldirektion für die Post- und Telegraphenverwaltung wurde 
allerdings der gegenständliche Fall zum Anlaß genommen, die Herstel­
lungsgebühren für Telefonanschlüsse teilweise neu zu regeln. Mit Wirk­
samkeit vom 1. November 1985 wird daher in jenen Fällen, bei denen die 
TeilnehmersteIle in Räumen zu errichten ist, in welchen bereits ein Telefon­
anschluß vorhanden war und für die Inbetriebnahme des Neuanschlusses 
nur Schalt- und Rangierarbeiten an der bestehenden Außen leitung erfor­
derlich sind, eine einheitliche Herstellungsgebühr von 1 000 S in Rechnung 
gestellt. 

4.7 Anmeldung von Rundfunkgeräten bzw. Zusatzbewilligung in Studentenhei­
men - Widersprüchliche Auskünfte bzw. unzumutbare Gebühren 

58 

VA 41 - V/85 Pr. Zl. 5917/9-1-85 

R. St. aus Graz sah sich zur Beschwerdeführung bei der VA veranlaßt, da 
er bezüglich der Notwendigkeit der Bewilligungspflicht für den Betrieb von 
Rundfunkgeräten in Studentenheimen widersprüchliche Auskünfte erhalten 
hatte. In seinem Schreiben zeigte der Beschwerdeführer auch auf, daß für 
den Fall der Bewilligungspflicht ein riesiger Verwaltungsaufwand und eine 
nicht unerhebliche Kostenbelastung entstehen würde. Es müßte jeder ein­
zelne Student einen Bewilligungsantrag stellen, könnte jedoch gleichzeitig 
um Befreiung von der Gebühr ansuchen. Es wären daher sowohl der Bewil­
ligungsantrag als auch der Befreiungsantrag zu behandeln, wobei die Be­
willigung sicherlich zu erteilen wäre, Betriebsgebühren dafür jedoch (mit 
Rücksicht auf die Einkommenssituation der Studenten) nicht eingehoben 
werden könnten. Durch diese zweifachen Beantragungen würden jedoch 
aufgrund des Gebührengesetzes bei einem durchschnittlichen Bewohner­
stand von 400 Studenten pro Heim ein Gebührenaufwand von 48 000 S 
entstehen. Die VA möge im Hinblick darauf, daß von den zuständigen Be­
hörden keine eindeutigen Auskünfte erteilt würden, eine Klärung der 
Rechtssituation herbeiführen. 

Im Prüfungsverfahren der VA führte die Generaldirektion für die Post­
und Telegraphenverwaltung in einer ersten Stellungnahme aus, daß jedes 
Zimmer eines Studentenheimes als Haushalt anzusehen sei. Nach der gel­
tenden Rechtslage seien für Rundfunk- bzw. Fernsehgeräte an Zweitwohn­
sitzen dann eigene Bewilligungen erforderlich, wenn sie dort ständig, das 
heißt länger als etwa für ein Wochenende, einen Urlaub usw., in betriebsbe-
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reitem Zustand aufgestellt oder betrieben werden. Für solche Bewilligungen 
seien Gebühren, Entgelte und sonstige Abgaben in gleicher Höhe wie für 
Bewilligungen am Hauptwohnsitz zu bezahlen. Die Argumentation, daß 
Heimplätze für drei Sommermonate geräumt werden, könne nicht für die 
Begründung eines vorübergehenden Betriebes herangezogen werden. 

Diese Stellungnahme erschien der VA insofern nicht befriedigend, als im 
Hinblick auf die Einrichtung der Wohnräume und der Tatsache, daß die 
überwiegende Anzahl der Studenten nicht nur im Sommer, sondern auch 
an Wochenenden, Semester-, üster- und Weihnachtsferien das Studenten­
heim verlassen, die Qualifikation als Haushalt nicht angebracht erschien. 
Aufgrund einer diesbezüglichen nochmaligen Kontaktaufnahme mit der 
Generaldirektion für die Post- und Telegraphenverwaltung konnte eine 
Änderung in deren Standpunkt erreicht werden. Mit Erlaß vom 22. Jänner 
1986 wurde schließlich eine KlarsteIlung in dieser Angelegenheit insofern 
herbeigeführt, als Studentenheime, die keine eigene Haushaltsführung er­
möglichen, als nur vorübergehender Aufenthaltsort anerkannt und somit 
die Errichtung von tragbaren Rundfunk- und Fernsehgeräten in der Regel 
als vorübergehender Betrieb angenommen werden kann. Die Bewilligungs­
pflicht in solchen Fällen entfällt somit. 

Im Hinblick auf diese Regelung konnte die VA den Beschwerdegrund als 
behoben betrachten. Weitere Veranlassungen waren somit nicht notwendig. 

4.8 ~eschädigung eines Pkw durch herabfallendes Taubenschutzgi.tter einer 
OBB-Brocke - Ablehnung der Schadenersatzforderung durch OBB 
VA 95 - V/85 Pr. ZI. 5916/14-1-85 

Dr. G. E. aus Wien beschwerte sich ~.ei der VA über die Ablehnung einer 
Schadenersatzforderung durch die QBB. Bei Durchfahren der Gunold­
straße sei von der dort befindlichen üBB-Brücke (Unterführung) ein Tau­
benschutzgitter auf sein Fahrzeug gefallen und habe eine erhebliche Be­
schädigung am Pkw verursacht. Den ihm entstandenen Schaden bezifferte 
er mit 12800 S. 

Der zu~. Beschwerdevorbringen ergangenen Stellung~ahme des Vorstan­
des der üBB war zu entnehmen, daß man seitens der üBB unter Berufung 
auf die Bestimmungen des Allgemeinen Bürgerlichen Gesetzbuches nicht 
bereit sei, die Schadenersatzforderung anzuerkennen. Der Absturz des 
Taubenschutzgitters sei offenbar durch einen unbekannten Lkw-Lenker 
ausgelöst worden, welcher versucht habe, trotz Überschreitung der Min­
desthöhe unter der Brücke durchzufahren. Dabei sei wahrscheinlich das 
Taubenschutzgitter aus seiner Verankerung gerissen worden, aber lose lie­
gengeblieben und schließlich abgestürzt. Die Taubenschutzgitter befänden 
sich zwischen den einzelnen Stahlträgern der Brücke und seien so befestigt, 
daß sie 5 cm über der Unterkante des Anprallträgers liegen. 

Diese Stellungnahme der ÖBB veranlaßte die VA zu einem Lokalaugen­
schein. 

Wie sich bei der Besichtigung der Brücke herausstellte, sind die Tauben­
schutzgitter zwar nach oben versetzt angebracht, die Befestigungen ragen 
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jedoch um ca. 5 cm unter der l!pterkante des Tragwerkes hervor. Sollte 
nun tatsächlich - wie von den üBB vermutet - ein zu hoher Lkw unter 
dem Anprallträger durchrutschen, so würden dabei als erstes diese Befesti­
gungen der Taubenschutzgitter beschädigt. Diese Art der Befestigung er­
schie!? der VA daher nicht als optimale Lösung. In der Folge wurden von 
den üBB auch die zwischen Tragwerk und dem Anprallträger befindlichen 
Taubenschutzgitter entfernt. Eine bessere technische Lösung für die Auf­
hängung der Taubenschutzgitter wurde der VA ebenfalls zugesagt. Weiters 
erklärte man sich zu einer vergleichsweisen Bereinigung der Angelegenheit 
mit dem Beschwerdeführer bereit und wurde ihm ein Betrag von 10 000 S 
zugesprochen. 

Im Hinblick auf diesen Ausgang des Prüfungsverfahrens konnte die VA 
den Beschwerdegrund als behoben betrachten. Weitere Veranlassungen 
waren daher nicht notwendig. 

4.9 Mangelnder Schadenersatz trotz erwiesenem Postverschulden bei säumiger 
Briefbeförderung 
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VA 116 - V /85 Pr. ZI. 5917/27-1-85 

H. W. aus Grieskirchen führte bei der VA Beschwerde darüber, daß ein 
Brief von der Sparkasse Grieskirchen an die Postsparkasse offensichtlich 
nicht befördert worden sei. Der Brief habe Überweisungsaufträge der 
Bankkunden, mit welchen die Steuern an das Finanzamt im Wege der Post­
sparkasse überwiesen werden sollten, enthalten. Da dieser Brief nicht recht­
zeitig angekommen sei, habe das Finanzamt für die eingetretene verspätete 
Entrichtung der diversen Abgaben einen Säumniszuschlag für sämtliche Be­
träge von über 4 000 S vorgeschrieben. Die Säumniszuschläge seien von der 
Sparkasse bezahlt, ein Schadenersatz von der Post jedoch abgelehnt wor­
den. Er sei somit von einem Mißstand in der Verwaltung betroffen. 

Die vom Bundesminister für öffentliche Wirtschaft und Verkehr im Prü­
fungsverfahren der VA übermittelte Stellungnahme der Generaldirektion 
für die Post- und Telegraphenverwaltung bestätigte die Angaben des Be­
schwerdeführers. Wie darin ausgeführt wurde, sei der Leiterin des Postam­
tes 4710 Grieskirchen einige Tage nach dem 10. April 1985 seitens der 
Sparkasse Grieskirchen mitgeteilt worden, daß ein von der Sparkasse Gries­
kirchen am 10. April 1985 bei~. Postamt 4710 Grieskirchen aufgegebener 
nichtbescheinigter Brief an die Üsterreichische Postsparkasse offenbar dort 
nicht eingelangt sei. Am 25. April 1985 sei im Postamt Grieskirchen anläß­
lieh der Nachschau in abgelegten postamtlichen Unterlagen der gegen­
ständliche Brief der Sparkasse Grieskirchen an die Postsparkasse aufgefun­
den worden. Der Brief dürfte mit größter Wahrscheinlichkeit während der 
Beförderung vom Briefschalter zur Postabfertigung vom Briefkorb ge­
rutscht und in die damals auf dem Gang abgestellte Schachtel mit den zur 
Ablage bestimmten Unterlagen gefallen sein, ohne daß dies bemerkt wor­
den sei. Der Brief sei im Hinblick auf die besonderen Umstände noch am 
selben Tag zusammen mit einer Verständigung über das Vorkommnis der 
Sparkasse Grieskirchen zurückgegeben worden. Die von der Sparkasse gel­
tend gemachten Schadenersatzforderungen für die vorgeschriebenen Säum­
niszuschläge müßten von der Post im Hinblick auf die Bestimmungen des 
Postgesetzes zurückgewiesen werden, da eine Haftung der Post bei unbe­
scheinigten Sendungen nicht bestehe. 
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Das Ergebnis der Prüfung durch die VA hat somit die Berechtigung der Be­
schwerde bestätigt. Ein Einschreiten zur Entsprechung der vom Beschwer­
deführer gestellten Schadenersatzforderung konnte im Hinblick auf die Be­
stimmungen des Postgesetzes, in welchem keine Haftungsverpflichtung der 
Post für nichtbescheinigte Postsendungen enthalten ist, nicht erfolgen. Die 
VA verweist in diesem Zusammenhang jedoch auf die Ausführungen im 
Achten Bericht an den Nationalrat, in welchem schon aufgezeigt wurde, 
daß die derzeit geltenden gesetzlichen Bestimmungen bezüglich Schadens­
haftung der Post insofern eine Härte beinhalten, als Schadenersatz auch 
dann nicht gewährt wird, wenn das Verschulden der Post zweifelsfrei nach­
gewiesen wird. 

Die VA regt daher nochmals an, diesen immer wieder auftretenden Härte­
fällen durch legislative Maßnahmen zu begegnen. 

4.10 Errichtung von öffentlichen Fernsprechzellen bei der Wiener Stadthalle 
VA 238 - V/85 Pr.Z1.5917/4-1-86 

M. R. aus Wien wurde nach dem Verlassen einer Veranstaltung in der Wie­
ner Stadthalle Zeuge eines Verkehrsunfalles. Ihre daraufhin unternomme­
nen Bemühungen, die Rettung herbeizurufen, scheiterten an der Tatsache, 
daß sich vor dem Haupteingang der Wiener Stadthalle und auch in unmit­
telbarer Nähe im Inneren des Gebäudes keine Fernsprechzelle befindet. 
Der schließlich im Gebäudeinneren vorgefundene Fernsprechautomat war 
durch eine steckengebliebene Münze funktionsunfähig. Diese Umstände 
veranlaßten sie zur Beschwerdeführung bei der VA, da sie in diesem Man­
gel an öffentlichen Sprechzellen einen Mißstand in der Verwaltung er­
blickte. 

Der vom Bundesminister für öffentliche Wirtschaft und Verkehr im Prü­
fungsverfahren der VA übermittelte Bericht der Generaldirektion für die 
Post- und Telegraphenverwaltung führte zum Beschwerdevorbringen aus, 
daß zwar im Inneren der Wiener Stadthalle die Versorgung mit Münzfern­
sprechapparaten sicherlich ausreichend sei, die Notwendigkeit einex zusätz­
lichen Versorgung im Bereich des Haupteinganges jedoch einer Uberprü­
fung bedürfe. Die im Einsatz befindlichen Münzfernsprechapparate seien 
zwar voll funktionsfähig, weisen jedoch keinen münzfreien Notruf auf. 
Aufgrund der Beschwerde sei die Post- und Telegraphendirektion Wien 
angewiesen worden, an markanten Standorten (zB Haupteingang) sowohl 
im Inneren der Wiener Stadthalle als auch im äußeren Bereich Münzfern­
sprechapparate zu installieren, die den münzfreien Notruf zulassen. 

Der Beschwerde kam sicherlich Berechtigung zu, da es grundsätzlich wün­
schenswert wäre, wenn für Notrufe Fernsprechapparate zur Verfügung ste­
hen, die auch ohne Münzeinwurf verwendet werden können. Daß ein Aus­
tausch aller Münzfernsprechapparate auf Geräte neuerer Technik nur 
Schritt um Schritt erfolgen kann, ist der VA durchaus bewußt. Im gegen­
ständlichen Fall war aufgrund der Bereitschaft der POSt, dem Beschwerde­
vorbringen Rechnung zu tragen, ein weiteres Einschreiten der VA nicht 
notwendig. 
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5 Bundesministerium für Familie, Jugend und Konsumenten­
schutz 

62 

Allgemeines 

Im Berichtszeitraum waren insgesamt 39 Beschwerden dem Vollziehungs­
bereich des Bundesministers für Familie, Jugend und Konsumentenschutz 
zuzuordnen. 

Den Schwerpunkt bildeten Beschwerden im Zusammenhang mit der Voll­
ziehung des Familienlastenausgleichsgesetzes. Insbesondere stößt die Rege­
lung, daß die erhöhten Familienbeihilfen für behinderte Kinder frühestens 
ab Beginn des Monats der AntragsteIlung gewährt werden, allgemein auf 
Unverständnis der Betroffenen. Eine rückwirkende Zuerkennung, auch 
wenn die AntragsteIlung unverschuldet versäumt wurde, ist hier - anders 
als bei der "normalen" Familienbeihilfe - nicht möglich. Dies führt immer 
wieder zu Härtefällen, so daß die VA anregt, auf gesetzlicher Ebene Vor­
sorge zu treffen, daß die erhöhte Familienbeihilfe ab jenem Zeitpunkt ge­
währt w~rd~n kann, ab dem die erhebliche ~eh!nderung festgestellt wird, 
und somIt dIe Anspruchsvoraussetzungen obJektIv als erfüllt gelten. 

Wie schon im vorangegangenen (8.) Bericht aufgezeigt, besteht noch ein 
weiteres, allerdings ein verfahrensrechtliches Fristenproblem bei der Voll­
ziehung des Familienlastenausgleichsgesetzes. Dabei handelt es sich um die 
einjährige Verjährungsfrist gemäß § 302 Abs. 1 der Bundesabgabenord­
nung. Rechtskräftige Entscheidungen in Angelegenheiten des Familienla­
stenausgleichsgesetzes können demnach, auch wenn sie sich als eindeutig 
rechtswidrig erwiesen haben, nach Ablauf eines Jahres durch die Oberbe­
hörde nicht mehr aufgehoben oder abgeändert werden. Die Anwendung 
des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes in Angelegenheiten des 
Familienlastenausgleichsgesetzes würde hier Abhilfe schaffen können, da 
das Allgemeine Verwaltungsverfahrensgesetz (§ 68) im Unterschied zu der 
genannten Bestimmung der Bundesabgabenordnung die einjährige Verjäh­
rungsbestimmung nicht kennt. Gerade in Berücksichtigung des Umstandes, 
daß es sich bei den Leistungen nach dem Familienlastenausgleichsgesetz um 
solche mit sozialem Charakter handelt, sollte es nach Ansicht der VA keine 
formalistischen Beschränkungen der Beseitigung rechtswidriger Entschei­
dungen geben. Aus diesem Grund stellte die VA bereits im Bericht des Vor­
jahres zur Erwägung, eine Regelung zu treffen, wonach bei der Vollzie­
hung des Familienlast~nausgleichsgesetzes die Verfahren nach den Bestim­
mungen des Allgememen Verwaltungsverfahrensgesetzes durchzuführen 
sind. Eine andere Variante, dem Problem beizukommen, wurde von der 
VA bereits in den Vorjahren im Finanzressort aufgezeigt. Fest steht, daß 
die Bundesabgabenordnung nur die Nachsicht fälliger Abgabenschuldigkei­
ten vorsieht, daher also eine Sanierung unrichtiger Entscheidungen nach 
Ablauf der Jahresfrist auf diesem Weg nicht möglich ist, wenn es sich um 
Begünstigungen wie etwa die Heirats-, Familien- oder Geburtenbeihilfe 
handelt, auf die der Betroffene nach dem Willen des Gesetzgebers jedoch 
Anspruch gehabt hätte. Die VA vertritt die Ansicht, daß wenigstens dahin 
gehend eine Regelung getroffen werden muß, daß in diesen Fällen im Bil­
ligkeitswege die "zustehenden" Begünstigungen gewährt werden können. 
Eine Verbesserung könnte eventuell auch durch die Erstreckung der Jah-
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5.1 

resfrist für die Behebbarkeit rechtswidriger Bescheide auf einen längeren 
Zeitraum erreicht werden. Die VA regt neuerlich legislative Maßnahmen 
zur Lösung des aufgezeigten Problems an. 

Neben den Beschwerden in Angelegenheiten des Familienlastenausgleiches 
kommt der Inanspruchnahme der VA im Zusammenhang mit finanziellen 
Notlagen yon Familien in zunehmendem Maße Bedeutung zu. In erster Li­
nie handelt es sich dabei um Fälle, wo der Lebensstandard der Familie auf 
das Vorhandensein von Erwerbseinkommen beider Ehegatten ausgelegt 
wurde. Fällt dann allerdings das Erwerbseinkommen eines Familienerhal­
ters zB durch Verlust des Arbeitsplatzes weg, entsteht häufig die Situation, 
daß den eingegangenen Verpflichtungen bei Kreditinstituten, Versandhäu­
sern usw. nicht mehr nachgekommen werden kann. Durch Klagen, Exeku­
tionsführungen und dergleichen entstehen zusätzliche Kosten, die den 
Schuldenberg in vielen Fällen - trotz laufender Rückzahlungen im Rah­
men der gegebenen Möglichkeiten - weiter anwachsen lassen. Totaler 
Übersichtsverlust, Panikreaktionen bis hin zum Selbstmord sind nicht selten 
die Folge. 

Nach der bisherigen Befassung der VA mit dieser Problematik hat es den 
Anschein, daß der im Bundesministerium für Familie, Jugend und Konsu­
mentenschutz eingerichtete Fonds für Hilfeleistungen an in Not geratene 
Familien keine optimale Konstruktion für ausreichende Lösungsmöglich­
keiten darstellt. Die VA wird in einem späteren Bericht auf diese Thematik 
zurückkommen, möchte den Gesetzgeber aber schon jetzt darauf aufmerk­
sam machen, weil zweifelsohne auch auf legislativer Ebene Maßnahmen 
notwendig sein werden. 

Einzelfälle 

Anspruch auf erhöhte Familienbeihilfe - Nachteile durch mangelnde Aus­
kunft der Behörde 
VA 14 - FJK/85 

Dr. G. S. aus Stockerau brachte in seiner Beschwerde an die VA folgendes 
vor: 

Seine Tochter sei im Herbst 1981 plötzlich an Diabetes erkrankt. Sie sei im 
Krankenhaus Lainz behandelt worden, wo man auch sofort darauf auf­
merksam gemacht habe, daß mit Heilung nicht zu rechnen sei und die 
Tochter ihr ganzes Leben lang von Insulin-Injektionen abhängig sein 
werde. Nach der Entlassung der Tochter aus dem Krankenhaus habe er un­
mittelbar vor Weihnachten 1981 die Beihilfen- und LohnsteuersteIle des Fi­
nanzamtes Korneuburg aufgesucht, um sich darüber zu informieren, wel­
che steuerlichen Erleichterungen bei Diabetes gewährt werden. Bei dieser 
Vorsprache habe er auch ein Schreiben des Krankenhauses Lainz vom 
24. November 1981, aus welchem Umfang und Schwere der Erkrankung 
der Tochter zu entnehmen sind, vorgelegt. Der stellvertretende Leiter der 
Beihilfen- und LohnsteuersteIle habe ihm daraufhin zwei Möglichkeiten 
aufgezeigt, um zu einer steuerlichen Erleichterung zu kommen: Entweder 
die Tochter unterziehe sich einer amtsärztlichen Untersuchung oder er 
bringe zu der bereits vorliegenden ärztlichen Mitteilung vom 24. November 
1981 noch einen Einkommensnachweis bei. 
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Diese Aussage sei auch nach Einbringung seines Antrages noch mit Schrei­
ben des Finanzamtes vom 25. März 1982 wiederholt worden, und es sei 
wieder nicht darauf hingewiesen worden, daß bei beiden Varianten ver­
schieden hohe Freibeträge gewährt werden bzw. daß die Gewährung er­
höhter Familienbeihilfe nach Untersuchung durch den Amtsarzt möglich 
wäre und dies noch einen höheren pauschalierten Steuerabsetzbetrag zur 
Folge hätte. Da er über die Folgen der verschiedenen Vorgangsweisen je­
doch nicht informiert worden sei, habe er sich für die Beibringung des Ein­
kommensnachweises entschlossen, da er seiner Tochter Schuldversäumnisse 
ersparen wollte. Wie er später habe feststellen müssen, sei ihm der geringste 
Freibetrag zuerkannt worden. 

Ers~ im Frü.hjahr ~ 984 .sei e~ aufgrund einer Informati~mssendung des ORF 
für JugendlIche Diabetiker Im Rahmen der Fernsehsene "WIR" darauf auf­
merksam geworden, daß jugendliche Diabetes als "erhebliche Behinde­
rung" gewertet werde und für diese Fälle auch erhöhte Familienbeihilfe zu­
stehe. Bei einer darauffolgenden Anfrage beim Finanzamt Korneuburg sei 
ihm dies auch bestätigt worden. Seit dieser Information sei es für ihn klar 
gewesen, daß er bei seiner Vorsprache beim Finanzamt im Dezember 1981 
unvollständig und unrichtig informiert worden war. Dies, obwohl zum Aus­
kunftszeitpunkt keinerlei Andrang am Finanzamt gewesen sei und er mit 
dem Beamten ohne Zeitdruck sprechen habe können. Auch für eine voll­
ständige Information in lohnsteuerrechtlicher Hinsicht hätte auf die Mög­
lichkeit der Gewährung eines hohen pauschalierten Absetzbetrages hinge­
wiesen werden müssen, der nach Gewährung erhöhter Familienbeihilfe zu­
steht. 

Sein Antrag vom 16. März 1984 auf rückwirkende Zuerkennung der er­
höhten Familienbeihilfe und der damit verbundene lohnsteuerrechtlichen 
Begünstigungen sei in zwei Verwaltungsverfahren (Lohnsteuer- und Beihil­
fensache) geführt und mit einer Berufungsentscheidung vom 5. Oktober 
1984 abweisend abgeschlossen worden. 

Nunmehr sei zwar die erhöhte Familienbeihilfe - nach amtsärztlicher Un­
tersuchung der Tochter - ab 1. März 1984 gew.~hrt worden. Da medizi­
nisch gesehen seit November 1981 jedoch keine Anderung eingetreten sei, 
und der Anspruch auf erhöhte Familienbeihilfe nachweislich schon damals 
bestanden habe, sehe er in der Abweisung seines Antrages auf rückwir­
kende Zuerkennung der erhöhten Familienbeihilfe einen Mißstand in der 
Verwaltung. Dies insbesondere deshalb, da er einen Nachteil zu tragen 
habe, den eindeutig das Finanzamt durch die mangelnde Auskunft verur­
sacht habe. 

Die VA stellte nach durchgeführtem Prüfungsverfahren fest, daß das Vor­
bringen des Beschwerdeführers im wesentlichen den Tatsachen entsprach. 
Der im Prüfungsverfahren der VA um Stellungnahme ersuchte Bundesmi­
nister für Familie, Jugend und Konsumentenschutz teilte der VA mit 
Schreiben vom 11. Juli 1985 mit, daß die Berufungsentscheidung der Fi­
nanzlandesdirektion für Wien, Niederösterreich und Burgenland vom 
5. Oktober 1983 mit Bescheid des Bundesministeriums für Familie, Jugend 
und Konsumentenschutz vom 26. Juni 1985 aufgehoben wurde und dem 
Beschwerdeführer die erhöhte Farnilienbeihilfe für seine Tochter Irene 
rückwirkend ab 1. Dezember 1981 gewährt wurde. Der diesbezügliche Be-
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scheid wurde der VA vom Bundesministerium für Familie, Jugend und 
Konsumentenschutz vorgelegt. Im wesentlichen wurd~ in diesem Bescheid 
ausgeführt, daß aus dem Lohnsteuerakt ersichtlich sei, daß der Beschwer­
deführer nach der von ihm angeführten Vorsprache am 30. Dezember 1981 
einen Antrag auf Berücksichtigung außergewöhnlicher Belastungen beim 
Finanzamt Korneuburg eingebracht hat. Diesem Antrag war eine ärztliche 
Bestätigung, datiert mit 15. Dezember 1981, beigeheftet, die eindeutig die 
Diabetes-Erkrankung seiner Tochter Irene nachweist. Weiters wurde be­
tont, daß kein Zweifel bestehe, daß der Beschwerdeführer bei erschöpfen­
der Auskunft neben dem Antrag auf Berücksichtigung außergewöhnlicher 
Belastungen auch einen Antrag auf Gewährung der erhöhten Familienbei­
hilfe für seine Tochter gestellt hätte. So sei der erstgenannte Antrag auch 
als Antrag auf Gewährung der erhöhten Familienbeihilfe anzusehen. Das 
für die Zuerkennung der erhöhten Familienbeihilfe erforderliche ärztliche 
Zeugnis sei gemäß § 8 Abs. 6 des Familienlastenausgleichsgesetzes 1967 
nachgereicht worden. Danach bestünden keine Bedenken, daß die erhebli­
che Behinderung bereits im Jahre 1981 vorgelegen sei. 

Da der Bundesminister für Familie, Jugend und Konsumentenschutz bereits 
im Zuge des Prüfungsverfahrens der VA in Ausübung des Aufsichtsrechtes 
die Berufungsentscheidung der Finanzlandesdirektion für Wien, Nieder­
österreich und Burgenland vom 5. Oktober 1984 aufhob und die erhöhte 
Familienbeihilfe rückwirkend ab 1. Dezember 1981 gewährte, somit also 
der Grund der Beschwerde behoben war, konnte die VA Abstand von wei­
teren Veranlassungen nehmen. (Siehe auch grundsätzliche Ausführungen 
zur gegenständlichen Problematik unter "Allgemeines".) 

5.2 Anspruch auf Familienbeihilfe - Ungerechtfertigte Ablehnung 
VA 30 - FJK/85 

M. H. aus Oberperfuss führte in ihrer Beschwerde an die VA aus, sie habe 
am 19. März 1984 beim Finanzamt Innsbruck einen Antrag auf Gewährung 
von Familienbeihilfe für sich selbst ab dem frühest möglichen Zeitpunkt ge­
stellt. In diesem Antrag habe sie ausgeführt, daß sie seit der Geburt körper­
lich und geistig behindert sei und ihre Eltern längst verstorben seien. Durch 
die Behinderung sei sie immer außerstande gewesen, sich selbst den Unter­
halt zu verschaffen. Das Verfahren sei mit Berufungsentscheidung vom 
1. August 1985 im abweisenden Sinne mit der Begründung, der Nachweis, 
daß die Behinderung vor dem 21. Lebensjahr eingetreten ist, sei nicht er­
bracht worden, abgeschlossen worden. Weiters sei ausgeführt worden, daß 
sie nicht dauernd außerstande gewesen sei, sich selbst den Unterhalt zu ver­
schaffen, da sie als Pächterin eines landwirtschaftlichen Betriebes vom 
1. Jänner 1970 bis 31. Dezember 1974 einen Pensionsanspruch erworben 
habe und nunmehr seit 1. September 1975 eine Pension samt Ausgleichszu­
lage beziehe. Sie sei jedoch der Meinung, daß allein die Pacht des landwirt­
schaftlichen Betriebes zur Sicherung des Pensionsanspruches nicht schon 
für sich allein ein Verschaffen des eigenen Unterhaltes darstelle. In der 
Nichtgewährung der Familienbeihilfe sehe sie einen Mißstand in der Ver­
waltung. 

Die VA stellte im Prüfungsverfahren folgendes fest: 
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Die am 10. April 1907 geborene Beschwerdeführerin stellte am 19. März 
1984 einen Antrag auf Gewährung von Familienbeihilfe für sich selbst ab 
dem frühest möglichen Zeitpunkt. Sie gab an, daß sie seit der Geburt kör­
perlich und geistig schwer behindert sei und ihre Eltern längst verstorben 
seien. Sie führte auch aus, daß sie eine Erwerbsunfähigkeitspension zuzüg­
lich Hilflosenzuschuß und Ausgleichszulage von der Sozialversicherungs­
anstalt der Bauern beziehe. Vom Finanzamt Innsbruck wurde die Be­
schwerdeführerin daraufhin - am 22. Mai 1984 - aufgefordert, ein ärztli­
ches Zeugnis vorzulegen, aus dem hervorgeht, daß die Behinderung vor 
dem 21. Lebensjahr eingetreten ist. Dieser Aufforderung kam die Be­
schwerdeführerin nach und legte am 5. Juni 1984 zwei ärztliche Gutachten 
vor, aus denen hervorgeht, daß sie sowohl körperlich als auch geistig behin­
dert ist. Hinsichtlich des Eintrittszeitpunktes der Behinderung wurde ver­
merkt, daß dieser im nachhinein schwer feststellbar ist. Es wurde jedoch 
ausgeführt, daß die Beschwerdeführerin in der elterlichen bzw. brüderli­
chen Landwirtschaft nur zeitweise leichte Gelegenheitsarbeiten verrichtet 
hatte und daß sie aufgrund ihres Gebrechens nie eine Schule besucht hatte 
und daher des Lesens und Schreibens unkundig ist. 

Das Finanzamt Innsbruck wies den Antrag mit Bescheid vom 5. Juli 1984 
ab und führte begründend im wesentlichen aus, daß eine Behinderung, die 
bereits vor dem Inkrafttreten des Familienlastenausgleichsgesetzes 1967 
eintrat, keinen Anspruch auf Familienbeihilfe vermittle. Zudem könne der 
Zeitpunkt des Eintrittes der Behinderung nicht zweifelsfrei nachgewiesen 
werden. Gegen diesen Bescheid richtete sich die fristgerecht eingebrachte 
Berufung der Beschwerdeführerin. Sie führte aus, daß sich aus dem Wort­
laut der Bestimmung des § 6 des Familienlastenausgleichsgesetzes 1967 der 
Wille des Gesetzgebers nicht erkennen lasse, daß eine Behinderung, welche 
vor Inkrafttreten des Familienlastenausgleichsgesetzes 1967 eingetreten ist, 
einen Familienbeihilfenanspruch nicht vermittle. Die Ansicht des Finanzam­
tes, daß sich der Zeitpunkt des Entrittes der Behinderung nicht genau nach­
weisen lasse, wurde mit dem Hinweis bekämpft, daß im zweiten Gutachten 
als festgestelltes Leiden angegeben sei "Debilität seit der Geburt". Die Be­
schwerdeführerin brachte im Schriftsatz vom 7. August 1984 (Antrag auf 
Vorlage der Berufung an die Abgabenbehörde zweiter Instanz) neuerlich 
die in der Berufung erhobenen Einwendungen vor. Sie gab auch weiters an, 
daß sie eine Zeitlang den landwirtschaftlichen Betrieb ihres Neffen gepach­
tet hatte. Dieser Pachtvertrag war abgeschlossen worden, um ihr einen Pen­
sionsanspruch zu sichern. Als Pächterin sei sie versicherungspflichtig gewe­
sen, eine Erwerbstätigkeit im geistigen oder manuellen Sinn sei damit aber 
überhaupt nicht verbunden gewesen. Im übrigen wurde von der Beschwer­
deführerin noch die Einvernahme mehrerer Personen als Zeugen beantragt. 

Die Finanzlandesdirektion für Tirol führte in der Berufungsentscheidung 
vom 1. August 1985 aus, daß gemäß § 6 Abs. 2 lit. d des Familienlastenaus­
gleichsgesetzes 1967 volljährige Vollwaisen unter anderem Anspruch auf 
Familienbeihilfe haben, wenn sie wegen einer vor Vollendung des 21. Le­
bensjahres oder während einer späteren Berufsausbildung, jedoch späte­
stens vor Vollendung des 27. Lebensjahres, eingetretenen körperlichen oder 
geistigen Behinderung voraussichtlich dauernd außerstande sind, sich selbst 
den Unterhalt zu verschaffen und sich in keiner Anstaltspflege befinden. 
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Die im erstinstanzlichen Bescheid vertretene Ansicht, wonach eine Behin­
derung, welche vor dem Inkrafttreten des Familienlastenausgleichsgesetzes 
1967 eintrat, keinen Anspruch auf Familienbeihilfe vermittle, wurde im Be­
scheid der Finanzlandesdirektion als nicht haltbar erkannt. Ein derartiger 
Wille des Gesetzgebers kann auch aus der angeführten Bestimmung nicht 
abgeleitet werden. Hinsichtlich der neben anderen, hier unbestrittenen V or­
aussetzungen war, nachdem sich die Beschwerdeführerin in keiner Anstalts­
pflege befand, zu prüfen, ob sie voraussichtlich dauernd außerstande ist, 
sich selbst den Unterhalt zu verschaffen, wobei dieses Außerstandesein auf 
eine Behinderung zurückzuführen sein muß, die vor Vollendung des 
21. Lebensjahres oder während einer späteren Berufsausbildung, jedoch vor 
Vollendung des 27. Lebensjahres, eingetreten ist. 

Dazu führte die Finanzlandesdirektion im Berufungsbescheid aus, es sei un­
bestritten, daß die Berufungswerberin ein freies Wohnrecht hat und eine 
monatliche Pension zuzüglich Hilfiosenzuschuß und Ausgleichszulage be­
zieht. Ebenso steht außer Streit, daß sie diese Pension aufgrund von Versi­
cherungzeiten erhält, die sie durch die Pacht eines landwirtschaftlichen Be­
triebes erworben habe. Laut Auskunft der Sozialversicherungsanstalt der 
Bauern sei der Betrieb vom 1. Jänner 1970 bis 31. Dezember 1974 von der 
Beschwerdeführerin gepachtet gewesen. Somit stehe fest, daß die Be­
schwerdeführerin nicht seit dem 21. bzw. 27. Lebensjahr dauernd außer­
stande war, sich selbst den Unterhalt zu verschaffen, denn als Pächterin ei­
nes landwirtschaftlichen Betriebes hatte sie sehr wohl die Möglichkeit, für 
ihren eigenen Unterhalt zu sorgen. Die Pacht des landwirtschaftlichen Be­
triebes für sich stellt schon ein Verschaffen des eigenen Unterhaltes dar, 
und es sei hiezu nicht erforderlich, daß der Pächter geistig oder manuell tä­
tig wird. Weiters sei es auch im vorliegenden Fall keineswegs sicher, daß 
die Behinderung der Beschwerdeführerin bereits vor dem 21. bzw. 27. Le­
bensjahr eingetreten ist. Der einzige Hinweis darauf, daß die Behinderung 
allenfalls vor dem 21 . Lebensjahr eingetreten ist, könne darin erblickt wer­
den, daß im zweiten Gutachten festgestellt wurde, daß die Berufungswer­
berin "aufgrund ihres Gebrechens nie eine Schule besucht habe und daher 
weder Lesen und Schreiben kann". Dies wurde jedoch nicht als ausreichen­
der Nachweis gewertet. Den Aussagen der von der Beschwerdeführerin 
namhaft gemachten Zeugen, die im Laufe des Berufungsverfahrens einver­
nommen wurden, wurde von der Finanzlandesdirektion "in Anbetracht der 
mangelnden ärztlichen Qualifikation" keine entscheidungswesentliche Be­
deutung beigemessen. 

Der von der VA um Stellungnahme ersuchte Bundesminister für Familie, 
Jugend und Konsumentenschutz hob bereits im Zuge des Prüfungsverfah­
rens den Berufungsbescheid der Finanzlandesdirektion für Tirol in Aus­
übung des Aufsichtsrechtes auf. 

Wie der ausführlichen Falldarstellung zu entnehmen ist, war gerade in die­
sem Fall die Beweislage ausgesprochen schwierig. Der Bundesminister für 
Familie, Jugend und Konsumentenschutz führte im Behebungsbescheid aus, 
daß eben gerade in Anbetracht der schwierigen Beweislage den Beweismit­
teln, die für das Vorliegen der Voraussetzungen sprechen, der Vorzug zu 
geben ist. Somit war der Nachweis, daß die dauernde Erwerbsunfähigkeit 
der Beschwerdeführerin auf die vor Vollendung des 21. Lebensjahres einge­
tretene Behinderung beruht, gegeben. Da somit der Beschwerdegrund be-
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reits im Zuge des Prüfungsverfahrens der VA behoben wurde, waren wei­
tere Veranlassungen nicht erforderlich. 

5.3 Zuwendung aus Familienhärteausgleichsfonds - Lange Verfahrensdauer 
VA 35 - FJK/85 

68 

H. L. aus Lienz führte in ihrer Beschwerde an die VA aus, daß sie bereits 
im November 1984 ein Ansuchen auf Zuwendung aus dem Familienhärte­
ausgleichsfonds an das Bundesministerium für Familie, Jugend und Konsu­
mentenschutz gerichtet habe. Im Dezember 1984 habe sie die für die Bear­
beitung des Ansuchens notwendigen Unterlagen nachgereicht. Seither sei 
bereits beinahe ein Jahr vergangen; eine Antwort auf ihr Ansuchen habe sie 
jedoch bisher nicht erhalten. Vor allem deshalb, da sie in ihrer schwierigen 
sozialen Situation dringend Hilfe brauche, sehe sie in der langen Verfah­
rensdauer einen Mißstand in der Verwaltung. 

Der um Stellungnahme gebetene Bundesminister für Familie, Jugend und 
Konsumentenschutz teilte der VA bereits im Zuge des Prüfungsverfahrens 
mit, daß der Beschwerdeführerin mittlerweile eine finanzielle Zuwendung 
in der Höhe von 60 000 S aus dem Familienhärteausgleich gewährt werden 
konnte. Die Verzögerung in der Erledigung sei auf die große Anzahl der 
vorliegenden Ansuchen und den Personalmangel zurückzuführen. 

Da das Ansuchen der Beschwerdeführerin somit positiv erledigt worden 
war, nahm die VA Abstand von weiteren Veranlassungen. Die VA ist je­
doch der Auffassung, daß vom Bundesminister für Familie, Jugend und 
Konsumentenschutz durch entsprechende Maßnahmen dafür Sorge getra­
gen werden sollte, Verfahrensverzögerungen der aufgezeigten Art zu ver­
meiden. Dies deshalb, da gerade Menschen, welche in eine finanzielle Not­
situation geraten sind, zum einen möglichst rasch einer Hilfe bedürfen und 
zum anderen auch von einer negativen Entscheidung so bald wie möglich 
in Kenntnis gesetzt werden sollten, um notwendige andere Schritte unter­
nehmen zu können. 
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Aufgabenbereich 
Bauer: 

des Volksanwaltes 

Dem Volksanw:t1t Dr. Franz Bauer obliegen: 

Dr. Franz 

Die Aufgaben der VA, die ihrem sachlichen Inhalt nach in den Wirkungs­
bereich nachstehender Bundesministerien fallen: 

Bundesministerium für Auswärtige Angelegenheiten; 

Bundesministerium für Bauten und Technik; 

Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft; 

Bundesministerium für Unterricht, Kunst und Sport; 

Bundesministerium für Wissenschaft und Forschung. 

1 Bundesministerium für Auswärtige Angelegenheiten 

Allgemeines 

Den Ressortbereich des Bundesministeriums für Aus\Yärtige Angelegenhei­
ten betreffend wurden im Berichtszeitraum 11 Beschwerden an die VA her­
angetragen. 

Die Eingaben und Vorsprachen betrafen - wie auch in den vergangenen 
Berichtszeiträumen - zum Teil wieder Auskunfts- und Hilfeersuchen, die 
nicht dem Begriff \'on Migständen im technischen Sinn im Bereich des Bun­
desministeriums für Auswärtige Angelegenheiten zuzuordnen waren. Dabei 
handelte es sich vor allem um Ersuchen um Aufklärung oder Hilfestellung 
in zwischenstaatlichen Angelegenheiten, aber auch um die Aufklärung über 
die Rechtslage in anderen Staaten und die Bestellung eines Vertrauensan­
waltes. 

Weiters wurden im Berichtszeitraum aber auch wieder Beschwerden über 
die Tätigkeit ästerreichischer Vertretungsbehärden im Ausland vorge­
bracht (\'gl. Fall 1.1). 

Darüber hinaus hat die VA von Amts wegen die umsatzsteuer­
liche Belastung bei Warenkäufen durch Bedienstete von ästerreichischen 
Vertretungsbehärden im Ausland einer Prüfung unterzogen. Seit dem 
Erlag des Bundesministeriums für Finanzen vom 17. März 1983 
(AÖ FV N r. 134/1983) werden nämlich Lieferungen ästerreichischer U n­
ternehmen an Angehärige ästerreichischer Vertretungsbehärden im Aus-
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land, die ihren inländischen Wohnsitz beibehalten haben, nicht mehr als 
steuerfreie Auslandslieferungen anerkannt. Die VA vertritt in diesem Zu­
sammenhang die Auffassung, daß es für eine Steuerbefreiung zugunsten 
des eingangs genannten Personenkreises sprechen würde, daß jene Bedien­
steten der österreichischen Vertretungsbehörden im Ausland, die Waren im 
Inland erwerben, um sie im Ausland zu verwenden, diese Waren voraus­
sichtlich nur anläßlich einer ständigen Übersiedlung nach Österreich -
wenn überhaupt - zurückbringen. Durch den Gebrauch und die Verwen­
dung österreichischer Qualitätswaren im Ausland würde sicherlich eine po­
sitive Werbewirkung für die österreichische Wirtschaft entfaltet werden 
können. Durch die derzeit getroffene Regelung geht hochwertige, aus 
österreichischen Steuergeldern gespeiste Kaufkraft ins Ausland, obwohl die 
Angelegenheit für das Aufkommen an Mehrwertsteuer neutral erscheint. 
Darüber hinaus erscheint auch die Anknüpfung an den inländischen Wohn­
sitz im Umsatzsteuergesetz bei den bei österreichischen Vertretungsbehör­
den im Ausland beschäftigten Dienstnehmern nicht zwingend, weil aus § 7 
Abs. 1 Ziff. 1 lit. a Umsatzsteuergesetz 1972 auch abgeleitet werden 
könnte, daß es bei Vorliegen eines Doppelwohnsitzes hinsichtlich der Qua-
1ifikation "ausländischer" Abnehmer darauf ankommt, ob der Mittelpunkt 
der Lebensinteressen im Ausland gelegen ist. Dazu kommt noch, daß die 
Beibehaltung einer Inlandswohnmöglichkeit für Bedienstete des Bundesmi­
nisteriums für Auswärtige Angelegenheiten einen wichtigen Beitrag zu ih­
rer Flexibilität bei Versetzungen und Einberufungen in die Zentrale dar­
stellt, wobei die Inlandswohnmöglichkeiten oft jahrelang effektiv nicht be­
nützt werden können. Das Bundesministerium für Finanzen vertritt in der 
gegenständlichen Frage die Ansicht, daß ausländischer Abnehmer nur der 
sei, der überhaupt keinen Wohnsitz oder Sitz im Inland habe. Hat jedoch 
jemand - bei mehreren Wohnsitzen - einen Wohnsitz im Inland, so ist 
dieser für die Qualifikation "ausländischer" Abnehmer auch dann schäd­
lich, wenn es sich nicht um den Hauptwohnsitz handelt. Es sei daher auf 
dem Boden der geltenden Rechtslage eine Umsatzsteuerrückvergütung nur 
für solche Bedienstete möglich, die im Inland keinen Wohnsitz oder keine 
Wohnmöglichkeit unterhielten, bzw. bestünde die Möglichkeit, Warenbe­
züge von der Umsatzsteuer zu befreien, wenn diese für Repräsentations­
zwecke verwendet werden. Dies beziehe sich etwa auf Getränke österrei­
chischer Provenienz, nicht aber zB auf Kleidungsstücke. 

Die VA verkennt nicht, daß eine Gesetzesänderung zugunsten des erwähn­
ten Personenkreises einen wesentlichen Eingriff in das derzeit bestehende 
System des Umsatzsteuerrechtes bedeuten würde. Aus dem Umsatzsteuer­
gesetz ergibt sich nämlich das Ziel des Gesetzgebers, grundsätzlich jeden 
Endverbrauch von Waren von Inländern, somit von Personen mit Wohnsitz 
innerhalb des Bundesgebietes, zu besteuern. Die Besonderheiten des aus­
wärtigen Dienstes, die eingangs bereits dargestellt wurden, lassen es der VA 
aber angezeigt erscheinen, den Gesetzgeber auf die gegenständliche Pro­
blematik hinzuweisen und eine entsprechende eindeutige Regelung auf der 
Ebene der Gesetzgebung zu treffen, zumal nach Ansicht der VA die vom 
Bundesministerium für Finanzen im gegenständlichen Fall gepflogene Aus­
legung des § 7 Umsatzsteuergesetz nicht zwingend erscheint. 
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1.1 Mißstände bei österreichischen konsularischen Vertretungen in Spanien 
VA 8 - AA/85 

Dr. H. K. aus Wien führte bei der VA darüber Beschwerde, daß sie im Juni 
1985 nach einem Handtaschendiebstahl, durch welchen auch ihr Reisepaß 
in Verlust geraten sei, das österreichische Konsulat in Sevilla aufsuchen 
wollte, dieses jedoch nicht finden konnte. Die von der Polizei angegebene 
Adresse des Konsulates sei falsch gewesen; laut Auskunft des Portiers des 
Nebenhauses wäre das Konsulat verzogen. Nachdem sich auch eine zweite 
\·on ihr ermittelte Adresse als falsch herausgestellt hätte und das österreichi­
sche Konsulat auch nicht im Telefonbuch verzeichnet gewesen sei, hätte sie 
die richtige Adresse über das deutsche Konsulat erfragen müssen. Schließ­
lich hätte sie knapp vor Büroschluß auf dem Konsulat vorgesprochen, doch 
hätte dort an diesem Tag keine GrenzübertrittSbescheinigung mehr ausge­
stellt werden können. Der Vizekonsul hätte sie an das österreichische Kon­
sulat in Valencia verwiesen und ihr geraten, dort in einigen Tagen vorzu­
sprechen, da dieses in günstiger Entfernung von ihrem Urlaubsort gelegen 
sel. 

Das Konsulat in Valencia sei allerdings, so hätte die Beschwerdeführerin ei­
nige Tage später feststellen müssen, wegen Urlaubes geschlossen gewesen. 

In der schlechten Erreichbarkeit des österreichischen Konsulates in Sevilla 
und in der Schließung des Konsulates in Valencia während der Hauptreise­
zeit erblickte die Beschwerdeführerin einen Mißstand im Bereich der Ver­
waltung. 

Die VA führte ein Prüfungsverfahren durch, und der um Stellungnahme er­
suchte Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten teilte folgendes mit: 

Infolge umfangreicher Bauarbeiten am Konsulatsgebäude in Sevilla sei es in 
den vergangenen Jahren tatsächlich zu Unzukömmlichkeiten gekommen, 
da die laufende Amtstätigkeit während der Bauarbeiten nicht im Konsulats­
gebäude, sondern an der Privatadresse des Konsuls ausgeübt wurde. Die 
Anschrift war im amtlichen Telefonbuch von Sevilla unter "Consul de Au­
stria" verzeichnet. Nach Abschluß der Bauarbeiten nahm das Konsulat 
seine Tätigkeit im Oktober 1985 wieder unter der offiziellen Adresse auf, 
welche im Telefonbuch korrekt unter "Consulado de Austria" verzeichnet 
1St. 

Bezüglich des Konsulates in Valencia teilte der Bundesminister für Auswär­
tige Angelegenheiten mit, daß dieses zur fraglichen Zeit nicht wegen Urlau­
bes geschlossen war. Der Konsul habe sich zwar nicht in Valencia aufgehal­
ten, das Konsulat sei jedoch durch den Vizekonsul besetzt gewesen. Ver­
mutlich hätte sich die Beschwerdeführerin entweder nach dem Konsul und 
nicht nach dem Konsulat erkundigt oder außerhalb der Dienststunden vor­
gesprochen. 

Die VA hat dazu erwogen: 

Die österreichischen Konsulate in Sevilla und Valencia werden als Hono­
rarkonsulate geführt. Honorarkonsuln verrichten ihre Amtstätigkeit unent­
geltlich und investieren in der Regel auch eigene Geldmittel in den Betrieb 
des von ihnen geleiteten Konsulates. Wenn auch bei Berücksichtigung die-
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ses Umstandes festzustellen ist, daß an Honorarkonsulate naturgemäß 
nicht derselbe Maßstab angelegt werden kann wie an die berufsmäßigen 
österreichischen Vertretungsbehörden im Ausland, weist die VA dennoch 
darauf hin, daß österreichische Konsulate dazu eingerichtet sind, um öster­
reichischen Staatsbürgern im Ausland im Verkehr mit den Behörden des 
Empfangsstaates behilflich zu sein. Aus diesem Grund wurde der Bundes­
minister für Auswärtige Angelegenheiten ersucht, der Tätigkeit der Hono­
rarkonsuln ein erhöhtes Augenmerk zuzuwenden und diese gegebenenfalls 
an ihre Amtspflichten zu erinnern, die sie auch als Honoramtsträger wahr­
zunehmen haben. Weitere Veranlassungen in der gegenständlichen Angele­
genheit schienen angesichts der Tatsache, daß der Bundesminister für Aus­
wärtige Angelegenheiten der VA mitteilte, daß sich sein Ressort um ein rei­
bungsloses Funktionieren der Honorarkonsulate bemühen werde, entbehr­
lich. 

2 Bundesministerium für Bauten und Technik 

72 

Allgemeines 

Aus dem Ressortbereich des Bundesministeriums für Bauten und Tech­
nik wurden im Berichtszeitraum 109 Beschwerden an die VA herange­
tragen. Ein Schwerpunkt der Beschwerdeführung betraf auch im Be­
richtszeitraum wieder die Herstellung von Bundesstraßen und die da­
durch bedingte Inanspruchnahme von Fremd.grundstücken fü~ Zwecke des 
Bundesstraßenbaues. Neben der Probl~matlk der EntschädIgungsbemes­
sung, auf die bereits ausführlich im Siebenten und Achten Bericht der VA 
an den Nationalrat Bezug genommen wurde, richteten sich die Beschwer­
den überwiegend gegen die Trassenführung von Bundesstraßen, die Aus­
wahl der Straßentrassen unter mehreren Planungsvarianten und die bei der 
Abwägung im Zuge der Trassenoptimierung herangezogenen Kriterien. 
Die grundsätzliche Problematik, die sich in diesen Fällen für die VA ergibt, 
liegt darin, daß durch die im Vorfeld der Herstellung einer Bundesstraße 
liegenden Planungsaktivitäten des Bundes zunächst noch nicht in Rechte 
der Betroffenen eingegriffen wird, sodaß aufgrund der verfassungsrechtli­
chen Kompetenzlage ein Einschreiten der VA aufgrund einer Individualbe­
schwerde im Hinblick auf die in Art. 148 a Abs. 1 B-VG festgelegten Krite­
rien problematisch erscheint. Da das Bundesstraßengesetz in seiner derzeit 
geltenden Fassung aber kein ausreichendes Partizipationsmodell für eine 
Mitwirkung der Betroffenen an der Bundesstraßenplanung vorsieht, neh­
men potentielle Betroffene entweder als Einzelp~rsonen oder als organi­
sierte Interessengemeinschaften die VA mit der Uberlegung in Anspruch, 
die fehlenden Mitwirkungsmöglichkeiten der einzelnen potentiellen Betrof­
fenen durch ein Prüfungsverfahren der VA zu ersetzen und insbesondere 
im Wege der VA jene Informationen über die aktuellen Planungsabsichten 
zu erhalten, die ihnen von den Dienststellen der Bundesstraßenverwaltung 
häufig nicht oder nicht vollStändig gegeben werden. Die VA hat daher in 
diesen Fällen dem Informationsbedürfnis der Beschwerdeführer häufig da­
durch Rechnung getragen, daß sie in Ausübung ihrer amtswegigen Kompe­
tenzen nach Art. 148 a Abs. 2 B-VG die den Betroffenen bislang nicht oder 
ni~ht voll~tändi.g zugänglich gemachten Pl~nungs&rundlagen .erhoben hat. 
Die VA Sieht Sich aber veranlaßt, darauf hinzuweisen, daß die Durchfüh-
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rung derartiger Prüfungsverfahren dann entbehrlich wäre, wenn die mit 
A.uskunftsersuchen befaßten Dienststellen der Bundes~traßenverwaltung in 
allen Fällen ihrer Verpflichtung zur vollständigen Information potentieller 
Betroffener durch Bundesstraßenbauten nachkämen. 

Anders als in den vergangenen Berichtszeiträumen sind im gegenständli­
chen Berichtszcitraum keine neuen Beschwerden im Zusammenhang mit 
der Teilrückforderung bereits geleisteter Entschädigungszahlungen bei 
Grundinanspruchnahmen für Bundesstraßenzwecke eingebracht worden, 
wobei dieser Umstand im Zusammenhang mit der Zusage des Bundesmini­
sters für Bauten und Technik zu sehen ist, jeden einzelnen derartigen Fall 
selbst einer individuellen Überprüfung zu unterziehen. 

Im übrigen wird abzuwarten sein, welche Auswirkungen die d.~rch die Bun­
desstraGengesetz- Novelle 1986, BG BI. N r. 165, getroffene Anderung des 
§ 20 Abs. 3 auf derartige Fälle haben wird, mit der die Verkürzung der 
nachträglichen Anfechtungsfrist von einem Jahr auf drei Monate verfügt 
wurde. Durch diese Regelung wurde den Vorstellungen der VA insoweit 
entsprochen, als der Schwebezustand in zeitlicher Hinsicht beträchtlich ver­
ringert wurde und zu erwarten ist, daß im Hinblick auf die für eine Anfech­
tung notwendigen Verfahrensabläufe derartige Anfechtungen in Hinkunft 
nur mehr eine marginale Rolle spielen werden. Dennoch wiederholt die VA 
ihre Auffassung, daß auch eine ersatzlose Aufhebung der Bestimmungen 
über die Anfechtung festgesetzter Entschädigungsleistungen im Außer­
streitverfahren \'ertretbar wäre, weil in den Fällen, die berechtigterweise 
Grund zu einer nachträglichen Anfechtung bieten können, ohnedies der or­
dentliche Rechts\veg zur Verfügung steht, worauf die VA bereits in ihrem 
Achten Bericht an den Nationalrat hingewiesen hat. 

Durch die Bundesstraßengesetz-Novelle 1986 wurde darüber hinaus auch 
in sehr wesentlichem Umfang Anregungen der VA in ihrem Siebenten und 
Achten Bericht an den Nationalrat entsprochen. 

So wurde etwa durch die Bestimmung des § 7 a Abs. 3 ein Einlösungsan­
spruch für Grundstücke und Grundstücksteile auch dann normiert, wenn 
durch den zu erwartenden Verkehr auf der Bundesstraße die Benützung ei­
nes auf diesem Grundstück oder Grundstücksteil bestehenden Gebäudes 
unzumutbar beeinträchtigt wird und mit wirtschaftlich vertretbarem Auf­
wand nicht durch entsprechende andere Maßnahmen der Bundesstraßen­
verwaltung Abhilfe geschaffen werden kann. Gleiches gilt nach dieser Be­
stimmung auch, wenn die unzumutbare Beeinträchtigung durch bauliche 
Anlagen im Zuge einer Bundesstraße, zB durch Beeinträchtigung des Licht­
raumes, erfolgt. 

Durch die Anfügung des Abs. 5 in § 7 a wurde schließlich festgelegt, daß im 
Falle sich Maßnahmen in der Umgebung von Bundesstraßen für die Ab­
wicklung des Verkehrs und seiner Auswirkungen auf die Umwelt als 
zweckmäßiger und wirtschaftlicher erweisen als Baurnaßnahmen an der 
Bundesstraße, auch solche anstelle dieser Baurnaßnahmen getroffen werden 
können. 

Schließlich erfolgte in § 20 a auch eine Stärkung des Rückübereignungsan­
spruches bei Verbleiben von nicht für Bundesstraßenzwecke benötigten, 
aber eingelösten Grundflächen. 
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Abs. 3 sieht nun vor, daß die dinglich und obligatorisch Berechtigten am 
Enteignungsgegenstand, deren Rechte durch die Enteignung erloschen 
sind, von der Einleitung des Verfahrens zu verständigen sind und ihnen die 
Möglichkeit eingeräumt wird, innerhalb von drei Monaten die Wiederher­
stellung ihrer Rechte zu beantragen, wobei diese auch hinsichtlich des 
Rückersatzes der empfangenen Entschädigung im Rückübereignungsbe­
scheid zuzuerkennen sind. 

Durch die Anfügung des Abs. 5 wurde normiert, daß bis zum Erlöschen des 
Rückübereignungsanspruches die Veräußerung des Enteignungsgegenstan­
des unzulässig ist, es sei denn, der Rückübereignungsberechtigte hätte auf 
seinen Anspruch verzichtet. Weiters wird festgestellt, daß eine entgegen 
dieser Bestimmung vorgenommene Veräußerung nichtig ist. Darüber hin­
aus wurde der Bund verpflichtet, für Schäden, die dem gutgläubigen Erwer­
ber durch eine derartige Veräußerung entstehen, volle Genugtuung zu lei­
sten. 

Eine Verbesserung für die Eigentümer von Anrainergrundstücken an Bun­
desstraßen wurde schließlich durch die Bestimmung des § 24 Abs. 5 ge­
schaffen. Zwar können die Eigentümer derartiger Grundstücke die beim 
Bau einer Bundesstraße von Grundstücken des Bundes ausgehenden Ein­
wirkungen nicht untersagen, doch besteht nunmehr ein Schadenersatzan­
spruch dann, wenn durch solche Einwirkungen die ortsübliche Benützung 
des Anrainergrundes wesentlich beeinträchtigt wird und daran Organe des 
Bundes ein Verschulden trifft oder es sich um den Ersatz von Sachschäden 
an Bauwerken oder um die nicht bloß vorübergehende oder unerhebliche 
Beeinträchtigung einer rechtmäßigen Nutzung des Grundwassers oder 
Quellwassers handelt. 

Darüber hinaus konnten im Berichtszeitraum im Bereich des Bundesmini­
steriums für Bauten und Technik durch entsprechende organisatorische 
Maßnahmen Verbesserungen im Zusammenhang mit der Entflechtung von 
Bundesstraßenverwaltung und Bundesstraßenrechtsbehörde, insbesondere 
auch im Zusammenhang mit der im Siebenten und Achten Bericht der VA 
an den Nationalrat dargestellten Amtssachverständigenproblematik, erzielt 
werden. 

Schließlich ist festzuhalten, daß durch entsprechende organisatorische Vor­
kehrungen im Bereich des Bundesministeriums für Bauten und Technik 
auch eine wesentliche Beschleunigung der Stel!ungnahmev~rfahren bei 
Durchführung von Prüfungsverfahren durch die VA erreicht werden 
konnte. 

Eine weitere Gruppe von Beschwerden betraf die durch Bundesgesetz ver­
fügte nachträgliche Verzinsung v.on ursprünglich unv~rzinslich gewährten 
Darlehen aus dem Wohnhaus-Wlederaufbaufonds. Diesen Beschwerdefäl­
len liegt zwar kein Mißstand im Bereich der Verwaltung zugrunde, die VA 
wird aber dieser Problematik nach eingehender Prüfung ein besonderes 
Augenmerk zuwenden. 

Ein weiterer Schwerpunkt der Beschwerdeführung lag bei der Tätigkeit der 
Vermessungs ämter, wobei Vermessungsfehler, Mappenberichtigungen und 
die Handhabung des Liegenschaftsteilungsgesetzes beanstandet wurden 
(vgl. zB die Beschwerdefälle 2.1 und 2.3) . 
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Soweit die Beschwerden ihre Ursache in der Anwendung der Sondcrbe­
stimmungen für die Verbücherung yon Straßen-, Weg-, Eisenbahn- und 
Wasserbauanlagen durch die §§ 15 ff Liegenschaftsteilungsgesetz hatten, 
sieht sich die VA zu folgenden Bemerkungen veranlaßt: 

Wurden Grundstücke zur Herstellung, Umlegung oder Erweiterung und 
Erhaltung einer Straßen-, Weg- oder Eisenbahnanlage oder einer Anlage 
zur Leitung, Benützung, Reinhaltung oder Abwehr eines Gewässers \'er­
wendet, handelt es sich um Teile eines bei der Herstellung einer solchen 
Anlage aufgelassenen Straßenkörpers, Weges oder Eisenbahngrundstückes 
oder eines freigewordenen Gewässerbettes oder um Grundstücksreste, die 
durch eine solche Anlage von den Stammgrundstücken abgeschnitten wor­
den sind, so haben die Vermessungsbehörden die Aufgabe, auf einern An­
meldungsbogen nach Maßgabe der tatsächlichen Verhältnisse zu bestäti­
gen, daß es sich um eine Straßen-, Weg-, Eisenbahn- oder Wasserbau an­
lage handelt. 

Aufgrund dieses Anmeldungsbogens kann der Grundbuchsstand von Amts 
wegen ohne Zustimmung der Eigentümer oder der Buchgläubiger geändert 
werden, wenn der Wert des in Anspruch genommenen Grenzstückes den 
Betrag yon 30 000 S voraussichtlich nicht überschreitet. 

Der Beschluß über die bücherliche Durchführung der Veränderungen 1st 
dem Bauherrn, den Eigentümern der betroffenen Grundstücke und dem 
Buchberechtigten zuzustellen, wobei allfällige Ersatzansprüche der Eigen­
tümer oder sonstiger Beteiligter längstens innerhalb von drei Jahren nach 
Erlassung des Grundbuchsbeschlusses geltend gemacht werden können. 

Eine Überprüfung des Rechtstitels für die rechtmäßige Inanspruchnahme 
für die eingangs erwähnten Einrichtungen findet anläßlich der Erstellung 
der Anmeldungsbogen nicht statt. 

Bei der VA wurden in letzter Zeit gehäuft Beschwerden darüber einge­
bracht, daß Personen, die sich nicht ständig am Ort der für die eingangs ge­
nannten öffentlichen Zwecke beanspruchten Grundstücke aufhalten, erst­
mals durch den Grundbuchsbeschluß Kenntnis von Eigentumsveränderun­
gen in ihrem Gutsbestand erlangen, weil die begünstigten Verwaltungs­
träger es unterlassen haben, mit dem Eigentümer vor Inangriffnahme der 
Herstellungsarbeiten einen Rechtstitel für die Grundinanspruchnahme zu 
schaffen. Dies trifft vor allem dort zu, wo Gemeinden als Träger der Stra­
ßenverwaltung auftreten. Nun sieht zwar das Liegenschaftsteilungsgesetz 
die Möglichkeit der nachträglichen Geltendmachung einer Entschädi­
gungsforderung vor, worauf im Grundbuchsbeschluß auch ausdrücklich 
aufmerksam zu machen ist. In der Praxis sind aber für die Betroffenen die 
verfügten grundbüc~erlichen Änderungen ohne Rech.tskenntnisse und akri­
bIsche Befassung I1lcht sofort feststellbar, weIl bel größeren Vorhaben 
Grundbuchsbeschlüsse auf fünfzig und mehr Seiten Zu- und Abschrei­
bungsauflistungen enthalten, die es dem einzelnen ohne Beiziehung eines 
Rechtsvertreters J!ahezu unmöglich machen, die zur Wahrung seiner recht­
lichen Interessen erforderlichen Schritte zu setzen. 

Dazu kommt noch, daß in vielen Fällen von den Betroffenen nicht primär 
eine Entschädigung angesprochen wird, sondern sie Beschwerde über die 
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"stillschweigende Enteignung" im Rahmen der vereinfachten Bestimmun­
gen des Liegenschaftsteilungsgesetzes führen. 

Auch die Wertermittlung der in Anspruch genommenen Trennstücke ist 
Gegenstand wiederholter Kritik, zumal nach den gesetzlichen Bestimmun­
gen der Wert ohne förmliche Schätzung zu ermitteln ist, die Betroffenen an 
der Wertfeststellung nicht mitwirken und - wie bereits ausgeführt - in 
sehr vielen Fällen davon auch keine Kenntnis haben. 

Die VA ist zwar in die Lage versetzt, aufgrund ihres Prüfungsauftrages 
dann, wenn eine Grundinanspruchnahme ohne Schaffung eines Rechtstitels 
durch den Träger der Baumaßnahme erfolgte, darin einen Mißstand im Be­
reich der Verwaltung festzustellen . Wird die Beschwerde noch innerhalb 
der Dreijahresfrist ab Zustellung des Grundbuchsbeschlusses vorgebracht, 
so kann der Beschwerdeführer auf die Möglichkeit der Geltendmachung 
seiner Ersatzansprüche hingewiesen werden. Häuf~g ist a~er zun: Zeitpunkt 
der Durchführung des Prüfungsverfahrens auch dIese Fnst bereIts abgelau­
fen, sodaß nach den gesetzlichen Bestimmungen eine Entschädigungslei­
stung nicht mehr angesprochen werden kann . 

Die VA verkennt nicht, daß es im Interesse der Herstellung öffentlicher 
Vorhaben bei Vielparteienverfahren einer Verfahrenskonzentration bedarf, 
mit der auch Einschränkungen von Parteirechten verbunden sein können. 
Sie hält aber gesetzliche Regelungen für bedenklich, in denen amtswegig 
grundbücherliche Veränderungen im Eigentumsbestand von Betroffenen 
durchgeführt werden, von denen diese vorher keine Kenntnis erlangen, 
kein.~ Möglichkeit haben, entsprechende Einwendungen vorzubringen und 
die Anderung des Grundbuchsstandes durchgeführt wird, ohne in einwand­
freier Weise den für die in der Natur erfolgte Anlagenherstellung als Vor­
aussetzung für die rechtlich einwandfreie Inanspruchnahme zu schaffenden 
Rechts~itel zu prüfen. Die VA regt daher an, auf der Ebene der Gesetzge­
bung Uberlegungen dahin gehend anzustellen, auf welche Weise unter 
Wahrung der Interessen der öffentlichen Verwaltung dem im vorliegenden 
Fall gegebenen Rechtsschutzdefizit des einzelnen begegnet werden kann 
(vgl. hiezu auch Fall 2.1). 

Einzelfälle 

2.1 Irrtümliche Zuschreibung eines im Zuge von Bodenreformmaßnahmen ge­
bildeten Trennstückes 

76 

VA NÖ 220 B - 2/82 

S. P. aus Wien brachte in ihrer Beschwerde an die VA folgendes vor: 

Sie habe im Jahre 1929 ein Grundstück im Ausmaß von 99 ar und 36 m2 im 
Bereiche der Katastralgemeinde K.-L. erworben. Im Jahre 1964 sei im Zuge 
von Maßnahmen der Bodenreform eine Straße angelegt worden, die quer 
durch dieses Grundstück verlaufe. Vom zuständigen Vermessungsamt P. 
habe sie zwar eine Zuschrift erhalten, aus der ersichtlich gewesen sei, daß 
~um Zwecke ?er grundbücherlichen Einverleibung der. Straße ihre P~rze.lIe 
10 mehrere ElOzelparzellen und Trennstücke aufgeteIlt worden seI. DIes 
habe sie zur Kenntnis genommen, da ihr versichert worden sei, daß mit 
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Ausnahme der für die Straße beanspruchten Grundflächen eine Änderung 
in ihrem Gutsbestand nicht eintrete. Jahre später habe sie feststellen müs­
sen, daß offenbar durch einen Irrtum des Vermessungsamtes ein Trenn­
stück von etwa 900 m2 aus ihrem Gutsbestand an einen Dritten, nämlich 
K K, überschrieben worden sei. Durch Zeitablauf sei ihr aber die Mög­
lichkeit genommen, gegen diesen Vorgang ein Rechtsmittel einzubringen. 
In der Vorgangsweise des Vermessungsamtes erblicke sie daher einen Miß­
stand im Bereich der Verwaltung. 

Die VA holte im Zuge des Prüfungsverfahrens eine Stellungnahme des 
Bundesministers für Bauten und Technik ein, aus der hervorgeht, daß das 
Beschwerdevorbringen den Tatsachen entspricht. Im einzelnen hat die VA 
hiezu folgendes festgestellt: 

Das der Beschwerdeführerin ursprünglich gehörige Gesamtgrundstück war 
seinerzeit im Sprengel des Vermessungsamtes P. gelegen und wurde bei der 
im Jahre 1969 vorgenommenen Auflösung des Vermessungsamtes P. in den 
Sprengel des Vermessungsamtes St. Peingegliedert. 

Aufgrund des 1\nmeldung~bogens d~s Ver~essungsamtes P. vom 8. Jänner 
1964, welcher die durch die Ausscheidung emes Weges für Zwecke der Bo­
denreform herbeigeführten Besitzänderungen in der Katastralgemeinde 
K-L. zum Inhalt hatte, wurde mit Beschluß des Bezirksgerichtes N. vom 
10. Dezember 1964 unter anderem eine Grundstücksteilung angeordnet 
und die Abschreibung eines Trennstückes des der Beschwerdeführerin ge­
hörigen Grundstückes im Ausmaß von 950 m2 und die Zuschreibung zu ei­
ner anderen Einlagezahl unter Einbeziehung in ein dem K K. gehöriges 
Grundstück verfügt. 

Für diese Abschreibung liegen beim Vermessungsamt St. P. keine Unterla­
gen auf. Auch eine bei der Agrarbezirksbehörde diesbezüglich durchge~ 
führte Erhebung war erfolglos, sodaß angenommen werden muß, daß bel 
der Anlegung des Anmeldungsbogens ein Fehler unterlaufen ist. 

Noch im Zuge des Prüfungsverfahrens wurde eine neuerliche Verhandlung 
durch das zuständige Vermessungsamt anberaumt, zu der die Beschwerde­
führerin und der durch die irrtümliche Zuschreibung nunmehr bücherliche 
Eigentümer des Trennstückes K. geladen wurden. Aufgrund des Ergebnis­
ses dieser Verhandlung wurde im Einvernehmen mit den Beteiligten die 
Richtigs.tellung de~ seinerzeitigen An~eldungsbogens veranla~t und in der 
Folge die Zuschrelbung des durch emen Fehler des zuständigen Vermes­
sungsamtes aus dem Gutsbestand der Beschwerdeführerin abgeschriebenen 
Grundstückes in ihr Eigentum durchgeführt. 

Damit war der Grund für die berechtigte Beschwerde behoben und eine 
weitere Veranlassung durch die VA entbehrlich. 

2.2 Unzukömmlichkeiten bei der Endabrechnung und Schlußvermessung von 
Grundinanspruchnahmen für die S 16 - Arlberg-SchneUstraße 
VA 49 - BT/84 

J. K aus St. Anton, Tirol, hat bei der VA folgendes vorgebracht: 
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Er sei seit 1977 Alleineigentümer der Grundbuchseinlage 24 11, ~~. St. An­
ton, und von der Grundparzelle 2431 Wiese habe die Republik Osterreich, 
vertreten durch die Arlberg-Straßentunnei AG, für den Bau der S 16 -
Arlberg-Schnellstraße im Bereich der Gemeinde St. Anton am Arlberg drei­
mal, und zwar im Jahr 1973 gegen eine Entschä~igung von 44 S!m2

, i!'ß 
Jahr 1976 zu 55 S/m2 und 1983 zu 72 S/m2

, Teliflächen bescheidmäßIg 
enteignet. 

Daraufhin habe die Bundesstraßenverwaltung gegen nachträgliche Vermes­
sung und Verrechnung im Jahr 1973 ein Trennstück von 1 773 m2

, im Jahr 
1976 eine TeilfIäche von 308 m2 und im Jahr 1983 ein Trennstück von 
1 087 m2 in Anspruch genommen, wie sich aus der Endvermessung der Ar­
beitsgemeinschaft "Vermessung Tirol" ergeben habe. Abweichend davon 
habe die Schlußabrechnung der Arlberg-Straßentunnei AG vom September 
1983 2 287 m2 zu 44 S, 293 m2 zu 55 S und nur 588 m2 zu 75 S/m2 entschä­
digt. 

Dagegen wendete sich der Beschwerdeführer mit Unterstützung der Be­
zirkslandwirtschaftskammer L. im Feber 1984 und forderte die im Bescheid 
aus 1983 zuerkannte Entschädigung für die gesamte im Jahr 1983 für die 
Bundesstraße in Anspruch genommene Trennfläche, welche somit um fast 
37 500 S höher abzufinden wäre. 

Die ASTAG verhielt sich jedoch ablehnend, auch gegenüber der später ein­
geschalteten Beratungs- und Beschwerdestelle der Tiroler Landesregierung. 
Daraufhin richtete K. eine Beschwerde an die VA. 

Zunächst wurde aus zusätzlich eingeholten Unterlagen festgestellt, daß im 
dritten der durchgeführten Enteignungsverfahren nicht die von der AST AG 
entschädigten 588 m2, sondern 981 m2 ä 75 S enteignet worden waren. Dar­
aufhin wurde ein Prüfungsverfahren eingeleitet. 

Der Bundesminister für Bauten und Technik hat in seiner Stellungnahme 
zusammenfassend darauf hingewiesen, daß mit den Bescheiden der Tiroler 
Landesregierung als Straßenbehörde 
vom 22. 11. 1973, Zl. 11 bl-218612-1973, 2 287 m2 ä 44 S, 
vom 3. 12. 1976, Zl. 11 bl-B-308/3-76, 293 m2 ä 55 Sund 
vom 8. 3. 1983, Zl. 11 bl-B88312-1983, 981 m2 ä 75 S 
enteignet worden sind . Die im Bescheid aus 1973 enteignete Fläche sei für 
die S 16 Arlberg-Schnellstraße benötigt worden. Der Bescheid aus 1976 
habe jene Fläche betroffen, die für die Anlegung eines Wirtschaftsweges be­
nötigt wurde, während sich in der Folge herausgestellt habe, daß die zwi­
schen Bundesstraße und Wirtschaftsweg verbleibende Grundfläche des Be­
schwerdeführers nicht mehr selbständig bewirtschaftet werden konnte und 
daher mittels des Enteignungsbescheides aus 1983 abgelöst werden mußte. 

Diesem dritten Enteignungsantrag sei bereits ein Vermessungsoperat zu­
grunde gelegen, welches von der ASTAG bei einem Vermessungsunterneh­
men in Auftrag gegeben worden war, das jedoch die einzulösende Fläche 
fälschlich mit 981 m2 ausgewiesen habe, während sich erst im Schlußver­
messungsoperat der S 16 herausgestellt habe, daß jene dritte enteignete Flä­
che nur 588 m2 umfaßte. 
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In Übereinstimmung mit der Rechtslage wurde weiters darauf hinge\viesen, 
dag die Republik Österreich mit der Rechtskraft der drei Grundeinlösungs­
bescheide :1ugerbücherlicher Eigentümer der entsprechenden Teilflächen 
geworden sei und die ASTAG alle drei enteigneten Flächen zu den in den 
Bescheiden festgesetzten QU:1dratmeterpreisen entschädigt habe. Anderer­
seits sei die ASTAG auch bereit, die gesamte Fläche von 981 m 2

, die im Ent­
eignungsbescheid :1US 1983 angeführt wurde, und nicht nur die t:1tsächlich 
in Anspruch genommene Fläche von 588m2 zu der bescheidmäßig festge­
setzten Entschädigung von 75 S je m 2 zur Gänze zu erwerben, könne je­
d<;,ch dem vom Beschwerdeführer geforderten Berechnungsmodus nicht zu­
stImmen. 

0:1 aus dem Beschwerdevorbringen und dem anschließenden Schriftver­
kehr geschlossen werden mugte, daß es dem Beschwerdeführer nicht um 
eine Veräugerung weiterer Grundflächen, sondern um eine höhere Ent­
schädigung zu tun W:1r, mußte er von der VA auf die Rechtslage und :1uf 
sein Rückübereignungsrecht hingewiesen werden. Wenn ein für die Bun­
desstraße enteignetes Grundstück nicht oder nicht ganz für den Eigen­
zweck verwendet wird, d:1nn h:1t der Enteignete laut § 20 ades Bundesstra­
gengesetzes das Recht, sobald drei Jahre nach der Rechtskraft des Enteig­
nungsbescheides vergangen sind, für die nicht widmungsgemäg verwendete 
Fläche die Rückübereignung zu beantragen. In der Entscheidung darüber 
hat die Str:1ßenrechtsbehörde unter anderem auch die Rückerstattung der 
empfangenen Entschädigung zu regeln und inzwischen eingetretene Wert­
minderungen oder -erhöhungen zu berücksichtigen. Der Beschwerdeführer 
hätte auch einen Rechts:1nspruch darauf, dag die gesamte im Enteignungs­
bescheid mit 981 m2 angegebene Fläche zum Preis von 75 S je m2 durch die 
Republik Österreich, vertreten durch die ASTAG, in das Eigentum über­
nommen und bezahlt wird, und es würde einem diesbezüglichen Verlangen 
entsprochen werden. 

Hiezu mug vermerkt werden, d:1ß dadurch zwar der gesetzmäßige Zustand 
herbeigeführt und der Grund der Beschwerde behoben wäre, jedoch liegt 
die Problematik darin, dag nicht die zur Enteignung beabsichtigte Fläche in 
der Natur von der ASTAG falsch beurteilt und ein Flächenausmag zur Ent­
eignung be:1ntr:1gt wurde, welches nicht zur Gänze für Bundesstragen­
zwecke Verwendung fand, sondern dag ein in der Natur genau festgelegtes 
Grundstück durch einen von Dritten verursachten Vermessungsirrtum 
falsch beziffert war. Demnach hätte der Beschwerdeführer, um der Vor­
schrift und dem Inhalt des Enteignungsbescheides zu entsprechen, vorerst 
hiefür von keiner Seite Flächen in das Eigentum der Republik Österreich 
übertragen müssen und :1nschliegend, da ja im vorhinein bekannt war, dag 
diese nicht für Bundesstragenzwecke verwendet würden, die Rückübereig­
nung beantragen. Daraus würde sich sodann genau jene Abrechnung erge­
ben müssen, die von der AST AG bereits in ihrer Schlugabrechnung vom 
September 1983 angewendet wurde. 

Erwartungsgemäß hat der Beschwerdeführer diesen Weg nicht gewählt, 
sondern die Beschwerde zurückgezogen. 

Bei der Beurteilung dieser Beschwerdesache durch die VA war darauf Be­
dacht zu nehmen, dag die auch mit der Verwaltung der Bundesstraße S 16 
im betroffenen Bauabschnitt beauftragte Arlberg-Straßentunnel AG zwar 
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die gesetzlichen Vorschriften nicht beachtet hat, indem dem Bescheid der 
Tiroler Landesregierung vom 8. März 1983, Zl. II bl-B-88212-1983, bezüg­
lich des dem Beschwerdeführer enteigneten Flächenausmaßes nicht ent­
sprochen wurde, jedoch offensichtlich zu dem Zweck, dem von einem pri­
vaten Vermessungsbüro verursachten Ausmaßfehler die Auswirkung zu 
nehmen und dem Beschwerdeführer überflüssige Mühewaltung und vor­
aussichtliche Vertretungskosten zur Herstellung des richtigen Besitzstandes 
zu ersparen . 

Da ferner der AST AG zugebilligt werden kann, dem eigens für die Enteig­
nungsbeantragung herangezogenen Vermessungsunternehmen Vertrauen 
zu schenken, erschienen weitere Maßnahmen der VA in dieser Beschwer­
desache entbehrlich. 

2.3 Verfahrensverzögerung bei der Durchführung einer Mappenberichtigung 
VA K 56 - BT/84 
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H . H., E. H. und I. G. aus Döbriach, Kärnten, haben Anfang 1983 an 
das Vermessungsamt S. den Antrag gestellt, die Katastermappe der KG. Z. 
im Bereich der Parzellen 18812 und 188/3 einerseits sowie 188/1 anderer­
seits zu berichtigen. Wie erst jetzt erkannt worden sei, wäre eine tausch­
~.ertragliche Grenzberichtigung aus dem Jahr 1953 durch eine unrichtige 
Ubertragung der Lagezeichnung des Tauschvertrages in den Anmeldungs­
bogen durch das Vermessungsamt S. in der Katastermappe fehlerhaft zur 
Darstellung gekommen. Nach einem ablehnenden Schreiben des Vermes­
sungsamtes, in welchem die Einschreiter auf den Zivilrechtsweg verwiesen 
worden seien, hätten sie ihre Anträge Mitte Feber 1983 mit zusätzlichen 
Argumenten wiederholt und auf das Grundstück 198 Baufläche ausge­
dehnt. 

Daraufhin sei vom Vermessungsamt S. der Bescheid vom 28. Juni 1983 er­
lassen worden, mit welchem die Anträge gemäß § 13 Abs. 4 A VG zurück­
gewiesen wurden. Danach sei die Behörde nicht verpflichtet, Anbringen, 
die sich auf keine bestimmte Angelegenheit beziehen, in Behandlung zu 
nehmen. Es handle sich zwar um einen konkreten Antrag, jedoch werde in 
der Bescheidbegründung ausgeführt, daß den Einschreitern im Gesetz kein 
Anspruch auf eine amtswegige Berichtigung der Katasterunterlagen einge­
räumt ist. 

Am 8. Juli 1983 hätten die Beschwerdeführer einen als Berufung betitelten 
Schriftsatz dahin gehend eingebracht, daß durch den Bescheid der Antrag 
nicht erledigt sei, da durch dessen Ablehnung der aufgezeigte Vermes­
sungsfehler nicht saniert werde. Tatsächlich hatte der Bescheid einen Hin­
weis, ob der beanstandete Anmeldungsbogen geprüft wurde, nicht enthal­
ten. 

Nachdem zwei weitere, im März 1984 an das Vermessungsamt gesandte 
Eingaben mit ergänzenden Hinweisen nicht beantwortet wurden und auch 
keine Berufungsentscheidung vorlag, wendete sich 1. G., auch im Namen 
der beiden Miteigentümer, am 4. Oktober 1984 an die VA und zog in Be­
schwerde, daß die Vermessungsbehörde mit der Berufungsentscheidung 
säumig sei und sich weiters nicht fachtechnisch mit den Berichtigungshin-
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weisen befaßt habe. Dadurch erv.rachse den Beschwerdeführern ein emp­
findlicher SchadenI. da ihnen von Anrainern, gestützt auf die fehlerhafte 
Mappe, die ihrer Uberzeugung nach richtigen Grenzen streitig gemacht 
würden. 

Diese Sachlage beleuchtet die Problematik des Grundsteuerkatasters, wei­
cher, wie schon der Name besagt, ursprünglich als Steuerunterlage geschaf­
fen wurde, wobei die Mappe lediglich der Veranschaulichung der Grund­
stücke dient und nach Vorschrift und Judikatur keine privatrechtliche Be­
weiskraft bezüglich des tatsächlichen Verlaufes der Grundstücksgrenzen in 
der Natur aufweist. Daß dieser amtlich geführten öffentlichen Aufzeich­
nung verbindliche Wirkung nicht zukommt, ist dem verv.raltungsrechtlich 
nicht geschulten Bürger unbegreiflich. Erweist es sich doch oftmals, daß in 
nachbarlichen Auseinandersetzungen sich die Gegenseite der Katasteranga­
ben zur Erhärtung ihrer Ansprüche bedient. Dabei wird freilich übersehen, 
daß besonders bei älteren Mappenblättern der Maßstab 1 : 2880 derart 
klein ist, daß, wie im vorliegenden Beschwerdefall, eine strittige Flächen­
differenz von mehr als 400 m 2 zeichnerisch nur in einer Linienverschiebung 
von ca. einem halben Millimeter zur Darstellung kommen müßte, was mit 
den Hilfsmitteln, die dem Laien zur Verfügung stehen, kaum mehr unter­
scheidbar ist. Die im kleinen Maßstab noch zeichentechnisch verständli­
chen Ungenauigkeiten können sich allerdings beim häufig vorkommenden 
Umzeichnen in größere und metrische Maßstäbe vervielfachen. Dessen un­
geachtet wähnt sich der Bürger im Recht, wenn er, obschon von der Ver­
messungsbehörde ausdrücklich betont wird, daß die Katasterangaben un­
verbürgt sind, bei einer öffentlich zugänglichen amtlichen Auszeichnung 
deren Richtigkeit voraussetzt, und diese darf nach Ansicht der VA auch er­
wartet werden. Es verwundert daher nicht, daß auch im privatrechtlichen 
Bereich 1en Aussagen, die s.ich au~ den Katasterstand berufen können, in 
der PraxIs das größere GeWicht beigemessen wIrd, als den ElI1wendungen, 
die auf die zivilrechtliche Unwirksamkeit der Mappe verv.reisen. So be­
durfte es denn auch eines langwierigen und oftmaligen Schriftwechsels, um 
den Beschwerdeführern die rechtlichen Gegebenheiten näherzubringen. 

Im Prüfungsverfahren über diese Beschwerde hat die VA eine ungewöhn­
lich lange Dauer im Hinblick auf den Rhythmus im Vermessungswesen in 
Kauf genommen, wo für die Vermessungstätigkeit im Gelände nur eine 
verhältnismäßig kurze Periode mit entsprechender Witterung zur Verfü­
gung steht, sodaß die zeichnerische Auswertung oder Ermittlungen anhand 
der Unterlagen auf die Winterperiode verschoben werden müssen. Eine 
weitere Verzögerung hat sich dadurch ergeben, daß die Beschwerdeführer 
ein Rechtsmittel auch bei der dritten Instanz, dem Bundesministerium für 
Bauten und Technik, eingebracht haben, sodaß in der Zwischenzeit mit der 
Prüfung dieser Beschwerde wegen Anhängigkeit des Verfahrens ausgesetzt 
werden mußte. 

Im Prüfungsverfahren der VA hat sich eine beträchtliche Säumnis des Bun­
desamtes für Eich- und Vermessungswesen herausgestellt, indem über die 
Berufungsschrift der Beschwerdeführer vom 8. Juli 1983 erst mit Bescheid 
vom 5. Juli 1985 entschieden wurde. Andererseits muß berücksichtigt wer­
den, daß der Eingabe, die sich im wesentlichen auf die Wiederholung der 
früheren Anträge beschränkte, die meisten in den Verv.raltungsvorschriften 
festgelegten wesentlichen Voraussetzungen einer Berufung gefehlt hatten, 
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sodaß es dem Bundesamt ein leichtes gewesen wäre, aus formellen Gründen 
eine Zurückweisung auszusprechen bzw. sich auf eine Abänderung des 
erstinstanzlichen Bescheides dahin gehend zu beschränken, daß der Antrag 
auf Richtigstellung der Katastermappe vom Vermessungsamt S. nicht we­
gen § 13 Abs. 4 A VG (kein bestimmtes Vorbringen), sondern wegen Abs. 1 
dieser Vorschrift im Zusammenhalt mit § 52 Ziff. 5 des Vermessungsgeset­
zes (kein Parteienanspruch auf amtswegige Mappenberichtigung) zurück­
gewiesen wird, wie es im Berufungsbescheid auch tatsächlich erfolgte. Dem 
Bundesamt für Eich- und Vermessungswesen war es aber offensichtlich 
nicht nur um die formalrechtliche Behandlung, sondern vielmehr auch um 
die materielle KlarsteIlung des Sachverhaltes zu tun, obwohl das Parteien­
vorbringen nicht als Aufsichtsbeschwerde deklariert war, wie sich auch aus 
Rückfragen ergab. Hinsichtlich der Verfahrensdauer kam daher der Be­
schwerde Berechtigung zu. 

In der Sache selbst sieht sich die VA zu folgenden Feststellungen veranlaßt : 

Wie in der Begründ~ng d~s zweitinstanzlichen ~esc.hei?es aus!ührlich dar­
gelegt wurde, habe sich keIn Anhaltspunkt für die EInleitung eIner amtswe­
gigen Berichtigung der von den Beschwerdeführern beanstandeten Anmel­
dungsbogen 11/51 und 12/51 des Vermessungsamtes S. ergeben. Die von 
den Grundeigentümern neu vereinbarten Grenzen seien im Fortführungs­
handriß zum Abg. 11/51 dargestellt worden, worauf zur Einarbeitung in 
die Katastralgemeinde großflächig idente Punkte eingemessen worden wä­
ren. Der Grenzverlauf sei vor der Vermessung an Ort und Stelle einver­
nehmlich festgelegt und durch die Unterschriften der beteiligten Eigentü­
mer auf den Anmeldungsbogen bestätigt worden. Die Flächenermittlung 
der neu entstandenen Grundstücke sei graphisch durch Planimetrieren vor­
genommen worden. In einem Sachverständigengutachten, .. welches die Be­
schwerdeführer 1982 beigebracht hatten, um die falsche Ubertragung des 
Vermessungsergebnisses in die Katastralmappe und daraus folgend eine fal­
sche Flächeneintragung zu beweisen, wären nicht die Vermessungspunkte 
des ursprünglichen Lineamentes der Katastralmappe, sondern solche aus ei­
ner Straßenvermessung im Jahr 1973 verwendet worden. Neben einigen 
weiteren in der Bescheidbegründung einzeln angeführten fachlichen Beden­
ken gegen die in dem Privatgutachten angewendeten Methoden wurde 
auch festgehalten, daß eine falsche Koordinatenangabe für einen zur Flä­
chenberechnung !llaßgeblichen Vermessungspunkt. aufgedeckt worden sei. 
Das Entstehen eIner neuen Baufläche, welches die Beschwerdeführer als 
Irrtum durch Ziffernverwechslung betrachtet hatten, wurde dahin gehend 
aufgeklärt, daß ein auf der Parzelle 189 vorgefundenes Scheunengebäude 
im Sinne der Vermessungsvorschriften erstmalig eingemessen und als ei­
gene neue Bauparzelle mit der nächsten freien Bauflächennummer 198 ein­
getragen worden sei. 

Das Bundesministerium für Bauten und Technik hat letztlich mit Bescheid 
vom 3. September 1985 der neuerlichen, auf das genannte Privatgutachten 
gestützten Berufung der Beschwerdeführer vom 21. Juni 1985 nicht Folge 
gegeben und den Bescheid des Bundesamtes für Eich- und Vermessungswe­
sen bestätigt. Dab~i hat auch .das Bautenressort, wie in der Bescheidbegrün­
dung angeführt Wird, über die formale Behandlung des Berufungsantrages 
hinaus den Sachverhalt nochmals auch einer materiellen Prüfung unterzo­
gen. 
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Obwohl eine gC\visse Unsicherheit zurückbleibt, da ein mißglückter Gegen­
beweis (durch das Privatgutachten) noch nicht unbedingt bedeuten muß, 
daß die bekämpfte Vermessung durch das Vermessungsamt S. tatsächlich 
richtig war, erfolgten weitere, offensichtlich unangemessen kostenaufwen­
dige Maßnahmen der VA auch deshalb nicht, da sie dem Beschwerdeanlie­
gen in keiner Weise dienen konnten, weil die Mappeneinteilung bezüglich 
des Grenzverlaufes als zivilrechtlich irrelevant und die Flächeneintragung 
in den Katasterunterlagen als unverbürgt gilt. 

Dessen ist sich jedoch, wie aus zahlreichen diesbezüglichen Beschwerden 
an die VA geschlossen werden muß, ein. großer Teil der Grundeigentümer 
nicht bewußt, und es scheinen daher Uberlegungen empfehlenswert, ob 
nicht, gestützt auf die heutigen modernen Vermessungsmethoden, den of­
fensichtlich bestehenden Erwartungen auch bezüglich des Grundsteuerka­
tasters besser entgegengekommen werden könnte. 

2.4 Geröllablagerungen auf einem Grundstück als Folge der Herstellung eines 
Lawinenschutzbauwerkes - Ablehnung einer Räumungsentschädigung 
durch die Bundesstraßenverwaltung 
VA7-BT/85 

H. J. aus Häselgehr, Tirol, führte in seiner Beschwerde an die VA folgen­
des aus: Er besitze unterhalb der Bundesstraße 188 Silvretta Straße eine 
zweimähdige Wiese. Nach der Errichtung einer Lawinenschutzgalerie 
durch die Bundesstraßenverwaltung sei in dem an sich schneearmen Winter 
(1983/84) die sogenannte Lahnerin-Lawine durch das hergestellte Schutz­
bauwerk abgelenkt worden und habe sein vorher nicht in der Lawinenbahn 
gelegenes Grundstück durch Ablagerung \'on großen Mengen an Geröll, 
Steinblöcken und Bruchholz verwüstet. 

Nachdem die Tirolcr Landesregierung - Bundesstraßenverwaltung einen 
Ersatz der Aufräumungskosten in Höhe \on ca. 5000 S mit der Begrün­
dung abgelehnt hatte, daß es sich um ein Naturereignis handle, für welches 
die Bundesstraßenven\altung ebensowenig haftbar gemacht werden könne 
\vie sie verpflichtet sei, fremde Grundstücke vor den Lawinenauswirkungen 
zu schützen, hat der Genannte bei der VA Beschwerde erhoben. 

Im Ermittlungsverfahren der VA wurde eine von fünfzehn Zeugen unter­
fertigte Erklärung beigebracht, daß das Grundstück vor der Errichtung der 
Lawinenschutzgalerie durch die Bundesstraßenverwaltung nie von der Lah­
nerin-Lawine betroffen und dort Material abgelagert oder die Trisanna 
aufgestaut worden wäre. Es mußte somit ein Zusammenhang mit der Lawi­
nenverbauung der Bundesstraßenverwaltung angenommen werden. 

Im Zuge des Prüfungsverfahrens der VA beim Bundesministerium für Bau­
ten und Technik wurde von diesem ein Gutachten des Forsttechnischen 
Dienstes für Wildbach- und Lawinenverbauung eingeholt, aufgrund dessen 
der Bundesminister für Bauten und Technik das Amt der Tiroler Landesre­
gierung - Bundesstraßenverwaltung angewiesen hat, dem Beschwerdefüh­
rer eine Entschädigung für die notwendigen Aufräumungsarbeiten zu be­
zahlen. 
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Da auf diese Weise der Grund der berechtigten Beschwerde behoben wer­
den konnte, waren weitere Maßnahmen der VA entbehrlich. 

2.5 Unzweckmäßiger Verwaltungsaufwand bei der BUWOG 
VA 33 - BT/85 

eh. T. aus Völs, Tirol, führte bei der VA darüber Beschwerde, daß die 
"Gemeinnützige Wohnungsgesellschaft für Bundesbedienstete - BU­
WOG" trotz mehrmaliger Aufforderung durch die Beschwerdeführerin 
und andere Genossenschafter, die bisher geübte Praxis zu ändern, den Ge­
nossenschaftern Briefe grundsätzlich als "Eilsendungen" zusende. Die Be­
schwerdeführerin erblicke darin eine Verschwendung von Genossenschafts­
mitteln, die im Widerspruch zum Gebot einer sparsamen Verwaltungsfüh­
rung stünde. Darüber hinaus halte sie es für nicht tragbar, daß seitens der 
BUWOG auf die mehrfachen, von ihr und anderen Genossenschaftern ein­
gebrachten Schreiben nicht einmal geantwortet werde. 

Im Prüfungsverfahren der VA stellte sich heraus, daß das Beschwerdevor­
bringen den Tatsachen entsprach. Der als Aufsichtsbehörde um Stellung­
nahme ersuchte Bundesminister für Bauten und Technik teilte der VA mit, 
daß der Vertreter des Bundesministeriums für Bauten und Technik die in 
Beschwerde gezogene Praxis bei einer Aufsichtsratsitzung der BUWOG 
zur Sprache gebracht und darauf gedrungen habe, daß künftighin Eilsen­
dungen nur im unumgänglich notwendigen Ausmaß versandt werden. 

Damit war der Grund für die berechtigte Beschwerde behoben und weitere 
Veranlassungen durch die VA entbehrlich. 

2.6 Beeinträchtigung einer Fischteichanlage durch Bundesstraßenbaumaßnah­
men - Säumnis bei der Schadensabgeltung 

84 

VA 39 - LF/85 

F. K. aus Mattersburg, Burgenland, brachte bei der VA folgende Be­
schwerde vor: 

Er besitze in Marz einen Fischteich, dessen Wasserzulauf seit der Errich­
tung der oberhalb gelegenen Bundesstraße S 31 im Jahr 1981/82 stark be­
einträchtigt werde. Für seinen früher bestandenen zweiten Fischteich reiche 
die Wassermenge zur Dotierung überhaupt nicht mehr aus. Außerdem 
seien bereits mehrmals Fischsterben eingetreten, die auf den Einfluß schäd­
licher Oberflächenwässer von der Bundesstraße zurückzuführen seien. Die 
Ursache für die an seiner Anlage eingetretenen Nachteile liege in einer un­
zureichenden Wartung der im Zusammenhang mit dem Bundesstraßenbau 
errichteten Rohrdurchlässe und der Herstellung eines Dammes, mit der 
eine Veränderung der Abflußverhältnisse verbunden sei. Obwohl er bei den 
zuständigen Dienststellen der Bundesstraßenverwaltung, aber auch bei der 
Bezirkshauptmannschaft M. als Wasserrechtsbehörde mehrfach vorstellig 
geworden sei, seien weder Maßnahmen getroffen worden, um die durch 
den Straßenbau hervorgerufenen Nachteile abzuwenden, noch sei ihm eine 
Entschädigung zuerkannt worden. 
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D:lrin erblicke er einen Mißstand im Bereich der Verwaltung. 

Die VA holte im Zuge des Prüfungsverfahrens Stellungrnhmen des Bun­
desministers für Bauten und Technik sowie des Bundesministers für L:lnd­
und Forstwirtschdt ein, nahm Einsicht in die Bezug habenden Aktenteile 
der zuständigen Wasserrechtsbehörde und stellte fest, d:lß das Beschwerde­
vorbringen den T:ltsachen entsprach. 

Im Jahre 1979 hatte die Bundesstraßenverv.raltung um die wasserrechtliche 
Bewilligung für die Burgenland-Schnellstraße S 31 im Abschnitt "An­
schlußstelle Forchtenstein" bis "Anschlußstelle St. Martin" angesucht. In 
diesem Bereich befinden sich die Anlagen des Beschwerdeführers, der ne­
ben anderen Betroffenen in der wasserrechtlichen Bewilligungswrhandlung 
Einwendungen wegen einer qualitativen und quantitatiwn Beeinträchti­
gung seiner Wassernutzungen erhob. Im Zuge dieses wasserrechtlichen 
Verfahrens wurde vom geologischen Sach\·erständigen eine Beeinträchti­
gung der Wasserrechte des Beschwerdeführers für möglich erachtet. 

Mit Eingabe vom 6. August 1980 schränkte die Bundesstr:lßemerwaltung 
ihr Ansuchen auf Gerinnedurchlässe und Oberflächenwassereinlcitungen 
ein. Im Oktober 1981 meldete der Beschwerdeführer ein Absinken des 
Wassersundes in seinem Fischteich. In einer Verhandlung am 6. August 
1982 wurde festgestellt, daß die Rohrdurchlässe im Bereich des Beschwer­
deführers zum Teil mit Sand und Schottermaterial angefüllt, die anschlie­
ßenden Wege :lusgeschwemmt und in den flachen Bereichen bis zu einem 
Meter angelandet waren. Im Fischteich des Beschwerdeführers war der 
Wasserstand um ca. 70 cm gefallen. In der Verhandlung am 24. August 
1982 lehnte die Bundesstraßenverwaltung alle Ersatzansprüche des Be­
schv,:erdeführers ab, obwohl der beigezogene Amtssachwrständige quanti­
tative und qualitative Auswirkungen auf die Anlage des Beschwerdeführers 
für wahrscheinlich erachtete. 

Mit Bescheid vom 19. November 1982 erteilte die Bezirkshauptmann­
schaft M. die wasserrechtliche Bewilligung für unter anderem einen Rohr­
durchlaß im Bereich der Anlage des Beschwerdeführers sov,·ie die Ableitung 
der Oberflächenwässer der Schnellstraße. Aufgrund der unter :lnderem 
vom Beschwerdeführer erhobenen Berufung gegen diesen Bescheid behob 
der Landeshauptmann von Burgenland die erstinstanzliche wasserrechtliche 
Entscheidung und verwies die Angelegenheit an die Unterinstanz zurück. 

In einer Verhandlung der Bezirkshauptmannschaft M. vom 12. Dezember 
1983 wurde erneut eine Verlegung des Rohrdurchlasses beim Fischteich des 
Beschwerdeführers festgestellt, jedoch war eine Sachverständigenbeurtei­
lung mangels hydraulischer Grundlagen nicht möglich. 

Mit Bescheid vom 22. Jänner 1985 bewilligte die Bezirkshauptmann­
schaft M. die Ableitung der Oberflächenwässer. Auch in dieser Verhand­
lung wurde vom Amtssachverständigen für Geologie darauf hingewiesen, 
daß eine quantitative Beeinträchtigung der Fischteiche des Beschwerdefüh­
rers nicht ausgeschlossen werden könne. 

Am 31. August 1984 und am 6. Feber 1985 meldete der Beschwerdeführer 
hschsterben in seinem Teich, wobei von der Gewässeraufsicht als Ursache 
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die extrem hohe org:\t1ische Belastung durch Schlammablagerungen und 
die damit verbundene Sauerstoffzehrung festgestellt wurde. 

Die vom Beschwerdeführer auf Schadenersatz angesprochene Bundesstra­
ßenverwaltung lehnte auch diese Forderungen des Beschwerdeführers ab. 

Aus rechtlicher Sicht ist dazu festzustellen, daß Gerinneüberbauungen und 
Straßenwasserableitungen im Regelfall der wasserrechtlichen Bewilligungs­
pflicht unterliegen. Eine solche wasserrechtliche Bewilligung wurde im vor­
liegenden Fall aber erst nach den geltend gemachten Schadensereignissen 
erteilt, sodaß davon auszugehen ist, daß die Bundesstraßenverwaltung die 
gegenständlichen Maßnahmen konsenslos und aufgrund der im Zuge der 
Erhebungen der Wasserrechtsbehörde eingeholten Gutachten in Kenntnis 
einer wahrscheinlichen Beeinträchtigung der Wasserrechte des Beschwer­
deführers vorgenommen hat. Durch die konsenslosen Maßnahmen der 
Bundesstraßenverwaltung wurden aber auch zielführende Auflagen aus 
wasserrechtlicher Sicht unterbunden, die es ermöglicht hätten, die Gefahr 
einer quantitativen und qualitativen Verunreinigung der Teichanlagen des 
Beschwerdeführers abzuwenden. 

Aufgrund des Ergebnisses des Prüfungsverfahrens hat die VA daher der Be­
schwerde Berechtigung zuerkannt. 

Eine weitere Maßnahme konnte allerdings deshalb unterbleiben, da noch 
im Zuge des Prüfungsverfahrens der VA der Bundesminister für Bauten 
und Technik die Anweisung des vom Beschwerdeführer geltend gemachten 
Schadensabgeltungsbetrages von 270 000 S veranlaßte. 

2.7 Unzureichende Entschädigung bei Grundabtretung für Bundesstraßen­
zwecke 
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VA 46 - BT/85 

J. M. aus Haag am Hausruck, Oberösterreich, brachte bei der VA vor, daß 
er zur Abtretung von Grundstücken für den Ausbau der Innkreis Autobahn 
verpflichtet worden sei. Die in Anspruch genommene Grundfläche von ca. 
3,5 ha stelle rund 11 % seiner gesamten Betriebsfläche dar. Darüber hinaus 
werde für den Autobahnbau ein ca. 600 m2 großer Fischteich beansprucht 
und es müsse eine neue Wasserversorgungsanlage hergestellt werden, wo­
bei Qualität, Menge und Wasserdruck eines neu zu suchenden Vorkom­
mens ungewiß seien. Die Autobahn selbst verlaufe in nur 30 m Abstand zu 
den Wirtschaftsgebäuden. Darüber hinaus würde auf einer Länge von 
1 600 m beiderseits der Autobahn eine Beeinträchtigung des Bodens und 
der Bodenprodukte hervorgerufen werden. Bei der im bundesstrafknrecht­
lichen Verfahren festgesetzten Entschädigung von 42 SI m2 seien keine Zu­
schläge berücksichtigt und Wirtschaftserschwernisse nicht anerkannt wor­
den. Auch seien Lärmschutzmaßnahmen nicht vorgesehen, wodurch das 
Haus des Beschwerdeführers in Zukunft unbewohnbar werde. Eine Beur­
teilung der Wertminderung der ihm verbleibenden Restflächen sei nach sei­
nen Informationen deshalb nicht erfolgt, weil im gegenständlichen Raum 
ein Grundzusammenlegungsverfahren anhängig sei und es ungewiß sei, ob 
er dieselben Grundstücke wieder ins Eigentum übertr:tgen erh:tlten werde. 
Dies könne jedoch desh:tlb keine Rolle spielen, \\eiI/um Zeitpunkt der 
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Grundinanspruchnahme jedenfalls er Eigentümer der Liegenschaften sei 
und es unzumutbar erscheine, bis zum Abschluß des Zusammenlegungsver­
fahrens, das erfahrungsgemäß zehn bis fünfzehn Jahre dauern könne, mit 
der Entschädigungsleistung zuzuwarten. 

Die VA holte im Zuge des Prüfungsverfahrens eine Stellungnahme des 
Bundesministers für Bauten und Technik ein und stellte fest, daß das Be­
schwerdevorbringen den Tatsachen entsprach. 

Die Liegenschaft des Beschwerdeführers liegt im Abschnitt Wels - Ried im 
lnnkreis der A 8 Innkreis Autobahn, die der Autobahnen- und Schnellstra­
ßen AG (ASAG) zur Planung und Errichtung übertragen wurde. Noch im 
Zuge des Prüfungsverfahrens veranlaßte der Bundesminister für Bauten 
und Technik in Zusammenarbeit mit der ASAG die Einholung eines Gut­
achtens über die vom Beschwerdeführer behaupteten Nachteile, aufgrund 
dessen vom Bundesminister für Bauten und Technik für die Hauswasser­
\'Crsorgung und für Lärmschutzeinrichtungen ein Betrag von 930 000 S er­
bracht wurde. 

Außerdem wurden dem Beschwerdeführer zusätzliche Entschädigungssum­
men als Spesen der Ersatzbeschaffung, Neuanlage einer Schweineweide, 
Herstellung eines Schweine-Weidezaunes, für Arrondierungsverlust sowie 
den Ersatz der Kosten für die Verlegung des Teiches und die Herstellung 
eines Weide- bzw. Sicherheitszaunes entlang der Böschung im Gesamtwert 
von 1 281 342 S zugesprochen. 

Damit war der Grund für die berechtigte Beschwerde behoben und eme 
weitere Veranlassung durch die VA entbehrlich. 

2.8 Weisungswidrige Ausführung eines Bundesstraßenprojektes durch Organe 
der Bundesstraßenverwaltung Niederösterreich 
VA 78 - BT/85 

Ing. G. P. aus Purkersdorf, Niederösterreich, hat sich im Namen der Eigen­
tümer eines an der Ortsdurchfahrt Purkersdorf der Bundesstraße B 1 gele­
genen Hauses im Mai 1979 mit einer Beschwerde an die VA gewendet, in 
welcher neben anderen Belangen einer Grundeinlösung für Bundesstraßen­
zwecke beanstandet wird, daß das Straßenniveau nach einem vor etwa zehn 
Jahren erfolgten Umbau neuerlich angehoben werden soll und das Ge­
bäude dadurch in Hinkunft noch weiter unter dem Fahrbahnniveau zu lie­
gen käme. 

Das Prüfungsverfahren der VA konnte im März 1981 mit dem Ergebnis ab­
geschlossen werden, daß der damalige Bundesminister für Bauten und 
Technik der Bundesstraßenverwaltung beim Amt der Niederösterreichi­
schen Landesregierung den Auftrag erteilte, das Projekt derart abzuändern, 
daß keine weitere Erhöhung der Fahrbahn erfolgt und eine knapp vor dem 
Haus befindliche Stützmauer durch eine begrünte Böschung ersetzt wird. 

In der Folge teilte die Bundesstraßenverwaltung unter ZI. BI2-F-0.93 1 / 
55-1983 vom 10. Oktober 1983 dem Beschwerdeführer den Umfang eines 
neuen Detailprojektes "Purkersdorf" im Zuge des Ausbaues der Bundes-
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straße 1 mit, wonach der Fahrbahnrand um 46 cm abgesenkt werden könne 
und nur mehr 16 cm über dem Gehsteigniveau beim Hauseingang bzw. 
8 cm über dem Eingangsstufenniveau, und zwar in einer Entfernung von 
3,85 m von der Hausflucht zu liegen käme, sodaß abzüglich der Gehsteig­
breite von 1,5 mein 2,35 breiter Grünstreifen angeordnet werden könne, 
der nach Maßgabe einer Freihaltung aus Sichtgründen bepflanzt würde. 
Das Schreiben erhält zwar den Hinweis, daß die Kreuzungslösung der B 1 
mit der Bundesstraße 44 noch nicht entschieden sei, jedoch fehlt eine Fest­
stellung, daß davon die Möglichkeit abhinge, die bekanntgegebenen Stra­
ßenbaumaßnahmen projektgemäß herzustellen. 

In der Folge wurden, wie sich nachträglich herausgestellt hat, sowohl De­
tailprojekte über den weiterführenden Straßenverlauf der B 1 durch Pur­
kersdorf einerseits und bezüglich der Kreuzung mit der B 44 einschließlich 
Umbaumaßnahmen bei der Brücke über den Wienfluß andererseits ministe­
riell genehmigt. Im Hinblick auf den Kostenaufwand wurde später von 
dem Brückenumbau mit der vorgesehenen Niveausenkung Abstand genom­
men, sodaß ein höhenmäßiger Anschluß an das dem Beschwerdeführer 
schriftlich zugesagte Detailprojekt "Purkersdorf" nicht mehr möglich war. 
Das Projekt wurde daher kurzfristig an die neu eingetretenen Gegebenhei­
ten angepaßt und mit den Bauarbeiten begonnen. So mußte der Beschwer­
deführer, der über die in der Zwischenzeit erfolgten Vorgänge nicht in 
Kenntnis gesetzt wurde, im September 1985 feststellen, daß in der Bauaus­
führung abweichend von der erteilten Zusage der Bundesstraßenverwal­
tung die Straßenherstellung auf höherem Niveau und näher am Haus 
durchgeführt wurde. Er wendete sich daher neuerlich an die VA. 

Weiters waren in der Zwischenzeit Meinungsverschiedenheiten über den 
Lärmschutz entstanden. Dem vom Beschwerdeführer bevorzugten straßen­
seitigen Lärmschutz durch eine Glaswand wäre die Bundesstraßenverwal­
tung unter Beibehaltung der Stützmauer anstelle der beabsichtigten Bö­
schu~g nähergetreten, allerdings in einer von den Hauseigent~mern als ~n­
zureichend betrachteten Länge und Ausführung. Andererseits unterblieb 
seit August 1985 seitens der Bundesstraßenverwaltung die Auszahlung ei­
ner Förderungsleistung für zwei Lärmschutztüren, welche der Beschwerde­
führer aus ~iner im März 1985 genehmigten gebäudeseitigen Lärmschu~z­
maßnahme Im Umfang von 12 Fenstern, 2 Türen und 3 Lüftungsanlagen Im 
Hinblick auf die Lärmentwicklung beim Straßenbau bereits versetzen ließ. 

Von der Bundesstraßenverwaltung laut einer ersten Stellungnahme des 
Bundesministers für Bauten und Technik für 10. Dezember 1985 und 
30. Jänner 1986 vorgesehene Besprechungen darüber an Ort und Stelle 
seien nicht zustande gekommen, davon die erste laut Einwendung des Be­
schwerdeführers infolge einer zu knappen Verständigung und die zweite, 
da er eine neuerliche Wiederholung bereits erörterter unvereinbarer Stand­
punkte nicht als zielführend ansehen könne. Seitens der Behörde wiederum 
wird ge~tend gemacht, daß unter dies~n Umständen eine einvernehmlic~e 
Entscheidung über den Lärmschutz nIcht getroffen werden und auch eIn 
vorbereiteter Verbesserungsvorschlag bezüglich des Fahrbahnniveaus nicht 
unterbreitet werden könne. 

Im übrigen legte die Bundesstraßenverwaltung dar, daß anschließend an 
die Fahrfläche noch ein 50 cm breiter, straßenbaumäßig befestigter Seiten-
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streifen zu errichten sei, der zur Begrenzung der fahrbahn und zur Anbrin­
gung der weißen Randlinie diene und daher vom fließenden Verkehr nicht 
befahren wird. Unter diesem Gesichtspunkt könne davon ausgegangen 
werden, daß der Straßenverkehr sich tatsächlich in der zugesagten Entfer­
nung von mindestens 3,85 m vom Haus bewegen wird, jedoch für die 
Grünböschung nur eine Breite von 1,85 m und eine Neigung von 18% an­
statt der früher angegebenen 12% verbleiben könne. 

Der Beschwerdeführer beharrt auf seinem Standpunkt eines Rechtsanspru­
ches auf die Einhaltung der ihm schriftlich zugesagten Details der Straßen­
ausführung sowohl hinsichtlich der Höhenlage als auch des Abstandes vom 
Gebäude. 

Wenn auch anscheinend Rechte, die dem Straßenanrainer im Bundesstra­
ßengesetz zugestanden werden, nicht verletzt wOf<?en sind, wird die Prü­
fung dieser Beschwerdesache von der VA aus der Uberlegung fortgesetzt, 
daß eine ministerielle Absichtserklärung als schwerwiegend genug, wenn 
nicht verbindlich betrachtet werden muß, sodaß ein Fehlverhalten darin zu 
vermuten ist, wenn von der nachgeordneten Behörde weisungswidrig und 
ohne Herstellung des Einvernehmens mit dem betroffenen Straßenanrainer 
Anderungen zu dessen Nachteil vorgenommen werden, mag dies auch auf­
grund von neu eingetretenen straßenbautechnischen Erfordernissen erfolgt 
sem. 

3 Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft 

Allgemeines 

Den Ressortbereich des Bundesministeriums für Land- und Forstwirtschaft 
betreffend wurden im Berichtszeitraum 158 Beschwerden an die VA heran­
getragen. Die Beschwerden betrafen zum überwiegenden Teil Angelegen­
heiten des Wasserrechtes, die auch in den vergangenen Berichtszeiträumen 
im Vordergrund standen. 

Ein nicht unerheblicher Teil dieser Beschwerden bezog sich auch im Be­
richtszeitraum auf die Untätigkeit der Wasserrechtsbehörden, wobei insbe­
sondere die Unterlassung einer raschen Hilfestellung durch die Wasser­
rechtsbehörden gerügt wurde (vgl. die Fälle 3.3, 3.4 und 3.6). Die diesbe­
züglichen Ausführungen im Achten Bericht der VA an den Nationalrat 
müssen daher vollinhaltlich aufrechterhalten werden. 

In zunehmendem Maße wurden an die VA aber auch Beschwerden von in 
wasserrechtlichen Verfahren übergangenen Parteien erhoben (vgl. zB die 
Fälle 3.2 und 3.8), wobei sich in diesem Zusammenhang die VA zu folgen­
den Feststellungen veranlaßt sieht: 

§ 107 Abs. 2 WRG 1959 in der geltenden fassung sieht vor, daß eine Partei, 
die eine mündliche Verhandlung versäumt hat, weil sie nicht persönlich ver­
ständigt worden war, selbst dann, wenn die Anberaumung der mündlichen 
Verhandlung öffentlich bekanntgemacht worden ist, ihre Einwendungen 
auch nach Abschluß der mündlichen Verhandlung und bis zur rechtskräfti-
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gen Entscheidung der Angelegenheit vorbringen kann. Solche Einwendun­
gen sind binnen zwei Wochen von dem Zeitpunkt, in dem die Partei nach­
weislich davon Kenntnis erhalten hat, daß ihre Rechte durch das Bauvorha­
ben berührt werden, bei der Behörde einzubringen, die die mündliche Ver­
handlung anberaumt hat und von dieser oder von der Berufungsbehörde in 
gleicher Weise zu berücksichtigen, als wären sie in der mündlichen Ver­
handlung erhoben worden. 

Diese Regelungen des Wasserrechtsgesetzes über die übergangene Partei 
bieten - wie auch dem Motivenbericht zum Wasserrechtsgesetz entnom­
men werden kann - die Möglichkeit, Verfahrensmängel hinsichtlich der 
Verständigung von Parteien nach Tunlichkeit noch im wasserrechtlichen 
Verfahren selbst zu beheben. Voraussetzung dafür ist allerdings, daß der 
verfahrensgegenständliche wasserrechtliche Bescheid noch nicht in Rechts­
kraft erwachsen ist. Insbesondere treten in einem solchen Fall keine Präklu­
sionsfolgen im Sinne des § 42 AVG 1950 ein, sodaß eine übergangene Par­
tei während der Anhängigkeit des wasserrechtlichen Verfahrens in jedem 
Stadium dieses Verfahrens in die Lage versetzt ist, noch ihre Einwendun­
gen mit der Wirkung vorzubringen, daß sie von der Wasserrechtsbehörde 
einer vollen Uberprüfung unterzogen werden müssen. 

In welcher Form diese Einwendungen zu erheben sind, ist im Wasserrechts­
gesetz nicht ausdrücklich geregelt. Wenn daher derartige Einwendungen 
während der Anhängigkeit eines Berufungsverfahrens vorgebracht werden, 
vertritt die VA die Auffassung, daß derartige Einwendungen auch dann 
nicht zurückgewiesen werden dürfen, wenn sie nicht in die Form einer Be­
rufung gegen den erstinstanzlichen wasserrechtlichen Bescheid gekleidet 
sind. Es erscheint daher unzulässig, in derartigen Fällen Einwendungen 
deshalb zurückzuweisen, weil sie keinen begründeten Berufungsantrag ent­
halten. Vielmehr soll durch die Bestimmung des § 107 Abs. 2 WRG 1959 si­
chergestellt werden, daß jede Einwendung, die in einem noch anhängigen 
~ass~rrechtlichen Verfahren vorgebracht wird, eine entsprechende Berück­
slchugu,ng erfährt, um dadurch d.en unterlaufenen Verfahrensmangel der 
persönlichen Ladung zu kompensieren. 

Stellt sich im Verfahren - wie es etwa das von der VA von Amts wegen 
durchgeführte Prüfungsverfahren in Fall 3.7 zeigt - heraus, daß durch die 
gehäufte Unterlassung der Beiziehung von Parteien das erstinstanzliche 
Verfahren so mangelhaft geblieben ist, daß auf der Grundlage dieses Ver­
fahrensergebnisses eine einwandfreie Sachentscheidung nicht getroffen 
werden kann, so hat nach Ansicht der VA die Berufungsbehörde in diesen 
Fällen den erstbehördlichen Bescheid zu beheben und die Angelegenheit 
zur neuerlichen Verhandlung und Erlassung eines neuen Bescheides unter 
Bei.ziehung der übergangenen Parteien an die Erstbehörde zurückzuver­
weisen. 

In diesem Zusammenhang stellt die VA fest, daß gemäß § 103 Abs. 1 lit. e 
es zwar Pflicht des Konsenswerbers ist, alle Wasserberechtigten und sonsti­
gen Personen, deren Rechte durch das beabsichtigte Unternehmen berührt 
werden, mit ihren allfälligen Erklärungen im Konsensgesuch vorzulegen, 
doch enthebt dies nach Ansicht der VA die Wasserrechtsbehörde nicht von 
ihrer Verpflichtung, im Rahmen der Prüfung der vorgelegten Projektsun­
terlagen von Amts wegen die Vollständigkeit der vom Konsenswerber hin-
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sichtlich der betroffenen Parteien vorgelegten Unterlagen nachzuprüfen 
und erforderlichenfalls deren Vervollstindigung aufzutragen oder von 
Amts wegen zu veranlassen. Andernfalls wire es in das Belieben des Kon­
senswerbers gestellt, bestimmte Parteien, von denen von vornherein Ein­
wendungen zu erwarten sind, die einer meritorischen Behandlung unterzo­
gen werden müssen, der Behörde nicht bekanntzugeben, um damit zu errei­
chen, daß dieser Personen kreis, wenn er nicht zufällig von anderer Seite 
von der Anhingigkeit eines wasserrechtlichen Verfahrens erfährt, von der 
Rechtsverfolgungsmöglichkeit ausgeschlossen wird. Eine solche Vorgangs­
weise wire aber mit den Grundsätzen des Wasserrechtsgesetzes nicht ver­
einbar. 

Dazu kommt noch, daß die Rechtsstellung der übergangenen Parteien auf­
grund der derzeit geltenden Regelung des § 107 Abs. 2 WRG 1959 nach 
rechtskräftigem Abschluß dieses Verfahrens schlechter ist, als bei jenen 
Verwaltungsmaterien, die in der Materiengesetzgebung \"on einer Rege­
lung der Rechtsstellung der übergangenen Partei überhaupt absehen. Er­
fährt eine in einem wasserrechtlichen Bewilligungsverfahren übergangene 
Partei nimlich erst nach rechtskräftigem Abschluß des wasserrechtlichen 
Verfahrens von einer Beeinträchtigung ihrer wasserrechtlich geschützten 
Rechte, so kann sie diese im Verfahren selbst nicht mehr einwenden, son­
dern sich lediglich für allenfalls eintretende Nachteile beim Konsenswerber 
im Rahmen der Schadens haftung nach § 26 Abs. 3 WRG 1959 im Gerichts­
wege schadlos halten. 

Soweit aber in anderen Materiengesetzen keine Regelungen hinsichtlich 
der Rechtsstellung der übergangenen Partei enthalten sind, bleibt es dieser 
unbenommen, nach Kenntnis der Berührung ihrer subjektiven Rechte auch 
noch nach Rechtskraft des das Verwaltungsverfahren abschließenden Be­
scheides dessen Zustellung zu begehren und in ein Rechtsmittelverfahren 
einzutreten. 

Die VA regt daher an, im Zusammenhang mit der beabsichtigten Novellie­
rung des Wasserrechtsgesetzes auch die Rechtsstellung der übergangenen 
Parteien neu zu überdenken, zumal in nicht wenigen derartigen Fällen 
durch Vorschreibung zusitzlicher Auflagen gegenüber dem Konsenswer­
ber die Beeintrichtigung behoben werden könnte, wodurch sich Scha­
denersatzforderungen gegenüber dem Konsenswerber erübrigen würden. 
Häufig geht es dem Betroffenen auch nicht um die Erlangung einer Ent­
schädigung, sondern um die Verhinderung nachteiliger Auswirkungen auf 
seine wasserrechtlich geschützten Rechte von vornherein. Dazu kommt 
noch, daß die Anrufung des Gerichtes mit einem erheblichen Kostenrisiko 
verbunden ist und häufig deshalb unterbleibt. 

Darüber hinaus wurden im Berichtszeitraum neuerlich Beschwerden im Zu­
sammenhang mit der unzureichenden Absicherung der Stellung des Fische­
reiberechtigten, der häufig unzureichenden Sachverständigenbegutachtung 
und der fischereifeindlichen Handhabung der Bestimmung des § 105 WRG 
1959 hingewiesen. Aus Anlaß dieser Beschwerden sieht sich die VA daher 
veranlaßt, ihre Anregung auf Abhilfe im Wege der Gesetzgebung, die in be­
gründeter Form bereits im Achten Bericht an den Nationalrat enthalten ist, 
zu wiederholen. 
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Ein weiteres grundsätzliches Problem, das zahlreiche kleinere Gemeinden 
betrifft und die Rechtsstellung der Gemeinden bei Wasserschutzgebieten 
und Wassers~hongebieten betrifft, wurde ebenfalls von der VA zum Gegen­
stand ihrer Uberlegungen gemacht .. .Dabei sind es insbesondere folgende 
Probleme, mit denen sich auch der Osterreichische Gemeindebund einläß­
lich auseinandergesetzt hat und die es der VA angezeigt erscheinen lassen, 
entsprechende legislative Maßnahmen anzuregen: 

Die ausreichende und einwandfreie Versorgung der Bevölkerung mit 
Trink- und Nutzwasser verlangt verschiedentlich die Errichtung von Was­
serschutzgebieten und Grundwasserschongebieten bzw. Schongewässern 
im Sinne des § 34 Abs. 1 und 34 Abs. 2 WRG 1959 ; auch zur Sicherung der 
künftigen Wasserversorgung sind nach § 35 WRG 1959 Wasserschutz- und 
Wasserschongebiete möglich. Die damit verbundenen Bebauungs- und 
Wirtschaftsbeschränkungen treffen zwar in erster Linie die Eigentümer in 
den Wasserschutz- bzw. Wasserschongebieten, darüber hinaus aber auch 
die Gemeinden, in denen sich diese Gebiete befinden, in ihrer wirtschaftli­
chen Entwicklung und durch Kostenverteuerungen bei der Herstellung 
oder Erneuerung bzw. Erhaltung von kommunalen Infrastruktureinrich­
tungen, insbesondere bei Kanälen und Verkehrsflächen. 

Im Verfahren über die Festsetzung von Wasserschutz- und Wasserschonge­
bieten haben die betroffenen Grundeigentümer gemäß § 102 Abs. 1 lit. b 
WRG 1959 ParteisteIlung. Den Gemeinden räumt der Wasserrechtsgesetz­
geber hinsichtlich der Festlegung von Wasserschutz- und Wasserschonge­
bieten keine ParteisteIlung ein. Die Gemeinden können daher ihre Interes­
sen zur Vermeidung von Beeinträchtigungen kommunaler Infrastrukturein­
richtungen und zur Vermeidung von Hemmnissen in der wirtschaftlichen 
Entwicklung rechtlich nicht geltend machen. 

Gemäß § 34 Abs. 4 WRG 1959 haben die Grundeigentümer für die Grund­
s~ücks~eeinträchtigung durch Wasserschutzgeb.iete bzw. Wasserschonge­
biete eInen Anspruch auf angemessene Entschädigung. Dagegen enthält das 
derzei.t geltende .Was.ser:echtsgesetz keinen Entschädigungsanspru.ch der 
GemeInden für die mit eInem Wasserschutz- bzw. Wasserschongebiet ver­
bundenen Nachteile. Den Gemeinden, die durch die Errichtung von Was­
serschutz- und Wasserschongebie~~n betroffen werden, sollte daher auch 
nach Ansicht der VA durch eine Anderung des Wasserrechtsgesetzes eine 
angemessene EntschädiKlfng, insbesondere durch den Ersatz der Mehrko­
sten für die Errichtung, Anderung und Erhaltung kommunaler Einrichtun­
gen eingeräumt werden. 

Schließlich verpflichtet die Bestimmung des § 51 WRG 1959 Wasserberech­
tigte, die aus dem Bestand oder Betrieb einer fremden Wasserbenutzungs­
anlage einen erheblichen Nutzen ziehen, zu einem Erhaltungs- und Be­
triebskostenbeitrag für diese fremden Wasserbenutzungsanlagen. Wenn 
eine Gemeinde aufgrund eines Wasserschutzgebietes bzw. Wasserschonge­
bietes einen relativ teuren, absolut flüssigkeitsdichten Kanal errichtet, 
kommt sie damit zwar ihrer Verpflichtung zur Gewässerreinhaltung nach, 
doch hat darüber hinaus das berechtigte Wasserversorgungsunternehmen 
zweifellos einen erheblichen Nutzen, und es erhebt sich daher die Frage, in­
wieweit von diesem Wasserversorgungsunternehmen der Gemeinde als Ka­
nalunternehmerin ein Erhaltungs- und Betriebskostenbeitrag geleistet wer­
den müßte. 
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Der Vorteil des Wasserversorgungsunternehmens muß aber nicht unbe­
dingt aus einer Wasserbenutzungsanlage entstehen, sondern kann beispiels­
weise auch einer kostspieligen Anlage einer Verkehrsfläche etwa mit einer 
flüssigkeitsdichten Betonwanne entstehen. 

Die VA regt daher an, auch diesen Fragenkomplex im Zusammenhang mit 
der Novellierung des Wasserrechtsgesetzes zu überdenken. 

Einen weiteren Schwerpunkt der Beschwerdeführung bildeten im Berichts­
zeitraum die Handhabung des Marktordnungsgesetzes, insbesondere der 
Bestimmungen über die Milchkontingentierung und die Zuweisung von 
Einzugs- und Versorgungsgebieten durch Verordnung des Milchwirt­
schaftsfonds. 

In einem Beschwerdefall (vgl. Fall 3.1) tritt die Problematik der kumulati­
ven Anwendung der einzelnen in § 12 Marktordnungsgesetz festgelegten 
Kriterien bei der Zuweisung von Einzugs- und Versorgungsgebieten zu 
Tage, zum al der Gesetzgeber auch hinsichtlich der Wertigkeit der einzel­
nen Kriterien keine Gewichtung vornimmt. Da bei der Einzugs- und Ver­
sorgungsgebietsregelung im Sinne des § 12 Marktordnungsgesetz alle Kri­
terien erfüllt sein müssen, um eine derartige Kundmachung des Milchwirt­
schaftsfonds gesetzmäßig erscheinen zu lassen, ergeben sich in der Praxis 
- wie der konkrete Beschwerdefall zeigt - Schwierigkeiten bei der An­
wendung der Einzugs- und Versorgungsgebietsregelungen. Im konkreten 
Fall hat die VA die Einzugs- und Versorgungskundmachung des Milch­
wirtschaftsfonds deswegen als gesetzwidrig erachtet und daher in ihrer Er­
lassung einen Mißstand im Bereich der Verwaltung festgestellt, weil im ge­
genständlichen Fall nahezu alle Kriterien nach § 12 Marktordnungsgesetz 
gegen die letztlich getroffene Regelung sprechen. Die VA hat daher be­
schlossen, dem Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft zu empfeh­
len, im Wege seines Aufsichtsrechtes für die Herstellung des gesetzmäßigen 
Zustandes Sorge zu tragen. 

Obwohl der VA die Möglichkeit eingeräumt ist, ihrer Ansicht nach gesetz­
widrige Verordnungen gemäß Art. 148 e B-VG beim Verfassungsgerichts­
hof anzufechten, hat sie im gegenständlichen Fall den Weg beschritten, zu­
nächst der Aufsichtsbehörde im Empfehlungsweg die Möglichkeit zu ge­
ben, die nach Ansicht der VA gesetzwidrige Verordnung zu sanieren, um 
unzweckmäßigen Verfahrensaufwand zu vermeiden. Die an keine Frist ge­
bundene abstrakte Normenkontrollmäglichkeit der VA beim Verfassungs­
gerichtshof bleibt dadurch unberührt. Aus grundsätzlichen Erwägungen hat 
die VA jedoch hinsichtlich der von ihr gewählten Vorgangsweise vorerst in 
einem gleichgelagerten Fall eine Stellungnahme des Bundeskanzleramtes -
Verfassungsdienst eingeholt, um aus verfassungsrechtlicher Sicht abzuklä­
ren, welche Kompetenzen der VA hinsichtlich von ihr als gesetzwidrig 
erachteten Verordnungen zukommen. Auch nach Ansicht des Verfassungs­
dienstes ist der Begriff des Mißstandes in Art. 148 a B-VG soweit zu sehen, 
daß darunter jegliches Verwaltungshandeln, somit auch die Erlassu ng ge­
nereller Verwaltungsakte, erfaßt wird und auch in diesen Fällen das der VA 
sonst bei Feststellung von Mißständen zur Verfügung stehende Instrumen­
tarium eingesetzt werden kann. Die zusätzliche Möglichkeit, beim Verfas­
sungsgerichtshof die Einleitung eines Verordnungsprüfungsverfahrens sei­
tens der VA zu veranlassen, trägt lediglich dem Umstand Rechnung, daß 
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die Verordnungsprüfung beim Verfassungsgerichtshof monopolisiert ist 
und es der VA verwehrt ist, abschließend mit rechtsverbindlicher Wirkung 
die Gesetzwidrigkeit einer Verordnung festzustellen. Dies schließt aber -
wie bereits erwähnt - nicht aus, aus Zweckmäßigkeitsgründen vor einer 
Befassung des Verfassungsgerichtshofes der belangten Behörde selbst die 
Möglichkeit einzuräumen, den von der VA festgestellten Mißstand zu be­
heben. 

Ein weiterer Beschwerdepunkt bei Entscheidungen nach dem Marktord­
nungsgesetz betraf die mangelnde Begründung von Entscheidungen durch 
den Milchwirtschaftsfonds gegenüber dem Betroffenen (vgl. Fall 3.5 und 
das dort abgedruckte Faksimile). Der Beschwerdeführer hatte in einer Ein­
gabe an den Milchwirtschaftsfonds begehrt, seinen Landwirtschaftsbetrieb 
aus dem Einzugsgebiet einer Sennereigenossenschaft auszugliedern und in 
9.as Einzugsgebiet eines anderen Versorgungsunternehmens einzugliedern. 
Uber diesen Antrag wurde dem Beschwerdeführer nach mehrmaliger Ur­
genz lediglich mitgeteilt, daß die Verwaltungskommission zu dem Beschluß 
gekommen sei, die bestehenden Einzugs- und Versorgungsgebietsregelun­
gen nicht abzuändern. Der von der VA auf diese für den einzelnen Betrof­
fenen unbefriedigende Erledigungspraxis hingewiesene Bundesminister für 
Land- und Forstwirtschaft hat daraufhin den Milchwirtschaftsfonds ange­
wiesen, in gleichgelagerten Fällen, in denen eine negative Erledigung mit 
Rücksicht auf die gesetzlichen Bestimmungen ergehen muß, eine ausrei­
chende und auch für den Antragsteller nachvollziehbare Begründung vor­
zusehen, womit dem Interesse der Betroffenen Rechnung getragen wurde. 

Weitere Beschwerden betrafen die Verwaltung des öffentlichen Wassergu­
tes, Angelegenheiten des Forstrech.~es und der Wildbach- und Lawinenver­
bauung sowie die Tätigkeit der Osterreichischen Bundesforste als Wirt­
schaftsunternehmen. 

Einzelfälle 

3.1 Gesetzwidrige Einzugs- und Versorgungsgebietsregelung durch den Milch­
wirtschaftsfonds 

94 

VA 4 B - 3/83 BM Zl. 310 a/85 und BM 410/83 

In ihrer Beschwerde an die VA brachten zwölf durch Rechtsanwalt 
DDr. W . B. vertretene Landwirte aus Thalgau, Salzburg, vor, daß der 
Milchwirtschaftsfonds bei Erlassung der Verordnung über die Zuweisung 
des Einzugs- und Versorgungsgebietes der stillgelegten Käserei T. die 
zwingenden Bestimmungen des § 12 Marktordnungsgesetz außer acht ge­
lassen habe. § 12 Abs. 1 MOG enthalte Abgrenzungskriterien wie die Be­
stimmung von Einzugs- und Versorgungsgebieten, die kumulativ zu be­
rücksichtigen seien. Diesem Erfordernis sei durch den im vorliegenden Fall 
vorgenommenen Zusammenschluß der Einzugs- und Versorgungsgebiete 
nicht Rechnung getragen worden. 

So sei das Einzugs- und Versorgungsgebiet der Käserei T. nicht einem be­
nachbarten Einzugsgebiet wie zum Beispiel dem des Milchhofes S. einver­
leibt worden, sondern dem Einzugsgebiet einer nicht benachbarten Käserei. 
Es sei zu vermuten, daß diese Entscheidung des Milchwirtschaftsfonds of-
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fensichtlich deshalb getroffen worden sei, um entgegen .. den marktord­
nungsrechtlichen Erfordernissen den privatrechtlichen Ubergabevertrag 
zwischen dem ehemaligen Besitzer der Käserei T. an den nunmehrigen 
Übernehmer anzupassen. 

Weiters entspreche die Auffassung des Milchwirtschaftsfonds, daß ein 
Milchtransport über zweimal 27 Kilometer täglich günstiger sei, als wenn 
der bereits in T. eingesetzte Sammelwagen des Milchhofes S. lediglich ei­
nen Umweg von ca. sechs Kilometern zu fahren hätte, ebenfalls nicht den 
Anforderungen des § 12 Abs. 1 MOG. Im übrigen würden durch den über­
nehmenden Käsereibetrieb partnerschaftliche Mitbestimmungen in allen 
Fragen, die das Lieferverhältnis zwischen den Bauern und dem Verarbei­
tun/?sbetrieb b~treffen, ~usgeschlossen. So sei entg~gen de~ urspr~nglichen 
ZusICherung emer Wetterführung des Betnebes m T. dte Betnebsstätte 
schon nach zwei Monaten stillgelegt worden, laufende Fehlmessupgen am 
Zählwerk zu Lasten der Lieferanten hätten das Vertrauen in den Uberneh­
merbetrieb schwinden lassen und es komme überdies zwischen Überneh­
merbetrieb und Milchlieferanten zu ständigen Differenzen hinsichtlich der 
Fettuntersuchungstermine, bezüglich der Anfuhr und der administrativen 
Durchführung. 

Dadurch, daß sie aber aufgrund der in Beschwerde gezogenen Verordnung 
verpflichtet seien, dem Käsereibetrieb W. in A. zu liefern, bestünde für sie 
keine Möglichkeit, diese Unzukömmlichkeiten unmittelbar abzustellen und 
habe zwar das Einschreiten des Milchwirtschaftsfonds einige Verbesserun­
gen herbeigeführt, die aber als nicht ausreichend anzusehen seien. Die Be­
schwerdeführer als Milchlieferanten für das nunmehr neubestimmte Ein­
zugs- und Versorgungsgebiet seien daher durch diese Maßnahme des 
Milchwirtschaftsfonds unmittelbar betroffen, hätten aber im Hinblick auf 
die Rechtslage keine andere Möglichkeit, die in Beschwerde gezogene 
Kundmachung zu bekämpfen als durch eine Beschwerde bei der VA. 

Der um Stellungnahme ersuchte Bundesminister für Land- und Forstwirt­
schaft übermittelte der VA eine Stellungnahme des Milchwirtschaftsfonds, 
in der folgendes ausgeführt wird: 

Im Jahre 1981 habe im Hinblick darauf, daß der Dampfkessel der Privatkä­
serei in T. nicht mehr betriebssicher gewesen sei, ein Dispositionsauftrag 
für die angelieferten Milchmengen erteilt werden müssen, wonach die ge­
samte Anlieferungsmenge der Käsert;! T. von der Käserei W. in A. zu verar­
beiten wäre. Nach durchgeführter Uberprüfung sei am 16. Juni 1981 der 
billigste Transportkostensatz von 16,5 Groschen je Kilogramm Versand­
milch errechnet und festgesetzt worden. 

In der Folge seien beim Fonds zwei Anträge auf Regelung des Einzugsge­
bietes eingebracht worden, nämlich ein Antrag auf Zuweisung des Einzugs­
gebietes der Käserei T. zur Privatkäserei W. in A. und ein Antrag auf Zu­
weisung des Einzugsgebietes der Käserei in T. zum Milchhof S. 

Da eine einvernehmliche Regelung nicht möglich gewesen sei, habe schließ­
lich am 29. Juni 1982 der geschäftsführende Ausschuß des Milchwirt­
schaftsfonds das Einzugsgebiet T. dem Einzugsgebiet der Käserei W. in A. 
zugeteilt. Bei dieser Entscheidung sei der Fonds davon ausgegangen, daß 
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das Einzugsgebiet des Milchhofes S. flächenmäßig ungleich größer als die 
Einzugsgebiete der nördlich davon im Land Salzburg gelegenen Käsereien 
sei, weshalb das Begehren zur Zuteilung an den Milchhof S. einer optima­
len Größe der in Betracht kommenden Einzugsgebiete entgegengerichtet 
sei und die angestrebte Ausdehnung zu Lasten eines kleinen Betriebes bzw. 
Einzugsgebietes ginge. 

Weiters habe der Fonds davon auszugehen gehabt, daß die Transportko­
sten an einen anderen Käsereibetrieb nicht höher sein dürfen als der bil­
ligstmögliche Transportkostenersatz. Hierauf sei schon im Jahre 1981 Be­
dacht genommen worden. Dennoch sei eine nochmalige Transportprüfung 
durchgeführt worden, als deren Ergebnis sich ein Anfuhrsatz von 16,7 Gro­
schen je Kilogramm Versand milch von T. zum Milchhof S. ergeben habe, 
die tatsächlichen eigenen Versandkosten von T. nach A. bei 22,96 je Kilo­
gramm liegen, sodaß die Differenz auf die festgesetzten 16,5 Groschen je 
Kilogramm bei der Re.yision des Geschäftsjahres 1981 nicht anzuerkennen 
gewesen seien. Diese Uberprüfung habe weiters ergeben, daß die Gesamt­
kosten für den Milchtransport von T. nach A. 121 268,95 S betragen haben, 
wovon 34 120,90 S im Sinne der vorigen Ausführungen noch nicht anzuer­
kennen gewesen seien, sodaß die vom Fonds anzuerkennenden Transport­
kosten 87 148,04 S betragen hätten. Diese vom Fonds anerkannten Trans­
portkosten lägen somit niedriger als die vom Frächter des Milchhofes S. be­
gehrten Transportkosten in Höhe von 9 [ 000 S. 

Im einzelnen wird in der Stellungnahme zu den Beschwerdepunkten ausge­
führt, daß es zutreffe, daß die Voraussetzungen des § 12 Abs. 1 MOG ku­
mulativ berücksichtigt werden müßten. Es sei auch richtig, daß zunächst 
die Kriterien des § [2 Abs. 1 MOG für eine Zuteilung der Landwirte der 
stillgelegten Käserei in T. zu einem angrenzenden Einzugsgebiet sprechen 
würden. Der Fonds habe jedoch auch für eine möglichst wirtschaftliche An­
lieferung, Bearbeitung, Verarbeitung und Verteilung von Milch und Er­
zeugnissen aus Milch zu sorgen und könne Zuschüsse nur in dem Ausmaß 
gewähren, das zur Erreichung eines möglichst einheitlichen Auszahlungs­
preises an die Milchli~feranten unbedingt erfor~erlich sei. Der Fonds habe 
daher entsprechend dIesem Gesetzesauftrag bel der Stützungsberechnung 
nur von rationell geführten Molkereien und Käsereien auszugehen, wobei 
ein Druck auf diese Betriebe bestehe, ihre Betriebsgrößen zu optimieren. 
Die Entscheidung sei daher letztlich damit zu begründen, daß das Einzugs­
gebiet des Milchhofes S. groß sei und demgegenüber die Einzugsgebiete 
der nördlich davon gelegenen Käsereien klein. 

Eine Verletzung der sonstigen Bestimmungen des Marktordnungsgesetzes 
sei nicht erfolgt, insbesondere würden dem Fonds keine höheren Trans­
portkosten für Milchtransporte von T. zur Käserei W. in A. entstehen, als 
dies bei Lieferung an den Milchhof S. der Fall wäre. Beim Kriterium der 
Art und Ausgestaltung der Betriebsanlage und ihrer Leistungsfähigkeit in 
qualitativer und quantitativer Beziehung sei daher der Fonds im Hinblick 
auf die von ihm beabsichtigte Optimierungsmöglichkeit kleinerer Betriebe 
zu mittleren Betriebsgrößen zu einer Zuweisung der Landwirte aus T. zur 
Käserei in A. gelangt. 

Was die verkehrstechnischen Verhältnisse und die Lage zu gleichartigen 
benachbarten Betrieben und zu größeren Verbrauchsorten betreffe, so 
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seien diese dadurch berücksichtigt worden, daß der Fonds keine höheren 
Transportkosten anerkannt habe als bei Lieferung an den Milchhof S. Die 
übrigen Kriterien gäben keine Präferenz für eine der beiden Variationen, 
wobei sich unmittelbare Nachteile für die Landwirte ebenhlls nicht ergä­
ben, weil die Übernahmegarantie für ihre Milch zum gesetzlichen Milch­
preis unverändert gewährleistet bleibe. 

Es sei daher eine Gesetzwidrigkeit der in Beschwerde gezogenen Kundma­
chung nicht gegeben und habe auch der Bundesminister für Land- und 
Forstwirtschaft gegen den diesbezüglichen Beschluß keinen Einspruch er­
hoben. 

Die VA stellte im Prüfungsverfahren nach Einsichtnahme in die Verwal­
tungsakten fest, daß das Beschwerdevorbringen den Tatsachen entsprach 
und hat hierüber erwogen: 

Gemäß § 12 Abs. 1 Marktordnungsgesetz hat der Milchwirtschaftsfonds, 
soweit dies zur Erreichung der in § 3 Abs. 1 lit. d und e genannten Ziele 
notwendig ist, unter Bedachtnahme auf die übrigen Zielsetzungen des § 3 
Abs.1 Bearbeitungs- und Verarbeitungsbetrieben und deren wirtschaftli­
chen Zusammenschlüssen durch allgemein verbindliche Anordnungen 
(§ 50) Einzugs- und Versorgungsgebiete zuzuweisen; für die Abgrenzung 
der Einzugs- und Versorgungsgebiete sind maßgebend 
a) die Art und Ausgestaltung der Betriebsanlage und ihrer Leistungsfähig­

keit in qualitativer und quantitativer Beziehung, 
b) die Milchergiebigkeit des Gebietes, 
c) die verkehrstechnischen Verhältnisse in den verschiedenen Teilen des 

Gebietes und die Kosten des Transportes von Milch und Erzeugnissen 
aus Milch, 

d) die Lage zu gleichartigen benachbarten Betrieben und zu größeren Ver­
brauchsorten, 

e) die Be\·ölkerungsdichte und die örtlichen Arbeitsverhältnisse und 
f) die Qualität der erzeugten Produkte. 

Unbestritten ist, daß die Abgrenzungskriterien des § 12 Abs. 1 MOG kumu­
lativ zu berücksichtigen sind. 

N ach den von der VA durchgeführten Erhebungen ist eine kumulative Be­
rücksichtigung der in § 12 Abs. 1 lit. abis f genannten Abgrenzungskrite­
rien im beschwerdegegenständlichen Fall bei Erlassung der als Rechtsver­
ordnung anzusehenden Kundmachung des Milchwirtschaftsfonds vom 
7. Dezember 1982 aus folgenden Gründen nicht erfolgt: 

Hinsichtlich der Art und Ausgestaltung der Betriebsanlage und ihrer Lei­
stungsfähigkeit in qualitat~ver un1 quanti~ati~er Be~iehung is~ davon auszu­
gehen, daß bel der BeurteIlung dIeses KrIterIums dIe tatsächlIchen Verhält­
nisse zum Zeitpunkt der Zuweisung des Einzugs- und Versorgungsgebietes 
maßgeblich sind. Wie die VA festgestellt hat, wurden im Käsereibetrieb W. 
in A. erst nach der Einzugsgebietszuteilung Investitionen durchgeführt, um 
die zusätzliche Milch verarbeiten zu können, was bei einer Zuweisung an 
den Milchhof S. nicht erforderlich gewesen wäre, da dieser über die nöti­
gen Kapazitäten verfügt. Daraus folgt aber, daß der Übernehmerbetrieb in 
A. zum Zeitpunkt der Entscheidung des Milchwirtschaftsfonds nicht die im 
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Sinne des § 12 Abs. 1 lit. a MOG erforderliche Qualifikation besessen hat 
und diese Voraussetzungen erst nachträglich geschaffen werden mußten. 

Auch die in der Stellungnahme getroffene Feststellung, daß hinsichtlich der 
nach § 12 Abs. 1 lit. b MOG heranzuziehenden Milchergiebigkeit keine 
Präferenz für eines der beiden Einzugsgebiete festzustellen gewesen sei, 
entspricht nach den von der VA durchgeführten Erhebungen nicht den Tat­
sachen. Dies zeigt eine Gegenüberstellung der Milchanlieferungen und des 
Milchaufkommens bezogen auf die Gesamtfläche des jeweiligen Einzugs­
gebietes in Kilogramm pro Hektar. 

Im Beurteilungsjahr 1981 wurden an die Käserei A. von 83 Lieferanten 
4 191 Tonnen Milch angeliefert, was einer Anlieferung je Lieferant von 
50500 Kilogramm entspricht. Für T. wurden von 25 Lieferanten 875 Ton­
nen mit einem durchschnittlichen Anlieferungskontingent von 35 000 Kilo­
gramm je Lieferant festgestellt, für den Milchhof S. 33700 Tonnen von 
1 080 Lieferanten und einem Anlieferungskontingent von durchschnittlich 
31 200 Kilogramm pro Lieferant. 

Hinsichtlich des Milchaufkommens bezogen auf die Gesamtfläche des je­
weiligen Einzugsgebietes ergibt sich für A. bei einem Einzugsgebiet von 
1 440 Hektar eine Anlieferung in Kilogramm je Hektarfläche von 2910, 
bei T. mit einem Einzugsgebiet von 1 080 Hektar eine Anlieferung in Kilo­
gramm je Hektarfläche von 810 und beim Milchhof S. bei einem Einzugs­
gebiet von 62 400 Hektar eine Anlieferung in Kilogramm je Hektarfläche 
von 540. 

Die Unterschiede in der Milchergiebigkeit sind auf den unterschiedlichen 
Anteil der landwirtschaftlichen Nutzfläche, der Milchviehhaltung sowie der 
Leistungsfähigkeit der einzelnen Betriebe zurückzuführen. Dies bedeutet 
aber im gegenständlichen Fall, daß Milch aus einem Gebiet mit geringerer 
Ergiebigkeit in ein Gebiet mit deutlich höherer Milchergiebigkeit zur Ver­
arbeitung gebracht wird, dem außerdem als ausschließlicher Hartkäsereibe­
trieb keine wesentliche Versorgungsaufgabe zukommt, sodaß bei richtiger 
Würdigung des in § 12 Abs. 1 lit. b MOG enthaltenen Kriteriums eine 
Präferenz für die Einbeziehung des Einzugs- und Versorgungsgebietes in 
jenes des Milchhofes S. bestanden hat. 

Hinsichtlich der in § 12 Abs. 1 lit. c MOG dargelegten Kriterien kommt 
den Transportkosten eine vorrangige Bedeutung zu. Diese dürfen durch 
die Einzugsgebietsregelung im Hinblick auf § 7 Abs. 3 und § 52 MOG 
nicht höher sein, als dies bei einer Lieferung an den Milchhof S. der Fall 
wäre. 

Die vom MilchwirtSchaftsfonds in seiner Stellungnahme angeführten und 
geprüften Transportkosten für den Milchtransport von T. nach A. wurden 
mit 22,96 Groschen je Kilogramm angegeben. Die Gesamtanfuhrkosten er­
höhen sich jedoch um die Kosten der Milcherfassung von den Milchliefe­
ranten zur Sammelstelle T. Diese Kosten wurden in der Berechnung des 
Milchwirtschaftsfonds nicht berücksichtigt, obwohl diese vom Milchwirt­
schaftsfonds anerkannt und auch bezahlt wurden und sich auf rund 
20 Groschen je Kilogramm angelieferte Milch belaufen. 
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Die geprüften Gesamtkosten für den Milchtransport von T. nach A. wer­
den in der Stellungnahme betragsmäßig mit 121 268,95 S für eine Milch­
menge von 528 170 Kilogramm angegeben. Diese ausgewiesenen Kosten 
können sich aber nur auf den Zeitraum vom 11. Juni 1981 bis 31. Dezem­
ber 1981 beziehen, da die Gesamtanlieferung im gegenständlichen Einzugs­
gebiet T. im Jahre 1981 bei 875000 Kilogramm gelegen ist. 

Um einen Kostenvergleich mit einem Transportkostenoffert vom Frächter 
des Milchhofes S. in Höhe von 91 000 S anstellen zu können, hätte daher 
vom Fonds ein Gesamtkostenvergleich bezogen auf ein Jahr vorgenommen 
werden müssen. Stellt man diesen Gesamtkostenvergleich an, so ergeben 
sich aufgrund der festgestellten geprüften Kosten für die Jahreslieferung 
nach A. ein Betrag von 200 900 S gegenüber einem Betrag von 91 000 S 
nach dem Offert des Milchhoffrächters. Dabei ist nochmals darauf hinzu­
weisen, daß in der KostendarsteIlung des Milchwirtschaftsfonds Zubringer­
kosten bis zur Sammelstelle T. unberücksichtigt bleiben, während die Zu­
bringerkosten aufgrund der Fahrtroute des Milchtankwagens des Milchho­
fes S. zum Großteil berücksichtigt sind. 

Nach Ansicht der VA ist aber bei einer solchen Transportkostendifferenz 
der Zielsetzung einer möglichst wirtschaftlichen Anlieferung im Sinne des 
§ 3 Abs. 1 lit. c MOG und einer nach den Gesichtspunkten der Wirtschaft­
lichkeit erfolgten Ermittlung von Transportkostenzuschüssen gemäß § 7 
Abs. 3 MOG im gegenständlichen Fall nicht mehr die Rede. Im übrigen er­
scheint es der VA nicht zielführend, wenn durch die Zuweisung eines Ein­
zugsgebietes die Verarbeitungskosten in einem Käsereibetrieb zwar günsti­
ger gestaltet werden können, gleichzeitig aber durch zusätzliche und ver­
meidbare Transportkosten mögliche Kosteneinsparungen ganz oder teil­
weise aufgehoben werden. Die nach Darstellung des Milchwirtschaftsfonds 
vom Käsereibetrieb W. in A. zu tragenden zusätzlichen Transportkosten, 
die vom Fonds nicht anerkannt sind, vermindern die Wirtschaftlichkeit der 
Verarbeitung. Auch entspricht die aufgrund der dargelegten Einsparungs­
möglichkeit der Transportkosten auf das Ausgleichssystem entfallende Be­
lastung weder dem § 7 Abs. 3 noch dem § 52 MOG, wonach der Milchwirt­
schaftsfonds die verfügbaren Mittel mit der Sorgfalt eines ordentlichen 
Kaufmannes zu verwenden hat. 

Wenn der Milchwirtschaftsfonds bei der Begründung der Entscheidung 
über die Einzugsgebietszuweisung T. davon ausgeht, daß eine Zuweisung 
an das flächenmägig ungleich größere Einzugs- und Versorgungsgebiet des 
Milchhofes S. einer optimalen Größe der in Betracht kommenden Einzugs­
gebiete entgegengerichtet sei, so ist dazu festzustellen, daß eine solche Ab­
grenzungsnorm weder in § 12 Abs. 1 MOG enthalten ist noch wäre ihr bei 
Vorhandensein durch die Entscheidung des Milchwirtschaftsfonds entspro­
chen worden. In dieser Bestimmung wird lediglich auf die Kosten des 
Transportes von Milch und auf die Lage zu gleichartigen benachbarten Be­
trieben neben anderen Abgrenzungskriterien hingewiesen. Daß es sich bei 
der Zuteilung des Einzugsgebietes T. an die Käserei W. in A. um kein be­
nachbartes Einzugsgebiet handelt, steht außer Streit, sodaß die VA davon 
auszugehen hat, dag auch dem Erfordernis in § 12 Abs. 1 lit. d MOG nicht 
entsprochen worden ist. 
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Abgesehen davon entspricht die in Beschwerde gezogene Einzugsgebietszu­
weisung auch nicht der bisher geübten Praxis des Milchwirtschaftsfonds, 
wie sie etwa in der Kundmachung vom 12. März 1979 zum Ausdruck 
kommt, mit der der Milchwirtschaftsfonds die Einzugsgebiete von zwei Kä­
sereibetrieben an das in diesem Fall allerdings benachbarte Einzugsgebiet 
des Milchhofes S. übertragen hat. Auch zu diesem Zeitpunkt war das Grö­
ßenverhältnis zwischen dem Milchhof S. und den nördlich davon im Bun­
desland Salzburg gelegenen Käsereien zueinander im wesentlichen gleich 
wie zum Zeitpunkt der in Beschwerde gezogenen Einzugsgebietsübertra­
gung T. an die Käserei W. in A. Es erscheint daher die gegenständliche 
Kundmachung auch im Hinblick auf das gerade bei Monopole schaffenden 
gesetzlichen Regelungen strikte zu beachtende Gleichheitsgebot bedenk­
lich. 

Klammert man aber den Milchhof S. bei den Überlegungen aus, dann ist 
dadurch für den Milchwinschaftsfonds im Hinblick auf das in § 12 Abs. 1 
lit. d festgelegte Abgrenzungskriterium ebenfalls nichts zu gewinnen, da -
wie den Aktenunterlagen zu entnehmen ist - eine Reihe von Einzugsge­
bieten gleichartiger Käsereibetriebe deutlich näher zu T. liegen als die Kä­
serei in A. und diese Käsereibetriebe ebenfalls den Anforderungen des § 12 
Abs. 1 MOG entsprechen. 

Lediglich hinsichtlich der Kriterien gemäß § 12 Abs. 1 lit. e und f MOG 
schließt sich die VA der Ansicht des Milchwirtschaftsfonds an, daß die 
Voraussetzungen hinsichtlich der Käserei in A. und des Milchhofes S. als 
gleichartig zu betrachten sind, da beide Gemeinden mit 83 bzw. 84 Ein­
wohner je Quadratkilometer nahezu dieselbe Bevölkerungsdichte aufwei­
sen und das Kriterium örtlicher Arbeitsverhältnisse vernachlässigt werden 
kann, weil hiedurch keine Arbeitsplätze geschaffen werden. 

Zusammenfassend gelangt die VA daher zu der Auffassung, daß bei Erlas­
sung der Kundmachung vom 7. Dezember 1982 der Milchwirtschaftsfonds 
zwingende gesetzliche Bestimmungen des Marktordnungsgesetzes verletzt 
hat, worin die VA einen Mißstand im Bereich der Verwaltung nach 
Art. 148 a B-VG festgestellt hat. 

Gemäß § 53 Abs. 2 MOG ist der Bundesminister für Land- und Forstwirt­
schaft verpflichtet, gegen Beschlüsse, die den bestehenden Gesetzen und 
Verordnungen zuwiderlaufen, Einspruch zu erheben. Jeder Einspruch be­
darf zu seiner Gültigkeit der Zustimmung der Bundesminister für Handel, 
Gewerbe und Industrie und - soweit es sich um finanzielle Angelegenhei­
ten handelt - für Finanzen. 

Durch die Erhebung eines solchen Einspruches wäre es daher in der Hand 
des Bundesministers für Land- und Forstwirtschaft gelegen, die Erlassung 
der gesetzwidrigen Kundmachung des Milchwirtschaftsfonds vom 7. De­
zember 1982 zu verhindern. Wie sich aus der Aktenlage ergibt, war das 
Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft als zuständige Aufsichts­
behörde mit der gegenständlichen Einzugs- und Versorgungsgebietszuwei­
sung befaßt und hat durch seine Prüfungsabteilung nach einer Besprechung 
unter dem Vorsitz von Bundesminister Dipl.-Ing. Günter Haiden am 
18. Oktober 1982 und Veranlassung einer neuerlichen Transportüberprü­
fung den in Beschwerde gezogenen Zuweisungsakt nochmals geprüft, aber 
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keine Veranlassung für eine Beeinspruchung des beschwerdegegensündli­
ehen Beschlusses des Milchwirtschaftsfonds gefunden. 

Im Hinblick auf das Ergebnis des Prüfungsverfahrens vertritt daher die VA 
die Auffassung, daß auch die mangelnde Ausschöpfung des der Aufsichts­
behörde eingeräumten Einspruchsrechtes einen Mißstand im Bereich der 
Verwaltung im Sinne des Art. 148 a B-VG darstellt. 

Um die unterlaufene Rechtswidrigkeit einer Sanierung im Verwaltungs­
wege zuzuführen, hat daher die VA die gegenständliche Empfehlung an 
den Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft als Aufsichtsbehörde 
nach dem Marktordnungsgesetz beschlossen. 

Zwar vermag die VA wegen des Monopols des Verfassungsgerichtshofes 
zur Prüfung von Gesetzen von Verordnungen nicht rechtsverbindlich die 
Gesetzwidrigkeit einer Verordnung festzustellen, doch schließt es keine Be­
stimmung des Siebenten Hauptstückes des B-VG aus, daß die VA in den 
Fällen, in denen sie zur Auffassung gelangt, eine geltende Verordnung sei 
nicht gesetzmäßig, hierin einen Mißstand im Bereich der Verv.:altung fest­
zustellen und eine entsprechende Empfehlung auf Aufhebung oder Abän­
derung einer Rechtsverordnung zu beschließen. Was Gegenstand einer 
Empfehlung sein kann, wird nämlich durch Art. 148 c B-VG nicht einge­
schränkt, sodaß daraus geschlossen werden muß, daß sich Empfehlungen 
grundsätzlich auf alle Maßnahmen erstrecken können, die die VA zur Be­
seitigung eines von ihr festgestellten Mißstandes in der Verwaltung für er­
forderlich erachtet. Diese Rechtsauffassung der VA wird auch durch den 
Verfassungsdienst des Bundeskanzleramtes geteilt, der hiezu um gutächtli­
che Stellungnahme ersucht worden war. 

Die VA ging daher bei Beurteilung des gegenständlichen Beschwerdefalles 
aus verwaltungsökonomischen Gründen davon aus, daß es zunächst zweck­
mäßig erscheint, den in Beschwerde gezogenen Behörden selbst die Gele­
genheit einzuräumen, unbeschadet der in Art. 148 e B-VG gegebenen An­
fechtungsmöglichkeit den nach Ansicht der VA der Rechtsordnung ent­
sprechenden Zustand herzustellen. 

3.2 Nichtbeiziehung zu einer wasserrechtlichen Bewilligungsverhandlung trotz 
Parteistellung 
VA 52 - LF/84 BM Z1. 1038/84 

J. H. aus Stadl, Steiermark, brachte in seiner Beschwerde an die VA folgen­
des vor: 

Er besitze in S. ein Anwesen mit einer Hausmühle, die bis 1973 in Betrieb 
gewesen seI. 

Vor etwa zwei Jahren habe der oberhalb von ihm wohnende Schloßbesit­
zer N. eine Staumauer errichtet, sodaß das Waser nicht mehr zu seiner 
Mühle abgeleitet werden könne. Damit werde ihm die Ausübung seines 
zum Antrieb der Mühle eingeräumten Wasserbenutzungsrechtes mit einer 
Konsensdauer bis zum Jahr 2013 unmöglich gemacht. Sein Wasserrecht sei 
im Wasserbuch eingetragen und habe diese Eintragung bisher auch keine 
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Anderung erfahren. In der Säumnis der Wasserrechtsbehörde bei der Her­
stellung des seinem \V"asserrecht gemäßen Zustandes erblicke er einen Miß­
stand im Bereich der Verwaltung. 

Die VA holte im Prüfungsverfahren eine Stellungnahme des Bundesmini­
sters für Land- und Forstwirtschaft ein und stellte folgendes fest: 

Der Beschwerdeführer ist Wasserberechtigter des unter Postzahl 126 im 
Wasserbuch des Bezirkes M. eingetragenen Wasserbenutzungsrechtes zum 
Betrieb einer Hausmühle. 

Mit Bescheid des Bezirkshauptmannes von M. vom 2. Dezember 1982 
wurde N. die wasserrechtliche Bewilligung zur Errichtung einer Wasser­
kraftanlage am selben Bach eingeräumt. Obwohl die Wasserkraftanlage des 
Beschwerdeführers im Wasserbuch des Bezirkes M. eingetragen war und 
der Beschwerdeführer daher im wasserrechtlichen Bewilligungsverfahren 
des N. als Partei beizuziehen gewesen wäre, wurde er - wie sich aus der 
Aktenlage ergibt - weder zur wasserrechtlichen Verhandlung über das 
Projekt N. geladen noch wurde ihm ein diesbezüglicher Bescheid zuge­
stellt. Dadurch ist der wasserrechtliche Bewilligungsbescheid für N. am 
27. Dezember 1982 in Rechtskraft erwachsen, ohne daß dem Beschwerde­
führer als Partei die Möglichkeit zur Wahrnehmung seiner wasserrechtlich 
geschützten Rechte eingeräumt worden wäre. 

Im Unterbleiben der Ladung des Beschwerdeführers zur wasserrechtlichen 
Bewilligungsverhandlung des N. und der Einräumung der Möglichkeit zur 
Ausübung der Parteistellung hat die VA ein Fehlverhalten festgestellt und 
der Beschwerde Berechtigung zuerkannt. 

Eine weitere Veranlassung war der VA aufgrund der Rechtslage nicht mög­
lich, da nach den Bestimmungen des Wasserrechtsgesetzes übergangene 
Parteien ihre Einwendungen lediglich bis zum rechtskräftigen Abschluß des 
wasserrechtlichen Verfahrens vorzubringen vermögen, nach Rechtskraft 
aber nach § 26 Abs. 3 WRG 1959 lediglich einen Entschädigungsanspruch 
gegenüber dem Konsenswerber besitzen, der im ordentlichen Rechtswege 
geltend zu machen ist. 

3.3 Schaden durch Wasseraustritt an einer konsenswidrig errichteten Wasseran­
lage - Säumnis der Wasserrechtsbehörde 
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VA 43 - LF 185 B M Z I. 1 82 1/85 

W. P. aus BrucklMur, Steiermark, brachte in seiner Beschwerde an die VA 
folgendes vor: 

Er betreibe seit Herbst 1984 ein Gasthaus, in dessen unmittelbarer Nähe die 
Nachbarin H. im Jahre 1983 eine Wasserversorgungsanlage errichtet habe. 
Diese Anlage sei zwar mit Bescheid der Bezirkshauptmannschaft B. wasser­
rechtlich bewilligt worden, doch seien bei Errichtung und Benützung der 
Anlage die Auflagen des wasserrechtlichen Bewilligungsbescheides größ­
tenteils nicht eingehalten worden. Dies habe zur Folge, daß seit etwa einem 
Jahr aus dem Behälter der Wasserversorgungsanlage H. ständig größere 
Wassermengen austreten, die den Zugang zum Gasthaus und den Park­
platz überschwemmen und im Winter zur Eisbildung führen. 
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Obwohl er bereits unmittelbar nach Auftreten der Unzukömmlichkeiten 
eine Anzeige an die Wasserrechtsbehörde erstattet habe, sei erst mit Be­
scheid vom 20. August 1985 die konsenswidrige Ausführung festgestellt 
und der Konsensinhaberin H. aufgetragen worden, die nicht erfüllten Auf­
lagen bis 30. September 1985 zu erfüllen. Auch diesem Auftrag sei H. nicht 
nachgekommen, sodaß es zu weiteren Schäden an der gegenständlichen 
Wasserversorgungsanlage gekommen sei und der Getränkekeller seines 
Gasthauses überschwemmt werde. Trotz Kenntnis dieses Umstandes seien 
weitere Maßnahmen durch die Wasserrechtsbehörde unterblieben. 

Die VA stellte im Prüfungsverfahren nach Einholung einer Stellungnahme 
des Bundesministers für Land- und Forstwirtschaft fest, daß das Beschwer­
devorbringen den Tatsachen entsprach. 

Noch im Zuge des Prüfungsverfahrens wurden gegen die Konsensinhabe­
rin H. ein Verwaltungsstrafverfahren sowie Volistreckungsmaßnahmen zur 
Herstellung des gesetzmäßigen Zustandes eingeleitet, womit der Grund für 
die berechtigte Beschwerde behoben werden konnte. 

3.4 Gewässerverunreinigung durch unzureichende Abwasserbeseitigung auf dem 
Nachbargrundstück - Säumnis der Wasserrechtsbehörde 
VA 48 - LF/85 BM Zl. 90/85 

W. D. aus Wenns, Tirol, brachte in seiner Beschwerde an die VA folgendes 
vor: 

Sein Anwesen sei dem des F. S. benachbart, der die Abwässer aus seinem 
landwirtschaftlichen Betrieb nicht auf Eigengrund versickere, sondern, 
ohne hiefür im Besitz einer wasserrechtlichen Bewilligung zu sein, auf sein 
Grundstück ableite. 

Bereits im Jahre 1950 seien Betonrohre von der Liegenschaft S. zu seiner 
Liegenschaft verlegt worden. Diese Rohrleitung habe seinerzeit in ein Ge­
rinne gemündet, das aber später verlegt worden sei, sodaß nunmehr die aus 
dem Rohr kommenden Abwässer im Bereich seiner Liegenschaft versik­
kern. Da es sich um Fäkalabwässer handle und überdies seine Wiese mehr 
und mehr versumpfe, habe er sich wiederholt an die Bezirkshauptmann­
schaft 1. als zuständige Wasserrechtsbehörde gewendet, doch habe diese die 
Ansicht vertreten, daß eine Genehmigung der Abwasseranlage S. nach den 
Bestimmungen des Wasserrechtsgesetzes nicht möglich wäre und daher 
nicht erteilt werden könne. 

In der Folge habe die Wasserrechtsbehörde jedoch aufgrund der Anzeigen 
des Beschwerdeführers ein wasserrechtliches Verfahren eingeleitet und S. 
den Auftrag erteilt, binnen einem Monat ein Projekt, das die gesetzwidrige 
Situation beseitige, der Behörde vorzuschlagen und um eine entsprechende 
wasserrechtliche Bewilligung einzukommen. Diese Planvorlage sei bis zum 
Zeitpunkt der Erhebung der Beschwerde am 14. März 1985 nicht erfolgt. 
Der Beschwerdeführer erblicke einen Mißstand im Bereich der Verwaltung 
darin, daß die gesundheitsgefährdende Ableitung der Fäkalwässer von der 
Wasserrechtsbehörde trotZ Kenntnis geduldet werde und das vom Wasser­
rechtsgesetz her gebotene Instrumentarium nicht entsprechend eingesetzt 
werde. 
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Im Prüfungsverfahren stellte die VA fest, daß das Beschwerdevorbringen 
den Tatsachen entsprach. Der um Stellungnahme ersuchte Bundesminister 
für Land- und Fo~stw.irts~haft v~ranlaßte noch im Zuge des Prüfungsver­
fahrens der VA die Emleltung emes Verfahrens gemäß § 138 WRG 1959 
zur Wiederherstellung des gesetzmäßigen Zustandes durch die säumige 
Wasserrechtsbehörde, Bezirkshauptmannschaft 1., das in der Folge durch­
geführt und der gesetzmäßige Zustand hergestellt wurde. 

Damit war der Grund für die berechtigte Beschwerde behoben. 

3.5 Ablehnung eines Antrages auf Zuweisung zu einem anderen Einzugsgebiet 
- mangelnde Begründung 

104 

VA 54 - LF/85 

J. Sch. aus Weer, Tirol, brachte in seiner Beschwerde an die VA folgendes 
vor : 

Er sei Eigentümer eines landwirtschaftlichen Betriebes, der hinsichtlich der 
Abnahme der Milchprodukte dem Einzugsgebiet der Sennereigenossen­
schaft K. zugewiesen sei. 

Am 13. August 1984 habe er eine Eingabe an den Milchwirtschaftsfonds 
gerichtet und ersucht, die Einzugs- und Versorgungsgebietsregelung in der 
Weise abzuändern, daß die Anlieferung der Milchprodukte aus seinem 
landwirtschaftlichen Betrieb nicht an die Sennereigenossenschaft K. erfol­
gen solle, sondern .. daß er dem Einzugsgebiet des Milchhofes 1. zugeschla­
gen werden solle. Uber diesen Antrag sei zunächst keine Erledigung ergan­
gen und die Angelegenheit von einer Sitzung der Verwaltungskommission 
des Milchwirtschaftsfonds zur anderen verschoben worden. 

Mit Schreiben vom 29. März 1985 habe ihm schließlich der Milchwirt­
schaftsfonds ohne weitere Begründung mitgeteilt, daß die Verwaltungs­
kommission zu dem Beschluß gekommen sei, die bestehenden Einzugs­
und Versorgungsgebietsregelungen nicht abzuändern (vgl. das angeschlos­
sene Faksimile). 

In der Nichtberücksichtigung seines Anliegens sowie in der mangelnden 
Begründung bei der Abweisung seines Antrages erblicke er einen Mißstand 
im Bereich der Verwaltung. 

Die VA holte im Prüfungsverfahren eine Stellungnahme des Bundesmini­
sters für Land- und Forstwirtschaft ein und stellte in der Sache selbst fest, 
daß die Ablehnung des vom Beschwerdeführer gestellten Antrages auf 
Neuregelung des Einzugs- und Versorgungsgebietes im Einklang mit der 
Gesetzeslage erfolgte, da die Sennereigenossenschaft K. zur Erfüllung ihres 
Produktionsauftr:~ges ausschließlich auf hartkäsetaugliche Milch angewie­
sen ist und j~de Anderung der Zulie!eru!1gen d!e Prodl:lktionsbedingungen 
der Sennereigenossenschaft K. empfmdhch beemträchugen würde. 

Wenngleich zwar die Zuweisung von Einzugs- und Versorgungsgebieten 
nach den Bestimmungen des Marktordnungsgesetzes durch eine Rechtsver­
ordnung des Milchwirtschaftsfonds erfolgt und auf die Zuordnung eines 
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hndwirtsch3ftlichen Betriebes zu einem bestimmten Einzugsgebiet kein 
Rechts3nspruch des Betroffenen besteht, sod3ß diesbezüglich Anträge 3uf 
Änderung der Einzugs- und Versorgungsgebietsregelungen keiner be­
scheidmäßigen Erledigung zugänglich sind, wurde von der VA dennoch 
d3s Interesse des Beschwerdeführers für zutreffend er3chtet, wenigstens in 
s3chlicher Weise d3rüber informiert zu werden, W3rum im konkreten F31l 
n3ch Ansicht des Milchwirtsch3ftsfonds eine Änderung der Einzugs- und 
Versorgungsgebietsregelungen, wie sie von ihm vorgeschhgen worden ist, 
nicht erfolgen könne. 

Noch im Zuge des Prüfungsverhhrens teilte der Bundesminister für L3nd­
und Forstwirtschaft der VA mit, daß er d3s Fehlen einer näheren Begrün­
dung des Milchwirtschdtsfonds für die Nichtänderung der geltenden Ver­
ordnung ebenhlls für unbefriedigend erachte. Er h3be den Milchwirt­
scl13ftsfonds 3ngewiesen, hinkünftig in gleichgehgerten Fällen, in denen 
eine neg3tive Erledigung mit Rücksicht auf die gesetzlichen Bestimmungen 
ergehen muß, eine ausreichende und auch für den Antragsteller 113chvoll­
ziehbare Begründung vorzusehen. 

D3 durch diese Weisung die bisher nicht 3n den Grundsätzen einer service­
orientierten Verwaltung 3usgerichtete Pr3xis des Milchwirtsch3ftsfonds für 
zukünftige Fälle behoben wurde, war eine weitere Veranlassung der VA 
entbehrlich. 
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MILCHWI RT SCHAFT SFO ND S 

MllchwirlloChall.lond.,Wlppl!no.,uroß. D. POltloeh 22. 101l Wien 

Einschreiben! 
Herrn 
J S 
vlg. S 

6114 W e e r 

lhn z..tchen Ihr. Naduich. ", om Unur z..lehen 

Ha/Kol 

Antrag auf Uberstellung in das Einzugsgebiet 
des Milchhofes Innsbruck, reg.Gen.m.b.H., 
Innsbruck, Valiergasse 15 

Sehr geehrter Herr S 

Wien, am 

1985-03-29 

Ihr Antrag vom 13. August 1984 auf Herausnahme Ihres Landwirtschaftsbetriebes 
aus dem Einzugsgebiet der Sennereigenossenschaft Kolsaß, reg.Gen.m.b.H., Kolsaß, 
und Eingliederung in das Einzugsgebiet des Milchhofes Innsbruck, reg.Gen.m.b.H., 
Innsbruck, Valiergasse 15, wurde der Verwaltungskommission des Milchwirtschafts­
fonds in ihrer Sitzung am 20. März 1985 wieder vorgelegt. 

Die Verwaltungskommission ist zu dem Beschluß gekommen, die bestehenden 
Verordnungen (Einzugs- und Versorgungsgebietsregelungen) nicht abzuändern. 

Mwr-Id 
191!2 
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3.6 Sanitäre Mißstände bei der Badesiedlung am Römersee; Säumnis der Was­
serrechtsbehörde 
VA 89 - LF/85 

E. A. aus Wien brachte in ihrer Beschwerde an die VA folgendes vor: 

Sie sei Haus- und Eigentumsbesitzerin im Wohn park Römersee im Ge­
meindegebiet von Wiesen und Pöttsching im Burgenland. Der See mit etwa 
44 000 m2 werde in verstärktem Maße nunmehr als öffentliches Schwimm­
bad gegen Eintrittsgeld im besonderen den Einwohnern von Wiesen zur 
Verfügung gestellt. Diese zusätzliche Nutzung führe nun Belastungen der 
Wasserqualität herbei, die zu Gesundheitsgefährdungen führen könnten. Es 
sei nämlich die Belastung durch die ansässigen Seebenützer sowie durch die 
Eigentümer von 390 Mobilheimen - wie wasserrechtsbehördlich festge­
stellt worden sei - gerade noch vertretbar. 

Im übrigen fehle es an sanitären Baulichkeiten, um eine derartige zusätzli­
che Nutzung in hygienisch einwandfreier Weise zu gewährleisten. 

Auch der Badebetrieb selbst werde nicht entsprechend überwacht und es 
bestehe nach ihrem Wissen auch keine Gewerbeberechtigung hiefür. Trotz 
mehrfacher Beschwerden an die zuständige Wasserrechtsbehörde seien bis­
her keine zielführenden Maßnahmen zur Sanierung der sanitären Miß­
stände am Römersee getroffen worden. Hierin erblicke sie einen Mißstand 
im Bereich der Verwaltung. 

Die VA holte im Prüfungsverfahren eine Stellungnahme des Bundesmini­
sters für Land- und Forstwirtschaft ein und stellte fest, daß das Beschwer­
devorbringen den Tatsachen entsprach. 

Es trifft zu, daß derzeit am Ostufer des Römersees ein konsensloser Bade­
betrieb ausgeübt wird. Hinsic~tlich der ~bw~sserb.eseitigung wurde festge­
stellt, daß am Römersee derzeit noch keme bIOlogIsche Kläranlage besteht, 
sondern nur sogenannte Klärteiche vorhanden sind, wobei nach den im 
Prüfungsverfahren getroffenen Feststellungen der VA diesbezüglich eben­
falls Unzukömmlichkeiten nicht auszuschließen sind. 

Noch im Zuge des Prüfungsverfahrens der VA wurde die Eigentümerin der 
Feriensiedlung Römersee veranlaßt, ein entsprechendes Projekt der zustän­
digen Wasserrechtsbehörde vorzulegen, um die Errichtung einer vollbiolo­
gischen Reinigungsanlage vorzusehen. 

Hinsichtlich des Badebetriebes wurde von der zuständigen Bezirkshaupt­
mannschaft M. die Einleitung der erforderlichen Verfahren veranlaßt, so­
daß noch vor Beginn der Badesaison 1986 mit der Errichtung der notwen­
digen Sanitär- und Nebenanlagen gerechnet werden kann, wobei unver­
züglich auch die entsprechenden Verfahren nach der Gewerbeordnung und 
dem Bäderhygienegesetz eingeleitet wurden. 

Durch diese im Zuge des Prüfungsverfahrens getroff~nen behördlichen 
Maßnahmen erscheinen weitere Veranlassungen der VA vorerst entbehr­
lich und es wurde damit der Grund der berechtigten Beschwerde behoben. 
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3.7 Wasserrechtliche Bewilligung zu umfangreichen Grundwasserentnahmen 
unter Außerachtlassung der ParteisteIlung von Trägern wasserrechtlich ge­
schützt.~r Rechte - amtswegiges Prüfungsvedahren 

108 

VA NO 112 - LF/85 

Der Bürgermeister der Gemeinde Z., Niederösterreich, teilte der VA mit, er 
habe davon Kenntnis erlangt, daß im Gemeindegebiet von Z. sowie im Ge­
biet der benachbarten Gemeinde K. großräumige Grundwasserentnahmen 
durch eine Siedlungswasserbaugesellschaft geplant seien. Dem Vernehmen 
nach sei dieses Projekt durch den Landeshauptmann von Niederösterreich 
bereits einer wasserrechtlichen Verhandlung unterzogen worden, doch sei 
hiezu weder die Gemeinde Z. als Trägerin ihrer wasserrechtlich geschütz­
ten Rechte noch auch jene Grundeigentümer geladen worden, deren land­
wirtschaftliche Grundstücke durch die angeblich unverhältnismäßig hohe 
Wasserentnahme Bonitätsverlusten ausgesetzt sein würden. Auch die Inha­
ber bestehender Hausbrunnen, die ein Absinken des Grundwasserspiegels 
und damit ein Versiegen ihrer Brunnen zu befürchten hätten, seien diesem 
Verfahren nicht beigezogen worden. Darüber hinaus habe es die Wasser­
rechtsbehörde offenbar auch verabsäumt, die Inhaber von Wasserbenut­
zungsrechten, wie etwa zur Feldbewässerung, dem Verfahren beizuziehen. 
Im übrigen sei es nicht eruierbar gewesen, in welchem Stadium sich das ge­
genständliche wasserrechtliche Verfahren befinde. 

Im Hinblick darauf, daß die vom Beschwerdeführer vorgebrachten Verfah­
rensmängel offenbar einem anhängigen wasserrechtlichen Verfahren zuzu­
ordnen waren, hat die VA von Amts wegen ein Prüfungsverfahren eingelei­
tet und zunächst den Landeshauptmann von Niederösterreich um einen Be­
richt über den derzeitigen Verfahrensstand und zu den vorgebrachten Be­
anstandungen ersucht. 

Da diesem Ersuchen der VA nicht entsprochen wurde, forderte die VA die 
gegenständlichen Ve~altung~akten an. Aufgrund der Aktena~forderung 
der VA vom 30. Mal 1985 tetlte der Landeshauptmann von NIederöster­
reich mit Schreiben vom 4. Juni 1985 der VA mit, daß das gegenständliche 
wasserrechtliche Verfahren in erster Instanz abgeschlossen worden sei, daß 
dagegen jedoch eine Berufung der Marktgemeinde K. eingebracht worden 
sei. Der Akt sei daher dem Bundesministerium für Land- und Forstwirt­
schaft als Berufungsbehörde zur Entscheidung vorgelegt worden und es 
könne deshalb dem Ersuchen um Aktenvorlage nicht entsprochen werden . 

In der Folge ersuchte die VA um Vorlage des wasserrechtlichen Bewilli­
gungsbescheides erster Instanz, welchem Ersuchen der Landeshauptmann 
von Niederösterreich erst mit Vorlagebericht vom 20. September 1985 ent­
sprochen hat. 

Aus dem vorgelegten wasserrechtlichen Bewilligungsbescheid des Landes­
hauptmannes von Niederösterreich vom 11. Feber 1985 konnte en~nommen 
werden, daß der Landeshauptmann von Niederösterreich der NOSIWAG 
die wasserrechtliche Bewilligung zur Errichtung eines 12 m tiefen Bohr­
brunnens mit einem Bohrdurchmesser von 1 500 mm zur Entnahme von 
maximal 1 800 11min. aus dem Grundwasser eines im Gebiet der Katastral­
gemeinde K. gelegenen Grundstückes erteilt hatte. Dem vorangegangenen 
wasserrechtlichen Bewilligungsverfahren waren lediglich die Marktge-
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meinde K. sowie die Grundeigentümer T. aus M. und G. aus K. beigezogen 
worden. Das Vorbringen des Bürgermeisters der Gemeinde Z. erwies sich 
somit als zutreffend und hat die VA veranlaßt, ihr amtswegiges Prüfungs­
verfahren mit einer Beanstandung hinsichtlich der mangelhaften Verfah­
rensdurchführung abzuschließen. 

Darüber hinaus hat die VA über den Bürgermeister der Gemeinde Z. eine 
umfangreiche Information der übergangenen Parteien veranlaßt, um sie auf 
die gesetzliche Möglichkeit des § 107 Abs. 2 WRG 1959 hinzuweisen, der 
es ermöglicht, ihre Einwendungen noch im Berufungsverfahren vorzubrin­
gen. 

Darüber hinaus nahm die VA auch mit der Berufungsbehörde Kontakt auf, 
die in der Folge eine gutächtliche Beurteilung durch ihren wasserbautechni­
schen und hydrologischen Amtssachverständigen veranlaßte. Da diese Be­
gutachtung e.rgab, daß .aufgrund der mangelhaften Verhandlungsvorberei­
tung tatsächliche Auswirkungen des Vorhabens auf den Grundwasserhaus­
halt nicht hinreichend beurteilt werden können und im übrigen das erstin­
stanzliche Verfahren durch die gehäufte Mißachtung der ParteisteIlung 
von Trägern wasserrechtlich geschützter Rechte in wesentlichen Punkten 
mangelhaft geblieben ist, behob der Bundesminister für Land- und Forst­
wirtschaft mit Bescheid vom 18. Oktober 1985 den Erstbescheid des Lan­
deshauptmannes von Niederösterreich und verwies die Angelegenheit zur 
neuerlichen Verhandlung und Entscheidung an die Wasserrechtsbehörde 
erster Instanz zurück, womit die unterlaufenen Verfahrensmä:1gel vorerst 
als saniert anzusehen sind. 

Die VA wird jedoch auch der weiteren Verfahrensdurchführung ihr Au­
genmerk zuwenden und gegebenenfalls hierüber erneut dem Nationalrat 
berichten. 

3.8 Verzögerung eines wasserrechtlichen Bewilligungsverfahrens 
VA 115 - LF/85 BMZ1.1786/85 

Ing. G. K. aus Moosbrunn, Niederösterreich, brachte in seiner Beschwerde 
an die VA vor, er habe am 12. April 1977 bei der Bezirkshauptmannschaft 
w.-u. um Zuerkennung eines Wasserrechtes für die Inbetriebnahme einer 
Feldberegnungsanlage angesucht. Nach diesem Projekt sollten vier Feld­
brunnen auf Grundstücken in der Katastralgemeinde M. errichtet werden. 
Dieses Projekt sei am 25. Juli 1977 einer wasserrechtlichen Verhandlung 
unterzogen worden und mit Bescheid vom 25. Jänner 1978 durch Erteilung 
der wasserrechtlichen Bewilligung abgeschlossen worden. Dagegen habe je­
doch die Wasserwerksgenossenschaft F.-D. Berufung erhoben, weshalb der 
Bewilligungsbescheid nicht in Rechtskraft erwachsen sei. 

Mit Antrag vom 30. März 1980 habe er bei der Bezirkshauptmannschaft 
W .-U. ein Ansuchen um Erweiterung der ihm verliehenen wasserrechtli­
chen Bewilligung zum Betrieb einer Feldberegnungsanlage ohne Änderung 
der maximalen Entnahmemenge, jedoch unter Erweiterung der Bereg­
nungsflächen eingebracht. Dieser Antrag sei dem beim Landeshauptmann 
von Niederösterreich als Berufungsbehörde vorgelegten Gesamtakt ange­
schlossen worden. 
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Obwohl bereits im Jahre 1983 ein umfassendes Gutachten aus sachverstän­
diger Sicht eingeholt worden sei, in dem die Unbedenklichkeit der bean­
tragten Grundwasserentnahmen festgestellt worden sei, sei bis zum Zeit­
punkt der Erhebung der Beschwerde am 26. September 1985 eine Beru­
fungsentscheidung nicht erfolgt. 

In der ungerechtfertigten Verzögerung des Berufungsverfahrens erblicke er 
einen Mißstand im Bereich der Verwaltung. 

In der Folge wandte sich auch der Grundeigentümer K. F. aus Moosbrunn, 
der ebenfalls zur gleichen Zeit wie der Erstbeschwerdeführer um eine was­
serrechtliche Bewilligung für eine Feldberegnung angesucht hatte und über 
dessen Bewilligungsansuchen ebenfalls aufgrund einer Berufung der Was­
serwerksgenossenschaft F.-D. noch keine Berufungsentscheidung ergangen 
war, ebenfalls an die VA. 

Die VA hat die beiden Prüfungsverfahren zur gemeinsamen Behandlung 
verbunden, eine Stellungnahme des Bundesministers für Land- und Forst­
wirtschaft eingeholt und festgestellt, daß das Beschwerdevorbringen den 
Tatsachen entsprach. 

Der Landeshauptmann von Niederösterreich begründete seine Säumnis da­
mit, daß die Berufungsbehörde zwar zugebe, es sei nach Vorlage des Sach­
verstän?igengutachtens die Angelege!lheit entsc~eidungsreif ge~esen, doch 
habe die Wasserrechtsbehörde auf nchtungswelsende Entscheidungen des 
Verwaltungsgerichtshofes zugewartet. Die beim Verwaltungsgerichtshof 
anhängigen Parallelverfahren seien aber noch nicht abgeschlossen. 

Die VA verkennt nicht, daß es zur Vermeidung unzweckmäßiger Verfah­
rensabläufe durchaus sinnv~!l sein kann, präjudizielle Judikate des Verwal­
tungsger.ichtshofes in ihre Uberlegungen miteinzubeziehen, doch können 
solche Uberlegungen im Hinblick auf die in § 73 AVG 1950 festgelegte 
Entscheidungspflicht der Behörde nicht als Rechtfertigung für eine jahre­
lange Säumnis bei der Entscheidung herangezogen werden, zumal es ja den 
Parteien des wasserrechtiichen Verfahrens selbst offensteht, nach Abschluß 
des Administrativverfahrens eine Beschwerde an den Verwaltungsgerichts­
hof zu erheben. 

Die VA hat daher der Beschwerde hinsichtlich der Säumnis des Landes­
hauptmannes von Niederösterreich als Wasserrechtsbehörde zweiter In­
stanz Berechtigung zuerkannt. 

Eine weitere Veranlassung war jedoch in beiden Fällen deshalb nicht erfor­
derlich, weil noch im Zuge des Prüfungsverfahrens der VA die ausstehen­
den Berufungsentscheidungen getroffen wurden und damit der Beschwer­
degrund behoben war. 
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3.9 Durchführung nachträglicher Verkaufsverhandlungen hinsichtlich eines be­
reits dem Bestbieter zugeschlagenen Grundstückes 
VA 122 - LF/85 BM ZI. 1787/85 

G. H. aus Weyer, Oberösterreich, brachte in ihrer Beschwerde an die VA 
folgendes vor: 

Sie sei Eigentümerin eines Grundstückes in der Katastralgemeinde W., das 
der Länge nach an eine Liegenschaft angrenze, die vom Forsttechnischen 
Dienst der Wildbach- und Lawinenverbauung, Sektion Oberösterreich, 
zum Verkauf ausgeschrieben worden sei. 

Am 29. August 1985 habe sie daher zum Erwerb dieses Grundstückes ein 
Anbot abgegeben, worauf ihr mit Schreiben des Forsttechnischen Dienstes 
der Wildbach- und Lawinenverbauung, Sektion Oberösterreich, vom 
6. September 1985 mitgeteilt worden sei, daß sie als Bestbieterin den Zu­
schlag erhalten habe und ihr Anbot dem Bundesminister für Land- und 
Forstwirtschaft zwecks Eigentumsübertragung und Ausarbeitung eines 
Kaufvertrages übermittelt worden sei. 

Mit Schreiben vom 4. Oktober 1985 sei ihr jedoch eine Einladung des Bun­
?esministeriums für Finanz.en zugegange~, aus der hervorgeh~, daß neben 
Ihrem Anbot noch fünf weitere Offerte ell1gelangt selen und Ihr daher die 
Möglichkeit gegeben werde, ihr Angebot zu überprüfen und gegebenenfalls 
zu erhöhen. 

Sie erblicke einen Mißstand im Bereich der Verwaltung darin, daß vom 
Bundesministerium für Finanzen naChträglich Verkaufsverhandlungen ein­
geleitet worden seien, obwohl ihr das Grundstück als Bestbieterin vom Ei­
gentümer bereits zugeschlagen worden sei. 

Die VA stellte im Prüfungsverfahren fest, daß das Beschwerdevorbringen 
den Tatsachen entsprach. 

Der um Stellungnahme ersuchte Bundesminister für Land- und Forst\virt­
schaft teilte der VA mit, daß die vom Forsttechnischen Dienst für Wild­
bach- und Lawinenverbauung, Sektion Oberösterreich, schriftlich bekannt­
gegebene Zuschlagserteilung an die Beschwerdeführerin auf einem Irrtum 
dieser Dienststelle beruhte. 

Die von der Sektion irrtümlich getroffene Regelung sei erst nachträglich 
anläßlich einer vom Bundesministerium für Finanzen ordnungsgemäß 
durchgeführten Verkaufsverhandlung bekanntgeworden und es habe sie 
der Vertreter des Bundesministeriums für Finanzen schließlich anerkannt, 
da das Anbot auch seinen Vorstellungen entsprochen habe. Damit konnte 
im Anlaßfall der Beschwerdegrund behoben werden. 

Darüber hinaus hat der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft der 
Beschwerdeführerin das Bedauern über die unterlaufene Fehlleistung zum 
Ausdruck gebracht und alle Dienststellen der Wildbach- und Lawinenver­
bauung aus gegebenem Anlaß angewiesen, hinkünftig bei derartigen Ge­
schäftsfälJen auf eine ordnungsgemäße Abwicklung zu achten, sodaß eine 
weitere Veranlassung der VA entbehrlich war. 
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4. Bundesministerium für Unterricht, Kunst und Sport 

112 

Allgemeines 

Den Ressortbereich des Bundesministeriums für Unterricht, Kunst und 
Sport betreffend wurden im Berichtszeitraum 56 Beschwerden an die VA 
herangetr3gen. Im wesentlichen betrafen diese Beschwerden im Berichts­
zeitr3um Angelegenheiten des Dienst- und Besoldungsrechtes von Bundes­
lehrern sowie von Bediensteten des Ressorts und seinen nachgeordneten 
Dienststellen, schulorg3nis3torische Maßn3hmen sowie die Ablehnung von 
Schul- bzw. Heimbeihilfen. 

In ihrem Achten Bericht 3n den N3tion31rat hat sich die VA mit der Be­
n3chteiligung vSJn Behinderten bei der Ausg3be von Opernbrten befaßt 
und Anlaß für Uberlegungen gegeben, die Behinderten die Teilnahme 3m 
Kulturleben erleichtern und damit ihre gesellschaftliche Integration fördern 
könnten. Der Bundesminister für Unterricht, Kunst und Sport teilte der VA 
hiezu mit Schreiben vom 13. Jänner 1986 mit, d3ß er 31s ersten Schritt zu 
einer besseren Berücksichtigung dieses Anliegens veranlaßt h3be, daß nun­
mehr versuchsweise ein Kontingent K3rten in der Ausg3bestelle H3nusch­
hof (Goetheg3sse) auch an Zivilbehinderte mit Ausweis ausgegeben wird. 
N 3ch !\hßgabe der d3bei ges3mmelten Erhhrungen werde er sod3nn eine 
endgültige Regelung veranlassen. Die VA wird sich dieses Problems auch 
weiterhin annehmen und gegebenenhlls über die im weiteren getroffenen 
Regelungen neuerlich dem N3tionalrn berichten. 

Auch im Berichtszeitraum wurde 3n die VA ein Problem her3ngetr3gen, 
d3s Behinderte betrifft (vgl. hll 4. I). Der Beschwerdeführer h3tte im kon­
kreten F311 angeregt, bei schwerbehinderten Kindern den Notendurch­
schnitt zur Erbngung eines Stipendiums 3bzusch3ffen, weil ein solches 
3uch ohne weitere Vor3ussetzung d3nn gewährt werde, wenn eine Erkran­
kung so schwer sei, daß eine N3chtr3gsprüfung abgelegt werden müsse. 

Der Bundesminister für Unterricht, Kunst und Sport wies in seiner Stel­
lungnahme darauf hin, daß seit der Schülerbeihilfengesetz-Novelle 1984 in 
§ 2 Abs. 3 geregelt sei, d3ß blinde und gehörlose Schüler, die hochgradig 
seh- bzw. hörbehindert sind, sod3ß ihre Behinderung bezüglich der schuli­
schen Leistungsfähigkeit den Auswirkungen der Blindheit bzw. Gehörlosig­
keit nahekommt, den günstigen Schulerfolg nicht n3chzuweisen haben, so­
fern sie keine einschlägige Sonderform besuchen. Diese Regelungen sind 
aber für andere Behinderungen, wie beispielsweise für Erkrankungen an 
schwerer Di3betes, nicht 3nwendbar. 

Wie in der Stellungnahme weiter ausgeführt wird, wäre grundsätzlich eine 
Umschreibung des Personen kreises mit "erheblich behinderten Kindern" 
im Sinne des Familien1asten.3~sgleichsgesetzes 1967, BGBI. Nr. 376, an den 
auch § 12 Abs. 3 SchülerbethIlfengesetz 1983 anknüpft, denkb3r. Es ergä­
ben sich jedoch Probleme daraus, daß nicht jede "erhebliche Behinderung" 
Auswirkungen auf den Schulerfolg h3ben müsse. 

Die VA verkennt nicht, daß es schwierig ist, sachgerechte 311gemein an­
wendbare Abgrenzungskriterien zu finden, doch hält sie dies nicht für 3US-
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geschlossen. Sie regt daher an, im Hinblick auf den berei~s durch ihre Be~ 
hinderung von vornherein benachteiligten Personenkreis Cberlegungen aut 
legisL:ttiver Ebene zur Lösung des gegenständlichen Problems anzustellen. 

Einzelfälle 

4.1 Erfordernis des Leistungsnachweises bei Gewährung von Schülerbeihilfen 
bei behinderten Kindern 
VA 11 - UK/83 1:1. 27 60917-IIl/1I85 

Ing. J. G. aus Leonding, Oberösterreich, führte anläßlich einer Vorsprache 
bei der VA aus, daß seine Tochter Herta unter schwerer Diabetes leide. für 
die Gewährung einer Schülerbeihilfe sei nach der derzeit geltenden Rege­
lung ein Notendurchschnitt von 2,8 erforderlich. Wenn aber die Erkran­
kung so schwer sei, daß eine Nachtragsprüfung erforderlich sei, bekomme 
man die Beihilfe auch ohne weitere Voraussetzungen. Diese Regelung er­
scheine ihm unbillig, weshalb er anrege, bei schwerstbehinderten Kindern 
das Erfordernis eines Leistungsnachweises abzuschaffen. 

Die VA holte im Prüfungsverhhren eine Stellungnahme des Bundesmini­
sters für Unterricht, Kunst und Sport ein, in der auf die im Allgemeinen 
Teil dieses Besrichtes bereits näher dargelegte RechtsL:tge Bezug genom­
men wird und darauf hingewiesen wird, daß für eine sachgerechte allge­
mein anwendbare gesetzliche Regelung eine Abgrenzung der Begriffsin­
halte im vorliegenden Sachzusammenhang bum in einer für die VoIlzie­
hung zweckmäßigen Weise möglich sei. 

Darüber hinaus wies der Bundesminister für Unterricht, Kunst und Sport 
darauf hin, daß für Einzelfälle ohnedies eine außerordentliche Unterstüt­
zung gewährt werden könne. 

Die VA verkennt - wie im Allgemeinen Teil bereits ausgeführt - nicht 
die Schwierigkeiten, die einer generellen Lösung dieses vom Beschwerde­
führer herangetragenen Problems entgegenstehen. 

Sie hält aber die derzeit geltende RechtsL:tge für nicht ausreichend, um dem 
Anliegen an einer schulischen Förderung schwerstbehinderter Kinder voll 
Rechnung zu tragen. 

4.2 Nichterledigung schriftlicher Eingaben im Zusammenhang mit der Verrech­
nung von Dauersupplierstunden 
VA 12 - UK/83 

Prof. Mag. K. W. aus Wien brachte in seiner Beschwerde an die VA folgen­
des vor: 

Er sei Lehrer an der Höheren Bundeslehr- und Versuchsanstalt für Textil­
industrie in Wien. 

Im Jahre 1981 sei ihm eine Lehrfächerverteilung vorgelegt worden, die des­
halb nicht seine Zustimmung gefunden habe, weil ihm eine Dauersupplier-
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stunde nicht in entsprechender Form angerechnet worden sei. Er habe da­
her diesbezüglich am 18. Mai 1982 im Dienstwege ein Schreiben an das 
Bundesministerium für Unterricht und Kunst gerichtet, doch sei ihm eine 
schriftliche Erledigung bis zum Zeitpunkt der Beschwerdeerhebung am 
3. November 1983 nicht zugegangen. 

Die VA holte im Prüfungsverfahren Stellungnahmen des Bundesministers 
für Unterricht, Kunst und Sport ein und stellte fest, daß das Beschwerde­
vorbringen den Tatsachen entsprach. 

Zwar wurde aufgrund der Eingabe des Beschwerdeführers eine Überprü­
fung der Lehrfächerverteilung vorgenommen und diese als den gesetzlichen 
Bestimmungen entsprechend festgestellt, doch ist eine schriftliche Erledi­
gung an den Beschwerdeführer unterblieben. Die vom Beschwerdeführer 
beanstandete Nichtberücksichtigung einer Dauersupplierstunde wurde vom 
Bundesministerium für Unterricht, Kunst und Sport in der Weise berück­
sichtigt, daß der Direktion der Höheren Bundeslehr- und Versuchsanstalt 
für Textilindustrie seitens des Ministeriums fernmündlich bebnntgegeben 
wurde, es sei beim Beschwerdeführer ab 15. September 1982 diese Supplier­
stunde zu berücksichtigen und entsprechend abzurechnen. Eine schriftliche 
Erledigung gegenüber dem Beschwerdeführer erfolgte aber auch aus Anlaß 
dieser mündlichen Mitteilung nicht. 

In der Unterlassung der schriftlichen Erledigung der vom Beschwerdefüh­
rer i.m Dienstv.:ege eingebrachten Eingab.e hat dah~r die VA einen Umstand 
erblickt, der dIe Beschwerde gerechtfertigt erschelIlen läßt. 

Da noch im Zuge des Prüfungsverfahrens der Bundesminister für Unter­
richt, Kunst und Sport die Direktion der Höheren Bundeslehr- und Ver­
suchsanstalt für Textilindustrie anwies, in künftig vom Routinebetrieb ab­
weichenden Fällen entsprechende schriftliche Erledigungen zu erlassen, 
war eine weitere Veranlassung durch die VA entbehrlich. 

4.3 Ungerechtfertigte Verweigerung einer Abfertigung bei Auflösung eines Leh­
rerdie~~tverhältnisses aus gesundheitlichen Gründen 

114 

VA NO 85 - UK/84 

R. H. aus Amstetten, Niederösterreich, brachte in ihrer Beschwerde an die 
VA folgendes vor: 

Sie sei als Vertragslehrer an der Hauptschule I in Amstetten verwendet 
worden. Mit Schreiben vom 13. Juli 1983 habe sie ihrer Dienstbehörde mit­
geteilt, daß sie aus gesundheitlichen Gründen nicht in der Lage sei, ihrem 
Dienst vollwertig nachzukommen, weshalb sie um einversündliche Auflö­
sung des bestehenden Dienstverhältnisses zum ehestmöglichen 7eitpunkt 
ersuche. Die~em Antrag waren entsp:echende medizinische Befunde beige­
schlossen. MIt SchreIben vom 19. Juh 1983 habe Ihr der Landesschulrat für 
Niederösterreich mitgeteilt, daß er seine Einverständnis zur Lösung des 
vertraglichen Dienstverhältnisses gebe und ihr Dienstverhältnis mit Ablauf 
des 31. August 1983 ende. Zu diesem Zeitpunkt erfolge auch die Einstel­
lung ihres Entgeltes. Weiters sei ihr mitgeteilt worden, daß über eine Abfer­
tigung gesondert entschieden werde. 
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Mit Schreiben vorn 17.)J ovember 1 n 3 h:J.be ih r der L:J.ndesschulr:J.t fü r 
Niederösterreich zur Kenntnis gebr:J.cht, d:J.ß im Hinblick :J.uf den Erbß des 
Bundesministeriums für Cnterricht und Kunst \'om 9. November 1983 
keine Möglichkeit bestehe, ihr :J.nläßlich der Lösung ihres Dienstverhältnis­
ses eine Abfertigung zuzuerkennen. Sie h:J.lte die Abweisung ihres Abferti­
gungs:J.nspruches desh:J.lb für ungerechtfertigt, weil von ihr immer eine Auf­
lösung des Dienstverhältnisses :J.us gesundheitlichen Gründen angestrebt 
worden sei und die Dienstbehörde dies :J.uch ursprünglich zur Kenntnis ge­
nommen habe. Dies komme schon darin zum Ausdruck, daß ursprünglich 
die Abfertigung einer gesonderten Entscheidung vorbeh:J.lten worden sei. 
Erst nachträglich habe nun ihre Willenserklärung offenbar uminterpretiert 
und eine ohne Vorliegen eines wichtigen Grundes erfolgte einvernehmliche 
Auflösung des Dienstverhältnisses :J.ngenommen. In der ungerechtfertigten 
Vorenthaltung ihrer Abfertigung erblicke sie einen Mißst:J.nd im Bereich 
der Verwaltung. 

Die VA holte im Prüfungsverhhren Stellungn:J.hmen des Bundesministers 
für Unterricht und Kunst ein und stellte fest, d:J.ß das Beschwerdevorbrin­
gen der:. T :J.ts:J.chen entspr:J.ch. Die im Einvernehmen mit der VA durchge­
führte Uberprüfung der Angelegenheit durch die zuständige Geschäftsab­
teilung des Bundesministeriums für Unterricht und Kunst ergab, d:J.ß der 
vorzeitige Austritt der Beschwerdeführerin :J.us gesundheitlichen Gründen 
:J.ls ein wichtiger Grund im Sinne des § 35 Abs. 2 liffer 6 VBG 1948 gewer­
tet werden kann. Im Hinblick :J.uf den Wortbut der \'on der Beschwerde­
führerin :J.bgegebenen Erklärung vorn 13. Juli 19~3 und auf die Fürsorge­
pflicht des Dienstgebers erschien der VA die Vorg:J.ngsweise der Dienstbe­
hörde :J.ls gesetzwidrig, \\feil bei vorzeitiger Auflösung eines Dienstwrhält­
niss es aus wichtigen Gründen der Abfertigungs:J.nspruch gewahrt bleibt und 
dessen Nicht:J.nerkennung sich daher als rehlverh:J.lten der Dienstbehörde 
darstellte. Die VA erkannte daher der Besch\\erde Berechtigung zu. 

Da noch im Zuge des Prüfungsverhhrens der Bundesminister für Unter­
richt und Kunst den L:J.ndesschulr:J.t für Niederösterreich :J.nwies, der Be­
schwerdeführerin die Abfertigung :J.uszuz:J.hlen und dieser Weisung durch 
Auszahlung der Abfertigung :J.n die Beschwerdeführerin am 11. Jänner 
1985 entsprochen wurde, womit der Beschwerdegrund behoben war, erwies 
sich weitere Veranbssung der VA als entbehrlich. 

4.4 Neufestsetzung von Nebenleistungen für die Tätigkeit als Werkstättenlei­
ter ; Verfahrensverzögerung 
VA 25 - UK/~5 ZL 27 64711-III/9/86 

DipL-Ing. F. P. aus Wattens, Tirol, brachte in seiner Beschwerde an die VA 
folgendes vor: 

Er sei Lehrer der Ersten Höheren technischen Bundeslehr- und Versuchs­
anstalt Innsbruck und finde dort auch als Werksüttenleiter für den Bereich 
"Maschinenbau" Verwendung. Für diese von ihm ausgeübte Tätigkeit habe 
er im Jahre 1972 im Wege seiner Dienstbehörde ein Verfahren zur Neu­
festsetzung der Nebenleistungen eingeleitet, das jedoch bis zur Erhebung 
der Beschwerde am 25. April 1985 keiner Erledigung zugeführt worden sei. 
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In der YerfahrerlS\erzögerung erblicke er einen Mißstand Im Bereich der 
\'erwaltung. 

Die \-A holte im PrüfungS\erbhren Stellungnahmen des Bundesministers 
für Unterricht, Kunst und Sport ein und stellte fest, daß das Beschwerde­
vorbringen den Tatsachen entsprach. 

Wie aus der Stellungnahme des Bundesministers für Unterricht, Kunst und 
Sport vorn 14, Juni 19S5 hervorgeht, habe sich die Entscheidung deshalb 
verzögert, weil das im Einvernehmensweg befafhe Bundeskanzleramt er­
gänzende Ermittlungen für notwendig erachtet habe. Der Bundesminister 
für Unterricht, Kunst und Sport habe sodann den Landesschulrat für Tirol 
mit diesen ergänzenden Ermittlungen beauftragt, der jedoch säumig geblie­
ben sei, 

In seiner weiteren Stellungnahme vorn IC. I\1ärz 19~6 teilte der Bundesmi­
nister der VA mit, daß mit Bescheid vorn 23, Jänner 1986 nach Zustimmung 
durch das Bundeskanzleramt im Eimernehmen mit dem Bundesminister für 
Finanzen unter Ausweitung des seinerzeit vorgegebenen Rahmens nun dem 
Begehren des Beschwerdeführers stattgegeben worden sei, womit der Be­
schwerdegrund als behoben erscheine. 

Die VA verkennt nicht, daß im Einzelfall, vor allem bedingt durch die ge­
setzlichen Regelungen hinsichtlich der Herstellung des Einvernehmens mit 
dem Bundeskanzleramt und dem Bundesministerium für Finanzen, besol­
dungsrechtliche Verfahren der gegenständlichen Art eine längere Zeitdauer 
in Anspruch nehmen können, als dies § 73 A. VG 195C vorsieht, wobei auch 
die Durchführung umbngreicher Frrnittlungen eine Verlängerung des Ver­
fahrensablaufes in sachlicher Weise zu begründen verrnag. 

Im gegenständlichen Beschwerdefall ist allerdings der dem einzelnen Be­
troffenen zumutbare Zeitrahmen für die Durchführung eines derartigen 
Verfahrens bei weitem überschritten worden. Dazu kommt noch, daß die 
vorn Bundesminister für Unterricht, Kunst und Sport angeführte Stellung­
nahme des Bundeskanzleramtes, nach welcher ergänzende Ermittlungen 
verlangt worden seien, vorn 31. Jänner 1985 stammt und die Veranlassung 
dieser Ermittlungen durch den Landesschulrat für Tirol am 19. April 1985 
erfolgte, Für die davorliegenden Jahre ist der zuletzt abgegebenen Stellung­
nahme des Bundesministers für Unterricht, Kunst und Sport zu entnehmen, 
daß eine Verzögerung einerseits durch mehrfache Abänderungsanträge des 
Beschwerdeführers eingetreten sei, andererseits aber die erforderlichen Er­
mittlungen durch den Landesschulrat für Tirol äußerst schleppend und nur 
aufgrund zahlreicher Urgenzen vorgenommen worden seien. 

Diese ohne sachliche Rechtfertigung erfolgte säumige Verbhrensdurchfüh­
rung hat daher die VA zum Anlaß genommen, um der gegenständlichen 
Beschwerde Berechtigung zuzuerkennen. 

Da der ausstehende Bescheid noch im Zuge des Prüfungsverfahrens erlas­
sen wurde und damit der Beschwerdegrund behoben war, erwies sich eine 
weitere Veranlassung durch die VA als entbehrlich. 
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4.5 Ablehnung des Schulbesuches wegen Nichterteilung eines Sichtvermerkes 
VA 27 - UK/S5 

1. A. aus }-hrd, Vorarlberg, brachte bei der VA folgende Beschwerde \'or: 

Er sei türkischer Staatsangehöriger, doch seien seine Eltern und zwei seiner 
Kinder bereits in Österreich ansässig. Im Zuge einer Familienzusammen­
führung habe .c;r für die bei den älteren Kinder um Einreisebewilligung für 
die Republik Osterreich angesucht und Sichtvermerke im Zuge der fami­
lienzusammenführung erbeten. Die für die Erteilung der Sichtvermerke zu­
ständige Bezirkshauptmannschaft B. habe - trotz der entsprechenden An­
tragstellung - die drei Monate des sichtvermerksfreien Aufenthaltes ablau­
fen lassen und dann ein Strafverfahren eingeleitet. 

Als weitere folgewirkung sei seinen Kindern der Besuch der Volksschule 
verwehrt worden, da sie über keinen Sichtvermerk verfügten. Eine solche 
Vorgangsweise sei aber gesetzlich nicht gedeckt, weshalb er in der Ableh­
nung des Schulbesuches seiner Kinder einen Mißstand im Bereich der Ver­
waltung erblicke. 

Die VA stellte im Prüfungsverfahren nach Einholung einer Stellungmhme 
des Bundesministers für Unterricht, Kunst und Sport fest, daß das Be­
schwerdevorbringen den Tatsachen entsprach. 

Die Regelungen des Schulpflichtgesetzes [9S5, BGB!. Nr. 76, stellen bei 
der Normierung jener Kriterien, die eine Schulpflicht bzw. das Recht auf 
Schulbesuch begründen, bei ausländischen Staatsbürgern und StJ.J.tenlosen 
nicht auf das Vorliegen oder Nichtvorliegen eines Sichtvermerkes oder an­
dere fremdenpolizeiliche Tatbestände ab. 

Gemäß § [ des Schulpflichtgesetzes besteht allgemeine Schulpflicht für alle 
Kinder, die sich in Osterreich dauernd aufhalten. Der Begriff des dauern­
den Aufenthaltes ist dabei so zu verstehen, daß ein nicht nur vorübergehen­
der Aufenthalt sowie die aus den Umständen erkennbare Absicht, sich auf 
längere Zeit hin in Österreich aufzuhalten, Subsumtionsmerkmale sind. 

Darüber hinaus sind aber alle jene Kinder, die sich in Österreich nur vor­
übergehend auflulten, jedenfalls gemäß § 17 des Schulrflichtgesetzes zum 
Schulbesuch berechtigt. 

Im gegenständlichen Besch\\erdefall waren daher die Kinder des Beschwer­
deführers zum Besuch jener öffentlichen allgemeinbildenden Pflichtschule 
berechtigt, in deren Sprengel sie Aufenthalt genommen haben, wobei im 
weiteren yorerst die Prüfung unterbleiben konnte, ob auch die Vorausset­
zungen für die Schulpflicht im gegenständlichen Fall zutreffen. Die Ableh­
nung des Schulbesuches der Kinder des Beschwerdeführers durch die 
Volksschule Hard stellt daher einen Verstoß gegen die Gesetzeslage dar 
und ist als Fehlverhalten im Bereich der Verwaltung zu qualifizieren. 

Da noch im Zuge des Prüfungsverfahrens der Schulbesuch der Kinder des 
Beschwerdeführers ermöglicht wurde und damit der Beschwerdegrund be­
hoben war, erwies sich eine weitere Veranlassung der VA als entbehrlich. 

[17 

III-6 der Beilagen XVII. GP - Bericht  - 01 Hauptdokument Teil 1 (gescanntes Original) 117 von 212

www.parlament.gv.at



S. Bundesministerium für Wissenschaft und Forschung 

118 

Allgemeines 

Den Ressortbereich des Bundesministeriums für Wissensch:lft und For­
schung betreffend wurden im Berichtszeitr:lum 37 Beschwerden :ln die VA 
her:lngetr:lgen. 

Wie :luch in den verg:lngenen Berichtszeiträumen betr:lf der überwiegende 
Teil der Beschwerden den Bereich der Studienförderung, wobei sowohl die 
m:lteriellen Erledigungen der Studien bei hilfenbehörden :lls :luch die Ver­
hhrensd:luer den Gegenst:lnd der Beschwerden bildeten. 

Eine weitere Gruppe von Beschwerden betr:lf die Nostrifizierung von im 
Ausland absolvierten Ausbildungen bzw. erworbenen :lbdemischen Gr:l­
den, wobei die damit verbundene Problem:ltik bereits in eingehender Weise 
im Achten Bericht der VA :ln den N:ltion:llrat d:lrgestellt wurde. Schließ­
lich w:lren auch Angelegenheiten des Denkm:llschutzes sowie dienst- und 
besoldungsrechtliche Angelegenheiten der Bediensteten des Bundesministe­
riums für Wissensch:lft und Forschung und seiner nachgeordneten Dienst­
stellen Gegensund von Beschwerden :ln die VA. 

Abschließend sei auf ein Problem hingewiesen, dessen Lösung nur im Wege 
einer Anderung der gesetzlichen Bestimmungen über die Studienrichtungen 
der Bodenkultur und die technischen Studienrichtungen möglich erscheint. 

Während die Verleihung des :lbdemischen Grades "M:lgister" bzw. 
"Doktor" bei Absolvierung mehrhcher Studien mit einern die jeweilige 
Studienrichtung kennzeichnenden Beis:ltz :luch mehrhch erfolgen bnn, 
fehlt eine solche Möglichkeit für Absohenten mehrerer technischer Stu­
dienrichtungen. Dies führt dnu, d:lß der :lbdemische Gr:ld "Diplom-In­
genieur" nur einm:ll, und ZW:lr ohne Beisetzung der Studienrichtung, die 
erfolgreich absolviert wurde, verliehen werden bnn (vgl. hll 5.3). 

Die VA vertritt die Aufhssung, d:lß die derzeitige Rechtsbge eine uns:lchli­
che Differenzierung bei der Mehrhchverleihung von :lbdemischen Gr:l­
den schafft und regt daher :ln, durch entsprechende Maßmhmen :luf der 
Ebene der Gesetzgebung diese in der derzeitigen Gesetzesbge begründete 
Härte zu beheben, zum:ll bei der Zurücklegung vergleichb:uer Studien im 
Ausland die mehrfache Verleihung des :lbdemischen Gr:ldes "Diplom-In­
genieur" unter Beisetzung der jeweils :lbso.lvierten Studienrichtung zulässig 
ist und mit der von der VA :lngeregten Anderung der Gesetzesbge :luch 
den zwischensta:ltlichen Verflechtungen :luf dem Gebiet des Hochschul­
rechtes besser entsprochen werden könnte. 
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Einzelfälle 

5.1 Verfahrensverzögerung bei der Behandlung eines Studienbeihilfenantrages 
VA 1 - WFI~5 11. 56049/16-17/85 

C. Sch. aus St. Pölten, Niederösterreich, brachte In seiner Beschwerde an 
die VA folgendes vor: 

Er habe im Wintersemester 1982/83 aufgrund einer positiven Erledigung 
seines Ansuchens um Studienbeihilfe durch die Studienbeihilfenbehörde der 
Technischen Universität Wien eine Studienbeihilfe bezogen. 

Innerhalb der Berufungsfrist habe er gegen den Bewilligungsbescheid am 
9. Feber 1983 eine Vorstellung eingebracht, um eine Erhöhung nach § 9 
Abs. 1 Ziff. 2 lit. c des damals geltenden Studienförderungsgesetzes zu er­
reichen. Der Senat der Studienbeihilfenbehörde an der Technischen Uni­
versität Wien sei jedoch mit seiner Entscheidung säumig geblieben und 
habe ohne zureichenden Grund trotz Vorliegen aller für eine Sachentschei­
dung wesentlichen Umstände seinen Antrag mehr als zwei Jahre hindurch 
nicht erledigt. 

In der Säumnis der Studienbeihilfenbehörde erblicke er einen Mißstand im 
Bereich der Verwaltung. 

Der im Prüfungsverfahren der VA um Stellungnahme ersuchte Bundesmi­
nister für Wissenschaft und Forschung teilte in seiner Stellungnahme mit, 
dag er aufgrund einer Eingabe des Beschwerdeführers den Senat der Stu­
dienbeihilfenbehörde an der Technischen Universität Wien bereits zweimal 
angewiesen habe, dem Studierenden eine dem Gesetz entsprechende Stu­
dienbeihilfe zuzuerkennen. Der Senat sei dieser Weisung nicht nachgekom­
men, obwohl gemäg § 17 Abs. 5 über Anbringen in Studienbeihilfenangele­
genheiten ohne unnötigen Aufschub, spätestens aber binnen drei Monaten, 
zu entscheiden ist. Der Bundesminister für Wissenschaft und Forschung er­
klärte sich bereit, unverzüglich eine Entscheidung in der Sache selbst zu 
treffen, falls \'om Beschwerdeführer ein Devolutionsantrag beim Bundesmi­
nisterium für Wissenschaft und Forschung eingebracht würde. 

In d~r folge brachte der Beschwerdeführer einen entsprechenden Antrag 
auf U,bergang de: Zuständigk.eit beim Bundesministerium für Wissensch.aft 
und forschung eIn, der noch Im Zuge des Prüfungsverfahrens der VA eIne 
Erledigung herbeiführte, womit der Grund für die berechtigte Beschwerde 
behoben und eine weitere Veranlassung der VA entbehrlich war. 

5.2 Verzögerung eines Studienbeihilfenverfahrens - unzweckmäßige Verfah­
rensgestaltung 
VA 3 - WF/85 

G. Sch. aus Fürstenfeld, Steiermark, führte in ihrer Beschwerde an die VA 
folgendes aus: 

Sie studiere in Wien Publizistik und Italienisch. Ihre Eltern seien geschie­
den, wobei ihr Vater zur Unterhaltsleistung verpflichtet sei. Er sei seiner 
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Unterhaltsverpflichtung zeitweilig nachgekommen, nunmehr werde Unter­
haltsvorschuß vom Staat gewährt. Sie habe bei der zuständigen Studienbei­
hilfenbehörde unter Vorlage aller Unterlagen, der entsprechenden Ge­
richtsbeschlüsse und einer Lohnbestätigung des Vaters um eine Studienbei­
hilfe angesucht, sei aber von der StudienbeihilfensteIle aufgefordert wor­
den, von ihrem Vater auch eine Bescheinigung des Arbeitslosenbezuges 
vom 1. Jänner bis 1. Mai 1983 und vom 24. Dezember 1983 bis 31. Dezem­
ber 1983 beizubringen. Ihr Vater habe jedoch diese Bestätigung nicht aus­
gestellt. Die Studienbeihilfenbehörde habe ohne Vorlage dieser Bestätigung 
eine Erledigung ihres Antrages abgelehnt, obwohl alle entscheidungswe­
sentlichen Ums~ände aus den von ihr beigebrachten Unterlagen bereits her­
vorgegangen selen. 

Darin erblicke sie einen Mißstand im Bereich der Verwaltung. 

Die VA holte im Prüfungsverfahren eine Stellungnahme des Bundesmini­
sters für Wissenschaft und Forschung ein und stellte fest, daß das Be­
schwerdevorbringen den Tatsachen entsprach. Der um Stellungnahme er­
suchte Bundesminister für Wissenschaft und Forschung führte gegenüber 
der VA aus, daß die Aufforderung zur Vorlage einer zusätzlichen Bestäti­
gung durch die zuständige Sudienbeihilfenbehörde an der Universität Wien 
überflüssig gewesen sei, da aus dem Beschluß der Bezirkshauptmann­
schaft F. ersichtlich gewesen sei, daß der leibliche Vater der Beschwerde­
führerin für alle seine Kinder sorgepflichtig sei. Die VA hat daher der Be­
schwerde Berechtigung zuerkannt, eine weitere Veranlassung erwies sich 
jedoch deshalb als entbehrlich, da noch im Zuge des Prüfungsverfahrens 
der ausstehende Bescheid von der Studienbeihilfenbehörde am 28. Feber 
1985 erlassen und der Beschwerdeführerin eine Jahresstudienbeihilfe von 
41 800 S zuerkannt wurde. 

5.3 Keine gesetzliche Grundlage für die mehrfache Verleihung des akademi­
schen Grades eines "Diplom-Ingenieurs" 
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VA 4 - WF/85 Zl. 64 552/2-15/85 

Dipl.-Ing. Dr. H. M. aus Gänserndorf, Niederösterreich, brachte in seiner 
Beschwerde an die VA folgendes vor: 

Er habe im Jahre 1981 an der Hochschule für Bodenkultur das Studium der 
Kulturtechnik und Wasserwirtschaft erfolgreich abgeschlossen und dafür 
den akademischen Grad eines Diplom-Ingenieurs verliehen erhalten. In den 
Jahren 1978 bis 1982 habe er ein zweites Studium an der Technischen Uni­
versität Wien zurückgelegt. Nach Ablegung der zweiten Diplomprüfung 
der Studienrichtung Bauingenieurwesen im Mai 1982 sei ihm die Zulassung 
zur Sponsion verwehrt worden und damit auch der Anspruch auf alle 
Rechte und Pflichten eines Absolventen einer Universität. Er halte es für 
nicht vertretbar, daß bei Absolvierung verschiedener Studien der akademi­
sche Grad eines Diplom-Ingenieurs nur einmal verliehen werden könne, 
während etwa ein Doktorgrad mehrfach erworben werden könne. Auf 
seine diesbezüglichen Ausführungen habe sich auch die Professorenschaft 
der Fakultät für Bauingenieurwesen für eine Zulassung zur Sponsion aus­
gesprochen, doch habe die Universitätsdirektion dies abgelehnt. Darin er­
blicke er einen Mißstand im Bereich der Verwaltung. 

III-6 der Beilagen XVII. GP - Bericht  - 01 Hauptdokument Teil 1 (gescanntes Original)120 von 212

www.parlament.gv.at



Die V.-'\ holte im Prüfungsverfahren eine Stellungnahme des Bundesmini­
sters für Wissenschaft und Forschung ein und stellte folgendes fest: 

Gemäß § 34 Abs. 1 des Allgemeinen Hochschul-Studiengest'tzes 1966 kann 
der gleiche akademische Grad nur einmal envorben werden, auch \\·enn der 
Kandidat die Voraussetzungen mehrfach erfüllt hat. Aus diesem Grund er­
wies sich die Ablehnung der Zulassung zur Sponsion im gegenständlichen 
Fall als mit der Gesetzeslage übereinstimmend, da der akademische Grad 
"Diplom-Ingenieur" ohne Kennzeichnung einer bestimmten Studienrich­
tung verliehen wird. 

Während bei den einzelnen Magistergraden bzv". Doktorgraden in den be­
sonderen Studiengesetzen ein die Studienrichtung kennzeichnender L'usatz 
\·orgesehen ist, zB t-.hgister iuris, kann durch die Studien, die aufgrund der 
Bundesgesetze über Studienrichtungen der Bodenkultur, der Technik und 
Montanistik absolviert werden, nur der Grad Diplom-Ingenieur ohne \vei­
teren Zusatz erworben werden. Eine weitere Bezeichnung der Studienrich­
tungen, wie etwa "Diplom-Ingenieur für Kulturtechnik und Wasserwirt­
schaft" oder "Diplom-Ingenieur für Bauingenieurwesen" ist weder im Bun­
desgesetz über Studienrichtungen der Bodenkultur, BG BI. Nr.292/1969 
i. d. g. F., noch im Bundesgesetz über technische Studienrichtungen, BGBI. 
Nr. 290/1969 i. d. g. F., vorgesehen. 

In seiner Stellungnahme brachte der Bundesminister für Wissenschaft und 
Forschung selbst zum Ausdruck, daß diese Lösung unbillig erscheint, weil 
im gegenständlichen Fall dem Beschwerdeführer auf Antrag lediglich eine 
Abschlußbescheinigung (Absolutorium) gemäß § 11 Abs. 2 des Allgemeinen 
Hochschul-Studiengesetzes ausgestellt werden, nicht jedoch die mehrfache 
Verleihung eines akademischen Grades erfolgen kann. 

Die VA vertritt die Auffassung, daß die derzeitige Rechtslage eine unsachli­
che Differenzierung bei der Mehrfachverleihung von akademischen Gra­
den schafft und regt daher an, durch entsprechende !\hßnahmen auf der 
Ebene der Gesetzgebung diese in der derzeitigen Gesetzeslage begründete 
Härte zu beheben, zumal bei der Zurücklegung \Trgleichbarer Studien im 
Ausland die mehrfache Verleihung des akademischen Grades "Diplom-In­
genieur" unter Beisetzung der jeweil~. absolvierten Studien richtung zulässig 
ist und die von der VA angeregte Anderung der Gesetzeslage auch den 
zwischenstaatlichen Verflechtungen auf dem Gebiet des Hochschulrechtes 
besser entsprechen würde als die derzeit bestehende Rechtslage. 

S.4 Nichterledigung eines Studienbeihilfenantrages mangels rechtzeitiger Erlas­
sung der Studiennachweisverordnung 
VA 6 - WF/85 Il. 56042/31-17/85 

P. M. aus Salzhurg brachte in seiner Beschwerde an die VA folgendes vor: 

Er sei Student im dritten abgeschlossenen Semester an der Wirtschaftsuni­
versität Wien, handelswissenschaftliche Studienrichtungen, und habe für 
die ersten zwei Semester eine Studienbeihilfe bezogen. 
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Da er auch für die Weitergewährung der Studienbeihilfe die gesetzlichen 
Erfordernisse erfüllt habe, habe er auch zu Beginn des dritten Semesters im 
September 1984 ein Ansuchen um Gewährung einer Studienbeihilfe ge­
steilt. Die StudienbeihilfensteIle habe ihm jedoch mitgeteilt, daß alle Ansu­
chen derzeit unbearbeitet liegenbleiben, weil die bis 22. August 1984 gel­
tende Durchführungsverordnung außer Kraft gesetzt worden sei und bis­
her eine neue Verordnung noch nicht erlassen worden sei. Darüber hinaus 
sei ihm mitgeteilt worden, daß der Nachweis des Studienerfolges mit Stich­
tag 2. Jänner 1985 dergestalt wäre, daß ansuchende Studenten keine Mög­
lichkeit hätten, die Termingestaltungsmöglichkeit der abzulegenden Prü­
fung zum Nachweis des Studienerfolges so zu steuern, daß ein Ansuchen 
positiv beurteilt werden könne. Wäre die Durchführungsverordnungen 
rechtzeitig erlassen worden, so hätten aber die Studenten zumindest die 
eine oder andere Prüfung vor diesem Stichtag ablegen können. Er selber 
habe zwei Detailprüfungen unmittelbar nach dem Stichtag abgelegt, da er 
keine Kenntnis von der neuen Rechtslage gehabt habe. Dies könnte unter 
Umständen bedeuten, daß selbst nach der Erlassung der ausstehenden Ver­
ordnung eine positive Erledigung seines Ansuchens rückwirkend nicht 
mehr erfolgen könne. 

In der Säumnis bei der rechtzeitigen Erlassung der Durchführungsverord­
nungen erblicke er einen Mißstand im Bereich der Verwaltung. 

Die VA holte im Prüfungsverfahren eine Stellungnahme des Bundesmini­
sters für Wissenschaft und Forschung ein und stellte fest, daß das Be­
schwerdevorbringen den Tatsachen entsprach. 

Wie die VA aus der eingeholten Stellungnahme des Bu!?-desministers für 
Wissenschaft und Forschung feststellte, wurde durch die Anderung des § 8 
Abs. 1 des Studienförderungsgesetzes durch die 10. Novelle die Neuerlas­
sung von Studiennachweisverordnungen durch die akademischen Behörden 
erforderlich. 

Das Universitätskollegium der Wirtschaftsuniversität Wien hat trotz mehr­
fachen Drängens des Bundesministers für Wissenschaft und Forschung erst 
Anfang des Jahres 1985 eine dem Gesetz entsprechende Studiennachweis­
verordnung beschlossen. Diese wurde am 15. Feber 1985 im Mitteilungs­
blatt dieser Universität kundgemacht. 

Im Anlaßfall konnte der Beschwerdegrund dadurch behoben werden, daß 
dem Beschwerdeführer aus der verspäteten Erlassung der Studiennachweis­
verordnung hinsichtlich seines Studienbeihilfenantrages kein Nachteil er­
wachsen ist, sondern ihm nachträglich für das Studienjahr 1984/85 eine 
Studienbeihilfe in der Höhe von 41 800 S bewilligt werden konnte. 

Die VA hat in der Säumnis des Universitätskollegiums der Wirtschaftsuni­
versität Wien ein Fehlverh.~lten festgestellt, da es nach Ansicht der VA un­
vertretbar erscheint, bei Anderungen der Gesetzeslage mit der auf der 
Ebene der Verwaltung notwendigen Durchführungsmaßnahmen so lange 
zuzuwarten, daß Nachteile für die Studierenden nicht ausgeschlossen wer­
den können. 
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Da der Bundesminister für Wissenscluft und Forschung zur Vermeidung 
gleichartiger Unzukömmlichkeiten in der Zukunft in die Regierungsvor­
lage zur 2. Novelle zum Studienförderungsgesetz 1983 eine Bestimmung 
aufgenommen hat, daß dann, wenn die zuständige akademische Behörde 
mit der Erlassung einer Studiennachweisverordnung säumig wird, nach ei­
ner bestimmten Frist die Verordnungskompetenz auf das Bundesm iniste­
rium für Wissenschaft und Forschung übergeht, erweist sich aber eine wei­
tere Veranlassung der VA derzeit als entbehrlich 

5.5 Unvereinbarkeit der Führung des Titels "Universitätsdozent" für einen Or­
dentlichen Universitätsprofessor 
VA 11 - WF/85 ZI. 11 605/4-15/85 

Univ.-Prof. Dr. H. F. aus Graz brachte in seiner Beschwerde an die VA fol­
gendes vor: 

Er habe im Jahre 1953 die Lehrbefugnis für das Fach Geologie aufgrund ei­
nes Habilitationsverfahrens erworben. Seither habe er im Sinne der Bestim­
mung des § 25 Abs. 7 UOG den Titel "Universitätsdozent" geführt. Das 
Fach Geologie umfasse verschiedene Teilfächer, darunter auch die Histori­
sche Geologie. Dazu kämen aber auch noch Fächer wie Regionale, Allge­
meine, Angewandte oder Montangeologie und dergleichen. Eine Habilita­
tion für das Gesamtfach umfasse somit die Lehrbefugnis für sämtliche Teil­
fächer. 

Im Jahre 1963 sei er zum Außerordentlichen Universitätsprofessor, einige 
Jahre später zum Ordentlichen Universitätsprofessor für das Fach "Paläon­
tologie und Historische Geologie" ernannt worden. Mit Schreiben vom 
28. Jänner 1985 habe ihm das Bundesministerium für Wissenschaft und 
Forschung auf seine Anfrage hin, ob er den Titel Universitätsdozent für das 
gesamte Fach auch weiterhin neben dem Titel eines Ordentlichen Universi­
tätsprofessors für ein Teilfach führen dürfe, mitgeteilt worden, daß der mit 
der Verleihung der Lehrbefugnis verbundene Titel Universitätsdozent kein 
Amtstitel sei, sodaß die Führung dieses Titels bei einem Ordentlichen Uni­
versitätsprofessor nur bei Ausscheiden aus dem Dienstverhältnis zur Uni­
versität wieder aufleben würde. 

In diesem Erlaß des Bundesministeriums für Wissenschaft und Forschung 
erblicke er einen Mißstand im Bereich der Verwaltung, da nach § 30 Abs. 1 
UOG seiner Meinung nach eine allenfalls vor der Ernennung zum Ordent­
lichen Universitätsprofessor erworbene andere oder weitergefaßte Lehrbe­
fugnis nicht berührt werde. 

Die VA holte im Prüfungsverfahren eine Stellungnahme des Bundesmini­
sters für Land- und Forstwirtschaft ein und stellte fest, daß das Beschwer­
devorbringen den Tatsachen entsprach. 

In der Sache selbst ist folgendes festzuhalten : 

In § 30 Abs. 1 UOG ist ausdrücklich angeführt, daß eine allenfalls vor der 
Ernennung zum Ordentlichen Universitätsprofessor erworbene andere 
oder weitergefaßte Lehrbefugnis nicht berührt wird. Durch diese Bestim-
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mung soll klargestellt werden, daß eine vor der Ernennung schon erwor­
bene andere oder weitergefaßte Lehrbefugnis durch die Ernennung zum 
Ordentlichen Universtiätsprofessor nicht beseitigt oder eingeschränkt wird. 

Der im UOG vorgesehene Titel "Universitätsdozent" ist, da er weder ein 
Amts- noch ein Berufstitel ist, als ein akademischer Grad "sui generis" an­
zusehen. 

Im Beamten-Dienstrechtsgesetz 1979 ist in § 63 in Verbindung mit § 157 
eine einheitliche Regelung der Amtstitel für alle Bediensteten, die in einem 
öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis zum Bund stehen, getroffen wor­
den. Der Amtstitel "Ordentlicher Universitätsprofessor" ist der mit der Be­
kleidung des staatlichen Amtes als Hochschullehrer untrennbar verbundene 
Teil und Bestandteil der Ernennung auf eine bestimmte Planstelle. Es wer­
den also Amtstitel durch die verliehene Planstelle bestimmt und wird damit 
zum Ausdruck gebracht, daß die Funktion eines Ordentlichen Universitäts­
professors ausgeübt wird. 

Der 6. Abschnitt des Beamten-Dienstrechtsgesetzes über die Sonderbestim­
mungen für Hochschullehrer enthält jedoch keine Regelung über die Füh­
rung :,on Zusätzen zu A~t~titel~. Die dem .Beschwerdeführer zugegangene 
Erledigung des Bundesmmlstenums für Wissenschaft und Forschung vom 
28. Jänner 1985 stimmt daher mit der geltenden Rechtslage nicht überein, 
da - wie bereits ausgeführt - die Führung des akademischen Grades 
"Universitätsdozent" durch die Verleihung einer bestimmten Planstelle und 
die Führung des mit erworbenen Amtstitels "Ordentlicher Universitätspro­
fessor" n!cht beeinträchtigt wird. Da noch im Zuge des Prüf~~gsverfahre~s 
der VA eme entsprechende KlarsteIlung durch den Bundesmmlster für WIS­
senschaft und F<?rschung ~egenüber dem Beschwerdefüh~er erf,?lgte, war 
der Grund für die berechtigte Beschwerde behoben und eme weitere Ver­
anlassung durch die VA entbehrlich. 

5.6 Kündigung eines Vertragsdienstverhältnisses zum Botanischen Garten der 
Universität Wien - behauptete Mißstände im Bereich der Gartenverwal­
tung 
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VA 35 - WF/85 Zl. 216 794/17-110 B/86 

R. P. aus Wien führte in seiner Beschwerde an die VA folgendes aus: 

Er sei vom 1. Juli 1982 bis 31. Dezember 1985 als Gärtner im Botanischen 
Garten der Universität Wien beschäftigt gewesen. Im Zuge seiner Tätigkeit 
seien ihm zahlreiche Mißstände bekanntgeworden, insbesondere soweit sie 
die Einhaltung der Arbeitszeiten, die Regelungen von Nebeneinkommen, 
die Durchführung von Nebenarbeiten, die Handhabung bei der Erfassung 
der Kranken~tände ~nd die Lehrlingsaus~ildung betreffe~. Da er seine Mei­
nung über die von Ihm behaupteten MIßstände öffenthch geäußert habe, 
habe man ihn schließlich gekündigt. Weiters habe er auf eine ihm zuste­
hende Gehaltsnachzahlung mehrere Monate warten müssen, sodaß er die 
Bestreitung seines Lebensunterhaltes auf das Notwendigste habe beschrän­
ken müssen. 
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Die VA holte im Prüfungsyerfahren eine Stellungnahme des Bundesmini­
sters für Wissenschaft und Forschung ein und stellte fest, daß sich die Be­
scll\verde, so\\'eit ,ie behauptete Mißsünde im Bereich der Führung des Bo­
tanischen Gartens der Universität Wien zum Gegenstand hatte, nicht als 
berechtigt envies. 

Soweit der Beschwerdeführer allerdings die Wartezeit auf eine Gehalts­
nachzahlung in Beschwerde zieht, erwies sich aufgrund des Ergebnisses des 
Prüfungsverfahrens die Beschwerde als berechtigt. Wie sich aus der Stel­
lungnahme des Bundesministers für Wissenschaft und Forschung ergibt, 
\vurde im Zusammenhang mit einem Krankenstand des Beschwerdeführers 
\'om 8. August bis zum 15. September 1985 eine Bezugsregelung getroffen 
und die Einstellung der Bezüge und die Ausstellung der Arbeits- und Ent­
geltbestätigung rechtzeitig durchgeführt, die Wiederanweisung der Bezüge 
erfolgte jedoch erst verspätet mit 31. Oktober 1985. 

Die VA vertritt die Auffassung, daß es im Sinne der fürsorgepflicht des 
Dienstgebers gelegen sein muß, derart lange Wartezeiten zu vermeiden und 
hiefür die entsprechenden organisatorischen Vorsorgen zu treffen, da es 
vor allem bei Beziehern niedrigerer Einkommen unvertretbar erscheint, mit 
der flüssigmachung zustehender Entgeltleistungen über Gebühr zuzuwar­
ten. 

5.7 Verfahrensverzögerung bei der Behandlung eines Studienbeihilfenantrages 
VA 36 - WF/85 ZI. 56 040/9-17/86 

B. K. aus Graz führte in ihrer Beschwerde an die VA folgendes aus: 

Sie habe bei der Studienbeihilfenbehörde der Universiüt Graz die Gewäh­
rung einer Studienbeihilfe beantragt, die jedoch mit Bescheid vorn 12. März 
1985 mangels sozi:tler Bedürftigkeit abgewiesen \\orden sei. Am 9. April 
1985 habe sie gegen diese Entscheidung Vorstellung an den Senat der Stu­
dienbeihilfenbehörde erhoben, der hierüber bis zum Zeitpunkt der Be­
schwerdeerhebung am 4. Dezember 1985 nicht entschieden habe. In dieser 
Verfahrensverzögerung erblicke sie einen Mißstand im Bereich der Verwal­
tung. 

Die VA holte im Prüfungsverfahren eine Stellungnahme des Bundesmini­
sters für Wissenschaft und Forschung ein und stellte fest, daß das Be­
schwerdevorbringen den Tatsachen entsprach. 

Wie der Bundesminister für Wissenschaft und Forschung mit seiner Stel­
lungnahme ausführte, bestünden die Senate der Studienbeihilfenbehörde 
der einzelnen Hochschulen aus drei Universitätsprofessoren und drei Stu­
denten. Die Sitzungen dieser Senate, in denen die Vorstellungen behandelt 
würden, hnden in manchen Fällen in verlültnismäßig großen Leitabsün­
den statt. 

Dies sei unter anderem darauf zurückzuführen, daß während der Ferialzei­
ten keine Sitzungen abgehalten werden könnten. Dies habe auch dazu ge­
führt, daß die Vorstellung der Beschwerdeführerin erst im November 1985 
habe behandelt werden können, wobei der diesbezügliche Bescheid dann 
erst am 27. Jänner 1986 der Beschwerdeführerin übermittelt worden sei. 
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Die verspätete Absendung des Senatsbescheides sei vor allem darauf zu ­
rückzuführen, daß diese Außenstelle der Studienbeihilfenbehörde unterbe­
setzt gewesen seI. 

Die VA hat sich mit der Problematik der langen Verfahrensdauer bei den 
Studienbeihilfenbehörden bereits ausführlich in ihrem Achten Bericht an 
den Nationalrat beschäftigt und regt nochmals an, durch entsprechende or­
ganisatorische Maßnahmen generell Abhilfe zu schaffen. 

Im gegenständlichen Fall werden Verzögerungen bei der Ausfertigung von 
Bescheiden der Studienbeihilfenbehörde in Zukunft voraussichtlich deshalb 
nicht mehr auftreten, da hiefür durch die Schaffung eines neuen Dienstpo­
stens entsprechende Vorsorge getroffen wurde . 

Di.e ~enerelle Problematik der yerfahrensv.erzögerungen durch d~e lang~n 
zeitlichen Abstände der SenatssItzungen Wird dadurch aber - wie bereits 
erwähnt - nicht behoben und es erscheinen der VA daher weitere Maß­
nahmen auf diesem Gebiet erforderlich. 
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Aufgabenbereich des Volksanwaltes Dipl.-Vw. Hel­
muth J osseck: 

Dem Volksanwalt Dipl.-Vw. Helmuth Josseck oblagen: 

Die Aufgaben der VA, die ihrem sachlichen Inhalt nach in den Wirkungs­
bereich nachstehender Bundesministerien fallen: 

Bundesministerium für Finanzen; 

Bundesministerium für Handel, Gewerbe und Industrie; 

Bundesministerium für Inneres; 

Bundesministerium für Justiz; 

Bundesministerium für Landesverteidigung. 

1 Bundesministerium für Finanzen 

Allgemeines 

Im vorliegenden Berichtszeitraum wurden 379 Beschwerden bei der V:\ 
eingebracht, die den Ressortbereich des Bundesministers für Finanzen be­
trafen, was etwa der Anzahl der Beschwerden im vorangegangenen Be­
richtszeitraum entspricht. In zahlreichen b.1len mußte festgestellt werden, 
daß sowohl die betroffenen Bürger als auch die befaßten Verwaltungsor­
gane mit der Handhabung der Abgabenvorschriften überfordert sind. Dies 
ist insofern schwerwiegend, weil zahlreiche Abgabenvorschriften unmittel­
bar an Vorgänge des täglichen Lebens anknüpfen und damit jeder Staats­
bürger betroffen sein kann. Andererseits haben aber auch in Abgabenvor­
schriften nicht geschulte Verwaltungsorgane diese anzuwenden, etwa im 
Bereich der Stempel- und Rechtsgebühren, was immer wieder zu fehlent­
scheidungen und unrichtigen Auskünften führt. Neben dem Gefühl der Un­
sicherheit entsteht für die Betroffenen dabei der Eindruck, daß die Konse­
quenzen der schwierigen Durchschaubarkeit und Vollziehbarkeit des Ab­
gabenrechtes jedenfalls der Bürger zu tragen hat. 

Einen klaren Schwerpunkt bildeten, wie auch schon in vorangegangenen 
Berichtszeiträumen, Beschwerden, die im Zusammenhang mit der Vor­
schreibung der Grunderwerbsteuer standen. Den häufigsten Beschwerde­
grund bildete dabei die Interpretation des Begriffes "Arbeiterwohnstätte" , 
der nicht nur mangels gesetzlicher Definition oft als undurchsc~aubar und 
nIcht abschätzbar empfunden wurde, sondern auch als den heutigen Gege­
benheiten nicht mehr entsprechend. In diesem Zusammenhang wird auf die 
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Ausführungen im Siebenten und Achten Bericht der VA an den Nationalrat 
hingewiesen, in welchen ausführlich die Problematik einer größenmäßigen 
Begrenzung der Wohnfläche ohne Ansehung der Familiengröße dargestellt 
wurde, wozu kommt, daß sich die Grenzwerte nicht aus dem Gesetz able­
sen lassen, sondern ein Ergebnis der Judikatur des Verwaltungsgerichtsho­
fes darstellen und somit für viele Betroffene nicht zugänglich sind. Darüber 
hinaus. trägt die unterschi~dliche Regelu~g der .Nut~flächenbegrenzung in 
verschiedenen Rechtsbereichen zur UnSicherheit bel. Während nach dem 
Wohnbauförderungsgesetz bei einer grundsätzlichen Begrenzung der 
Wohnn~.Jtzfläche mit 130 m\ die im übrige~ im Gesetz festgelegt ~st, die 
Größe Je nach Anzahl der Kinder überschntten werden darf oder Im Be­
reich des Schenkungssteuerrechtes eine Begünstigung bei Schaffung von Ei­
gentum an einer Ehewohnung bis 150 m2 in Anspruch genommen werden 
kann, legt das Grunderwerbsteuergesetz selbst keine Grenzen fest. Auf 
Grund der Judikatur wird aber nur als Arbeiterwohnstätte anerkannt, wenn 
- bei Vorliegen der übrigen Voraussetzungen - eine Größe von 130 m2 

nicht überschritten wird, und zwar unabhängig davon, ob der Wohnungsin­
haber Junggeselle ist oder mit einer sechsköpfigen Familie die Wohnung 
bewohnt. Da nach Auffassung der VA dies nicht dem Sinn einer ,,Ar~~iter­
wohnstätte" entsprechen kann, regt sie zum wiederholten Mal eine Ande­
rung der gegenwärtigen Situation an. 

Im Zusammenhang mit der Arbeiterwohnstätte ist aber auch auf ein ande­
res Problem hinzuweisen. Durch das zunehmende und staatlich geförderte 
Interesse der Bevölkerung, hinsichtlich einer gesunden Lebensführung Ak­
tivitäten zu setzen, wird in die Häuser immer häufiger eine Sauna einge­
baut. Die Kosten einer solchen Einrichtung sind relativ gering und betragen 
zum Beispiel bei einer - für eine Grunderwerbsteuerbefreiung grundsätz­
lich zulässigen - Bausumme von ca. drei Millionen Schilling weniger als 
1 %. Dennoch geht - auch bei Vorliegen sämtlicher sonstiger V orausset­
zungen - die Eigenschaft als Arbeiterwohnstätte verloren, sobald eine 
Sauna geplant oder eingebaut ist. Die Finanzverwaltung steht nämlich in 
diesem Zusammenhang auf dem Standpunkt, daß der Einbau einer Sauna 
für die Ausstattung einer typischen Wohnstätte eines Durchschnittsverdie­
ners nicht der Normalfall sei. Die VA vertritt dazu die Auffassung, daß der 
Begriff einer typischen Wohnstätte im Laufe der Zeit gewissen Verände­
rungen unterliegt und gerade die Tatsache, daß der Gesetzgeber selbst 
keine Definition des Typus gegeben hat, einen Spielraum für die Anpas­
sung an die Gegebenheiten eines veränderten Wohnbedürfnisses eröffnet. 
Den Einbau einer Sauna schlechthin als Ausschließungsgrund für die Aner­
kennung als Arbeiterwohnstätte zu sehen, scheint der VA jedenfalls nicht 
mehr zeitgemäß, zumal auch der soziale Wohnbau eine Sauna - wenn 
auch als Gemeinschaftseinrichtung - im zunehmenden Maß in die Grund­
ausstattung einer Wohnanlage aufnimmt. 

Auch im abgelaufenen Berichtszeitraum wurde wiederholt eine Härte darin 
festgestellt, daß Grunderwerbsteuer vorgeschrieben wurde, weil die gesetz­
liche Auflage, die Arbeiterwohnstätte innerhalb von acht Jahren zu errich­
ten, von den Betroffenen nicht eingehalten werden konnte. Die Vorschrei­
bung trifft den Bauherrn in diesem Fall gerade in einer Situation, in der er 
durch seine finanziellen Schwierigkeiten an der Baufertigstellung gehindert 
ist. Die VA gibt daher zu überlegen, den Zeitraum zur Fertigstellung einer 
Arbeiterwohnstätte auf zehn Jahre zu erstrecken. 

8" 
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Schließlich sei noch auf jene Fälle hingewiesen, in welchen trotz Rücktritts 
\'om \'ertrag Grunderwerbsteuer vorgeschrieben wird. Dies führt insbeson­
dere dann zu Härten, wenn die Betroffenen infolge eines Rücktritts von ei­
nem Kaufvertrag oder Anwartschaftsvertrag zufolge wirtschaftlicher 
Schwierigkeiten \veder über die erforderlichen Mittel zur Bestreitung der 
Abgabenvorschreibung, noch über die angestrebte Wohnung verfügen. 
Dazu ist festzustellen, daß das Grunderwerbsteuergesetz zur Vermeidung 
von Steuerumgehungen eine hist von zwei Wochen enthält, innerhalb der 
jeder dem Gesetz unterliegende Vorgang der hnanzbehörde angezeigt 
werden muß. Wird diese Frist nicht eingehalten, wird die Steuer auch bei 
Rückgängigmachung des I\~ufvertrages oder sonstigen Rechtsgeschäftes, 
das den Anspruch auf die Ubereignung eines Grundstückes oder Grund­
stückanteiles begründet, vorgeschrieben. Die Ursache für das Fristversäum­
nis liegt aber zumeist nicht beim Betroffenen, sondern bei den Baugesell­
schaften, die zwar den Rücktritt der Finanzbehörde anzeigen, nicht aber 
den ursprünglichen Rechtsvorgang, in der Annahme, daß ohnehin eine 
Grunderwerbsteuerbefreiung zum Tragen kommen werde. Die Baugesell­
schaften sichern sich aber gegenüber den Wohnungswerbern dadurch ab, 
daß in die Verträge Vereinbarungen aufgenommen werden, wonach allhl­
lige Gebühren und Grunderwerbsteuervorschreibungen jedenfalls der 
Wohnungswerber zu tragen hat, obwohl nach dem Willen des Gesetzge­
bers alle an einem Rechtsgeschäft über ein inbndisches Grundstück betei­
ligten Personen und berufsmäßigen Parteienvertreter zur Anzeige des dem 
Grunderwerbsteuergesetz unterliegenden Geschäftes verpflichtet sind. 
Dazu ist anzumerken, daß jene Gesetzesstelle des Grunderwerbsteuergeset­
zes, die in diesen Fällen eine Ausnahme von der Steuerpflicht nicht zuläßt, 
derzeit vom Verfassungsgerichtshof auf ihre Verfassungsmäßigkeit geprüft 
wird. 

Aber auch wenn die Frist zur Anzeige des Rechtsgeschäftes eingehalten 
wurde, kommt es zu besonderen Härten bei der Vorschreibung von Grund­
erwerbsteuer, nämlich dann, wenn der Rücktritt vom Vertrag nicht inner­
halb der im Gesetz vorgesehenen Frist angezeigt wird. Auch hier verlassen 
sich die - rechtsunkundigen - Betroffenen darauf, daß \on der Bauge­
sellschaft als Vertragspartner die notwendigen Formalitäten erfüllt werden, 
zumal diese im Regelfall durch einen Rechtsanwalt vetreten ist. Wird so­
dann die Frist versäumt, ist es für den Staatsbürger meist nicht einsichtig, 
für einen Vorgang Steuer bezahlen zu müssen, der letztlich - und dies 
sehr oft infolge einer wirtschaftlichen Notlage - nicht zustande gekom­
men 1St. 

Die VA regt daher an, die Bestimmungen über die Nichtfestsetzung oder 
Rückgängigmachung der Steuer einer verfassungskonformen Neuregelung 
zuzuführen. 

In den bisher von der VA an den Nationalrat erstatteten Berichten \vurde 
immer wieder auf die Härten hingewiesen, die sich aus kumulierten Abga­
bem'orschreibungen im Wege des amtswegigen Jahresausgleichs ergeben. 
Auch in diesem Berichtszeitraum bildeten diesbezügliche Beschwerden ei­
nen Schwerpunkt. Da die Ursache für die Kumulierung der Vorschreibun­
gen im Regelfall in einer vorangegangenen Säumnis der finanzbehörde 
liegt, scheinen der VA organisatorische Maßnahmen dringendst geboten, 
um eine zeitgerechte und damit sich in zumutbarer Höhe haltende Steuer-
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vorschreibungen zu gewährleisten. Ergehen aber dennoch innerhalb kürze­
ster Zeit Jahresausgleichsnachforderungen für mehrere Zeiträume (die bei 
manchen Betroffenen sogar bis zu einem halben Jahreseinkommen betra­
gen), so kann eine derartige Härte nach Ansicht der VA nur durch die 
großzügige Gewährung einer Nachsicht gemindert werden. Die VA vertritt 
in diesem Zusammenhang die Auffassung, daß der Betroffene von der Fi­
nanzbehörde selbst auf eine derartige AntragsteIlung hingewiesen werden 
sollte, um auf diese Weise die behördliche Fehlleistung wenigstens teilweise 
gutzumachen. Auch bei der Gewährung von Ratenzahlungen sollte dabei 
mehr auf die wirtschaftlichen Möglichkeiten der Betroffenen eingegangen 
werden. 

Im Zusammenhang mit dem amtswegigen Jahresausgleich ist auch auf eine 
Beschwerdegruppe hinzuweisen, die schon in den vorangegangenen Be­
richtszeiträumen festgestellt wurde. Beschwerde wurde darüber geführt, 
daß es nicht möglich sei, Pens~onen, die von verschiede~en Stel!en ausbe­
zahlt werden, auf Antrag gemeinsam zu versteuern. Auf diese Welse könnte 
die Durchführung eines amtswegigen Jahresausgleichsverfahrens vermie­
den werden, was nicht nur zu einer Entlastung der Verwaltung, sondern 
auch zur Vermeidung von Härten bei den Betroffenen führen würde. Der­
zeit wird eine solche gemeinsame Versteuerung nur durchgeführt, wenn 
verschiedene Ansprüche von ein und derselben Pensionsversicherungsan­
s~alt ausbeza~lt werden .. Die VA regt daher eine N?vellier,-!ng der einschlä­
gigen gesetzlichen Bestimmungen an, um auch bel verschiedenen Trägern 
der gesetzlichen Pensionsversicherung eine gemeinsame Versteuerung der 
Pensions bezüge zu ermöglichen. 

Im Zuge zahlreicher Prüfungsverfahren wurde festgestellt, daß viele 
Steuerzahler nicht über die Erstattungsmöglichkeiten nach den Bestimmun­
gen der Bundesabgabenordnung informiert sind, aber auch von der Finanz­
behörde nicht auf ihre rechtlichen Möglichkeiten hingewiesen werden, so­
daß sie oftmals unverschuldet finanziellen Schaden erleiden. So wurden 
etwa in einem Fall die Unterlagen einer Beschwerdeführerin im Zusammen­
hang mit der Berücksichtigung eines Freibetrages vom zuständigen Finanz­
amt zwar geprüft, ihr jedoch nach Ablauf der Jahresausgleichsfrist zurück­
gegeben, ohne sie auf. die Möglichkeit eines Erstattungsantr.ages ~ufmerk­
sam zu machen. In einem anderen Fall wurde das zuständige Finanzamt 
wiederholt von einem Beschwerdeführer darauf hingewiesen, daß sein Ar­
beitgeber trotz Vorliegens der Voraussetzungen keinen Jahresausgleich 
durchführe. Auch hier hätte die Behörde den Beschwerdeführer auf die 
Möglichkeit eines Erstattu~gsantrages hinweisen müssen, was jedoch trotz 
mehrfacher Vorsprachen nicht geschehen war. Erst aufgrund des Prüfungs­
verfahrens der VA wurde der Beschwerdegrund behoben. 

Die VA muß davon ausgehen, daß derartige Vorgangsweisen entweder in 
der Unkenntnis der gesetzlichen Bestimmungen oder in einer mangelnden 
Servicebereitschaft begründet sind. In jedem Fall müßten dienstaufsichtsbe­
hördliche Maßnahmen dafür Sorge tragen, derartiges Fehlverhalten auf ein 
Min.destmaß einzuschränken. 

Auch in diesem Berichtszeitraum wurde Beschwerde über ungerechtfertigt 
hohe Besteuerungen von Gehaltsnachzahlungen geführt. In einem, im Be­
sonderen Teil unter 1.4. näher ausgeführten Fall, kam es dadurch zu einer 
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besonderen Härte, weil die Beschwerdeführerin ihr Dienstverhältnis bereits 
beendet hatte und eine Gehaltsnachzahlung wie ein laufender Monatsbe­
zug behandelt wurde. Dies ergab einen weit höheren Steuersatz, als er bei 
der laufenden Pensionsauszahlung beziehungsweise im letzten Auszah­
lungsmonat ihrer Aktivzeit zur Anwendung gekommen war. Da darüber 
hinaus die Finanzverwaltung kaum bereit ist, derartige Härtefälle durch 
Teilnachsichten auszugleichen, regt die VA an, die Bestimmungen des Ein­
kommensteuergesetzes über die Besteuerung von Bezugsnachzahlungen zu 
überdenken. 

Im Zusammenh~ng .mit der Berüc~sichtigung von Freibeträgen st~llte. die 
VA fest, daß dIe Fmanzbehörde Ihre Berechnung dem SteuerpflIchtigen 
nicht bekanntgibt, sodaß für diesen nicht feststellbar ist, ob und wie seinem 
Antrag Rechnung getragen wurde. Der Bundesminister für Finanzen teilte 
daraufhin mit, daß eine Dienstanweisung an die Finanzämter ergangen sei, 
bei auch nur teilweisen Abweisungen im Lohnsteuerverfahren, Vordrucke 
zu verwenden, aus welchen eine antragsbezogene Begründung hervorgeh~. 
In allen anderen Fällen könne der Steuerzahler davon ausgehen, daß seI­
nem Antrag vollinhaltlich entsprochen worden sei. Wenn auch bei Abwei­
sungen der Beschwerdegrund der mangelnden Begründung nunmehr beho­
ben ist, vertritt die VA doch die Ansicht, daß auch bei Stattgebung des An­
trages die Richtigkeit aufgrund der Berechnung überprüfbar sein sollte, 
weshalb auch in diesen Fällen eine Berechnungsdarstellung wünschenswert 
wäre. 

Weitere Beschwerden im Lohnsteuervedahren betrafen die Verordnung 
des Bundesministeriums für Finanzen über die Aufstellung von Durch­
schnittssätzen für Werbungskosten von Angehörigen bestimmter Berufs­
gruppen. In dieser Verordnung sind unter anderem pauschale Werbungsko­
sten für Universitäts-Hochschullehrer, Universitäts- und Hochschulperso­
nal vorgesehen, doch kommt es selbst bei gleicher Tätigkeit für die Gewäh­
rung der entsprechenden Freibeträge darauf an, von welcher Stelle die be­
treffenden Bezüge ausgezahlt werden. Dadurch entsteht insofern eine un­
einheitliche Praxis, als je nach Auszahlung durch Universitäten oder andere 
Stellen bei der Ausübung der gleichen Tätigkeit unterschiedliche Wer­
bungskosten dadurch berücksichtigt werden, daß in einem Fall die pauscha­
len Werbungskosten nach der erwähnten Verordnung zulässig sind und im 
anderen durch belegmäßigen Nachweis einzeln geltend gemacht werden 
müssen. 

Die VA sieht sich aufgrund der zu diesem Problemkreis vor allem von wis­
senschaftlichem Personal vorgebrachten Beschwerden veranlaßt, auf diese 
Ungleichbehandlung hinzuweisen und regt an, die zitierte Verordnung ent­
sprechend zu ändern. 

Einige Beschwerden betrafen die Verordnung des Bundesministers für Fi­
nanzen betreffend die energiewirtschaftliche Zweckmäßigkeit und das Aus­
maß des Wärmeschutzes, welche festlegt, welche Anlagen und Maßnahmen 
steuerlich begünstigt zu behandeln sind. Die VA vertritt dazu die Auffas­
sung, daß entsprechend der Verordnungs-Ermächtigung im Einkommen­
steuergesetz auf den "jeweiligen Stand der Technik" abzustellen ist, und 
?aher die Veror.dnung aus dem J~hre 1980, mit geringfügigen Anderungen 
Im Jahr 1982, dIeser Forderung nIcht mehr gerecht werden kann. Darüber 

131 

III-6 der Beilagen XVII. GP - Bericht  - 01 Hauptdokument Teil 1 (gescanntes Original) 131 von 212

www.parlament.gv.at



132 

hinaus scheint üherlegenswert, in diesem Rahmen auch Aspekte des Um­
weltschutze~ besonders zu berücksichtigen. Die VA regt daher eine Initia­
tive des Bundesministers für Finanzen auf Novellierung der Energie- Ver­
ordnung an, um diese auf einen neueren, zukunftsorientierten Stand zu 
bringeil. 

Eine Reihe \on Beschwerden betraf die Art der Durchführung \·on fil13.nz­
behördlichen Verfahren, wobei sO\\ohl mangelnde Sorgfalt, Verfahrensver­
zögerungen als auch der Verstog gegen \-erfahrensgrunclsjtze behauptet 
wurde. Im /usammenhang mit dem zuletzt angeführten Beschwerclepunkt 
scheint der VA vor allem ein Beschwerdefall bemerkenswert, wiewohl hier 
ein Grundsatz verletzt wurde, der in den einschbgigen Bestimmungen 
nicht expressis verbis angeführt ist. Es geht hiebei um den Grundsatz von 
Treu und Glauben. Zwanzig Jahre war der Beschwerdeführer als Humorist 
und Alleinunterhalter tjtig gewesen und hatte überdies Einkünfte aus der 
Verwertung \on Urheberrechten erzielt. Zwanzig Jahre lang hatte die Fi­
nanzbehörde diese Einkünfte als solche aus der selbsündigen Arbeit eines 
Künstlers behandelt. Diese Beurteilung war auch bei den stattgefundenen 
Betriebsprüfungen nie in Zweifel gezogen worden. Im April J 984 hob die 
Finanzlandesdirektion für Steiermark für den Beschwerdeführer völlig un­
erwartet die nach der Betriebsprüfung ergangenen Bescheide \on 1979 bis 
1982 auf und veranlagte die Neudurchführung der abgabenbehördlichen 
Prüfung mit der Weisung an das zustjndige Finanzamt, daE die Einkünfte 
des Beschwerdeführers nicht als Einkünfte aus einer künstlerischen Titig­
keit, sondern als solche aus einem Gewerbebetrieb zu qualifizieren sind. In 
weiterer Folge ergaben sich daraus steuerliche Nachforderungen von rund 
170008 S. Ein bis zum \"erwaltungsgerichtshof geführtes Rechtsmitteh-er­
fahren brachte keinen Erfolg, weil dieser die :\uffassung \Trtrat, es müsse 
in jedem Einzelfall beurteilt werden, "ob eine zweifellos der Kunst zuzu­
rechnende Komödie im herkömmlichen Sinn vorliegt oder hlog eine jeden 
gehobenen Anspruches entbehrende Darbietung primitivster Art, der jeder 
geistvolle Gehalt abgeht. Die Titigkeit eines Humoristen ist nur dann 
künstlerisch im Sinne der abgabenrechtlichen Vorschriften, wenn sie einen 
bestimmten Qualitjtsstandard nicht unterschreitet." 

Abgesehen davon, daE es nach Auffassung der VA bedenklich ist, wenn der 
Jurist entscheidet, was als Kunst zu qualifizieren ist, ist in der rückwirken­
den Aufhebung der Bescheide und der daraus resultierenden Steuernach­
forderung einen Verstoß gegen den Grundsatz von Treu und Glauben und 
eine Hjrte zu erblicken, die jedenfalls durch eine Abgabenl13.chsicht zu 
beheben ist. Der Bundesminister für Finanzen hat dazu die Meinung vertre­
ten, die Langjihrigkeit einer unrichtigen Vorgangsweise allein stelle keinen 
besonderen Umstand dar, der ein Abgehen der Finanzverwaltung von der 
bisherigen Rechtsauffassung als unbillig erscheinen lasse. Er berief sich 
dabei auf den Verwaltungsgerichtshof, welcher ausführe, daE der Grund­
satz von Treu und Glauben nicht darin bestehe, "allgemein das Vertrauen 
des Abgabepflichtigen auf die Rechtsbestindigkeit einer unrichtigen abga­
benrechtlichen Beurteilung für die \' ergangenheit zu schützen". Dabei 
berücksichtigt der Bundesminister für finanzen jedoch nicht, dag das von 
ihm zitierte Erkenntnis im Bemessungs\·erhhren ergangen ist. Nach Auffas­
sung der VA kommt diesem Grundsatz im Einhebungwerfahren weit grö­
gere Bedeutung zu, weshalb ein VerstoE dagegen allein schon geeignet ist, 
eine Unbilligkeit zu begründen. Im gegensündlichen Einzelfall konnte 
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dennoch im Hinblick auf die wirt~chaftliche Situ:ltion des Beschwerdefüh­
rers eine Teilnachsicht erreicht werden. Die zugrundeliegende ProblemJtik 
\\ urde damit aber keiner Lösung zugeführt. 

Im! usammen hang mit Besch werden, die mangelnde Sorgfalt oder \ C I·f ah­
rensverzögerungen betrafen, mußte die VA feststellen, daß sich diese \iel­
fach als berechtigt herausgestellt haben. In einem fall wurden sogar Voll­
streckungsmaßnahmen durchgeführt, ohne daß die gesetzlichen Vorausset­
zungen dazu gegeben waren. In anderen F:ilIcn wurde die Sorgfaltspflicht 
dadurch verletzt, daß die Abgabenbehörden notwendige Ermittlungsver­
fahren unterließen oder die nach der Bundesabgabenordnung vorgesehe­
nen Buchungen aufgrund \on Bescheiden oder Erkenntnissen des Verwal­
tungsgerichtshofes nicht durchführten. 

:\uch in diesen Fällen trat dabei die schon wiederholt aufgezeigte Proble­
matik zutage, daß auch ein offenbar unrichtiger Abgabenbescheid nach den 
Bestimmungen der Bundesabgabenordnung in Ausübung des Aufsichtsrech­
tes nur innerhalb eines Jahres aufgehoben \\crden kann. In Einzelfällen 
konnte die V:\ erreichen, daß der Bundesminister für finanzen einer Abga­
bennachsicht, also einer Billigkeitsentscheidung zugestimmt hat. So positiv 
die derartige Erledigung eines Beschwerdefalles ist, darf darüber doch nicht 
übersehen werden, daß der Beschwerdeführer, dem von seiten der Behörde 
Unrecht geschehen war, in die Rolle des Bittstellers versetzt wird, um den 
Folgen dieses Unrechts entgehen zu können. Duu kommt nicht nur, daß 
ein Antrag auf Nachsicht gebührenpflichtig ist, sondern auch, daß die posi­
tive Erledigung von der finanzbehörde im Regelfall einzig von wirtschaftli­
chen Erwägungen abhängig gemacht wird. Es erfolgt somit bei gleichem 
Unrecht eine unterschiedliche Behandlung (kr Staatsbürger, \\a5 allein 
schon dem Crundsatz der Steucrgerechtigkcit \\ickrsrricht. Die \".\ regt 
daher neucrlll'h eine .\nderung der ge"letllichen Bestimmungen dahin 
gehend an, daß die .-\ufhebung \on recllt.s\\idrigcn Bescheiden auch nach 
Ablauf der Jahresfrist ermöglicht \\ ird. 

EIIl anderer Problemkreis betraf das Kraftiahrzcugsteuerrecht. \"on \ ie!cn 
Kraftfahrzeugbesitzern \\ird der monatliche \' organg des Einkleben<; einer 
Stempelmarke in die Kraftfahrzeugsteuerkarte im Hinblick auf die Mög­
lichkeiten des bargeldlosen 7ahlungs\"erkehrs als nicht zeitgemäß empfun­
den. Hinzu kommt, daß der Betroffene jedenfalls während des laufenden 
Jahres das Risiko des Verlustes der Steuerkarte, ja sogar das Risiko des 
Verlorengehens auf dem Postweg nach Ablauf des Steuerzeitraumes zu tra­
gen hat. Auch hier zeigt sich, daß alle Nachteile, die sich aus dieser nicht 
zeitgemäßen Finhebungsform einer Abgabe ergeben, voll vorn Steuerpflich­
tigen zu tragen sind. Im Bereich der Erhöhungen, die wegen I\ichtentrich­
tung oder verspäteter Entrichtung der Kraftfahrzeugsteuer nach dem Ge­
setz festgesetzt werden können, verweist dic \",\ auf die zuletzt ergangene 
Rechtsprechnung des Verfassungsgerichtshofes, womit Bestimmungen über 
die Erhöhungen von Gebühren nach dem Gebührengesetz aufgehoben 
wurden und regt an, auch die Bestimmungen über die Kraftfahrzeugsteuer­
erhöhungen einer \erfassungskonformen Novellierung zuzuführen. 

Im Zusammenhang mit der Kraftfahrzeugsteuer wurde von Eltern behin­
derter Kinder darüber Beschwerde geführt, dag sie die Steuerbefreiung für 
Fahrzeuge, die zur Fortbewegung gehbehinderter Personen vorgesehen 
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sind, nicht in Anspruch nehmen können, obwohl sie ihr Fahrzeug vornehm­
lich wegen der Beförderung ihres behinderten Kindes anschaffen müssen. 
Der um Stellungnahme ersuchte Bundesminister für Finanzen hat darin in­
sofern keine Problematik erblickt, als auch Minderjährige Zulassungsbesit­
zer sein und auf diese Weise die Befreiung in Anspruch nehmen könnten. 
Die VA sieht sich dennoch veranlaßt, auf diese Situation hinzuweisen, um 
eine Verbesserung der Lage von Familien mit behinderten Kindern zu er­
reichen. 

Einem Beschwerdefall lag wieder die mangelnde Gewährleistungspflicht 
der Behörde bei Versteigerungen zugrunde. Der Beschwerdeführer hatte 
bei der Finanzverwaltung ein gepfändetes Auto ersteigert, bei dem sich spä­
ter herausstellte, daß kein Nachweis über die Einhaltung der geltenden Ab­
gasnormen erbracht werden konnte, so daß die Zulassung zum Verkehr ab­
gelehnt wurde. Im Prüfungsverfahren der VA wurde festgestellt, daß diese 
Tatsache vom Sachverständigen, der das Fahrzeug für die Behörde ge­
schätzt hatte, nicht berücksichtigt beziehungsweise nicht erkannt worden 
war. In weiterer Folge konnte zwar die Zulassung erreicht werden, doch 
scheint der VA die Beschwerde insofern symptomatisch, als sie das Ver­
trauen der Bevölkerung in behördliche Versteigerungen wiedergibt, wobei 
im Hinblick auf den "staatlichen Geschäftspartner" ein Risiko subjektiv 
ausgeschlossen wird, was jedoch nachteilige Folgen nach sich ziehen kann. 

Aufgrund einer Beschwerde trat zutage, daß bei der Ausreise aus Ober­
österreich oder Tirol nach Bayern bei den GrenzzolJ.ämtern häufig die Vor­
lage der Rundfunkbewilligung für das in ein in Osterreich zugelassenes 
Fahrzeug eingebaute Radiogerät verlangt wird. Da eine derartige Kon­
trolle, abgesehen von Fällen der Zollbehandlung bei der Einfuhr, nicht zur 
Aufgabe der Zollorgane gehört, veranlaßte der Bundesminister für Finan­
zen aufgrund. des"prüfungsverfa~rens der VA eine Anweisung an die Zoll­
ämter, derartige Uberprüfungen In Zukunft zu unterlassen. 

Aufgrund einer Beschwerde sieht sich die VA veranlaßt, auf die unter­
schiedliche Behandlung privater Elektrizitätsversorgungsunternehmen so­
wie solcher, die in Form von Kapitalgesellschaften betrieben werden, im 
Bereich der Erbschaftssteuer hinzuweisen. Während letztere ausdrücklich 
vom Erbschaftssteueräquivalent befreit sind, hat der Erbe eines privaten 
Elektrizitätswerkes als Einzelunternehmen beziehungsweise eines Unter­
nehmensanteils einer Personengesellschaft Erbschaftssteuer zu entrichten. 
Obwohl der Bundesminister für Finanzen darin keine Ungleichbehandlung 
mangels Vergleichbarkeit erblickt, weist die VA darauf hin, daß nach den 
Bestimmungen des Erbschaftssteueräquivalent-Gesetzes die Abgabe nach 
diesem Gesetz ausdrücklich als Ausgleich für das Fehlen einer erbschafts­
steuerlichen Belastung von juristischen Personen erhoben wird. Wenn auch 
Lehre und Verwaltungspraxis zu dem Ergebnis gelangen, daß hier eine ei­
genständige Abgabe vorliege, ist doch nicht zu übersehen, daß auch im Be­
reich der öffentlichen Elektrizitätswirtschaft eine Erbschaftssteuer nicht 
auftreten kann. Dennoch ist in diesem Bereich ein Erbschaftssteueräquiva­
lent nicht zu entrichten. Es kommt daher im Bereich der Erbschaftssteuer 
beziehungsweise im Bereich des Erbschaftssteueräquivalents zu unter­
schiedlichen Steuerbelastungen, die sich ausschließlich aus dem Wesen der 
am Unternehmen beteiligten Personen ergeben. 
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Auch in diesem Berichtszeitraum betrafen zahlreiche Beschwerden das Ge­
bührengesetz. Die VA hat bereits in ihren vergangenen Berichten wieder­
holt Gesetzesänderungen angeregt, um einerseits eine bessere Durch­
schaubarkeit, andererseits die Beseitigung von Härten zu erreichen. Vor al­
lem Nachforderungsbescheide unter gleichzeitiger Festsetzung einer Ge­
bührenerhöhung im Ausmaß \On mindestens 50 C/e werden als ungerechtfer­
tigt und Strafe für etwas empfunden, das meist nicht vom Betroffenen zu 
vertreten ist. Nachdem der Verfassungsgerichtshof bereits jene Bestimmun­
gen des Gebührengesetzes (§ 9 Abs. 2) als verfassungswidrig aufgehoben 
hat, in denen Gebührenerhöhungen wegen nicht rechtzeitiger Erstattung 
oder völliger Unterlassung einer Gebührenanzeige im Ausmaß zwischen 30 
bis 100Sie zwingend vorgesehen waren, weist die VA darauf hin, daß zum 
Zeitpunkt der Erstellung dieses Berichtes auch jene Bestimmung des Ge­
bührengesetzes vom Verfassungsgerichtshof auf ihre Verfassungsmäßigkeit 
geprüft wird, die die Festsetzung von Gebühren und Gebührenerhöhungen 
betrifft, wenn Stempelmarken nicht im gesetzlich vorgeschriebenen Aus­
maß wnvendet worden sind. Auch aufgrund der Bedenken des Verfas­
sungsgerichtshofes gegen die Bestimmung, die die Festsetzung von Gebüh­
ren und Gebührenerhöhungen bei nicht ordnungsmäßiger Entrichtung von 
Gebühren in Stempelmarken betrifft, regt die VA neuerlich eine Anderung 
des Gebührengesetzes an. Dies schon jetzt, weil der Bundesmini.~ter für Fi­
nanzen der VA mitteilte, daß für allfällige Novellierungen und Uberlegun­
gen dazu nach Ansicht seines Ressorts jedenfalls das Ergebnis des Gesetzes­
prüfungsverfahrens des Verfassungsgerichtshofes abgewartet werden sollte. 

Die VA weist neuerlich darauf hin, daß die unvollständige Entrichtung von 
Gebühren in Form von Stempelmarken in vielen Fällen darauf zurückzu­
führen ist, daß den Betroffenen von Finanzbehörden und anderen Behör­
den unrichtige Auskünfte über die Gebührenpflicht erteilt wurden. Auch im 
abgelaufenen Berichtszeitraum war festzustellen, daß bei einer Gemeinde 
mit rund 3300 Einwohnern für einen Zeitraum von fünf Jahren 352 Fälle 
\'()f1 nicht ordnungsgemäßen Gebührenentrichtungen von der Finanzbe­
hörde bei einer Gebührennachschau festgestellt worden sind. In allen die­
sen Fällen ist für Gebühren im Gesamtausmaß von 30 535 S eine Erhöhung 
von 50% festgesetzt worden. 

Schließlich sei noch auf jene Beschwerden hingewiesen, die sich gegen Ver­
sicherungsunternehmen richteten oder aber die schwere Durchschaubarkeit 
der vom Bundesminister für Finanzen genehmigten allgemeinen Versiche­
rungsbedingungen zum Gegenstand hatten. In besonderen Fällen wurde 
der Bundesminister für Finanzen als Versicherungsaufsicht befaßt, was 
auch schon dazu führte, daß ein Versicherungsunternehmen seine Rechts­
auffassung geändert hat. In anderen Fällen konnte die Behebung des Be­
schwerdegrundes durch Einschaltung des Verbandes des Versicherungsun­
ternehmen erreicht werden. In den meisten Fällen mußte sich die VA je­
doch auf eine Rechtsaufklärung oder die Verweisung auf den Zivilrechts­
weg beschränken. 
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Einzelfälle 

1.1 Besondere Härte durch Vorschreibung einer Grunderwerbsteuer trotz 
Rücktrittes vom Vertrag ; Nichtanerkennung von Nachweisen 

136 

VA 7 - FII85 BM Zl. V-AP 28/85 

Die Eheleute A. und H. P., Wien, wandten sich an die VA, weil das Finanz­
amt für Gebühren und Verkehrsteuern in Wien von ihnen eine Grunder­
werbsteuer forderte, obwohl ein Kaufvertrag über die Anschaffung einer 
Eigentumswohnung nicht zustande gekommen sei und dies dem Finanzamt 
sowohl schriftlich als auch mündlich bekanntgegeben worden war. Die Be­
schwerdeführer hätten lediglich erreichen können, daß das Finanzamt Mo­
natsraten von 500 S bewilligt habe. In dieser Abgabenvorschreibung und in 
der Weigerung der Behörde, davon Abstand zu nehmen, erblickten die Be­
schwerdeführer einen Mißstand in der öffentlichen Verwaltung. 

Aufgrund dieses Vorbringens führte die VA ein Prüfungsverfahren durch, 
in dem auch der Bundesminister für Finanzen Stellungnahmen abgegeben 
hat. Die VA ging von folgendem Sachverhalt aus : 

Herr und Frau P. hatten am 12. Mai 1978 einen Anwartschaftsvertrag auf 
eine Eigentumswohnung in der Form abgeschlossen, daß ein Anbot einer 
Baugesellschaft angenommen worden war. Dieser Rechtsvorgang wurde 
nach den Vorschriften des Grunderwerbsteuergesetzes fristgerecht am 
18 . Mai 1978 der Finanzbehörde angezeigt. Am 2. Oktober 1978 richtete 
die Baugesellschaft eine Meldung an das Finanzamt für Gebühren und Ver­
kehrsteuern, in der ausgeführt war, daß die Eheleute P. ihre Zahlungsver­
pflichtungen, die sie im Anwartschaftsvertrag übernommen hatten, nicht 
eingehalten haben und die Baugesellschaft daher vom Anbot zurückgetre­
ten sei. Mit dieser Meldung war das Ersuchen verbunden, die Grunder­
werbsteuer nicht einzuheben. 

Der Bundesminister für Finanzen teilte der VA mit, daß erst bei einer Über­
prüfung der Wohnhausanlage durch die zuständigen Stellen der Finanzver­
waltung diese "Rücktrittsmeldung" , die am 2. Oktober 1978 erstattet 
wurde, am 30. November 1982 bekanntgegeben wurde. Das Finanzamt für 
Gebühren und Verkehrsteuern habe daher in der Vorlage der Kopie der 
Rücktrittsmeldung mit Schriftverkehr vom 30. November 1982 keine frist­
gerechte Einbringung eines Antrages auf Nichtfestsetzung der Grunder­
werbsteuer erblicken können, weil das Originalschriftstück der Behörde 
nicht vorgelegen sei. Es kam daher zu einer Vorschreibung von Grunder­
werbsteuer in der Höhe von 28 188 S, weil die Finanzbehörde das Vorlie­
gen der Kopien der "Rücktrittsmeldung" nicht als Beweis für das Absenden 
des Antrages auf Nichtfestsetzung der Grunderwerbsteuer anerkannte. Der 
Bundesminister für Finanzen teilte der VA dazu mit, daß den Beschwerde­
führern auch im Wege der freien Beweiswürdigung nicht geholfen werden 
könne, weil das Vorliegen des Antrages und vor allem dessen Einlangen bei 
der Behörde die Grundvoraussetzung für die Rückgängigmachung bezie­
hungsweise Nichtfestsetzung der Grunderwerbsteuer darstelle. Aufgrund 
der in diesem Beschwerdefall gegebenen Sach- und Rechtslage aber ord­
nete der Bundesminister an, neuerlich Nachforschungen über den Verbleib 
der Rücktrittsmeldung (des Antrages auf Nichtfestsetzung der Grunder­
werbsteuer) durchzuführen. Das Ergebnis dieser Nachforschungen blieb 
aber ergebnislos . 
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Bei der Beuxteilung dieses Beschwerdefalles ging die VA von folgenden 
rechtlichen Uberlegungen aus: 

Wie zahlreichen anderen Betroffenen war den Eheleuten P. bei der Unter­
schrift unter das Anbotschreiben der Wohnbaugesellschaft nicht bewußt, 
daß mit dieser Unterschrift e~~ Rechtsgeschäft abgeschlossen wurde, das 
den Rechtsanspruch auf die Ubereignung eines Liegenschafts~nteiles be­
gründet und das daher dem Grunderwerbsteuergesetz unterliegt. Wenn 
überhaupt die Frage einer Grunderwerbsteuer in solchen Fällen Erwähnung 
findet, dann in der Weise, daß ohnehin eine Grunderwerbsteuerbefreiung 
in Anspruch genommen werden könne. Daß allerdings für die Inanspruch­
nahme der Befreiung oder für eine allfällige Nichtfestsetzung oder Herab­
setzunl? der Steue~ bestimmte gesetzliche und formale Voraussetzungen. er­
füllt sem müssen, 1st weder den Wohnungswerbern und oftmals auch mcht 
den Baugesellschaften voll bewußt, sodaß in solchen und ähnlichen Fällen 
wiederholt bei der VA Beschwerde geführt wird. 

Für die Nichtfestsetzung oder. Herabsetzung der Grunderwerbsteuer 
kommt es unter anderem darauf an, daß der rückgängig gemachte Er­
werbsvorgang fristgerecht (innerhalb von zwei Wochen) der Finanzbe­
hörde angezeigt wurde und der Antrag auf Herabsetzung oder Nichtfest­
setzung der Steuer bis zum Ablauf des Kalenderjahres gestellt wird, das auf 
das Jahr folgt, in dem das den Anspruch auf Nichtfestsetzung oder Abände­
rung der Steuer begründende Ereignis eingetreten ist. 

Im vorliegenden Fall steht außer Zweifel, daß das ursprüngliche Rechtsge­
schäft (Annahme des Anbotes der Baugesellschaft) fristgerecht der Finanz­
behörde angezeigt worden ist. Wenn im vorliegenden Fall der Rücktritt 
vom Kaufanbot noch im Jahr 1978 erfolgt ist, hätte der Antrag auf Abände­
rung beziehungsweise Nichtfestsetzung der Grunderwerbsteuer bis späte­
stens 31 . Dezember 1979 bei der Finanzbehörde eingebracht werden müs­
sen. Ein zweifelsfreier Nachweis liegt aber über die Einbringung des Nicht­
festsetzungsantrages nicht vor. Dennoch vertritt die VA die Ansicht, daß 
mit der Vorschreibung der Grunderwerbsteuer im vorliegenden Fall die 
Schwächsten, die an den maßgeblichen Vorgängen beteiligt waren, getrof­
fen wurden. Obwohl die Baugesellschaften im Bereich der Grunderwerb­
steuer wesentlich mehr Erfahrungen aufzuweisen haben als die W ohnungs­
werber, werden Anwartschaftsverträge und Kaufverträge über Eigentums­
wohnungen üblicherweise so gestaltet, daß bezüglich der Grunderwerb­
steuer alle Pflichten auf den schwächeren Vertragsteil (den Wohnungswer­
ber) überwälzt werden. Dies, obwohl nach dem Willen des Gesetzgebers 
zur Vorlage der für die Grunderwerbsteuerbemessung (bzw. -befreiung) 
wesentlichen Abgabenerklärungen alle an Erwerbsvorgängen, die dem 
Grunderwerbsteuergesetz unterliegen, beteiligten Personen sowie die mit­
wirkenden Notare, Rechtsanwälte und sonstigen Bevollmächtigten zur un­
geteilten Hand verpflichtet sind. 

Bei der nachprüfenden, rechtlichen Kontrolle dieses Beschwerdefalles ist 
die VA zu dem Ergebnis gelangt, daß zwar ein Mißstand in der öffentli­
chen Verwaltung nicht vorliegt, jedoch die Annahme, daß die Meldung der 
Baugesellschaft vom 2. Oktober 1978 zur Post gegeben wurde, durchaus 
wahrscheinlich ist. Dazu kommt, daß die Vorschriften über die gemein­
same Verpflichtung zur Abgabe der für die Grunderwerbsteuervorschrei-
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bung maßgeblichen Abgabenerklärungen vom Gesetzgeber allen Beteiligten 
aufgetragen wird und überdies zur Sicherung des Abgabenaufkommens ein 
Gesamtschuldverhältnis im Grunderwerbsteuergesetz normiert ist, das so­
wohl den Veräußerer als auch den Erwerber eines Grundstückes treffen 
kann. Dennoch zeigt die Praxis, daß diese vom Gesetzgeber gewollten 
rechtlichen Konsequenzen stets jenen Vertragspartner treffen, der in der 
Abwicklung des Rechtsgeschäftes sicherlich am wenigsten versiert und wirt­
schaftlich gesehen der Schwächste ist. 

Im Beschwerdefall hat der Bundesminister für Finanzen schließlich im Hin­
blick auf die Wahrscheinlichkeit, daß der Antrag auf Nichtfestsetzung der 
Grunderwerbsteuer auch zur Post gegeben wurde, einer Abgabennachsicht 
im Ausmaß der noch aushaftenden Abgabenschuld zugestimmt. Damit war 
der Beschwerdegrund im Einzelfall weitestgehend behoben. 

1.2 Unterschiedliche Praxis der Verkehrsbehörden bei der Vergebührung 1m 
Zusammenhang mit der Neuausstellung von Führerscheinen 

138 

VA 63 - FI/85 BM Zl. V-AP 33/85 

Dipl.-Ing. W. T., Wien, wandte sich wegen der unterschiedlichen Anforde­
rung von Gebühren durch die Verkehrsbehörden in Wien beziehungsweise 
Niederösterreich an die VA. Anlaß für die Beschwerde sei die Vorgangs­
weise des Verkehrsamtes Wien, die sich nach den Ausführungen des Be­
schwerdeführers auf Rechtsauskünfte des Bundesministeriums für Finanzen 
stütz~, wonach bei der Neuausstellung einer Lenkerberechtigung, die we­
gen Anderung der Photogr~phie in diesem Dokument erforderlich gewor­
den ist, die Eintragung von Anderungen ohne die Bezahlung von Gebühren 
nicht möglich wäre. Anläßlich der Neuausstellung seiner Lenkerberechti­
gung wollte der Beschwerdeführer auch seinen akademischen Grad "Diplo­
mingenieur" in das neue Dokument eintragen lassen. Dabei sei ihm vom 
Verkehrsamt in Wien mitgeteilt worden, daß zweimal 120 S an Bundes­
st~mpelmarken für diese Eintragung zu ~ezahlen wären. Demg~genüber, so 
teilte der Beschwerdeführer der VA mit, werde vom zuständigen Referat 
der Bezirkshauptmannschaft Wien-Umgebung für eine solche Eintragung 
keine Gebühr verlangt. 

Aufgrund dieses Beschwerdevorbringens führte die VA im Bereich des Bun­
desministers für Finanzen ein Prüfungsverfahren durch, wobei vor allem 
die Rechtslage nach dem Gebührengesetz untersucht wurde. 

Dabei war zunächst festzustellen, daß das Bundesministerium für Öffentli­
che Wirtschaft und Verkehr die Ansicht vertrat, daß der Führerschein ein 
~ebührenpfli.chtiges . Zeu~ni~ darst~lle und nachträgliche Änderungen derar­
tiger Zeugnisse, wie beispielsweise Namens- oder Adressenänderungen, 
nach der Auskunft des Bundesministeriums für Finanzen der Gebühr unter­
liegen. Diese Rechtsansicht, die das Bundesministerium für Öffentliche 
Wirtschaft und Verkehr dem Beschwerdeführer schriftlich mitgeteilt hat, 
entspricht zwar grundsätzlich dem Gebührengesetz, doch geht die diesbe­
zügliche Anfragebeantwortung an den Beschwerdeführer nicht auf dessen 
eigentliches Anliegen ein, das ja die neue Ausstellung der Lenke~berechti­
gung und die im Zuge dieser Neuausstellung vorzunehmende Anderung 
beziehungsweise Ergänzung der Lenkerberechtigung zum Inhalt hatte. 
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Aufgrund des Prüfungsverbhrens der VA teilte der Bundesminister für h­
n:lnzen mit, d:lß eine KLirung der Rechtsbge im Interesse einer gebühren­
rechtlichen Gleichbeh:lndlung in der Form erfolgen wird, d:lß die Rechts­
:lnsicht des Bundesministeriums für Fin:lnzen dazu :luch dem Bundesmini­
sterium für Öffentliche Wirtsch:lft und Verkehr mit dem Ersuchen um 1n­
form:ltion der zuständigen Stellen bek:lnntgegeben wird. K:lch dieser An­
sicht des Bundesministeriums für Fin:lnzen ist in den Fällen, in denen ein 
neuer Führerschein :luszustellen ist, weil der :llte Führerschein beispiels­
weise d:ldurch ungültig geworden ist, d:lf~ d:ls Lichtbild der Besitzer nicht 
mehr einw:lndfrei erkennen Lißt, neben der Gebühr für den Antr:lg :luf 
Neu:lusstellung des Führerscheines und der Gebühr für die Beurkundung 
(Zeugnisgebühr) für die neue Lenkerberechtigung :luch d:lnn keine weitere 
Gebühr n:lch dem Gebührengesetz zu entrichten, wenn im Zuge der Aus­
stellung des neuen Dokumentes gegenüber der früheren Urkunde mehrere 
d:lrin bekundete Umstände geändert oder ergänzt werden. 

D:lmit konnte durch d:ls Prüfungs\'erhhren der.VA der Beschwerdegrund 
behoben werden. D:lS Bundesministerium für Offentliche Winsch:lft und 
Verkehr h:lt mit einem Erbß die Rechts:lnsicht des Bundesministeriums für 
Fin:lnzen den für die Ausstellung von Lenkerberechtigungen zuständigen 
Stellen zur Kenntnis gebr:lcht. 

Die VA erbnnte der Beschwerde Berechtigung zu. 

Dnu kommt, d:lß - obwohl der Beschwer.~eführer sein Anliegen in geeig­
neter Form :ln d:ls Bundesministerium für Offentliche Wirtschaft und Ver­
kehr her:lngetr:lgen lut - von diesem keine l\hßn:lhmen gesetzt \\orden 
sind, um eine eindeutige KLirung der hier :lnzuwendenden Rechtsbge her­
beizuführen. Erst durch d:ls Prüfungsverbhren der VA wurde eine eindeu­
tige Klärung dieser h:lgen erreicht und sind :luch in der 7,,-ischenzeit die 
erforderlichen Erlässe :ln die zuständigen Behörden erg:lngen. 

Nach Ansicht der VA zeigt :luch dieser Beschwerdehll die schwierige Voll­
ziehb:lrkeit des Gebührengesetzes. Durch d:ls Prüfungsverhhren der VA 
konnte zwar in diesem Det:lilbereich die zu enge Auslegung der gebühren­
rechtlichen Vorschriften durch die Verkehrsbehörden, die noch d:lzU in 
verschiedenen BundesLindern unterschiedlich W:lr, geändert und eine bun­
deseinheitliche Regelung herbeigeführt werden, doch zeigt sich d:lDn, d:lß 
die Vollziehung der Vorschriften des Gebührengesetzes selbst bei Amtern 
und Behörden, die ständig mit diesen Vorschriften des Gebührengesetzes 
behßt sind, zu Schwierigkeiten führen bnn. Die VA sieht sich d:lher ver­
:lnlaßt, auf diese Situ:ltion besonders hinzuweisen und gibt zu bedenken, 
daß zufolge unrichtiger Behörden:luskünfte oftm:lls nicht nur zu viel :ln 
Gebühren eingehoben und d:lmit der Betroffene ben:lchteiligt wird, son­
dern durch unrichtige Auskünfte, die zu N:lchforderungen führen, stets 
Gebührenerhöhungen im Ausm:lß von mindestens 50% eingehoben werden. 
Damit hat in jedem bll der Bürger, der in Unkenntnis der Rechtsbge zu 
viel oder zu wenig :ln Gebühren entrichtet hat, die Folgen unrichtiger Ge­
bührenauskünfte zu tragen. 
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1.3 Vorschreibung von Gebühren und Gebührenerhöhungen wegen unrichtiger 
Auskunft der Gemeinde 

140 

VA 78 - FI/85 BM ZI. V-AP 48/85 

L. D. aus Enzesfeld, Niederösterreich, führte bei der VA Beschwerde, weil 
er vom Finanzamt für Gebühren und Verkehrsteuern in Wien Vorschrei­
bungen über Gebühren nach dem Gebührengesetz mit einer Erhöhung von 
jeweils 50% erhalten hatte. Nach den Beschwerdeausführungen habe sich 
D. an die Auskünfte der Gemeinde Enzesfeld-Lindabrunn gehalten, wo­
nach er für seine Eingaben keine Gebühren zu entrichten hatte. 

Ihm sei unverständlich, daß er für die Fehler der Gemeindebehörde mit den 
Gebührenerhöhungen "bestraft" werde. Auch ein Schreiben an den Bun­
desminister für Finanzen habe nicht den gewünschten Erfolg (Aufhebung 
der Abgabenerhöhung) gebracht. 

Die VA führte aufgrund dieses Vorbringens ein Prüfungsverfahren durch, 
in dem der Bundesminister für Finanzen abermals zu der sich aus dieser Be­
schwerde ergebenden generellen Problematik und zum Ergebnis der Ge­
bührennachschau beim Gemeindeamt Enzesfeld-Lindabrunn um eine Stel­
lungnahme ersucht wurde. Nach Einsichtnahme in die Unterlagen des Be­
schwerdeführers und aufgrund der der VA vorliegenden Stellungnahmen 
des Bundesministers für Finanzen stellte die VA im Prüfungsverfahren fol­
gendes fest: 

Mit Schreiben vom 12. November 1981 hatte sich der Beschwerdeführer an 
die Gemeinde Enzesfeld-Lindabrunn gewandt und bekanntgegeben, daß er 
gegen die Errichtung eines neuen Stallgebäudes seiner Nachbarn keine Ein­
wendunge~ habe. E!n gleichlautendes Schreiben verl~ngte die Gemeind.e 
auch für die Ehegattin des Beschwerdeführers. Am gleichen Tag wurde mit 
dem Beschwerdeführer auch eine Niederschrift aufgenommen, die den 
Bauplan anläßlich der Errichtung einer Gara~e und eines Kleintierstalles 
des Nachbarn zum Gegenstand hatte. Für diese Vorgänge hat der Be­
schwerdeführer keine Gebühren in Stempelmarken entrichtet und wurde 
dazu auch von der Gemeinde nicht aufgefordert. Im Jahr 1984 führte das 
Finanzamt Baden beim Gemeindeamt Enzesfeld-Lindabrunn eine Gebüh­
rennachschau durch. Für den Zeitraum 1979 bis 1984 wurden nach Mittei­
lung des Bundesministers für Finanzen in 352 Fällen Stempelgebrechen 
über Gebühren im Gesamtausmaß von 30 535 S festgestellt. Bei der be­
scheidmäßigen Vorschreibung dieser Gebühren hat das Finanzamt Gebüh­
renerhöhungen im Ausmaß von 50% festgesetzt. 

Zur allgemeinen Problematik der Eingaben- und Protokollgebühren vertrat 
der Bundesminister für Finanzen die Ansicht, daß diese Gebühren dem 
Grunde nach seit 1946 unverändert bestehen und der Bevölkerung un.9 den 
Behörden bekannt seien. Dies zeige die große Anzahl der jährlich in Oster­
reich ausgestellten gebührenpflichtigen Schriften. Die Anzahl dieser Schrif­
ten (10 Millionen) stünde in keinem Verhältnis zu den wegen der bescheid­
mäßigen Vorsc~reibun~ vo.n Stempelgebühren er.hobenen Besch-..yerdefäl­
len . Dennoch sei aber die Fmanzverwaltung ständig bemüht, für eme mög­
lichst reibungslose Vollziehung des Gebührengesetzes zu sorgen und an­
läßlich von Gebührennachschauen bei den Gemeindeämtern und sonstigen 
Gebietskörperschaften nicht nur Stempelgebrechen festzustellen, sondern 
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:llIch die mit gebührenpflichtigen Schriften befaßten Bediensteten zu beLl­
ten. Beispielsweise habe die Finanzbndesdirektion für Wien, Niederöster­
reich und Burgenland zuletzt im Jahr 19H I für die Gemeinden ihres Amts­
bereiches eine Zusammenstellung von gebührenpflichtigen, bei Gemeinden 
lüufig anfallenden Schriften aufgelegt und dem Amt der l'\iederösterreichi­
sehen Landesregierung zur Verfügung gestellt. 

Zur Auffassung der VA, daß die Bestimmung des § 9 .-\b5. I des Gebühren­
gesetzes über die zwingende Gebührenerhöhungen reformbedürftig sind, 
gab der Bundesminister für Finanzen zu bedenken, daß bei der Vielzahl der 
gebührenpflichtigen Schriften die Bestimmungen über Gebührenerhöhun­
gen in Einzelfällen unbillig erscheinen Die Bestimmungen über die Erhö­
hungen seien aber als Begleitmaßnahme für ein geordnetes Gebührenauf­
kommen erforderlich, wobei durch die Erhöhung im Einzelfall nicht einmal 
der Verwaltungsaufwand gedeckt werden könne, der durch die bescheid­
mäßige Vorschreibung verursacht wird. Die Möglichkeit von vereinzelt 
auftretenden Härtefällen sei daher in Kauf zu nehmen. 

Dazu hat die VA erwogen: 

Die Vorschriften über die Gebührenerhöhungen sind in § 9 des Gebühren­
gesetzes enthalten. Absatz 1 dieser Gesetzesstelle bestimmt, daß eine Ge­
bührenerhöhung im Ausmaß von 50~o der nicht entrichteten Gebühr zwin­
gend festzusetzen ist, wenn eine Gebühr nicht vorschriftsmäßig in Stem­
pelmarken entrichtet wurde und die Vorschreibung dieser Gebühr mit Be­
scheid erfolgt. Zum Zeitpunkt der Berichtserstellung war beim Verfas­
sungsgerichtshof zu dieser Gesetzesstelle ein Gesetzesprüfungsverfahren 
anhängig. 

Den Absatz 2 des § 9 des Gebührengesetzes, wonach Gebührenerhöhungen 
im Ausmaß von 30% bis 100% bei nicht rechtzeitiger Erstattung einer Ge­
bührenanzeige festgesetzt werden konnten, hat der Verfassungsgerichtshof 
ab 31. Juli bzw. lH. November 1985 als verfassungswidrig aufgehoben. Der 
Verfassungsgerichtshof ist dabei - wie die VA bereits im Achten Bericht 
an den Nationalrat (Seite 120) dargestellt hat - von der Überlegung aus­
gegangen, daß im Hinblick auf die ansonsten in der Bundesabgabenord­
nung vorgesehenen Säumnisfolgen die aufgehobenen Gebührenerhöhun­
gen eine "exzessive Reaktion" auf die Unterlassung des Abgabepflicl1tigen 
darstellen. 

Im vorliegenden Fall konnte die VA dem Beschwerdeführer nur mitteilen, 
daß die ergangenen Entscheidungen der Finanzverwaltung der geltenden 
Rechtslage entsprochen haben. Es zeigt sich aber an diesem Beschwerdefall 
besonders die Notwendigkeit einer Reform des Gebührengesetzes. Die VA 
vef\wist dazu auf die bisherigen Berichte (Siebenter Bericht an den Natio­
nalrat, Seite 121, und Achter Bericht an den Nationalrat, Seite 122) und auf 
die allgemeinen Ausführungen in diesem Berichtsabschnitt. 
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1.4 Steuerliche Benachteiligung durch verspätete Bezugsnachzahlung nach 
Beendigung des Dienstverhältnisses 

142 

VA 81 - FI/85 BM Zl. V-AP 103/85 

Die Vertragslehrerin M. K., OÖ., führte bei der VA Beschwerde wegen ei­
nes nach ihrem Dafürhalten zu hohen Lohnsteuerabzuges bei einer Ge­
haltsnachzahlung. Sie erblickte in der Besteuerung der Nachzahlung als 
einheitlichen Monatsbezug einen Mißstand, weil sie der Meinung war, daß 
eine Besteuerung im Ausmaß von nahezu 50% zu hoch sei. Dieser verhält­
nismäßig hohe Lohnsteuerabzug sei auch deshalb unrichtig, weil andere 
Vertragslehrer, die sich noch nicht im Ruhestand befanden, von der Nach­
zahlung nur eine Steuer von etwa 30 bis 40% zu bezahlen hatten. 

Die VA führte aufgrund dieser Beschwerde sowohl im Bereich des Bundes­
ministeriums für Unterricht, Kunst und Sport als auch im Bereich des Bun­
desministeriums für Finanzen ein Prüfungsverfahren durch und stellte fol­
gendes fest: 

Die Beschwerdeführerin war im Bereich der Bundeshandelsakademie und 
Bundeshandelsschule Steyr als Vertragslehrerin tätig. Aufgrund der Vorbil­
dung der Beschwerdeführerin und der seinerzeitigen gesetzlichen Bestim­
mungen erfolgte die bezugsmäßige Einstufung in die Entlohnungsgruppe 
L 3. Durch die 39. Gehaltsgesetz-Novelle aus dem Jahr 1982 war ab dem 
1. September 1981 eine Neuregelung für die Einreihung von Lehrern mög­
lich geworden. Aufgrund dieser gesetzlichen Bestimmungen und einer dazu 
ergangenen Rechtsprechung des Obersten Gerichtshofes war der Abschluß 
eines Sondervertrages im Falle der Beschwerdeführerin nicht mehr möglich, 
sondern es war ein befristeter Vertrag nach dem Entlohnungsschema I L 
abzuschließen. Das Bundesministerium für Unterricht, Kunst und Sport hat 
aufgrund dieser Regelungen einen Erlaß herausgegeben, wonach für die 
Zeit zwischen 1. Mai 1977 und 31. August 1981 eine Einreihung in die ein­
zelnen Entlohnungsgruppen je nach der Dienstverwendung zu erfolgen 
hatte. 

Aufgrund eines Ansuchens der Beschwerdeführerin vom 25. Mai 1983 er­
folgte die Einreihung in die Entlohnungsgruppe L 1 für den Zeitraum vom 
1. Mai 1977 bis 31. August 1981. Aufgrund dieses Sachverhaltes erfolgte 
mit Ende Dezember 1983 eine entsprechende Nachzahlung der Bezüge. 

Anläßlich dieser Bezugsauszahlung erkannte die Beschwerdeführerin, daß 
sie einen höheren Lohnsteuerabzug hatte als vergleichbare Vertragslehrer, 
die sich noch nicht im Ruhestand befanden. Sie bekämpfte daher die Vor­
nahme des Lohnsteuerabzuges mit einem nach der Bundesabgabenordnung 
vorgesehenen Erstattungsantrag, der aber von den Abgabenbehörden erster 
und zweiter Instanz unter Hinweis auf die Bestimmungen des Einkommen­
steuergesetzes abgelehnt wurde. Die Finanzverwaltung führte dazu aus, 
daß ein Erstattungsantrag wegen zu Unrecht einbehaltener Lohnsteuer nur 
dann positiv erledigt werden könne, wenn tatsächlich eine zu viel einbehal­
tene Lohnsteuer vorliege. 

Die VA hat zu diesem Beschwerdefall erwogen: 

III-6 der Beilagen XVII. GP - Bericht  - 01 Hauptdokument Teil 1 (gescanntes Original)142 von 212

www.parlament.gv.at



'\lach den Vorschriften der Bundesabgabenordnung bnn bis zum Abbuf 
des fünften Jahres, das auf das Jahr der Einbehaltung von Lohnsteuer folgt, 
die Rücknhlung eines allfällig zu Unrecht einbehaltenen Betrages bean­
tragt werden, wenn eine Erstattung auf eine andere Weise (beispielsweise 
Jahresausgleich oder Veranbgung zur Einkommensteuer) nicht möglich 
1St. 

Es war daher im vorliegenden Fall zu untersuchen, ob tatsächlich eine zu 
viel einbehaltene Lohnsteuer vorlag. Die für die Besteuerung von Nachzah­
lungen anzuwendenden Bestimmungen des Einkommensteuergesetzes sa­
gen folgendes aus: 

Nachzahlungen und nachträglich Zahlungen von laufenden und sonstigen 
Bezügen für abgebufene Kalenderjahre, die neben laufendem Arbeitslohn 
von demselben Arbeitgeber oder in einem Konkursverfahren geleistet wer­
den, und nicht auf einer willkürlichen Verschiebung des Auszahlungszeit­
punktes beruhen, sind mit dem Steuersatz zu besteuern, der tarifmäßig dem 
letzten bufenden Arbeitslohn entspricht. 

Nachzahlungen, die nicht unter diese Begünstigungsbestimmung fallen, 
sind wie ein bufender Bezug nach dem Lohnsteuertarif der Besteuerung zu 
unterziehen, wobei ein monatlicher Lohnzahlungszeitraum zu unterstellen 
1St. 

Für die Beschwerdeführerin wäre es zweifellos günstiger ge\vesen, wenn 
die Besteuerung mit dem Steuers atz möglich gewesen wäre, der tarifmäßig 
dem letzten bufenden Arbeitslohn, den sie als Vertragslehrerin erhalten 
h:u, entsprochen hätte. Da sie aber die Nachzahlung erst nach Übertritt in 
den Ruhestand erhalten hat, war diese begünstigende Vorschrift nicht an­
wendbar. Denn seit dem Ubertritt in den Ruhestand hatte sie keine Bezugs­
ausz:thlung im Wege des Bundesrechenamtes sondern !:tufende Pensions­
nhlungen durch die Pensionsversicherungs:tnstalt der Angestellten. Die 
Nachz:thlung wurde d:ther wie ein laufender Bezug behandelt und mit dem 
Lohnsteuertarif der Besteuerung unterzogen. D:tbei k:tm es durch die 
Steuerprogression zu einer wesentlich höheren Besteuerung :tls in jenen 
Lilien, in denen die Empfänger der Nachnhlungen noch :tktive Dienstneh­
mer w:tren. Dennoch stellt die Vorgangsweise der Abg:tbenbehörde erster 
und zweiter Instanz im vorliegenden Fall keinen Mißst:tnd im Bereich der 
Abg:tbenverw:tltung des Bundes dar. 

Wegen der enormen Mehrbelastung, die der Beschwerdeführerin durch 
den hohen Lohnsteuerabzug erw:tchsen ist und der unverhältnismäßig hoch 
im Vergleich zu anderen Fällen gewesen ist, regte die VA beim Bundesmi­
nister für Fin:tnzen :tufgrund der besonders gelagerten Umstände dieses 
Einzelfalles an, die Folgen der besonders ungünstigen Besteuerung der Be­
züge der Beschwerdeführerin im Wege einer Biliigkeitsmaßnahl11e teilweise 
:tuszugleichen. Dazu teilte der Bundesminister für Finanzen lediglich mit, 
daß der Anregung der VA, die Folgen der eingetretenen Besteuerung teil­
weise zu beseitigen, im Hinblick :tuf die ergangene Rechtsprechung zu den 
diesbezüglichen Bestimmungen der Bundesabgabenordnung nicht entspro­
chen werden könne. 
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Die VA sieht ,ich 3ufgrund dieses F311es d3her \er3nbßt, eine Anderung 
der hier 3nzuwcndenden gesetzlichen Bestimmungen d3hingehend 3nzure­
gen, d3f~ die Besteuerung mit dem Prozents3tz, der dem zuletzt 3usbez3hl­
ten ;\rbeitslohn entspricht, 3uch d3nn zulässig ist, wenn d3S Dienstverhält­
ni, nicht mehr 3ufrecht ist und diese Besteuerung für den Steuerpflichtigen 
günstiger 1St. 

Die VA vertritt die Ansicht, d3ß nur 3uf diese Weise eine gerechtere Be­
steuerung von N3chz3hlungen herbeigeführt werden k3nn. 

1.5 Steuerliche Ungleichbehandlung bei der Geltendmachung von Reisekosten 

144 

V.4. 98 - H/85 BM 1'1. V-AP 52/85 

Anlißlich eines Sprecht3ges der VA führten Betriebsräte der hrm3 S. Be­
schwerde über die Nichtberücksichtigung erhöhter Werbungskosten wegen 
der Nicht3nerkennung von Dienstreisen, die Dienstnehmer dieses Betriebes 
durchzuführen h3tten. Die Fin3nzbehörde h3be zu Unrecht die steuerliche 
Berücksichtigung der Differenzbeträge zwischen den \'om Dienstgeber 3US­
zuz3hlenden Sätzen und den im Einkommensteuergesetz festgelegten 
Höchstbeträgen, die zur Abgeltung von Reisekosten steuerfrei 3usbez3hlt 
werden können, 3bgelehnt. 

Die VA prüfte 3ufgrund dieser Beschwerde nicht nur den von den Betriebs­
räten 3ufgezeigten Einzelhll, sondern 3uch die Ges3mtproblem3tik, die 
sich d3r3us ergibt, und holte dazu eine Stellungn3hme des Bundesministers 
für Fil13nzen ein. 

Der Bundesminister für Fin3nzen g3b der VA duu seine Rechts3nsicht be­
bnnt und verwies 3uf jene Erkenntnisse des Verw3ltungsgerichtshofes, 3uf 
die sich diese Rechts3nsicht stützen k3nn. Demgemäß seien für jene Dienst­
nehmer, die ihre t:ltsächlich ständige Arbeitsstelle 3ußerlulb des Betriebsor­
tes l13ben, der Dienstort nicht mehr der Betriebsort, sondern jene regelmä­
ßige Einsatzstelle. Es könnten d3her die Taggelder 3n diese Arbeitnehmer 
nach wie vor steuerfrei ausbez3hlt werden, doch könnten d3rüber hin3us 
nur die regelmäßigen wöchentlichen Familienheimhhrten 31s Werbungsko­
sten berücksichtigt werden. Die Differenzbeträge zwischen den vom 
Dienstgeber 3usbezahlten Sätzen und den im Einkommensteuergesetz fest­
gelegten Höchstbeträgen seien nicht im R3hmen der Werbungskosten zu 
berücksichtigen. Im übrigen werde die Problematik der Werbungskosten 
für F3hrt3ufwendungen wiederholt 3uch 3n das Bundesministerium für Fi­
nanzen her3ngetragen. Eine zufriedenstellende Lösung für die jeweils Be­
troffenen, die 3uch budgetär vertreten werden bnn, sei 311erdings bisher 
noch nicht gefunden worden. Die Möglichkeit für ein Lösung dieses Pro­
blems werde 3ber weiter geprüft werden. 

Die VA h3t dnu erwogen: 

N3ch den Bestimmungen des Einkommensteuergesetzes sind Reisekosten 
für 3usschließlich beruflich ver3n!J.fhe Reisen Werbungskosten. Diese A.uf­
wendungen sind ohne N3chweis ihrer Höhe 315 Werbungskosten zu be­
rücksichtigen, wenn sie die im Gesetz 3ngeführten Höchstbeträge nicht 
übersteigen. 

III-6 der Beilagen XVII. GP - Bericht  - 01 Hauptdokument Teil 1 (gescanntes Original)144 von 212

www.parlament.gv.at



1: 

Diese begünstigende gesetzl iche Vorschrift bedeutet, daß Reisekosten ohne 
weiteren Nachweis bis zu den gesetzlichen Höch~tbeträgen als Werbungs­
kosten J.nerbnnt werden können, wenn eine ausschließlich beruflich wrJ.n­
IJ.ßte "Reise" vorliegt. 

N ach der Ver\\J.ltungsprnis und der dieser zugrundeliegenden Rechtspre­
chung des VerwJ.ltungsgerichtshofes ist J.ber eine Reise dJ.nn nicht anzu­
nehmen, wenn der Arbeitnehmer J.n einer Arbeitsstelle ständig tätig wird, 
die J.ußerldb des Betriebsortes liegt. Jene regelmäßige Einsatzstelle ist 
dJ.nn luch der Verwaltungspraxis - wenn der ArbeitseinsJ.tz Iinger J.ls 
eine Woche dJ.uert - als Dienstort des Arbeitnehmers J.nzusehen und 
nicht mehr der Betriebsort. 

Die Steuerfreiheit der diesen Arbeitnehmern J.usbezJ.hlten TJ.ggelder ergibt 
sich J.us der Bestimmung des Einkommensteuergesetzes, wOIuch solche Be­
träge nicht zu den Einkünften aus nichtselbständiger Arbeit gehören, so­
weit sie die tatsächlichen Aufwendungen nicht übersteigen. Im Sinne dieser 
Vorschriften liegt eine "Dienstreise" vor, wenn ein Arbeitnehmer über Auf­
trJ.g seines Arbeitgebers den Dienstort zur Durchführung von Dienstver­
richtungen wrlißt oder so weit von seinem ständigen Wohnort (Familien­
wohnsitz) J.rbeitet, dJ.ß ihm eine tägliche Rückkehr J.n diesen nicht zuge­
mutet werden kann. In der Regel sind J.ber die J.n den betroffenen Perso­
nenkreis J.uszuzJ.hlenden TJ.ggelder geringer J.ls die im Gesetz genannten 
Höchstbeträge. 

Aus dem U mstJ.nd, dJ.ß die Werbungskosten im Sin ne des Einkommen­
steuergesetzes in der Form von T J.ges- und Nächtigungsgeldern in der 
Höhe der im Gesetz gemnnten Sätze J.bzüglich der vom Arbeitgeber gelei­
steten Ersätze nur dann berücksichtigt werden können, wenn eine berufli­
che Reise (VorJ.ussetzung: Zurücklegung einer größeren Entfernung und 
DJ.uer der Reise über drei Stunden, wobei die Reise mit der Rückkehr J.n 
den "~usgJ.ngspunkt abgeschlos~en ist) vor~iegt, ergeben sich imm~r .wieder 
für dIe Betroffenen steuerrechtltche BeurteIlungen, dIe ihnen - Wie im vor­
liegenden FJ.II - nur sehr schwer erklirt werden können. 

Auch der vorliegende Beschwerdebil konnte - wie J.ndere glcichgebgerte 
Beschwerdehlle - nur dJ.mit J.bgeschlossen werden, dJ.ß den Betroffenen 
und ihren Vertretern die Rechtslage dargestellt und seitens der VA als Prü­
fungsergebnis bekanntgegeben wurde, dJ.ß ein MißstJ.nd deshalb nicht vor­
liege, weil die Finanzbehörden die in diesem Bericht dJ.rgestellten Grund­
sätze bei der Vollziehung des Einkommensteuergesetzes beJ.chtet haben. 

Die VA sieht sich jedoch J.ufgrund dieses Beschwerdeblies verJ.nlaßt, auch 
J.uf J.ndere Beispielshlle hinzuweisen: 

Im GegensJ.tz zu den beschwerdeführenden Monteuren der Firma S., die 
mehr J.ls eine Woche J.uswärts an demselben EinsJ.tzort beschäftigt sind 
und die nJ.ch der derzeitigen VerwJ.ltungsprJ.xis keine berufliche Reise J.b­
solvieren, sind Arbeitnehmer, die J.n verschiedenen EinsJ.tzorten tätig sind, 
im Sinne der hier gemnnten steuerrechtlichen Vorschriften begünstigt. 
Diese Abeitnehmer, die an verschiedenen Einsatzorten die gleiche Erwerb­
stätigkeit ausüben wie jene Arbeitnehmer, die mehr J.ls eine Woche aus­
wärts J.m selben Arbeitsort beschäftigt sind, können die Differenzbeträge 
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zwischen den vom Dienstgeber steuerfrei ausbezahlten Sätzen und den im 
Einkommensteuergesetz festgelegten Höchstbeträgen als Werbungskosten 
geltend machen. Dies deshalb, weil sie Dienstreisen im Sinne der einkom­
mensteuerrechtlichen Vorschriften antreten. 

Im vorliegenden Beschwerdeverfahren wurde aber auch von den Betriebs­
räten der Firma S. ein weiteres Beispiel genannt: 

Ein Handelsvertreter, der beispielsweise in Wien wohnt und den Bereich 
Linz bereist, kann Werbungskosten im Ausmaß der im Gesetz genannten 
Höchstbeträge dann geltend machen, wenn er in einem Hotel nächtigt. 
Diesfalls wird das Hotel nicht als Ausgangspunkt der Dienstreise angese­
hen, sondern der Dienstort der Firma in Wien bzw. der jeweilige Wohnsitz. 
Dieser Handelsvertreter würde - wie die Beschwerdeführer - die er­
wähnten steuerlichen Begünstigungen verlieren, wenn er - um beim glei­
chen Beispiel zu bleiben - im Raum Linz eine Wohnung mietet, um von 
dort seine berufliche Tätigkeit auszuüben. Auch in diesem Fall würde bei 
Reisen von weniger von 25 km keine berufliche Reise vorliegen, weil der 
Steuerpflichtige länger als eine Woche am selben Ort tätig ist. 

Zu diesem Problemkreis wäre noch anzumerken, daß der VA auch Be­
schwerden von Dienstnehmern der Österreichischen Bundesbahnen vorla­
gen, welche die Dauer von Lohnsteuerverfahren zum Inhalt hatten. Die 
Verfahren dieser Dienstnehmer wurden bei der Finanzverwaltung damit 
abgeschlossen, daß Freibeträge ge:Vährt wurden, die .den im ~egenständli­
chen Fall beschwerdeführenden Dienstnehmern der Firma ~. nicht gewährt 
worden sind, obwohl beispielsweise die Lokführer der Osterreichischen 
Bundesbahnen ihren Einsatzplatz im Führerstand der Lokomotive grund­
sätzlich nicht verlassen. Wenn auch diese Begünstigung nur in den Fällen 
zum Tragen kommt, in denen das fahrende Personal größere Entfernungen 
zurückl.egt (bei Regionalfahrten unter 25 km kommt die ?teuerb~g~?s.ti­
gung nicht zum Tragen), wäre doch zu bedenken, daß eme "Reise Im 
Sinne der steuerrechtlichen Vorschriften, die hier zur Anwendung kom­
men, grundsätzlich zur Voraussetzung hätte, daß neben dem Zurücklegen 
einer größeren Distanz Dienstverrichtungen an verschiedenen Orten nach 
Absolvierung der Reise vorgenommen werden. Denn nach der Rechtspre­
chung des Verwaltungsgerichtshofes soll die steuerliche Begünstigung der 
Reisekostenersätze (die Anerkennung von Werbungskosten in der im Ge­
setz genannten Höhe kommt dieser Begünstigung gleich) die Verpfle­
gungsmehrkosten abgelten, die dadurch entstehen, daß dem reisenden 
Steuerpflichtigen die besonderen günstigen Verpflegungsmöglichkeiten im 
jewei!igen .Aufenthalt.sort nich~ bekannt sind und weil s~ine Disp.ositions­
möghchkelten bezüghch der Emnahme der Hauptmahlzeiten für die Dauer 
der Reisebewe~ung eingeschr.änkt sind. Wenn ~ller?ings ~in Steu~rpflichti­
ger längere Zelt denselben Emsatzort hat, so smd Ihm die günstigen Ver­
pflegungsmöglichkeiten genauso bekannt wie einem Arbeitnehmer, der im­
mer den gleichen Arbeitsplatz hat. 

Die VA gelangt daher aufgrund "des gegenständlichen Beschwerdefalles 
und aufgrund dieser allgemeinen Uberlegungen zu dem Ergebnis, daß die 
vom Bundesminister für Finanzen im Prüfungsverfahren getroffene Aus­
sage, daß eine Möglichkeit für eine ,Lösung dieses Problems weiter geprüft 
werde, nicht ausreicht, um die hier anstehende Problematik, die eine Viel-

III-6 der Beilagen XVII. GP - Bericht  - 01 Hauptdokument Teil 1 (gescanntes Original)146 von 212

www.parlament.gv.at



z:thl \'on Arbeitnehmern betrifft, zu bereinigen. N:tch Ansicht der VA be­
d:trf es in diesem Bereich einer Novellierung der hier :tnLu\\endenden ein­
kommensteuerrechtlichen Bestimmungen, die :tuf die Tätigkeit der Arbeit­
nehmer, ihre Entfernung von ihrem dauernden Wohnsitz bz\\'. dem Sitz ih­
res Dienstgebers, aber insbesondere auch auf die Begünstigung der Mobili­
tät der Arbeitnehmer Bedacht nimmt. 

1.6 Finanzieller Nachteil durch Einbringung eines Jahresausgleichsantrages bei 
der unzuständigen Stelle; ungleiche steuerliche Behandlung von Präsenz­
und Zivildienern 
\-A 107 - FI/85 BM Zl. V -AP 55/85 

Der Landesbedienstete F. K. aus Imst, Tirol, wandte sich an die VA, weil 
sein Antrag auf Durchführung des Jahresausgleiches vom Finanzamt Land­
eck abgelehnt worden \\aL Das Finanzamt sei davon :tusgegangen. daG 
eine wrspätete Einbringung des Antrages auf Durchführung des Jahresaus­
gleichsverfahrens vorlag. Durch diese Vorg:tngsweise des Finanzamtes sei 
ihm ein großer finanzieller Nachteil entstanden, weshalb er darin einen 
MiGstand im Bereiche der Abgabenverwaltung des Bundes erblickte. 

Die VA stellte im Prüfungsverfahren durch Einsichtnahme in die Unterla­
gen des Beschwerdeführers und nach Einholung einer Stellungnahme des 
Bundesministers für Finanzen fest: 

Der Beschwerdeführer hat von Feber bis September 1982 den Zivildienst 
geleistet. Fristgerecht :tm 28. März 1983 brachte der Beschwerdeführer 
beim Amt der Tiroler Landesregierung (seinem Arbeitgeber) einen Antrag 
auf Durchführung des Jahresausgleiches für d:ts J:thr 1982 ein. Dabei ging 
der Beschwerdeführer \on der nicht unberechtigt scheinenden .-\nsicht aus, 
daß Präsenzdiener und Zivildiener grundsätzlich gleich zu behandeln wä­
ren, Da auf dem Vordruck zur Einreichung des Jahresausgleiches beim Ar­
beitgeber ausgefühn ist, daß der Arbeitgeber für die Durchführung des Jah­
resausgleiches :tuch dann zuständig ist, wenn der ArbEitnehmer infolge Prä­
senzdienstes keinen Arbeitslohn erhalten hat, :tber d:ts Dienstwrhältnis 
nicht unterbrochen w:tr, vermeinte er, d:tß dies auch für Zivildiener zutref­
fen müsse, zum:tl j:t :tuch bei ihm das Dienstverhältnis nicht unterbrochen 
war. 

Am 8. April 1983 erhielt er seinen Antrag :tuf Durchführung des J:thres:tus­
glEiches \'om Arbeitgeber mit einem handschriftlichen \-ermerk zurück, 
d:tß für die Durchführung des JahresausglEiches das Fin:tnzamt zuständig 
sei. Die umgehende Weiterleitung dieses Antrages an ehs Finanzamt fühne 
zu keinEm für den Beschwerdeführer günstigen Ergebnis, weil in der Zwi­
schenzeit die Frist zur Finbringung des Jahres:tusgleichsantrages abgelau­
fen war und aufgrund dieser rechtlichen Situation der Jahresausgleichsan­
trag vom Finanzamt abgewiesen werden mufhc. Auch die Berufung des Be­
schwerdeführers wurde :tbgewiesen. 

Die VA stellte fest, daß dem Beschwerdeführer durch die Einbringung des 
Jahresausgleichsantrages bei der unzuständigen Stelle ein Guthaben in der 
Höhe von 8 030 S entgangen war. Aufgrund der besonderen Umstände die­
ses Falles richtete die VA an den Bundesminister für Finanzen im Prüfungs-

147 

III-6 der Beilagen XVII. GP - Bericht  - 01 Hauptdokument Teil 1 (gescanntes Original) 147 von 212

www.parlament.gv.at



148 

verfahren auch die Anfrage, ob dem Beschwerdeführer dieses Jahresaus­
gleichsguthaben im Billigkeitswege erstattet werden kann. Weiters ersuchte 
die VA den Bundesminister für Finanzen zu der allgemeinen Problematik, 
die sich aus diesem Beschwerdefall ergibt, um eine Stellungnahme. 

Der Bundesminister für Finanzen vertrat gegenüber der VA die Ansicht, 
daß der Gesetzgeber bei der Erlassung der Bestimmungen des Einkommen­
steuergesetzes bewußt zwischen Präsenz- und Zivil dienern unterschieden 
habe. Dies ergebe sich beispielsweise auch aus den unterschiedlichen Be­
stimmungen über die Steuerbefreiung der Bezüge dieser Personengruppen. 
Zum vorliegenden Beschwerdefall gab der Bundesminister für Finanzen be­
kannt, daß einem Nachsichtsansuchen des Beschwerdeführers stattgegeben 
würde. 

Die VA hat dazu erwogen: 

Nach dem Einkommensteuergesetz kann der Arbeitnehmer für ein Kalen­
derjahr bei seinem Arbeitgeber die Durchführung eines Jahresausgleiches 
beantragen, wenn er in diesem Kalenderjahr ständig beschäftigt war und 
nur von diesem Arbeitgeber Arbeitslohn erhalten hat. Ein solcher Antrag ist 
bis längstens 31. März des folgenden Kalenderjahres beim Arbeitgeber ein­
zubringen. Der Jahresausgleich ist für Arbeitnehmer auch dann vom Ar­
beitgeber vorzunehmen, wenn infolge Präsenzdienstleistung für bestimmte 
Lohnzahlungszeiträume kein Arbeitslohn ausbezahlt wurde. 

Für die Durchführung des Jahresausgleichsverfahrens für Zivildiener ist da­
her grundsätzlich das Finanzamt zuständig. Bringt ein Zivildiener seinen 
Jahresausgleichsantrag nicht bis zum 31. März des jeweiligen Folgejahres 
bei seinem Wohnsitzfinanzamt ein, geht - wie im vorliegenden Beschwer­
defall - der Anspruch verloren. Die VA konnte daher der vorliegenden 
Beschwerde keine Berechtigung zuerkennen, weil sich das Finanzamt ein­
deutig auf die gegebene Rechtslage stützen konnte. 

Der vorliegende Beschwerdefall ist aber für die VA Anlaß, auf die verschie­
dene steuerliche Behandlung von Arbeitnehmern im Bereiche des Jahres­
ausgleiches hinzuweisen, wenn diese einerseits den Zivildienst oder ande­
rerseits den Präsenzdienst leisten. Die VA kann sich der Rechtsansicht des 
Bundesministers für Finanzen, wonach diese Unterscheidung vom Gesetz­
geber gewollt sei, nicht anschließen. Wenn der Bundesminister für Finan­
zen zur Stützung dieser Rechtsansicht auf die Bestimmungen über die 
Ste.uer,?efreiung der Bezüge der Wehq~flichtigen u~d der Zivildiener hin­
weist, Ist dem entgegenzuhalten, daß die spätere Emfügung der Steuerbe­
freiung der Bezüge nach dem Zivildienstgesetz historisch bedingt war und 
überdies aus den Bestimmungen über die Steuerbefreiung der Bezüge der 
Wehrpflichtigen und Zivildiener eher eine Gleichstellung als eine Differen­
zierung abzuleiten wäre. 

Wenn auch im vorliegenden Fall der Beschwerdegrund durch das Prü­
fungsverfahren der VA behoben werden konnte, regt die VA dennoch, 
nicht zuletzt im Hinblick auf die dadurch eintretende Verwaltungsvereinfa­
chung, eine Gleichstellung von Präsenzdienern und Zivildienern auch im 
Bereiche des Jahresausgleichsverfahrens an. 
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1.7 Durchführung von Vollstreckungsmaßnahmen trotz Bescheidaufhebung 
durch das Bundesministerium für Finanzen 
\'.-\ 118 - fIl85 B1\1 ZL V-AP 60/S5 

Die Notariatsbndidatin Dr. I. M. führte bei der VA Beschwerde darüber, 
daß die hnanzbehörde wiederholt gegen sie Vollstreckungs\'ersuche unter­
nehme, ob\\ohl der einen Abgabenrückstand auslösende Bescheid der Fi­
nanzlandesdirektion für Oberösterreich vorn Bundesministerium für hnan­
zen im Wege des Aufsichtsrechtes von Amts wegen aufgehoben worden sei, 

,\ufgrund dieser Beschwerde führte die VA ein Prüfungsverfahren durch 
und stellte nach Einholung einer Stellungnahme des Bundesministers für Fi­
nanzen folgendes fest: 

Der Einkommensteuerbescheid für das Jahr [98 [ ergab für die Beschwer­
deführerin eine Gutschrift in der Höhe von [4 [90 S, Dieser Betrag wurde 
dem Abgabenkonto der Beschwerdeführerin gutgeschrieben und über An­
trag tatsächlich ausbezahlt. In der folge erlieg die Finanzhndesdirektion 
für Oberösterreich am 4. August [983 einen Bescheid, mit dem jener Be­
scheid, der eine Gutschrift für die Beschwerddührerin ausgt\\iesen hatte, 
aufgehoben werden sollte. Dieser Bescheid \vurde jedoch erst nach Abbuf 
der gesetzlich vorgesehenen hist von einem Jahr der Beschwerdeführerin 
zugestellt und war daher rechtswidrig. Die Beschwerdeführerin erhob da­
her Beschwerde an den Verwaltungsgerichtshof. worauf der Aufhebungs­
bescheid durch das Bundesministerium für finanzen mit Bescheid vom 
12. Jänner 1 ';)84 aufgehoben wurde. 

Dennoch hat das Finanzamt offenbar die erforderlichen Buchungen auf 
dem Abgabenkonto der Beschwerdeführerin nicht vorgenommen, soda/; es 
zu den in Beschwerde gezogenen Vollstreckungshandlungen kommen 
konnte. Das Abgabenkonto der Beschwerdeführerin wies nämlich nach Fr­
bssung des Einkommensteuerbescheides für das Jahr [981 ein Guthaben in 
der Höhe von 14 [90 S aus. Durch die Rückzahlung dieses Betrages war 
das .'\bgabenkonto wieder ausgeglichen. Die .-\ufhebung des Einkommen­
steuerbescheides durch die finanzbndesdirektion für Oberösterreich ergab 
daher einen Abgabenrückstand von [4 190 S. Aufgrund des ,-\ufhebungsbe­
scheides des Bundesministeriurns für Finanzen lütte sich wieder ein ausge­
glichenes Konto ergeben müssen, weil dem Rückstand eine entsrrechende 
Gutschrift durch die Aufhebung des den Rückstand au,lösendcn Beschei­
des gegenüberstand. Das Finanzamt hat aber diese aufgrund de, Bescheides 
des Bundesministeriums für Finanzen erforderliche Buchung unterlassen. 
Dies auch trotz \\iederholtcr Einwendungen der Besch\\'erdeführerin, die 
sich aufgrund der fortgesetzten Vollstreckungs\<ersuche des finanzamtes 
ergaben. 

Erst nach Einleitung des Prüfungsverhhrens der VA \\urde eine Ablich­
tung des Aufhebungsbescheides des Bundesministeriums für Finanzen dem 
zuständigen Finanzamt zugestellt. Durch die Vornahme der erforderlichen 
Gutschrift wurde das Abgabenkonto wieder ausgeglichen und so der Be­
schwerdegrund behoben. 

Der Bundesminister für Finanzen teilte dazu der VA mit, daE der Aufhe­
bungsbescheid seines Ressorts dem finanzamt nicht zugegangen sei, sodaE 
es zu den Vollstreckungsmaßnahmen gekommen war. 
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Die VA hat dazu erwogen : 

Für jeden Abgabepflichtigen ist nach der Bundesabgabenordnung die Ge­
barung der wiederkehrenden zu erhebenden Abgaben (Lastschriften, Zah­
lungen und alle sonstigen ohne Rücksicht aus welchem Anlaß entstandenen 
Gutschriften) in laufender Rechnung zusammengefaßt zu verbuchen. 

Im vorliegenden Fall hat die Abgabenbehörde die aufgrund des Bescheides 
des Bundesministeriums für Finanzen vom 12. Jänner 1984 erforderliche 
Gutschrift nicht vorgenommen. Die Unterlassung der Zustellung des Auf­
hebungsbescheides an das für die Vornahme der Buchungen zuständige Fi­
nanzamt hat dazu geführt, daß zu Unrecht gegen die Beschwerdeführerin 
Vollstreckungsversuche unternommen wurden. Diese wiederholte Ertei­
lung von Vollstreckungsaufträgen wiegt umso schwerer, als die Beschwer­
deführerin wiederholt das Finanzamt auf die Aufhebung des Bescheides der 
Finanzlandesdirektion für Oberösterreich durch das Bundesministerium für 
Finanzen hingewiesen und das Finanzamt von weiteren Versuchen, die ver­
meintliche Abgabenschuld hereinzubringen, nicht Abstand genommen hat. 

Der Beschwerde wurde Berechtigung zuerkannt, weil einerseits das Ver­
waltungsverfahren nicht mit der erforderlichen Sorgfalt durchgeführt, aber 
andererseits auch die Hinweise der Betroffenen auf die Bescheidaufhebung 
vom Finanzamt ignoriert worden waren. Erst durch das Prüfungsverfahren 
der VA erfolgte eine Koordination der zuständigen Stellen der Finanzver­
waltung und die Behebung des Beschwerdegrundes. Es konnten daher wei­
tere Maßnahmen der VA entfallen. 

1.8 Besondere Härte im Bereich der Grunderwerbsteuer bei kinderreichen Fa­
milien 

150 

VA 171 - FI/85 BMZI.V-AP77/85 

Die Eheleute P., wohnhaft in Zell am See, führten bei der VA Beschwerde 
über die Vorschreibung einer Grunderwerbsteuer, weil das errichtete Ei­
genheim nach Ansicht der Finanzverwaltung um 10 m2 zu groß ausgeführt 
sei. Die Beschwerdeführer erblickten in dieser Abgabenvorschreibung einen 
Mißstand in der öffentlichen Verwaltung, weil beim Hausbau nach ihrem 
Dafürhalten auch der Familienstand zu berücksichtigen sei und in ihrem 
Fall Wohnraum für sechs Personen (Ehepaar und vier Kinder) geschaffen 
werden mußte. Da bei der Wohnbauförderung dies berücksichtigt werde, 
seien sie der Meinung gewesen, daß das Grunderwerbsteuergesetz densel­
ben Maßstab anlegt. 

Die VA führte aufgrund dieses Beschwerdevorbringens ein Prüfungsverfah­
ren durch und stellte folgendes fest: 

Die Eheleute P. hatten mit Kaufvertrag vom 21. November 1980 ein 
Grundstück erworben. Für diesen Grunderwerb wurde eine Grunderwerb­
steuerbefreiung wegen Errichtung einer Arbeiterwohnstätte beantragt. Das 
Finanzamt lehnte zunächst eine Grunderwerbsteuerbefreiung ab, weil es 
die Ansicht vertrat, daß für Grundstücke, die eine Fläche von mehr als 
650 m2 aufweisen, eine Grunderwerbsteuerbefreiung nicht gewährt werden 
könne. Aufgrund der dazu ergangenen Rechtsprechung des Verwaltungs-
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gerichtshofes mußte aber der Berufung der Eheleute P. stattgegeben und 
die Grundenverbsteuer im Betrag von 34395 S zurückbezahlt werden. 
I'\ach Fertigstellung des Bauwerkes stellte allerdings die Finanzbehörde 
fest, daß die Wohnnutzfläche des errichteten Gebäudes mehr als 130 m1 be­
trägt. Es erfolgte daher neuerlich die Vorschreibung der Grunderwerb­
steuer. Die gegen die Vorschreibung eingebrachte Berufung wurde von der 
finanzbehärde mit der Begründung abgelehnt, daß die hächstzulässige 
Wohn nutzfläche einer Arbeiterwohnstätte 130 m1 nicht übersteigen darf. 

Die VA konnte sich in diesem Prüfungsverfahren nur darauf beschränken, 
den Beschwerdeführern mitzuteilen, daß nach dem Grunderwerbsteuerge­
setz zwar der Erwerb von Grundstücken zum Zweck der Errichtung einer 
Arbeiterwohnstätte begünstigt, aber der Begriff "Arbeiterwohnstätte" im 
Gesetz nicht umschrieben ist. Die Auslegung dieses Begriffes hat sich daher 
nach der dazu ergangenen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes 
zu richten. Nach dieser Rechtsprechung ist unter einer "Arbeiterwohn­
stätte" eine Wohnstätte zu verstehen, die nach ihrer Größe und Ausstat­
tung so beschaffen sein muß, daß sie einerseits geeignet ist, das Wohnbe­
dürfnis eines Durchschnittsarbeiters zu befriedigen und andererseits für 
ihre Erwerbung nur eine für einen durchschnittlichen Erwerbstätigen er­
schwinglichen Kostenaufwand erfordert. Der Verwaltungsgerichtshof hat 
auch ausgesprochen, daß den Abgabenbehärden nicht zur Last gelegt wer­
den könne, wenn sie sich an der nach dem Wohnbaufärderungsgesetz 1968 
für die Förderung von Klein- und Mittelwohnungen allgemein geltenden 
Nutzflächengröße von höchstens 130 m2 orientierten, ohne die dort vom 
Durchschnitt bereits abweichenden Begünstigungen zu berücksichtigen. 
Nach der Rechtsansicht des Verwaltungsgerichtshofes kommt es allein auf 
die Beschaffenheit der Wohnung, nicht aber auf subjektive in der Person 
des Erwerbers liegende Voraussetzungen an, weshalb auch nach Ansicht 
des Gerichtshofes die Familiengröße ohne rechtliches Gewicht ist. Diese 
Rechtsansicht brachte der Verwaltungsgerichtshof in einem Erkenntnis 
zum Ausdruck, in dem zu beurteilen war, ob ein Einfamilienhaus mit mehr 
als 130 m1 als "Arbeiterwohnstätte" einer Familie mit fünf Kindern angese­
hen werden kann. 

Da sich die Finanzverwaltung auch in diesen besonders gelagerten Fällen 
auf die Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes stützen kann, ge­
langte die VA zu dem Ergebnis, daß hier eine besondere Härte vorliegt, die 
aber nicht als Mißstand im Bereich der öffentlichen Verwaltung bezeichnet 
werden kann. Die VA regt aufgrund dieses Beschwerdefalles sowie der 
zahlreichen gleichgelagerten Fälle dringend eine Novellierung des Grun­
derwerbsteuergesetzes oder zumindest eine Legaldefinition des Begriffes 
"Arbeiterwohnstätte" an, bei der auch die Familiengröße berücksichtigt 
wird. Dazu venveist die VA auf die allgemeinen Ausführungen in diesem 
Berichtsabschnitt sowie in den Vorberichten (zB Achter Bericht an den N a­
tionalrat, Seite 119). 
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1.9 Unrechtmäßige Nachversteuerung von Versicherungsprämien; Nichtbe­
rücksichtigung einer wirtschaftlichen Notlage durch die Finanzverwaltung 

152 

VA 221 - FI/85 BM ZI. V-AP 92/85 

K. W., Linz, führte wegen der Nachversteuerung von Sonderausgaben Be­
schwerde bei der VA. In seiner Beschwerdeschrift führte W. aus, er habe ei­
nen Ve~siche~ungsvertrag vor Abl~uf der gesetzlichen Bindungsfrist au!~e­
löst, weil er eme Wohnung zugewiesen erhalten hatte, wodurch Investitio­
nen erforderlich waren und überdies zufolge der schweren Erkrankung ei­
nes seiner Kinder seine Ehegattin nicht in der Lage war, durch eigene Er­
werbstätigkeit zum Familieneinkommen beizutragen. Da unerwartete Ver­
teuerungen beim Wohnungsumbau eingetreten seien, habe sich der Be­
schwerdeführer gezwungen gesehen, seine bei den Lebensversicherungsver­
träge vor Ablauf der steuerlichen Bindungsfrist aufzulösen. Das Finanzamt 
Linz habe jedoch einen Bescheid erlassen, mit dem es den Betrag von 
9 195 S vom Beschwerdeführer verlangte. 

Die VA hat zu dieser Beschwerde ein Prüfungsverfahren eingeleitet und 
zum Vorbringen des Beschwerdeführers den Bundesminister für Finanzen 
um eine Stellungnahme ersucht. Dem Bundesminister für Finanzen wurde 
dazu auch eine Kopie der ausführlichen Beschwerdeschrift, aus der eine 
Darstellung des Sachverhaltes aus der Sicht des Beschwerdeführers hervor­
ging, übermittelt. Die Stellungnahme des Bundesministers für Finanzen be­
schränkte sich darauf, daß nach den vom Finanzamt Linz vorgenommenen 
Erhebungen das Vorlie~en einer wirtschaftlich~n Notlage zum Zeitpunkt 
der Auflösung des Verslcherungsvertrages, bedmgt durch den Wohnungs­
wechsel, bejaht werden könne. Weiters teilte der Bundesminister für Finan­
zen der VA mit, daß der Widerruf- und Nachforderungsbescheid des Fi­
nanzamtes Linz, mit dem 9 195 S vorgeschrieben worden waren, ersatzlos 
aufgehoben wird. 

Der Beschwerdegrund war damit zwar behoben, aber die erbetene Stel­
lungnahme, die eine Darstellung des Beschwerdefalles aus der Sicht des 
Bundesministeriums für Finanzen enthalten und damit die Beurteilung des 
Falles ermöglichen sollte, wurde damit nicht abgegeben. 

Die VA hat dazu erwogen: 

Nach dem Ei~kom~en~teuergesetz hat ein~ Nachversteuerung von Versi­
cherungsprämien, die die Grundlage für die Anerkennung erhöhter Son­
derausgaben waren, zu erfolgen, wenn die Ansprüche aus dem Versiche­
rungsvertrag vor Ablauf der im Gesetz genannten Bindungsfrist ganz oder 
zum Teil rückgekauft werden. Im Fall eines Rückkaufes ist das Versiche­
rungsunternehmen verpflichtet, diesen Vorgang, der zu einer Nachver­
steuerung führen kann, dem Finanzamt ohne amtliche Aufforderung inner­
halb eines Monats mitzuteilen. Eine Nachversteuerung hat allerdings nach 
dem Willen des Gesetzgebers zu unterbleiben, wenn der Steuerpflichtige 
nachweist, daß der Nachforderungstatbestand (hier: Rückkauf der Ansprü­
che aus einem Versicherungsvertrag) durch wirtschaftliche Notlage verur­
sacht wurde. 

Die VA geht davon aus, daß die Finanzbehörde im vorliegenden Fall die 
Frage des Vorliegens einer wirtschaftlichen Notlage zum Zeitpunkt der 
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VertrJgsJuflösung nicht Jusreichend geprüft und dem Besch\\erdcführer 
keine Gelegenheit geboten hJt, die Verwendung der Mittel, die er von dem 
Versicherungsunternehmen erhalten hat, der Behörde dJrzulegen, worJUS 
sich die eingJngs dargestellte wirtschaftliche Bedrängnis eindeutig ergeben 
hätte. Durch ein solches Ermittlungsverfahren wäre es zur Erbssung des 
Widerruf- und Nachforderungsbescheides vom 4. Oktober 19S4 erst gJr 
nicht gekommen. 

Die hllJllzbehörde IlJt damit ihre Pflicht zur Jmtswegigen Ermittlung des 
Sachverhaltes verletzt und damit den Bescheid vom 4. Oktober 1lJ84 mit in­
haltlicher Rechtswidrigkeit belastet. 

Die Beschwerde erwies sich somit als berechtigt. Da aufgrund des Prü­
fungsverbhrens der VA dieser rechtswidrige Bescheid behoben wurde, 
konnten in diesem Einzelbll weitere MaßnJhmen durch die VA unterblei­
ben. 

1.10 Unrechtmäßige Nachforderung des Alleinverdienerabsetzbetrages 
VA 253 - FIISS BM 71. V -AP 10llSS 

J. Sch., Altmünster, führte bei der VA Beschwerde über die Rückforderung 
von Alleim'erdienerabsetzbeträgen für die Jahre 19S2 und 19S3. Dazu legte 
der Beschwerdeführer der VA den Nachforderungsbescheid des FinanzJm­
tes Gmunden und zwei Lohnzettel seines Arbeitgebers vor. 

NJch EinsichtTlJhme in diese Unterlagen gebngte die VA zum Frgebnis, 
dd; im vorliegenden FJIl zwar der Arbeitgeber des Beschwerdeführers den 
AlleinverdienerJbsetzbetrag nicht berücksichtigt hJt, dJS FinJllzJmt Jber 
dennoch einen Nachforderungsbescheid erlassen und den Beschwerdefüh­
rer zu einer ZJhlung von 7 100 S verpflichtet hat. Dnu holte die VA im 
Prüfungsverbhren Juch eine Stellungnahme des Bundesministers für Fi­
nJnzen ein. Zusammenfassend ergab sich für die VA folgender SJchver­
halt: 

DJ die Ehegattin des Beschwerdeführers über eigene Einkünfte \('rfügte, 
die dem Finanzamt zur Einkommensteuer erklärt wurden, überprüfte dJS 
FinJnZJmt die Voraussetzungen für die Gewährung des AlleinverdiencrJh­
setzbetrages. Dabei zog das Finanzamt nur die Vermerke in der HJushJlts­
liste herJn, WOTlJch der Alieinverdienerabset7betrJg Juf der I.ohnsteuer­
kJrte des Beschwerdeführers eingetragen war. Ohne weitere Erhebungen 
ging das Finanzamt Gmunden davon JUS, daß der :\rbeitgeber des Be­
schwerdeführers den AlieinverdienerabsetzbetrJg zu Unrecht berücksich­
tigt hJbe. Das finanzamt erließ daher einen NJchforderungsbescheid vom 
10. Juli 1984 für die Jahre 1982 und 1983 sowie einen Bescheid vom 4. Juli 
19S5 für die Nachforderung des Alleinverdienerabsetzbetrages, von dem 
das Finanzamt annahm, daß er auch im Jahre 19S4 zu Unrecht berücksich­
tigt wurde. 

Erst bei der Rückforderung des Alleinverdienerabsetzbetrages für das JJhr 
19S4 erkannte der Beschwerdeführer die unrichtige Vorgangsweise des Fi­
nJnZJmtes, weil ja weder für das Jahr 1984 noch für die Jahre 1982 und 
1983 der Alleinverdienerabsetzbetrag auf der Lohnsteuerb.rte eingetragen 
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wJr und der Arbeitgeber Juch beim Lohnsteuerabzug den Alleinverdiener­
JbsetzbetrJg nicht berücksichtigt hJtte. Der Berufung des Beschwerdefüh­
rers gegen den Rückforderungsbescheid des Finanzamtes, der d:ts J:thr 
19H4 betr:tg, wurde zw:tr vollinhaltlich st:tttgegeben, doch war d:ts Fin:tnz­
Jmt nicht bereit, von sich :tus dem Beschwerdeführer eine Erst:tttungsmög­
lichkeit wegen des zu Unrecht eingehobenen Betrages von 7 100 S zu eröff­
nen. Erst durch d:ts Prüfungsverfahren der VA konnte erreicht werden, daß 
der zu viel einbenhlte Betr:tg im Billigkeitsweg erst:tttet wurde. 

Die VA lut zu diesem Beschwerdefall erwogen: 

Im vorliegenden Beschwerdehll war nie strittig, daß dem Beschwerdefüh­
rer der Alleinverdiener:tbsetzbetrag nicht zustand. Tatsache ist :tber auch, 
d;d~ diese steuerrechtliche Begünstigung bei der Lohnauszahlung an den 
Beschwerdeführer :tufgrund der utsächlichen Eintragungen in der Lohn­
steuerbrte nie zum Tragen gekommen ist. Es scheint schon zweifelhaft, ob 
dJS Finanzamt berechtigt w:tr, lediglich aufgrund der Eintragungen in der 
H:tush:tltsliste des Beschwerdeführers ohne Einsichtnahme in die Lohn­
steuerkarte und ohne Einholung einer Auskunft des Arbeitgebers des Be­
schwerdeführers einen Rückforderungsbescheid zu erlassen. Besonders gra­
vierend ist jedoch die Tats:tche, daß das Finanzamt Gmunden von sich JUS 
nicht bereit WJr, den Beschwerdegrund von Amts wegen zu beheben, ob­
wohl es zu diesem leitpunkt bereits wußte, d:tß die Bescheide zu Unrecht 
erbssen worden waren. Die VA vertritt dazu die Ansicht, daß eine Wieder­
aufnJhme des Verhhrens von Amts wegen gerechtfertigt gewesen wäre, 
weil eine T:tts:tche, die dem Finanzamt bisher nicht bekannt w:tr (Nichtbe­
rücksichtigung des Alleinverdienerabsetzbetrages beim Lohnsteuerabzug), 
neu hervorgekommen ist, die im Verhhren nicht geltend gemacht worden 
w:tr und die Kenntnis dieser Tatsache einen im Spruch lautenden Bescheid 
herbeigeführt hätte. DJS FinJnz:tmt hat aber auch nicht dem Beschwerde­
führer empfohlen, ein N:tchsichtsansuchen einzubringen. Die VA h:tt daher 
der vorl iegenden Beschwerde vollinhaltlich Berechtigung zuerkannt. 

Die VA konnte zw:tr im Prüfungsverfahren erreichen, daß eine Erstattung 
der einbez:thlten Rückforderungsbeträge im Billigkeitsweg möglich wurde, 
doch wird auch in diesem Fall der Beschwerdeführer in die Rolle des Bitt­
steller~ gedrängt, sod:tß er in Form .eines N achsichtsansu~hens das Fin:tnz­
Jmt bitten muß, den von Ihm zu Viel verbngten Betrag 1I1 der Höhe von 
7 100 S im Billigkeitsweg zurückzuerhalten. Die VA regt daher :tufgrund 
dieses BeschwerdehlIes neuerlich an, die Bestimmungen der Bundes:tbga­
benordnung d:thin gehend abzuändern, daß eine Behebung objektiv unrich­
tiger Abgabenbescheide auch n:tch Ablauf eines Kalenderjahres ermöglicht 
wird. 

1.11 Unbillige wirtschaftliche Belastung durch Vorschreibung von fünf Jahres­
ausgleichsnachforderungen innerhalb eines kurzen Zeitraumes 
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VA 324 - FII85 BM Zl. V-AP 142185 

Die 75jährige Pensionistin M. K. wandte sich an die VA, weil sie von ihrem 
Fin:tnz:tmt von Oktober bis Dezember 1985 insgesamt 46 243 S im amtswe­
gigen J:th res:tusgleichsverhhren vorgeschrieben erh:tlten hatte. Für sie 
stelle diese Nachforderung eine enorme Belastung dar, durch die sie in 
wirtsch:tftliche Bedrängnis ger:tten sei. 
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Im Prüfungsyerhhren hat die VA nach Einholung einer Stellungnahme des 
Bundesministers für finanzen folgendes festgestellt: 

Im Oktober 1985 wurde der Beschwerdeführerin die N3chforderung für 
den amtswegigen J3hresausgleich für d3s J3hr 19H4 in der Höhe yon 
I C 706 S yorgeschrieben. Die Beschwerdeführerin bez3hlte diesen Betr3g 
aufgrund der Vorschreibung des finanz3mtes, wurde aber kurz darauf 
auch zur Abgabe der Jahres3usgleichserklärungen für die Jahre 1980 bis 
19H3 aufgefordert. Es ergingen dar3ufhin J3hresausgleichsbcscheide für die 
betreffenden J3hre, die die Beschwerddührerin mit einer weiteren N3Ch­
forderung \·on 35 537 S bebsteten. 

Der Bundesminister für fin3nzen teilte im Prüfungsvcrfahren der VA dnu 
mit, d3ß die Be3rheitung der beim fin3nz3mt Wien-Umgebung eingebng­
ten Kontrollmitteilungen im Jänner 1985 dnu geführt hat, d3ß die Be­
schwerdeführerin zum 3mtswegigen J3hres3usgleich her3ngezogen wurde. 
Aufgrund der bestehenden kumulierten Abg3benyorschreibung richtete die 
VA an den Bundesminister für finanzen auch die Anfr3ge, ob der Be­
schwerdeführerin empfohlen werden könne, bei Erhalt der entsprechenden 
Abg3benbescheide ein N3chsichts3nsuchen einzubringen, weil die erwähnte 
Abg3benvorschreibung eine besondere Belastung darstellt. Der Bundesmi­
nister für Finanzen teilte dnu der VA mit, d3G sämtliche Abg3benvor­
schreibungen an die Beschwerdeführerin im Jahr 1985 erg3ngen sind und 
zweifellos eine wirtsch3ftliche Bel3stung bedeuteten. Unter Berücksichti­
gung der \\irtsch3ftlichen Verhältnisse könne dies die Gewährung einer zu­
mindest teilweisen N3chsicht rechtfertigen. 

Die VA h3t dnu erwogen: 

Aufgrund der Rechtsbge nach dem Einkommensteuergestz W3r die Finanz­
behörde berechtigt, im vorliegenden fJll J3hresausgleichsyerhhren \"On 
Amts wegen durchzuführen. Die VA vcrtritt dazu aber auch die Ansicht, 
d3ß mit dem gesetzlichen Auftrag zur Durchführung von J3hresausgleichs­
verfahren von Amts wegen auch die Verpflichtung verbunden ist, den be­
troffenen Steuerpfl ichtigen die J 3hresausgleichsbescheide in regelmäßiger, 
zumutb3rer zeitlicher Folge zu übermitteln, sodaß die vom Gesetzgeber ge­
wollte regelmäßige Bebstung für den Betroffenen \orhersehb3r ist und er 
sich in seiner wirtschaftlichen Situ3tion 3uf die !\achforderungen einstellen 
kann. Wenn nun in den Fällen einer erstm31igen ErfJssung zum 3mtswegi­
gen J3hres3usgleichsverfahren dem Betroffenen bis zu sechs Jahres3us­
gleichsbescheide mit N3chbebstungen zugestellt werden, stellt dies eine un­
zumutb3re Beeinträchtigung der wirtschaftlichen Verhältnisse des Betroffe­
nen d3r, die nicht 311ein durch die Gewährung einer Bewilligung zur raten­
\veisen Abstattung des Rückstandes behoben werden kann. Es erscheint da­
her nach Ansicht der VA die Gewährung einer Billigkeitsm3Gn3hme in 
Form einer Teilnachsicht geboten, weil in diesen Fällen die Einhebung des 
vollen Abgabenbetrages eine Unbilligkeit darstellen würde. 

Die VA hn d3her der Beschwerde Berechtigung zuerbnnt. Im Hinblick 
d3rauf, daß der Bundesminister für Finanzen auf Anregung der VA einer 
Billigkeitsm3ßn3hme in Form einer Nachsicht eines Teilbetrages der Ge­
s3mtforderung zugestimmt h3t, konnten weitere Maßnahmen der VA 3uf­
grund dieses Beschwerdefalles unterbleiben. 
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Aus Anlaß dieses Beschwerdefalles stellt die VA abermals fest, daß eine Än­
derung der Verwaltungspraxis bei der Aufarbeitung von Erklärungen für 
das amtswegige Jahresausgleichsverfahren dringend erforderlich' erscheint. 
Kumulierte Abgabenvorschreibungen wie im vorliegenden Fall müßten 
nach Ansicht der VA vermieden werden. Dazu verweist die VA auch auf 
die im Allgemeinen Teil dieses Berichtsabschnittes erfolgten Feststellungen. 

1.12 Unrichtige Nachversteuerung von Überstundenzuschlägen im Lohnsteuer­
pcüfungsverfahren 
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VA 338 - FI/84 BM ZI. V-AP 39/85 

Anläßlich eines Sprechtages führte J. P.-Z., Oberösterreich, Beschwerde 
über die Nachbelastung von Lohnsteuerbeträgen. Diese Nachbelastung sei 
vom.j\rbeitgeber erfolgt, weil das Finanzamt Wels eine Steuerbegünstigung 
für Uberstundenzuschläge nicht anerkannt hatte. 

Aufgrund dieser Beschwerde führte die VA ein Prüfungsverfahren durch, 
in dem sie in den Bericht des Lohnsteuerprüfers Einsicht nahm sowie eine 
Stellungnahme des Bundesministers für Finanzen einholte und stellte fol­
gendes fest: 

Der Beschwerdeführer war als Außendienstmitarbeiter bei einem Ziegel­
werk tätig. Nach einer im Betrieb des Arbeitgebers des Beschwerdeführers 
durchgeführten Lohnsteuerüberprüfung erging ein Haftungs- und Zah­
lungsbescheid an den Arbeitgeber, woraus sich ergab, daß nach Ansicht des 
Finanzamtes für den Beschwerdeführer insgesamt 5 092 S an Lohnsteuer 
zuwenig einbehalten worden war. Das Finanzamt ging im Lohnsteuerprü­
(!lngsverfahren davon aus, daß eine steuerbegünstigte Behandlung der 
Uberstundenzuschläge des Beschwerdeführers nicht möglich sei, weil dieser 
noch eine weitere "veranlagungspflichtige Tätigkeit" ausübe. 

Diese Feststellunge~ des Lohnsteuerprüfers erwiesen sich im Prüfungsver­
fahren der VA als nIcht den Tatsachen entsprechend. Der Beschwerdefüh­
rer ist zwar verpflichtet, aufgrund von Einkünften, die dem Einkommen­
steuergesetz unterliegen, eine Steuererklärung abzugeben, doch handelt es 
sich dabei nicht um Einkünfte aus einer "Tätigkeit" (der Lohnsteuerprüfer 
unterstellte möglicherweise ein weiteres Provisionseinkommen), sondern es 
l.i.egen Einkünfte aus der Vermietung von Wohnräumen vor, sodaß die 
Uberstundenzuschläge nach den dafür geltenden gesetzlichen Bestimmun­
gen zu behandeln waren. 

Die VA hat zu diesem Beschwerdefall erwogen: 

Nach dem Einkommensteuergesetz sind die Überstundenzuschläge nur in­
soweit mit einem festen Steuersatz von 15% zu versteue~!1, als sie insgesamt 
den Freibetrag von 5 070 S monatlich übersteigen. Als Uberstunde gilt da­
bei jede über die Normalarbeitszeit hinaus geleistete Arbeitsstunde. 

Da im vorliegenden Fall der Lohnsteuerprüfer als ausschlaggebenden 
Grund für die Nichtanerkennung dieser Steuerbegünstigung ausführte, daß 
eine weitere "veranlagungspflichtige Tätigkeit" ausgeübt werde, ist von der 
VA festzustellen, daß die Nachforderung des Finanzamtes aufgrund eines 
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mJ.ngelhaften Verfahrens erfolgt ist. Unter Berücksichtigung der Sorgfalt, 
die bei einer ordnungsgem:ißen Verwaltungsttitigkeit anzuwenden w:ire, 
lütte dJ.s Finanzamt bei Durchsicht der hier maßgeblichen Veranlagungs­
J.kten zu dem Ergebnis kommen müssen, dJ.ß der Grund, .~en der Prüfer 
für die Nichtanerkennung der Steuerbegünstigung für Cberstundenzu­
schbge angab, mit dem tJ.ts:ichlichen Sachverhalt in Widerspruch steht. 

Die VA hat daher der vorliegenden Beschwerde Berechtigung zuerkannt. 
Da der Bundesminister für Finanzen noch im Zuge des Prüfungsverfahrens 
der VA die Wiederaufnahme des Verfahrens anordnete und damit der Be­
schwerdegrund behoben war, konnte eine weitere Maßnahme der VA un­
terbleiben. 

2 Bundesministerium für Handel, Gewerbe und Industrie 

Allgemeines 

Den Ressortbereich des Bundesministers für Handel, Gewerbe und Indu­
strie betreffend wurden im Berichtszeitraum 173 Beschv·"erden an die VA 
herJ.ngetragen. Das bedeutet eine Zunahme gegenüber dem Vorjahr um 
etwa 25:/:. Mehr als 80% der Beschwerden betrafen wiederum Probleme 
mit Bebstigungen durch benJ.chbarte Betriebsanlagen. Die übrigen Be­
schwerden bezogen sich auf Angelegenheiten der Gewerbeberechtigung 
und des Vef\valtungsstrafrechtes sowie Probleme mit den Elektrizittitsver­
sorgungsunternehmen. In diesem ZusJ.mmenhang ist allerdings festzuhal­
ten, daß der Großteil jener Beschwerden, welchen eine Auseinandersetzung 
mit einem Elektrizittitsversorgungsunternehmen zugrunde liegt, unter der 
Gesch:iftszahl des jeweiligen Bundes!J.ndes erfaßt wird und daher auch in 
den jeweiligen Berichten an die Landtage seinen Niederschlag findet. Zwei 
Eingaben betrafen Angelegenheiten des Bergrechtes, wobei den Einschrei­
tern jeweils mit der Erteilung entsprechender Rechtsauskünfte geholfen 
werden konnte. 

Eine Betrachtung der Verteilung jener Beschwerden, die im Zusammen­
hang mit benachbarten Betriebsanlagen erhoben \vurden, nach deren jewei­
ligen Standorten in den einzelnen Bundesbndern ergibt eine ann:ihernd 
gleiche Belastung für die Bundesbnder ~iederösterreich und Oberöster­
reich, gefolgt von Wien, SJ.lzburg und Steiermark. 

Wie auch in den Vorjahren wurde \vieder die lange Dauer der BetriebsJ.nla­
geverfahren sowie die unzureichenden Maßnahmen der Gewerbebehörde 
zur Gew:ihrleistung des ausreichenden Nachbarschaftsschutzes gerügt. Die 
VA sieht sich bei der Durchführung ihrer Prüfungsverfahren in diesen F:il­
len oft vor das Problem gestellt, die Beschwerde nicht beurteilen und keine 
Maßnahmen zur Beseitigung des Beschwerdegrundes setzen zu können, 
weil die vom Bundesminister für Handel, Gewerbe und Industrie zum Be­
richt aufgeforderte Landesbehörde die Information nur mit großer Verzö­
gerung beziehungsweise unvollsündig erteilt. So wird zum Beispiel die An­
frage der VA, ob und welche Maßnahmen zur Herstellung des rechtm:ißl­
gen Zustandes gegen einen konsenslosen Betrieb bisher ergriffen wurden, 
mitunter lediglich damit beantwortet, daß auf ein gespanntes privatrechtli-
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ches Nachbarschaftsverhältnis zwischen dem Beschwerdeführer und dem 
Gewerbetreibenden hingewiesen wird. Die VA verkennt nicht, daß in Ein­
zelfällen durchaus privatrechtliche Probleme zwischen Nachbar und Ge­
werbetreibenden vorliegen können, die mit Beschwerdeursache sind, doch 
entbindet dies die Gewerbebehörde nicht von ihrer gesetzlichen Verpflich­
tung' für den ausreichenden Schutz der Nachbarn vor Belästigungen durch 
eine Betriebsanlage Sorge zu tragen. Jedenfalls ziehen derartige Antworten 
notwendigerweise Ergänzungsaufträge nach sich und stellen somit eine ver­
meidbare Behinderung der Prüfungstätigkeit der VA dar. 

Ein weiteres Argument der Bezirksverwaltungsbehörde, das im Gesetz 
keine Deckung findet, wonach sie nämlich das gewerberechtliche Betriebs­
anlageverfahren bereits abgeschlossen hätte und das Verfahren nun bei der 
Oberinstanz anhängig sei, und sie damit alle Maßnahmen zur Herstellung 
des rechtmäßigen Zustandes ausgeschöpft hätte, hat die VA zuletzt in ih­
rem Achten Bericht behandelt. Dennoch wurde auch in diesem Berichts­
zeitraum von Gewerbebehörden die Auffassung vertreten, die Anhängigkeit 
eines Genehmigungsverfahrens entbinde sie von weiteren Maßnahmen. 

Die VA mußte feststellen, daß die Gewerbebehörden erster Instanz häufig 
auch aus Gründen der wirtschaftlichen Interessen des Gewerbetreibenden 
von einem gesetzmäßigen Vorgehen Abstand nehmen. So bringen die Be­
zirkshauptmannschaften gegenüber der VA häufig zum Ausdruck, daß die 
Herstellung des rechtmäßigen Zustandes eine gänzliche Betriebseinstellung 
und damit verbunden die Freisetzung von Arbeitnehmern nach sich ziehen 
würde. Dieses Spannungsverhältnis ist im Einzelfall sicherlich gegeben, 
doch muß seine solche einseitige Betrachtung der Interessen eine Vernach­
lässigung des vom Gesetzgeber gesicherten Schutzes der Nachbarschaft mit 
sich bringen. Für eine Abwägung dieser Interessenskollision hat allerdings 
der Gesetzgeber keine Vorsorge getroffen und sie findet daher in der Ge­
werbeordnung keine Deckung. Im übrigen erscheint der VA auch der ein­
seitige Hinweis auf wirtschaftliche Interessen umso weniger zielführend, als 
das Argument der Wirtschaftlichkeit auch auf der Seite des Nachbarn ins 
Treffen geführt werden kann. Häufig sieht sich nämlich dieser ohnehin ei­
ner Verschlechterung seiner Lebensqualität durch einen benachbarten Ge­
werbebetrieb gegenüber. Die Gewährleistung seines ausreichenden Schut­
zes vor unzumutbaren oder gesundheitsgefährdenden Beeinträchtigungen 
betrifft daher im Ergebnis sehr wohl auch wirtschaftliche Interessen der 
Anrainer. Der ausreichenden und raschen Herstellung des der Rechtsord­
nung entsprechenden Zustandes kommt daher auch wegen des im Ergebnis 
damit verbundenen wirtschaftlichen Schutzes des Nachbarn vor Nachteilen 
an seiner Gesundheit und Schäden an seinem Besitz allergrößte Bedeutung 
~.u. Schon deshalb kann es nicht Sache der Behörde sein, aus subjektiven 
Uberlegungen das Gesetz nicht zu vollziehen. In einem Fall, wo die Be­
zirkshauptmannschaft Wolfsberg wiederholt gegenüber der VA zum Aus­
druck gebracht hat, daß die Herstellung des rechtmäßigen Zustandes eine 
gänzliche Betriebseinstellung und damit verbunden di.~ Freisetzung von 
20 Arbeitnehmern nach sich ziehen würde und diese Uberlegungen zum 
Anlaß genommen wurden, vom gesetzmäßigen Vorgehen abzuweichen, hat 
der Bundesminister für Handel, Gewerbe und Industrie über Einschreiten 
der VA den Landeshauptmann von Kärnten von der oben ausgeführten 
Rechtslage in Kenntnis gesetzt und davon, daß die Abstandnahme von der 
Herstellung des Rechtszustandes wegen Sicherstellung von Arbeitsplätzen 
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in der Ge\\crbeordnung keine Deckung findet. Der Ltndeshauptmann \Oll 

Kärnten wurde auch darauf hingewiesen, daß bei Beurteilung der Rechts­
frage im Zusammenhang mit den Bestimmungen der §§ 360 und 366 Ge­
werbeordnung das Vorliegen lediglich der im Gesetz normierten Voraus­
setzungen zu prüfen ist. 

In vielen Fällen muß die VA bei der Prüfung von Beschwerden über unzu­
mutbare Belästigungen durch eine Betriebsanlage feststellen, daß sich die 
geprüfte Behörde darauf beschränkt, die Einhaltung der erteilten Auflagen 
zu überwachen ohne deren Ausreichen zu beurteilen. So betraf zum Bei­
spiel eine Beschwerde Nachbarsch~.ftsbelästigungen durch ein Aluminium­
schmelzwerk in Niederösterreich. Uber Einschreiten der VA hat der Bun­
desminister für Handel, Gewerbe und Industrie den Landeshauptmann von 
Niederösterreich angewiesen, zutreffendenfalls für Abhilfe zu sorgen. Aus 
den vom Amt der Niederösterreichischen Landesregierung der VA vorge­
legten Unterlagen war zunächst nur zu entnehmen, daß sich die Maßnah­
men der Gewerbebehörde lediglich auf die Feststellung der Einhaltung der 
Auflagen beschränkte, obwohl ihr die ständigen Nachbarschaftsbeschwer­
den bekannt waren. Erst aufgrund eines ausdrücklichen Hinweises der VA 
darauf, daß von der Einhaltung der Auflagen nicht zwingend auf die Ent­
behrlichkeit der Erteilung zusätzlicher Auflagen zum Na~hbarschaftsschutz 
geschlossen werden könne, wurde die Vornahme einer Uberprüfung ange­
kündigt, die über die Notwendigkeit der Durchführung eines Verfahrens 
nach § 79 Gewerbeordnung die nötigen Aufschlüsse geben sollte. 

In einem anderen Fall hat das Amt der Wiener Landesregierung die An­
frage der VA, ob und welche Maßnahmen zur Herstellung des rechtmäßi­
gen Zustandes gegen einen konsenslos betriebenen Gastgewerhebetrieb Cf­

griffen werden, zunächst lediglich mit dem Hinweis beant\\ortet, daß die 
Konsenswerberin zur Ausübung des Gastgewerbes berechtigt und im vor­
liegenden Fall die Setzung von Zwangsmaßnahmen rechtlich nicht gedeckt 
sei. Auch in diesem fall hat der Bundesminister für Handel, Gewerbe und 
Industrie über Veranlassung der VA das Amt der Wiener Landesregierung 
auf die Rechtslage hingewiesen, zumal die Gewerbebehörde auch hier ihrer 
Verpflichtung zur Setzung von Zwangsmaßnahmen nicht nachgekommen 
war. Der Minister hat die Behörde in diesem Zusammenhang :1Ufgefordcrt, 
diese Rechtslage auch in gleichgelagerten Fällen zu beachten. 

Schlie{;\ich sei noch auf den unter 2.4 dargestellten Einzelfall hingewiesen, 
welcher der VA deshalb von besonderer Bedeutung erscheint, weil es sich 
dabei um eine fehlleistung handelte, die einen ungerechtfertigten Eingriff 
in die persönliche Freiheit des Beschwerdeführers auslöste. [n diesem Fall 
war ein Ladungsbescheid mit anschließender Vorführung ergangen, um 
eine bestimmte Erledigung eines Antrages zu erzwingen, der im ausschließ­
lichen, privaten Interesse des Beschwerdeführers gelegen war. Die VA ver­
tritt dazu die Auffassung, daß alle Eingriffe in die Grundrechte des Staats­
bürgers einer besonders sorgfältigen Prüfung auf ihre Rechtmäßigkeit be­
dürfen und auch dann genau abzuwägen sind, wenn ein im Interesse des 
Betroffenen gelegenes Ziel angestrebt wird. 
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Einzelfälle 

2.1 Unzumutbare Belästigung durch Sägewerksbetrieb; Unterlassung der Her­
stellung des rechtmäßigen Zustandes durch die Gewerbebehörde 

160 

VA ZI. 20 Z - 2/ 82 BM ZI. 301 513/3-III-3/84 

K. J. aus Graz erhob bereits im Jahre 1982 als Nachbar des Sägewerksbe­
triebes A. P. Ges.m.b.H. bei der VA Beschwerde wegen Lärm- und Er­
schütterungsbeeinträchtigungen. Die betroffenen Anrainer seien seit 1972 
ohne Erfolg bemüht, zur Einschränkung der Beeinträchtigungen die Tätig­
keit der Gewerbebehörde in Anspruch zu nehmen. In der Säumigkeit der 
Gewerbebehörde bei der Herstellung des rechtmäßigen Zustandes liege ein 
Mißstand im Bereich der Verwaltung. 

Das Prüfungsverfahren der VA, in dem sowohl der Bundesminister für 
Handel, Gewerbe und Industrie als auch der Landeshauptmann von Steier­
mark wiederholt befaßt wurde, gestaltete sich auch deshalb besonders lang­
wierig, weil die erbetenen Stellungnahmen nur mit zum Teil wesentlichen 
Verzögerungen vorgelegt wurden. Schließlich wurde folgender Sachverhalt 
festgestellt : 

a) Hinsichtlich der Durchführung von Genehmigungsverfahren 

Die Bezirkshauptmannschaft Graz-Umgebung hatte als zuständige Ge­
werbebehörde mit Bescheid vom 13. Feber 1975 die Errichtung und den 
Betrieb eines Sägegatters unter Erteilung von Auflagen genehmigt. Am 
11. Dezember 1981 - also mehr als sechs Jahre später - brachte der 
Gewerbetreibende einen Antrag auf Entbindung zweier Auflagen dieses 
Bescheides ein, die mit der Beschränkung des Störlärmes beziehungs­
weise mit den Erschütterungen durch die Betriebsanlage im Zusammen­
hang standen. Am 15. Oktober 1982 entschied die Gewerbebehörde er­
ster Instanz darüber, indem sie nur die für den Störlärm maßgebliche 
Auflage neu formulierte und die Einhaltung dieser umformulierten so­
wie die Einhaltung einer weiteren Auflage auftrug, die den Gewerbe­
treibenden verpflichtete, die eingesetzten Hubstapler mit Schalldämpfer 
zu versehen. Gegen diese Entscheidung - die bereits nach Einleitung 
des Prüfungsverfahrens durch die VA erging - hat der Beschwerdefüh­
rer Rechtsmittel eingebracht. 

Gegen einen weiteren Bescheid der Bezirkshauptmannschaft Graz-Um­
gebung vom 28 . Feber 1983, mit dem die Errichtung einer neuen Gat­
tersäge unter Vorbehalt der Betriebsbewilligung und unter Anordnung 
eines zweimonatigen Probebetriebes genehmigt und gleichzeitig zusätz­
liche Auflagen vorgeschrieben wurden, hat der Gewerbetreibende Beru­
fung erhoben. 

Am 10. Feber 1984 sprach der Landeshauptmann von Steiermark als Be­
rufungsbehörde über beide Rechtsmittel ab, gab diesen keine Folge und 
bestätigte jeweils den Erstbescheid . Einer weiteren Berufung des Ein­
schreiters gab das Bundesministerium für Handel, Gewerbe und Indu­
strie mit der Begründung keine Folge, daß sich das Berufungsvorbrin­
gen de~ Einschreiters auf .Erschütterung~n ~ezi~he, das Verf.ahre.n je­
doch die Abstandnahme elOer Auflage hlOslchthch der LärmimmissIO­
nen betreffe. 
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Damit waren zwar die Errichtungsbewilligungen samt Auflagen rechts­
kräftig, eine Betriebsbewilligung für die neue Gattersäge lag jedoch 
nicht vor. 

b) Hinsichtlich der Maßnahmen zur Herstellung des rechtmäßigen Zu­
standes 

Aufgrund der zahlreichen Nachbarschaftsbeschwerden seit dem Jahre 
1972 hat die Gewerbebehörde offenbar erst im Jahre 1981 die Durch­
führung von Messungen veranlaßt, die die notwendigen Aufschlüsse 
darüber gaben, ob die Auflagen des Bescheides vom 13. Feber 1975, die 
sich auf die Lärm- und Erschütterungsbeeinträchtigungen beziehen, er­
füllt wurden und eingehalten werden. Hinsichtlich beider Immissionen 
ergaben die Mes~ungen, daß die entsprech~nden Vorschreibungen nicht 
erfüllt waren. Die Gewerbebehörde hat diese Feststellungen zwar zum 
Anlaß für die Verhängung einer Verwaltungsstrafe genommen, jedoch 
in weiterer Folge keinerlei Maßnahmen zur Herstellung des rechtmäßi­
gen Zustandes gesetzt. Sowohl gegenüber dem Beschwerdeführer als 
auch gegenüber der VA hat die Gewerbebehörde ihre Untätigkeit damit 
begründet, daß es ihr wegen der Vorlage des gesamten Aktes a~ die Be­
rufungsbehörde nicht möglich sei, die Betriebsanlage einer Uberprü­
fung zu unterziehen und mit den notwendigen Maßnahmen zur Her­
stellung des rechtmäßigen Zustandes vorzugehen. 

Da der Bundesminister für Handel, Gewerbe und Industrie zur Anre­
gung der VA betreffend Anlegung von Handakten durch die Gewerbe­
behörde I. Instanz schon zu einem früheren Zeitpunkt mitgeteilt hat, 
daß der aktuelle Genehmigungsstand ohnehin jederzeit mit Hilfe der 
dem Arbeitsinspektorat oder der Baubehörde zugestellten Bescheidaus­
fertigungen rekonstruiert werden könnte (die VA hat dies in ihrem Sie­
benten Bericht ausführlich dargestellt), ist die VA an den Bundesmini­
ster für Handel, Gewerbe und Industrie herangetreten, um die Ergrei­
fung der notwendigen aufsichtsbehördlichen Maßnahmen im Beschwer­
defall sicherzustellen. 

Tatsächlich fand die gewerbebehördliche Überprüfungsverhandlung im Fe­
bruar 1986 statt, zu einem Zeitpunkt also, wo das Bundesministerium für 
Handel, Gewerbe und Industrie das in seinem Ressort anhängige Verfah­
ren bereits abgeschlossen hatte und der Betriebsanlagenakt somit wieder 
der Gewerbebehörde I. Instanz zur Verfügung stand. Anläßlich dieser Ver­
handlung und einer vorangegangenen Erschütterungsmessung wurde fest­
gestellt, daß die diesbezüglichen Auflagen des Bescheides aus dem Jahre 
1975 nicht erfüllt waren. Bezüglich der in Beschwerde gezogenen Lärmbe­
einträchtigungen wurde seitens des Amtssachverständigen festgestellt, daß 
die Einhaltung der Auflage des Spitzengrenzwertes für den Gesamtbetrieb 
erst in der warmen Jahreszeit überprüft werden könne. Die Schneefälle und 
die im Winter vermind~rte Arbeit im Sägewerk ließen eine Feststellung d~r 
Höchstlärmbelastung flicht zu. Entsprechende Messungen wurden daher In 

der warmen Jahreszeit angekündigt. 

Zum Zeitpunkt der Berichterstattung konnte daher noch keine abschlie­
ßende Beurteilung der Beschwerde erfolgen und ist das Prüfungsverfahren 
noch anhängig. Die Behebung des Beschwerdegrundes konnte bislang nicht 
erreicht werden. 
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Die VA hat dazu erwogen: 

Gemäß § 74 Abs. 2 Ziffer 2 GewO dürfen gewerbli(;he Betriebsanlagen nur 
mit Genehmigung der Behörde errichtet oder betrieben werden, wenn sie 
wegen der Verwendung von Maschinen und Geräten, wegen einer Be­
triebsweise, wegen einer Ausstattung oder sonst geeignet sind, die Nach­
barn durch Geruch, Lärm, Rauch, Staub, Erschütterung oder in anderer 
Weise zu ~elästigen. Unter diesen Voraussetzungen ist gemäß § 81 leg. cit. 
auch die Anderung einer Anlage genehmigungspflichtig. Wer eine geneh­
migungspflichtige Be~.riebsanlage ohne die erforderliche Genehmigung än­
dert oder nach der Anderung betreibt, begeht ebenso eine Verwaltungs­
übertretung wie derjenige, der die rechtskräftigen Auflagen eines Betriebs­
anlagengenehmigungsbescheides nicht einhält. 

Im vorliegenden Fall hat der Gewerbetreibende erst sechs Jahre nach 
Rechtskraft des betreffenden Betriebsanlagenbescheides um Entbindung 
von der Notwendigkeit der Einhaltung bestimmter Auflagen angesucht, die 
er bisher nicht erfüllt hatte. Im durchgeführten Verfahren wurde lediglich 
die Abweichung von einer Auflage für zulässig erklärt, wobei nicht ein völ­
liger Wegfall dieser Vorschreibung, sondern eine Umformulierung erfolgt 
ist. Mit Ausnahme eines einzigen Verwaltungsstrafverfahrens hat die Ge­
werbebehörde es völlig unterlassen, von 1975 bis zum Berichtszeitpunkt für 
die Einhaltung dieser Auflagen Sorge zu tragen. Hinsichtlich der in Be­
schwerde gezogenen Lärmbeeinträchtigungen ist es der Gewerbebehörde in 
Ermangelung entsprechender amtli~her Messungen noch gar nic~t möglich, 
Aussagen darüber zu treffen, ob dIe bezughabenden Auflagen eIngehalten 
werden oder nicht. 

Eine Begründung für die Tatsache, daß die VA der Beschwerde schon jetzt 
Berechtigung zuerkannt hat, scheint angesichts des dargestellten Sachver­
haltes und Zeitablaufes entbehrlich. Obwohl das Verfahren in der gegen­
ständlichen Angelegenheit noch nicht abgeschlossen ist, hat die VA den Fall 
dennoch in ihren Bericht aufgenommen, weil er eine zwar außergewöhnli­
che Verfahrensdauer zeigt, aber dennoch exemplarisch für die Vorg~ngs­
weise der Gewerbebehörden erster Instanz ist, was die amtswegige Uber­
prüfung der Rechtmäßigkeit von Betriebsanlagen betrifft, die Reaktion auf 
Beschwerden der Anrainer sowie die Säumigkeit bei der Herstellung des 
rechtmäßigen Zustandes. 

2.2. Belästigung durch Gastgewerbebetrieb; Säumigkeit der Gemeinde und Er­
lassung eines rechtswidrigen Bescheides 
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VA Zl. 15 - HGI/84 BM Zl. 309 094/1-III-3/85 

A. 1. sowie weitere betroffene Anrainer wandten sich im Feber 1984 anläß­
lich eines Sprechtages in Eisenstadt mit folgender Beschwerde an die VA: 

In ihrer unmittelbaren Nachbarschaft sei eine Discothek errichtet worden, 
durch c!~ren Betrieb sie unzumutbar belästigt seien. Wiederholte Anzeigen 
wegen Ubertretungen der Sperrstunden hätten bisher keine wesentliche An­
derung der Verhältnisse bewirkt. In der Untätigkeit der Behörde behaupten 
die Einschreiter einen Mißstand in der Verwaltung. 
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Die VA leitete daraufhin ein Prüfungsverfahren im Bereich des Bundesmi­
nisteriums für Handel, Gewerbe und Industrie ein und stellte nach Einho­
lung mehrerer Stellungnahmen folgenden Sachverhalt fest: 

Mit Bescheid der Bezirkshauptmannschaft Neusiedl vom 7. Dezember 1982 
wurde die Errichtung der Anlage des betreffenden Gastgewerbebetriebes 
unter Vorschreibung von Auflagen genehmigt. Am 12. Juli 1983 erging der 
Betriebsbewilligungsbescheid. Beide Entscheidungen sind in Rechtskraft er­
wachsen. Da weder im Konzessionserteilungsbescheid noch im Betriebsan­
lagengenehmigungsbescheid eine zeitliche Beschränkung der Gewerbeaus­
übung verfügt worden war, hatte der Gewerbetreibende gemäß der Verord­
nung des Landeshauptmannes von Burgenland die Sprerrstunde von 
4.00 Uhr zu beachten. 

Aufgrund mehrerer beim Gemeindeamt Illmitz eingelangter Beschwerden 
von Nachbarn des Gastgewerbebetriebes über die durch die Ausübung des 
Gastgewerbes hervorgerufene ungebührliche Lärmbelästigung schrieb der 
Bürgermeister der Gemeinde Illmitz ~it Bescheid vom 2. August 1983 ge­
mäß § 198 Abs. 5 Gewerbeordnung eine frühere Sperrstunde von 2.00 Uhr 
vor. Gegen diesen Bescheid erhob der Gewerbetreibende Berufung an den 
Gemeinderat. 

Da ein Abschluß dieses Berufungsverfahrens nach den der VA vorgelegten 
Informationen nicht unmittelbar bevorstand, wurde das Prüfungsverfahren 
zur Frage der Berechtigung der Verfahrensdauer durchgeführt. Der Bun­
desminister für Handel, Gewerbe und Industrie gab der VA in seiner ersten 
Stellungnahme bekannt, daß im Zuge des beim Gemeinderat anhängigen 
Berufungsverfahrens in nächster Zeit an Ort und Stelle eine Geräuschpegel­
messung durchgeführt werden solle. Auf die Anfrage der VA, wann die in 
Aussicht genommene Geräuschpegelmessung erfolgen soll bzw. mit wel­
chem Ergebnis sie bereits durchgeführt worden ist, berichtete das Amt der 
Burgenländischen Landesregierung der VA, daß die Gemeinde Illmitz zu­
nächst am 16. September 1983 - also nach Erlassung des erstinstanzlichen 
Bescheides im Verfahren zur Vorverlegung der Sperrstunde ::- ein Ansu­
chen an das Amt der Burgenländischen Landesregierung um Ubersendung 
einer Kopie des Gutachtens über die Lärmmessung im Rahmen eines 
Nachtlokalaugenscheines im Zuge des Betriebsanlageverfahrens gerichtet 
habe. Diesem Ersuchen kam das Amt der Burgenländischen Landesregie­
rung erst am 2. März 1984 nach. Obwohl die VA den Landeshauptmann 
von Burgenland ausdrücklich um Bekanntgabe jener Gründe ersuchte, die 
diese zeitliche Verzögerung verursacht haben, blieb diese Anfrage in den 
nächsten beiden Stellungnahmen völlig I!nbeantwortet. Erst nac~ wieder­
holten Ersuchen wurde der VA nahezu ein Jahr nach der ersten diesbezüg­
lichen schriftlichen Anfrage vom Amt der ~urgenländischen La~~esre~ie­
rung bekanntgegeben, daß "Ursache für die Verzögerung der Ubermltt­
lung des gewerbetechnischen Gutachtens die ha. Arbeitsüberlastung gewe­
sen ist". 

Nachdem der Gemeinde dieses Gutachten vorlag, beschloß der Gemeinde­
rat, ein neuerliches gewerbetechnisches Sachverständigengutachten einzu­
holen, da dem zur Verfügung gestellten Gutachten eine Lärmmessung in 
der Zeit von 21 Uhr bis 22.30 Uhr zugrunde lag. Das Gutachten über die 
Lärmmessungen langte am 29. August 1984 bei der Gemeinde ein. Das 
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ärztliche Sachverständigengutachten wurde im Februar 1985 erstattet und 
an die Gemeinde übermittelt. Daraus ging hervor, daß die Lärmimissionen 
geeignet sind, die Gesundheit der betroffenen Anrainer und Ruhe suchen­
den Touristen zu gefährden bzw. zu schädigen. 

Obwohl der Gemeinde Illmitz somit seit Februar 1985 die für die Erlassung 
des Berufungsbescheides notwendigen Unterlagen vorlagen, erging die Ent­
scheidung erst am 21. Mai 1985. Damit wurde der Bescheid des Bürgermei­
sters - mit dem die Sperrstunde auf 2 Uhr vorverlegt wurde - aufgeho­
ben und folgende Auflagen erteilt: 

,,1. Errichtung einer Lärmschutzeinrichtung an der Süds~ite des B~triebs­
grundstückes (Lärmschutzmauer und Bepflanzung), Fnst 30. JUni 1985. 

2. Einhaltung des Jugendschutzgesetzes (dadurch werden alle Tanzcafe­
Besucher unter dem 18. Lebensjahr ohne Begleitung durch Erwachsene 
bzw. Erziehungsberechtigte nach 23 Uhr vom Besuch ausgeschlossen). 
Der Ausschank von alkoholischen Getränken an den Personenkreis von 
Jugendlichen ist ebenso verboten. 

3. Die hintere Eingangstür ist richtig einzustellen. 
4. Plombieren der Musikanlagen auf ein zumutbares Lärmausmaß." 

In der Begründung dieses Bescheides wird ausgeführt, daß sich bei einer 
Vorverlegung der Sperrstunde der Betriebslärm und der Lärm durch die 
zu- und abfahrenden Fahrzeuge auf andere Betriebe verlagern würden, die 
berechtigt sind, bis 4 Uhr früh offenzuhalten. Darüber hinaus wurde festge­
halten, daß bei Ein~.altung der im Spruch erteilten Auflagen durch den Be­
triebsinhaber und Uberprüfung durch die Bezirksverwaltungsbehörde zu 
erwarten sei, daß der Lärm auf ein zumutbares Ausmaß reduziert werde. 
Diese Entscheidung ist in Rechtskraft erwachsen. 

Die VA hat eine Ablichtung dieser Berufungsentscheidung dem Bundesmi­
nister für Handel, Gewerbe und Industrie zur Kenntnis gebracht und um 
Bekanntgabe ersucht, ob und welche aufsichtsbehördlichen Maßnahmen 
seitens seines Ressorts im vorliegenden Einzelfall und darüber hinaus in all­
gemeiner Hinsicht beabsichtigt sind, um ein rechtmäßiges Vorgehen der 
Gemeinde zu gewährleisten. Ebenso hat die VA das gewerbetechnische 
Arntssachverständigen- bzw. das ärztliche Sachverständig~ngutachten, die 
erst nach mehrfachen Urgenzen vom Amt der Burgenländlschen Landesre­
gierung übersendet wurden, dem Bundesminister für Handel, Gewerbe und 
Industrie zur. Kenntnis gebracht !-lnd ih~ um Stellungn~hme ersuc~t, o? 
bzw. wann die Gewerbebehörde Im vorliegenden Fall die Notwendigkeit 
zur Erteilung zusätzlicher Auflagen zum Nachbarschaftsschutz geprüft hat. 

Der Bundesminister für Handel, Gewerbe und Industrie hat in der Folge 
den Landeshauptmann von Burgenland angewiesen, unverzüglich mit ei­
nem Verfahren nach § 79 GewO bzw. mit Zwangsmaßnahmen nach § 360 
leg. cit. für Abhilfe zu sorgen. 

Bis zum Berichtszeitpunkt war eine Entscheidung nicht getroffen worden. 

Die VA hat dazu erwogen: 

Gemäß § 198 Abs. 5 GewO ist die Gemeinde zur Vorschreibung einer spä­
teren Aufsperrstunde oder einer früheren Sperrstunde verpflichtet, wenn 
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die Nachb:Hsduft wiederholt durch die Ausübung eines Gastge~erbes un­
gebührlich belistigt wurde oder wenn sicherheitspolizeiliche Bedenken be­
stehen. Gemiß § 337 leg. cil. ist diese Aufgabe der Gemeinde eine solche 
des eigenen Wirkungsbereiches. Der Gemeinde kommt in diesem Verfah­
ren keine Möglichkeit zu, Auflagen zu erteilen bzw. wie im vorliegenden 
Fall ansutt mit einer Von·erlegung der Sperrstunde mit der Vorschreibung 
von :\uflagen \orzugehen. Der Bundesminister für Handel, Gewerbe und 
Industrie hat daher die Rechtsansicht der VA bestitigt, wo!1:tch die Beru­
fungsentscheidung des Gemeinderates der Marktgemeinde Ilimitz als 
rechtswidrig anzusehen ist. Für dessen Beseitigung aus dem Rechtsbestand 
fehle allerdings die gesetzliche Grundlage, ~eil die im Bundes-Gemeinde­
aufsichtsgesetz vorgesehenen :\ufsichtsmittel eine Abindcrung oder Behe­
bung des betreffenden Bescheides nicht ermöglichen. 

Die VA hat daher zunichst von einer abschließenden Beurteilung des Be­
schwerdefalIes Absund genommen und sofort nach Bekanntwerden der 
Gutachten beim Bundesminister für Handel, Gewerbe und Industrie die Er­
greifung entsprechender gewerbebehördlicher lYbßnahmen zur Herstel­
lung dn rechtmißigen Zustandes in die Wege geleitet. 

Ob~ohl das Prüfungsverfahren zum Berichtszeitpunkt noch nicht abge­
schlossen ist, erscheint eine Darstellung der Angelegenheit an dieser Stelle 
dringend geboten, weil es sich nach den Erfahrungen der VA um keinen 
Einzelfall handelt. Der Bundesminister für Handel, Gewerbe und Industrie 
hat zwar im vorliegenden Fall den Landeshauptmann von Burgenland ein­
geladen, der Gemeinde Illmitz die Rechtslage zur Kenntnis zu bringen, und 
dieser gleichzeitig zu empfehlen, in Hinkunft bei Vorliegen einer durch die 
Ausübung eines Gastgewerbes verursachten wiederholten ungebührlichen 
Bebstigung der Nachbarschaft ohne unnötigen Aufschub die dem Gesetz 
entsprechenden Maßnahmen, nimlich die Vorschreibung einer spiteren 
Aufsperrstunde oder einer früheren Sperrstunde, zu treffen und das Pro­
blem bereits anbßlich der letzten Gewerbereferentenugung der Bundesbn­
der erörtert. Die V.-\ muß aufgrund der Zahl einschbgigcr Besd1\\Crden je­
doch bezweifeln, daß diese Maßnahmen ausreichend geeignt't sind, die Ge­
meinden nicht nur über die Rechtslage in Kenntnis zu setzen, sondern sie 
auch zu einem rechtnüßigen Vorgehen zu verhalten. Die VA. regt daher 
an, geeignete Schritte - allenfalls auch im Wege der Gesetzgebung - zu 
setzen, um ein gest'vmißiges Vorgehen der Gemeinden zu gewihrleisten. 

2.3 Rechtswidriges Strafverfahren wegen Ausübung des Gastgewerbes ohne 
Konzession 
VA 71. 47 - HGII84 BM ZI. 308 C2812-IIIIS/84 

]. 0,. Tirol, gibt bei der VA an, daß er nach dem Tod seiner konzessionsbe­
rechtigten Mutter am 11. Dezember In 1 den elterlichen Gastgewcrbebe­
trieb weitergeführt habe. Es sei ihm anlißlich einer Vorsprache bei der Ge­
werbebehörde wenige Tage nach dem Tod seiner Mutter die Auskunft er­
teilt worden, daß er bis zum Abschluß des Verlassenschafts\erhhrens dazu 
berechtigt sei. Der Einschreiter führte bei der VA darüber Beschwerde, daß 
er zwei Jahre spiter plötzlich aufgefordert worden sei, den Betrieb zu 
schließen, sowie daß über ihn eine Venvaltungsstrafe in der Höhe von 
4000 S "erhingt \vorden sei, da er nach dem Tod seiner Mutter den Gast-
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gewerbebetrieb ohne die erforderliche Konzession bis zum 25 . November 
1983 ausgeübt habe. Das gerichtliche Verlassenschaftsverfahren sei jedoch 
noch nicht abgeschlossen, weswegen die Bestrafung und die Aufforderung 
zur Schließung im Widerspruch zu der mündlich erteilten Auskunft stün­
den. Er habe den Betrieb unter dem Namen und auf Rechnung seiner ver­
storbenen Mutter bis zum 25. November 1983 geführt. 

Die VA hat aufgrund der Stellungnahme des Bundesministers für Handel, 
Gewerbe und Industrie und nach Einsicht in den bezughabenden Verwal­
tungsstrafakt und den Gewerbeakt folgendes festgestellt : 

Die Mutter des Beschwerdeführers was Konzessionsinhaberin und ist am 
11 . Dezember 1981 verstorben. Der Beschwerdeführer hat nach dem Tod 
seiner Mutter den Gastgewerbebetrieb weitergeführt. ~ffenbar im Zuge ei­
nes anhängigen Verwaltungsstrafverfahrens wegen Uberschreitung der 
Sperrstunde wurde dem Beschwerdeführer am 25. November 1983 von ei­
nem Beamten des Gendarmeriepostens mitgeteilt, daß der Gasthausbetrieb 
bis auf weiteres einzustellen sei; dieser Aufforderung ist der Einschreiter of­
fenbar noch am selben Tag nachgekommen. 

Am 29. November 1983 - also bereits nach der tatsächlichen Schließung 
- richtete die Bezirkshauptmannschaft Lienz ein formloses Schreiben an 
den Beschwerdeführer, worin diesem mitgeteilt wird, daß aufgrund der 
Sach- und Rechtslage derzeit keine Gastgewerbekonzession vorliege und 
bis zur rechtskräftigen Erteilung einer neuen Konzession die Ausübung des 
Gastgewerbes untersagt ist. 

Am 8. Dezember 1983 hat das Gendarmeriekommando Sillian an die Be­
zirkshauptmannschaft Lienz Anzeige gegen den Beschwerdeführer wegen 
unbefugter Gewerbeausübung erstattet, und mit 11. Jänner 1984 wird von 
der Bezirkshauptmannschaft Lienz im Gewerbeakt die Feststellung getrof­
fen, daß das Gewerberecht der verstorbenen A. O. erloschen sei. 

Am 16. Jänner 1984 wurde J. O. bei der Bezirkshauptmannschaft Lienz als 
Beschuldigter vernommen, und er verantwortete sich damit, daß er die 
Rechtsauskunft von einem Beamten der Gewerbebehörde erhalten habe, 
daß er bis zur Beendigung des Verlassenschaftsverfahrens den Betrieb wei­
terführen dürfe und dieses seines Wissens nach noch nicht abgeschlossen 
sei. Mit Straferkenntnis vom 18 . Jänner 1984 der Bezirkshauptmannschaft 
Lienz, wurde über ihn gemäß § 366 Abs. 1 Z. 2 Gewerbeordnung eine 
Geldstrafe von 4 000 S mit der Begründung verhängt, daß er nach dem 
Tode der konzessionsberechtigten Mutter das Gast- und Schankgewerbe 
im gleichen Standort bis zum 25. November 1983 ohne die erforderliche 
Konzession laufend ausgeübt hat. 

Dagegen brachte der Beschwerdeführer Berufung ein, wiederholte darin 
seine angegebene Rechtfertigung und beantragte die Herabsetzung der ver­
hängten Geldstrafe. 

Im Zuge des Berufungsverfahrens wurde vom Amt der Tiroler Landesregie­
rung an die Bezirkshauptmannschaft Lienz das Ersuchen um ergänzende 
Erhebung gerichtet und zwar, ob der Berufungswerber als Vertreter der 
Verlassenschaft nach der verstorbenen Mutter anzusehen und ob ein Ver-
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hssenschaftsfortbetrieb angezeigt worden sei. Weiters wurde aufgetragen, 
den Berufungswerber zur Bekanntgabe des Namens des Referenten der Be­
zirkshauptmannschaft zu veranlassen, der vom Einschreiter erwähnt wurde, 
und diesen zu einer Stellungnahme über die dem Berufungswerber tatsäch­
lich erteilten Auskünfte einzuladen. 

Die Bezirkshauptmannschaft richtete zum ersten Teil des Ergänzungsauf­
trages an das Gendarmeriekommando Sillian das Ersuchen um Erhebung, 
"ob nach dem Tode von A. O. eine Verlassenschaft abgeführt wurde und 
ob Ortner Josef als Vertreter der Verlassenschaft anzusehen ist." Dazu 
wurde mitgeteilt, daß nach dem Tode der Aloisia Ortner am 11. Dezember 
1981 keine Verlassenschaftsabhandlung durchgeführt wurde, da diese nur 
Inhaberin der Gastgewerbekonzession und nicht Besitzerin des Hauses ge­
wesen sei. J. o. könne daher nicht als Vertreter der Verlassenschaft angese­
hen werden. 

Der Beschwerdeführer wiederholte bei seiner neuerlichen Einvernahme als 
Beschuldigter seine bisherige Rechtfertigung, konnte jedoch den Namen 
der auskunftgebenden Person nicht nennen und gab neuerlich an, daß ein 
VerlassenschaftsYerfahren nach seiner Mutter bisher nicht durchgeführt 
bzw. abgeschlossen worden sei. 

Mit Bescheid des Landeshauptmannes von Tirol vom 3. April 1984 wurde 
die Berufung des Beschwerdeführers mit der Begründung abgewiesen, daß 
er nicht sicher angeben könne, ob er überhaupt beim Gewerbereferat vor­
gesprochen und von wem er die Auskunft über die Möglichkeit des Verlas­
senschaftsfortbetriebes erhalten hat. Wohl habe er der Bezirkshauptmann­
schaft Lienz den Tod seiner Mutter gemeldet, es widerspreche aber der 
vom zukünftigen Gewerbetreibenden zu erwartenden Sorgfaltspflicht, sich 
nicht hinreichend zu vergewissern, ob eine in einem Amt erteilte Auskunft 
auch von einem zuständigen Behördenorgan gegeben wird. Der Berufungs­
werber verantworte daher zumindest leichte fahrlässigkeit. 

Aus der vom Bundesministerium für Handel, Gewerbe und Industrie einge­
holten Stellungnahme geht hervor, daß es im Abhandlungsverfahren des 
Bezirksgerichtes Lienz über den Nachlaß von A. o. zu keiner Einantwor­
tung gekommen ist; der Nachlaß wurde mit Beschluß vom 27. September 
1982 dem Ehegatten der Verstorbenen und Vater des Beschwerdeführers, 
A. 0., gemäß § 73 Abs. 1 Außerstreitgesetz an Zahlungs Statt überlassen. 

Die VA ging bei Beurteilung des Beschwerdeführers von folgenden Erwä­
gungen aus: 

Gemäß § 41 Abs. 1 Z. 1 Gewerbeordnung ste ht das Recht, einen Gewerbe­
betrieb aufgrund der von einer anderen Person erstatteten Gewerbeanmel­
dung oder der dieser erteilten Konzession fortzuführen, der Verlassen­
schaft nach dem Gewerbeinhaber zu. Gemäß § 42 leg. cit. entsteht das Fort­
betriebsrecht der Verlassenschaft ex lege m(~ dem Ableben des Gewerbein­
habers und endet unter anderem mit der Uberlassung des Nachlasses an 
Zahlungs Statt. § 42 Abs. 1 zweiter Satz sieht in Verbindung mit § 345 
Abs. 2 und Abs. 8 Z. 1 vor, daß der Vertreter der Verlassenschaft den Fort­
betrieb ohne unnötigen Aufschub der Bezirksverwaltungsbehörde des 
Standortes anzuzeigen hat und diese bei Vorliegen der jeweils geforderten 

167 

III-6 der Beilagen XVII. GP - Bericht  - 01 Hauptdokument Teil 1 (gescanntes Original) 167 von 212

www.parlament.gv.at



168 

Voraussetzungen die Anzeige mit Bescheid zur Kenntnis zu nehmen hat. 
Ein Verstoß gegen diese Anzeigepflicht ist mit einer Geldstrafe bis zu 
10 000 S zu ahnden. 

Für die rechtliche Beurteilung der dem Beschwerdeführer zur Last gelegten 
Verwaltungsübertretung ist zunächst der Zeitraum vom Tod seiner konzes­
sionsberechtigten Mutter am 11. Dezember 1981 bis zum Beschluß des Be­
zirksgerichtes Lienz vom 27. September 19H2 zugrunde zu legen, womit 
der Nachlaß dem Vater des Beschwerdeführers an Zahlungs Statt überlas­
sen wurde. Für diesen Zeitraum hätte die Gewerbebehörde die Bestimmun­
gen des Fortbetriebsrechtes heranziehen und im Ermittlungsverfahren die 
Frage klären müssen, ob der Beschwerdeführer in dieser Zeit als Vertreter 
der Verlassenschaft anzusehen war. 

Tatsächlich hat sich die Berufungsbehörde zwar mit der Frage des Fonbe­
triebsrechtes auseinandergesetzt, aber ihre ergänzenden Erhebungen in 
Form von unzureichenden Fragen an die Unterbehörde durchgeführt. Bei 
diesen Erhebungen wurde - wie auch schon im erstinstanzlichen Verfah­
ren - jene Bestimmung der Gewerbeordnung außer Acht gelassen, die ein 
Fortbetriebsrecht der Verlassenschaft bis zur Überlassung des Nachlasses 
an Zahlungs Statt vorsieht. Die Bestimmung des § 42 Abs. 2 Gewerbeord­
nung zählt nämlich alle in Betracht kommenden Zeitpunkte, in denen das 
fortbetriebsrecht der Verlassenschaft endet, auf. 

Die Antwort, daß keine Verlassenschaftsabhandlung durchgeführt worden 
war und o. daher als Vertreter der Verlassenschaft angesehen werden 
könne, war daher nicht geeignet, zur Grundlage einer gesetzmäßigen Ent­
scheidung gemacht zu werden. 

GemäG § 43 Abs. 1 Gewerbeordnung entsteht das Fortbetriebsrecht des 
überlebenden Ehegatten und der Kinder mit dem Zeitpunkt, in dem das 
Fortbetriebsrecht der Verlassenschaft endet. Der zugrunde zu legende Zeit­
raum beginnt daher mit dem Beschluß des Bezirksgerichtes Lienz am 
27. September 19H2. Ein Fortbetriebsrecht des Beschwerdeführers während 
dieser Zeit war einerseits deswegen nicht mehr gegeben, da er im Zeitpunkt 
der Endigung des Fortbetriebsrechtes der Verlassenschaft das 24. Lebens­
jahr bereits vollendet hatte (§ 41 Abs. 1 Z.} Gewerbeordnung) und ande­
rerseits, weil mit der gerichtlich verfügten Uberlassung des Nachlasses sei­
ner verstorbenen Mutter an deren Ehegatten an Zahlungs Sutt deren Ge­
werbetrieb zur Gänze in den rechtlichen Besitz seines Vaters übergegangen 
1St. 

Die angeführte Feststellung der Bezirkshauptmannschaft Lienz vom 
11. Jänner 1984, wonach das Gewerberecht der A. o. erloschen sei, steht 
aber jedenfalls im völligen Widerspruch zu den Bestimmungen der Gewer­
beordnung, da dem Vater des Beschwerdeführers seit Beginn des zweiten 
Zeitraumes nach wie vor das Fortbetriebsrecht zusteht. 

Im Zuge des durchgeführten Verwaltungsstrafverfahrens hat sich die Be­
hörde auch nicht mit den rechtlichen Bestimmungen, die auf den zweiten 
Zeitraum anzuwenden gewesen wären, auseinandergesetzt, wenn dies auch 
an der Strafbarkeit im Ergebnis nichts geändert hätte. 
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I n dem gegen den Beschwerdeführer durchgeführten Verwaltungsstraher­
fahren wurde weder in der ersten Instanz noch von der Berufungsbehörde 
die notwendige Trennung der beiden Zeiträume vorgenommen und beide 
vollkommen unterschiedlich zu behandelnden Abschnitte auch nicht der 
entsprechenden Rechtslage untergeordnet. Da die Behörde unter völliger 
Vernachlässigung der Bestimmungen des Fortbetriebsrechtes vorgegangen 
ist, befinden sich weder im Verwaltungsstrafakt noch im Gewerheakt Anga­
ben über den Beschluß des Bezirksgerichtes Lienz, womit der Nachlaß an 
den Vater des Beschwerdeführers an Zahlungs Statt überlassen wurde. Die 
angestellten Erhebungen, wonach ein Verlassenschafts\'erfahren nicht 
durchgeführt worden sei, sind schon im Hinhlick auf die Bestimmung des 
§ 42 Abs. 2 Gewerbeordnung, in dem alle in Betracht kommenden Mög­
lichkeiten aufgezählt werden, zu welchem Zeitpunkt das Fortbetriebsrecht 
der Verlassenschaft endet, absolut unzureichend. 

Bei Aufbringung der notwendigen Sorgfalt und Beachtung der entspre­
chenden gesetzlichen Vorschriften für die beiden unterschiedlich zu beur­
teilenden Zeiträume hätten die Ergebnisse des durchgeführten Strafverfah­
rens jedenfalls zu einem anderen Ergebnis führen können, zumindest was 
die Höhe der verhängten Verwaltungsstrafe anlangt. Dies vor allem im 
Hinblick auf den unterschiedlichen Strafrahmen der anzuwenden ist, je 
nachdem ob die Meldepflicht verletzt oder das Gewerbe unbefugt ausgeübt 
wurde. 

Die VA hat daher in der mangelnden Sorgfalt bei der Durchführung des 
Ermittlungsverfahrens und in der Nichtbeachtung der entsprechenden ge­
setzlichen Vorschriften einen Mißstand festgestellt. 

Auch unter einem anderen Gesichtswinkel hat die VA AnlaG, die Vor­
gangsweise der Behörde in grundsätzlicher Hinsicht zu heanstanden. 

Wie in der Begründung angeführt wurde, sieht die Gewerbeordnung Mög­
lichkeiten vor, einen Betrieb nach dem Tod des Gewerbeberechtigten wei­
terzuführen. Im vorliegenden Fall ist die Strafbarkeit des Beschwerdefüh­
rers - wenn auch nur zum Teil - offenkundig, doch hätte eine entspre­
chende Belehrung über die Bestimmungen des Fortbetriebsrechtes das straf­
bare Verhalten und die Schließung überhaupt gänzlich verhindern können. 
Die VA vertritt die Auffassung, daß es zur Aufgabe der Behörde gehört, 
den einzelnen insbesondere dann aufzuklären, wenn er sich - wie der Be­
schwerdeführer - persönlich um Hilfe an die Behörde gewendet hat. 

2.4 Rechtswidrige Androhung sowie Anordnung emer zwangswelsen Vorfüh­
rung durch die Gewerbebehörde 
VA ZI. 60 - HGII85 BM ZI. 308 767/3-II114/85 

L. F., Ebreichsdorf, führte bei der VA wegen seiner von der Gewerbebe­
hörde veranlaßten zwangsweisen Vorführung Beschwerde. Er habe im No­
vember 1984 bei der Bezirkshauptmannschaft Baden für seinen EDV-Be­
trieb ein Gewerbe angemeldet und die von der Kammer \"orgeschriebene 
Einverleibungsgebühr entrichtet. Im Jänner 1985 sei ihm ein Ladungsbe­
scheid der Bezirkshauptmannschaft Baden zugegangen, mit dem er unter 
Androhung einer zwangsweisen Vorführung eingeladen \vurde) zu dem 
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darin genannten Termin unter Mitnahme des Ladungsbescheides, der Ein­
verleibungsgebührenquittung sowie 1 000 S Bargeld persönlich bei der Be­
zirkshauptmannschaft Baden zu erscheinen oder einen mit der Sachlage 
vertrauten und schriftlich bevollmächtigten eigenberechtigten Vertreter zu 
entsenden. Nachdem er dieser Aufforderung nicht Folge geleistet habe, sei 
er Ende März um 6.00 Uhr früh von der Gendarmerie abgeholt worden, 
um ihn um 8.00 Uhr zur Bezirkshauptmannschaft Baden vorzuführen. Dort 
hätte er einer Bediensteten die Einverleibungsgebührenquittung vorgelegt 
und sich dann wieder entfernen k~nnen. In der Folge habe er a~ch den ge­
nannten Betrag von 1 000 S an die Behörde bezahlt, zum Zeitpunkt der 
Vorsprache bei der VA jedoch den Gewerbeschein noch nicht erhalten. 

Die VA stellte im Prüfungsverfahren nach Einholung mehrerer Stellung­
nahmen des Bundesministers für Handel, Gewerbe und Industrie sowie 
nach Einsichtnahme in den betreffenden Verwaltungsakt fest, daß das Be­
schwerdevorbringen den Tatsachen entsprach. Die Bezirkshauptmann­
schaft Baden hatte den Beschwerdeführer einzig zu dem Zweck zwangs­
weise vorführen lassen, einen - ausschließlich in seinem Interesse gelege­
ne~ - Gewerbeschein auszustellen. Die Bezirkshauptmanns.chaft ging da­
bei von der Annahme aus, zu der Vorführung nach den Bestimmungen der 
Gewerbeordnung berechtigt zu sein, da sie sonst das vom Beschwerdefüh­
rer in Gang gesetzte Verfahren nicht abschließen könne. 

Die VA hat erwogen : 

Gemäß § 340 Abs. 1 Gewerbeordnung hat die Bezirksverwaltungsbehörde 
auf Grund der Anmeldung des Gewerbes zu prüfen, ob die gesetzlichen 
Voraussetzungen für die Ausübung des angemeldeten Gewerbes durch den 
Anmelder am betreffenden Standort vorliegen. Entsprechend der Bestim­
mung des § 340 Abs. 3 leg. cit. ist vor Ausfertigung des Gewerbescheines 
der Behörde die Zahlung der Einverleibungsgebühr nachzuweisen. Der 
Abs. 4 der zitierten Bestimmung regelt weiters, daß ein Gewerbeschein erst 
ausgestellt werden darf, wenn der Nachweis der Zahlung der Einverlei­
bungsgebühr beziehungsweise der Nachsicht hievon erbracht worden ist. 
Wenn dieser geforderte Nachweis nicht vorgelegt wird, hat die Gewerbebe­
hörde bei Vorliegen der gesetzlichen Voraussetzungen für die Ausübung 
des angemeldeten Gewerbes statt einen Gewerbeschein auszustellen gemäß 
§ 340 Abs. 1 Gewerbeordnung einen entsprechenden Feststellungsbescheid 
zu erlassen. 

Der Bundesminister für Handel, Gewerbe und Industrie hat daher bereits 
in seiner ersten Stellungnahme der VA beigepflichtet, daß die Erlassung des 
Ladungsbescheides im vorliegenden Fall demnach nicht erforderlich war. 
Er gab allerdings auch seiner Meinung Ausdruck, daß der Einschreiter an­
dererseits die Angelegenheit durch Beibringung des Geforderten - näm­
lich der Einverleibungsgebührenquittung - oder ein Ersuchen um Termin­
verschiebung bereinigen hätte können. Durch die Nichtbeachtung des La­
dungsbescheides hätte der Beschwerdeführer die Anwendung des rechts­
wirksam angedrohten Zwangsmittels seiner Vorführung in Kauf genom­
men. 

Die VA vertritt demgegenüber die Auffassung, daß im Fall eines rechtmäßi­
gen Vorgehens der Gewerbebehörde die Androhung der zwangsweisen 
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\-orführung und anschließende Durchführung unterbleiben lütte mihsen. 
Wie schon ausgeführt, wire einem Abschluß des Verfahrens auch ohne 
Mitwirkung des Beschwerdeführers nichts entgegengestanden, da statt der 
Ausstellung eines Gewerbescheines ein Feststellungsbescheid zu erlassen 
gewesen wire. Im Hinblick darauf, daG die zwangsweise Vorführung einen 
gravierenden Eingriff in das Recht auf persönliche Freiheit darstellt, hat die 
VA der Beschwerde Berechtigung zuerkannt und den Bundesminister für 
Handel, Gewerbe und Industrie um Bekanntgabe der aufsichtsbehördlichen 
Maßluhmen seines Ressorts ersucht, um in Hinkunft eine solche Umer­
hiltnismiGigkeit dn angewendeten Mittel aussehlieGen zu können. Die 
Notwendigkeit, die Gewerbebehörde auf die Rechtslage hinzuweisen, er­
schien der VA umso dringender geboten, als die Bezirkshauptmannschaft 
Baden ihre MaGnahme in offensichtlicher Verkennung der Bestimmungen 
der Gewerbeordnung gesetzt hatte und die Auffassung \'ertrat, daG die Be­
hörde das Gewerbeanmeldungsverfahren - sofern keine Gewerbeuntersa­
gungsgründe \-orliegen - nach § 340 Abs. 4 Gewerbeordnung nur durch 
Ausstellung eines Gewerbescheines abzuschlieGen habe. 

Der Bundesminister für Handel, Gewerbe und Industrie setzte darauf das 
Amt der Niederästerreichischen Landesregierung, in dessen Aufsichtsbe­
reich der AnlaGfall aufgetreten war, von der Rechtsauffassung der VA mit 
dem Auftrag in Kenntnis, dieser bei ihnlichen Fillen Rechnung zu tragen. 
Darüber hinaus wurde das Problem in diesem Sinn in die Tagesordnung 
der Jahrestagung der Ge\'.erbereferenten aufgenommen. 

2.5 Rechtswidrige Schließung eines Gastgewerbebetriebes 
VA 11. 89 - HGl/85 BM ZI. 308 483/4-III/5/85 

M. und F. P., Steirisch-Tauchen, \'-"andten sich im Juli 1985 an die VA und 
gaben an, daß sie eine Gesellschaft m. b. H. gegründet und unter Einhal­
tung der gewerbepolizeilichen Vorschriften eine gewerberechtliche Ge­
sclüftsführerin bestellt und ein Gasthaus in Pacht genommen lütten. In der 
Folge sei die gewerberechtliche Geschiftsführerin ausgeschieden und das 
Lokal von Ihnen weitergeführt worden. Die Einschreiter behaupteten einen 
Mißstand in der Verwaltung darin, da!; die Gewerbebehörde bereits vor 
Ablauf der 2 Monate nach Ausscheiden der Geschiftsführerin die Schlie­
ßung des Betriebes veranlaßt hatte. 

Die VA stellte nach Einholung einer ausführlichen Stellungnahme des Bun­
desministers für Handel, Gewerbe und Industrie folgenden Sachverhalt 
fest: 

Mit Bescheid vom 7. Mai \,-"ar der von den Einschreitern gegründeten Ge­
sellschaft m. b. H. die Konzession für ein Gastgewerbe in der Betriebsart 
Gasthaus im betreffenden Standort verliehen und die Bestellung von frau 
I. L. zum gewerberechtlichen Geschiftsführer genehmigt worden. Mit 
Schreiben vom 5. Jinner 1985, das genau 1 Monat spiter zur Post gegeben 
wurde und als Betreff "Zurücklegung der Bestellung des gewerberechtli­
ehen Geschiftsführers" anführt, teilte Frau I. L. der Bezirkshauptmann­
schaft Hartberg mit, daß sie aus verschiedenen Gründen ab sofort nicht 
mehr bereit sei, als gewerberechtlicher Geschiftsführer für die P. Gesell­
schaft m. b. H. namhaft zu sein und bat um Kenntnisnahme. 
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J\lit Schreiben \om 8. Februar 1985 brachte die Bezirkshauptmannschaft 
Hartberg die Fing;tbe \·on Frau L. der P. Gesellschaft m. b. H. mit dem Be­
merken zur Kenntnis, daß daraus hervorgehe, daß Gastgewerbe sei von der 
P. Gesellschaft m. b. H. bisher ausgeübt worden, ohne daß ein gewerbe­
rechtlicher Geschäftsführer bestellt gewesen sei. Bei der ursprünglichen Be­
stellung der Frau L. zum gewerberechtlichen Geschäftsführer hätte es sich 
offensichtlich um eine Scheinbestellung gehandelt, wie nun eindeutig fest­
gestellt worden sei. Weiters wurde in diesem Schreiben der Bezirkshaupt­
mannschaft Hartberg festgehalten, daß die P. Gesellschaft m. b. H. zur 
Ausübung des Gastgewerbes solange nicht berechtigt sei, bis ein gewerbe­
rechtlicher Geschäftsführer bestellt und diese Bestellung von der Gewerbe­
behörde rechtskräftig genehmigt sei. Die Gesellschaft werde daher aufge­
fordert, die Ausübung des Gastgewerbes einzustellen. 

Dieses Schreiben erging auc0. an das Gendarmeriepostenkommando fried­
berg mit dem Auftrag zur Uberwachung der Einhaltung des derzeitigen 
Verbotes der Ausübung des Gastgewerbes durch die P. Gesell­
schaft m. b. H. 

In der Folge kam es an mehreren Tagen im Februar und März 1985 zu Be­
anstandungen durch Organe der Gendarmerie, und zwar jeweils mit der 
Begründung, daß Herr F. P. Gäste bewirte, ohne hiefür die erforderliche 
Gewerbeberechtigung zu besitzen bz\\. einen gewerberechtlichen Ge­
schäftsführer bestellt zu haben. Dabei wurde auf das oben angeführte 
Schreiben der Bezirkshauptmannschaft Hartberg vom 8. Februar 1985 hin­
gewiesen. Am 22. februar 1985 kam es überdies zu einer vorübergehenden 
Festnahme von Herrn F. P., die in der Anzeige des Gendarmerieposten­
kommandos Friedberg vom 1. März an die Bezirkshauptmannschaft Hart­
berg damit begründet wurde, daß dieser im dringenden Verdacht gestan­
den sei, durch die unbefugte Gewerbeausübung eine Verwaltungsübenre­
tung begangen zu haben. Obwohl er vor dem gegenständlichen Einschrei­
ten bereits mehrmals auf die Unrechtmäßigkeit der Gewerbeausübung auf­
merksam gemacht worden sei, hätte Herr F. P. weiterhin Gäste bewirtet 
und sei nicht bereit gewesen, diese Tätigkeit einzustellen. Wegen der Fort­
setzung der strafbaren Handlung habe man ihn festgenommen und zum 
Gendarmerieposten Friedberg gebracht. 

Mit Eingabe vom 8. März 1985 beantragte Frau M. P. für die P.-Gesell­
schaft, die ihr zustehende zweimonatige Frist zur Bestellung eines neuen 
gewerberechtlichen Geschäftsführers auf sechs Monate zu verlängern. Die 
Bezirkshauptmannschaft Hartberg entschied über dieses Ansuchen negativ 
und entzog der P. Gesellschaft m. b. H. die Konzession. Zum Berichtszeit­
punkt war das Rechtsmittelverfahren anhängig. 

Die Volksanwaltschaft ging bei Beurteilung des Beschwerdefalles von fol­
genden Erwägu ngen aus: 

Entsprechend der Bestimmung des § 9 Abs. 2 GewO darf das Gewerbe 
nach Ausscheiden der Geschäftsführer oder der Pächter bis zur Bestellung 
eines neuen Geschäftsführers oder Pächters, längstens jedoch während 
zweier Monate, weiter ausgeübt werden. Die Bestellung von Frau 1. L. zum 
gewerberechtlichen Geschäftsführer hat durch die gewerbebehördliche Ge­
nehmigung Rechtswirksamkeit erlangt. Während zweier Monate nach dem 
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von ihr erklärten Ausscheiden war daher die P. Gesellschaft m. b. H. als 
Konzessionsinhaberin zur weiteren Ausübung des Gastgewerbes berechtigt. 
Die im Schreiben der Bezirkshauptmannschaft Hartberg vom 8. hbruar 
1985 geäuGerte Rechtsansicht, die P. Gesellschaft m. b. H. sei dazu nicht 
berechtigt, war somit unrichtig. Die Aufforderung, die Ausübul?g des Gast­
gewerbes umgehend einzustellen, wurde daher von der VA in Ubereinstim­
mung mit dem Bundesminister für Handel, Gewerbe und Industrie als 
rechtlich verfehlt betrachtet. Damit entbehrte abc:r auch der Auftrag an das 
Gendarmeriepostenkommando Friedberg "zur Uberwachung der Einhal­
tung des derzeitigen Verbotes der Ausübung des Gastgewerbes durch die P. 
Gesellschaft m. b. H." der rechtlichen Grundlage. Da innerhalb der gesetz­
lich vorgesehenen Frist die Ausübung des Gewerbes nicht rechtswidrig war, 
war auch eine SchlieGung des Betriebes nicht zulässig. 

Der Beschwerde war daher von der VA Berechtigung zuzuerkennen, umso­
mehr als die rechtswidrige Anordnung der Gewerbebehörde zu einer unge­
rechtfertigten Festnahme geführt hat. Die Prüfung der Rechtmäßigkeit des 
Konzessionsentzuges mußte im Hinblick auf das anhängige Berufungs\'er­
fahren unterbleiben. 

Da der Bundesminister für Handel, Gewerbe und Industrie in der Folge der 
Bezirkshauptmannschaft Hartberg im Wege des "-\mtes der Steiermärki­
sehen Landesregierung eingehend die Rechtslage dargelegt und t'lnge\viesen 
hat, in Hinkunft in gleichgelagerten Fällen dieser Rechtsansicht genü{; vor­
zugehen, konnten weitere Maßnahmen seitens der VA unterbleiben. 

3 Bundesministerium für Inneres 

Allgemeines 

Im Berichtszeitraum wurden 201 Beschwerden, das Ressort des Bundesmi­
nisters für Inneres betreffend, an die VA herangetragen. Dies bedeutet ein 
geringfügiges Ansteigen gegenüber der Anzahl von Beschwerden im \'oran­
gegangenen Berichtszeitraum. Wie bisher wurden zahlreiche Beschwerden 
über ein behauptetes Fehlverhalten von Wacheorganen geführt ode,: die 
VA auf Zeitungsmeldungen aufmerksam gemacht, in welchen über Uber­
griffe berichtet wurden. Die VA hat daher auch eine Reihe von amtswegi­
gen Prüfungsverfahren durchgeführt und sich dabei vor derselben Proble­
matik gesehen, die schon in bisherigen Berichten an den Nationalrat aufge­
zeigt wurde, Zumeist weichen nämlich die Darstellungen der betroffenen 
Staatsbürger und die der betroffenen Beamten in den wesentlichen Be­
schwerdepunkten voneinander ab, weshalb mangels unbeteiligter Zeugen 
eine Objektivierung des Sachverhaltes nur selten möglich ist. Wenn auch 
die VA davon ausgeht, daG grundsätzlich jedem Staatsbürger das gleiche 
MaG an Glaubwürdigkeit zuzuerkennen ist, mufhe sie dennoch in den mei­
sten Fällen von der Feststellung eines Ivlißstandes oder einer Beanstandung 
Abstand nehmen, weil die vorgebrachten Vorwürfe nicht eindeutig beweis­
bar waren. 

Die VA hat in diesem Zusammenhang einen wesentlichen Unterschied zwi­
schen Beschwerden über Gendarmeriebeamte und solche über Sicherheits-
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wacheorgane festgestellt, welcher sich sowohl auf die Anzahl der Be­
schwerden als auch auf den Inhalt sowie die daraufhin getroffenen dienst­
aufsichtsbehördlichen Maßnahmen bezieht. Bei der VA ist dabei der Ein­
druck entstanden, daß im Bereich der Gendarmerie Übergriffe nicht nur 
seltener vorkommen, sondern die Dienstbehörde auch bereit ist, in derarti ­
gen Fällen strenger zu reagieren. Der VA scheint die Schlußfolgerung zu­
lässig, daß eine Wechselwirkung zwischen Verhalten der Beamten und der 
Handhabung der Dienstaufsicht besteht und daß daher die geringe Zahl 
der Beschwerde über Gedarmeriebeamte eine Folge der stengeren Dienst­
aufsicht ist. In diesem Zusammenhang soll auf einen Fall hingewiesen wer­
den, den die Volksanwaltschaft aufgrund eines Zeitungsartikels amtswegig 
aufgegriffen hat. Eine Tageszeitung hat berichtet, daß ein 16jähriger Bur­
sche von einem Gendarmeriebeamten abgeführt, geschlagen und dabei ver­
letzt worden sei. Nach einem ärztlichen Gutachten habe der Jugendliche 
dabei eine Jochbeinprellung, Schwellungen der linken Gesichtshälfte sowie 
Schwellungen und Rötungen der linken Ohrmuschel erlitten. Ursache da­
für sie gewesen, daß der Jugendliche spät abends in einem Gasthaus rau­
chend angetroffen worden sei und auf die Aufforderung, nach Hause zu 
gehen, frech reagiert habe. Im Prüfungsverfahren der VA wurde festge­
stellt, daß das zuständige Bezirksgendarmeriekommando unverzüglich 
Strafanzeige beim Bezirksgericht gegen den Gendarmeriebeamten, der sich 
zum Tatzeitpunkt nicht im Dienst befunden hatte, wegen Körperverletzung 
erstattet habe. ~as d~raufhin durchgeführte strafgerich.t1ich.e V. erfahren 
wurde vom Bezlrksgencht wegen mangelnder Strafwürdigkeit eIngestellt. 
Dennoch wurde gegen den Beamten von der Disziplinarkommission als 
Disziplinarstrafe ein Verweis ausgesprochen. In einem anderen amtswegig 
durchgeführten Prüfungsverfahren, welches unter 3.1 dargestellt ist, stellte 
die VA fest, daß ein Sicherheitswachebeamter einen Festgenommenen ge­
schlagen und getreten hatte, sodaß dieser einen Riß des linken Trommelfel­
les erlitt. Der Beamte wurde wegen schwerer Körperverletzung zu 180 Ta­
gessätzen a 200 S vom Landesgericht für Strafsachen Wien verurteilt. In 
diesem Fall wurde nach den Bestimmungen des Beamten-Dienstrechtsge­
setzes von einer Disziplinarstrafe abgesehen, weil die Disziplinarbehörde 
die Auffassung vertrat, daß die strafgerichtliche Verurteilung ausreiche, um 
den Beamten von der Begehung weiterer Dienstpflichtverletzungen abzu­
halten. Der Beamte wurde zwar auf seinen eigenen Wunsch an einen ande­
ren Dienstort versetzt - wobei der Bundesminister für Inneres mitteilte, 
daß diese Versetzung in keinem Zusammenhang mit dem Vorfall stünde -
versieht aber hier im wesentlichen den gleichen Dienst, den er zum Tatzeit­
punkt versehen hatte. 

Unbeschadet dessen, daß Übergriffe in einem derartigen Ausmaß Einzel­
fäl.le darstellen, vertritt ~ie VA die Auffassung, daß jedenfalls d~nn.' ~enn 
MIßhandlungen als erwiesen angesehen werden müssen, das DISZiplInar­
recht mit besonderer Strenge angewendet werden müßte. Keinesfalls sinn­
voll erscheint es der VA, einen Beamten in derselben Dienstverwendung zu 
b~lassen, die er .zur Beg~hung .einer Straftat ausgenützt hat. D~r VA sch~int 
eIne strenge DienstaufSicht nIcht nur aus Gründen der Spezlalprävenuon 
sondern vor allem im Hinblick auf eine Generalprävention dringend gebo­
ten. Dies schon deshalb, weil - wie unter 3.1 näher ausgeführt - oftmals 
Kollegen Zeugen von Mißhandlungen werden, welchen der Unrechtsgehalt 
des dienstlichen Verhaltens nur schwer begreiflich wird, wenn zwar eine 
gerichtliche Verurteilung ausgesprochen, aber in der Folge keine dienst-
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re.chrliche I\hßnahme ges~tz~ wird .. Es könnte dabei nur allzu leicht ,eier 
EIndruck entstehen, daß dIe VerurteIlung nur wegen der festgestellten Ver-
1etzung ausgesprochen wurde, ohne die sichtbare Verletzung aber die Vor­
gangsweise von der Dienstbehörde geduldet würde. 

Im Hinblick auf die unterschiedliche Beschwerdezahl im Bereich der Gen­
darmerie und Sicherheitswache hat sich für die VA auch der Eindruck ver­
stärkt, daß die Voraussetzungen für eine festnahme von Organen der Bun­
despolizei anders interpretiert werden als von Organen der Gendarmerie. 
In den der VA vorliegenden Fällen war der festnahmegrund zumeist "Ver­
harren in der strafbaren Handlung" der ungebührlichen Lärmerregung 
oder Ordnungsstörung. Die VA hat schon in bisherigen Berichten auf die 
Problematik dieser Tatbestände hingewiesen, d:l die T:ltbest:lndsmerkmale 
nur schwer objektivierbar sind. In dem unter 3.3 d:lrgestellten Einzelfall 
wurde zum Beispiel d:ls Str:lfverfahren wegen ungestümen Benehmens von 
der zuständigen Bezirksh:luptm:lnnschaft eingestellt; dieser Tatbestand w:lr 
jedoch :lls Grund für die Festnahme durch einen Polizisten in Wien ange­
nommen worden und h:ltte in weiterer Folge zu einer zwölfstündigen Haft 
geführt. 

Bezüglich der H:lftd:luer h:lt die VA schon in ihren bisherigen Berichten 
darauf hingewiesen, d:lß diese nach Auffassung der V A jedenfalls in Wien 
oftm:lls ein unzumutb:lres Ausm:lß erreicht. Die VA h:lt wiederholt d:lrauf 
hingewiesen, daß die Behörde nach den Bestimmungen des Verw:lltungs­
strafgesetzes verpflichtet ist, den Festgenommenen sofort, spätestens :lber 
binnen 24 Stunden zu vernehmen. 

Im vergangenen Berichtszeitr:lum mußte festgestellt \verden, d:lß dieser Ge­
setzesauftrag vielfach miß:lchtet und die Festgenommenen zu Unrecht bis 
zu 12 Stunden im Arrest verbringen mußten. Die VA konnte nunmehr er­
reichen, d:lß der Bundesminister für Inneres einen Erbß :Ingekündigt hat, 
mit dem die den Zentr:lljourn:lldienst versehenden rechtskundigen Beamten 
nachdrücklich angeh:llten werden sollen, auch während der N:lchtstunden 
Vernehmungen durchzuführen. 0:1 die Problem:ltik insbesondere im Be­
reich der Bundespolizei Wien :luftritt, soll sich der angekündigte Erlaß 
l13.ch der Mitteilung des Bundesministers :luf diesen Wirkungsbereich be­
schränken. Wenn :luch luch den Erfahrungen der VA dem Bundesminister 
für Inneres hinsichtlich dieses örtlichen Schwerpunktes beigepflichtet wird, 
vertritt der VA dennoch die Auffassung, d:lß durch eine bundesweite 
Dienst:lnweisung ein gesetzmäßiges Vorgehen im Zus:lmmenhang mit der 
Vernehmung von Festgenommenen gewährleistet werden müßte. 

Weitere Beschwerden wurden über eine m:lngelh:lfte Untersuchung oder 
unfreundliche Beh:lndlung durch Amtsärzte geführt. Wenn :luch nicht :llle 
Vorwürfe Bestätigung fanden, wobei :luch hier die Problematik der Beweis­
barkeit mangels Zeugen besteht, gest:lnd doch ein Amts:lrzt sein Fehlver­
halten ein und entschuldigte sich beim Beschwerdeführer. 

Andere Beschwerden betr:lfen eine mangelnde Servicebereitsch:lft von Po­
lizei- und Gend:lrmeriedienststellen, sowie die unrichtige beziehungsweise 
sinnwidrige Ausfertigung von L:ldungen. Die erste Beschwerdegruppe lutte 
zwar keine gesetzwidrige Vorgangsweise zur Ursache, doch erwies sich 
manches Vorbringen :lls subjektiv berechtigt. So w:lr zum Beispiel in einem 
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Fall die Eingangsbestätigung für die persönliche Abgabe einer Lenkeraus­
kunft verweigert worden. In einem anderen Fall wurde Kritik an der Praxis 
des Fundamtes der Wiener Polizei geführt, welches den Finder mittels 
Postkarte zur Abholung des Fundgegenstandes einlädt und dabei das Post­
kartenporto beim Finder einheben läßt. Hinsichtlich der zweiten Beschwer­
degruppe hat die VA den Vorbringen Berechtigung zuerkannt. In zahlrei­
chen Ladungen, in welchen das persönliche Erscheinen gefordert wurde, 
war als Gegenstand lediglich "Einvernahme" angegeben. In einem Fall 
wurde sogar ein Ladungsbescheid ausgefertigt, in welchem bei ungerecht­
fertigtem Ausbleiben die zwangsweise Vorführung angedroht war. In ei­
nem anderen Fall wurde die Sinnwidrigkeit der Gegenstandsbezeichnung 
dadurch offenbar, daß die Möglichkeit eingeräumt wurde, entweder per­
sönlich zu erscheinen oder einen "mit der Sachlage Vertrauten" und 
schriftlich bevollmächtigten Vertreter zu entsenden. Da die VA die Auffas­
sung vertrat, daß diese Umschreibung des Gegenstandes der Amtshandlung 
nicht den Erfordernissen des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 
entspricht, wandte sie sich an den Bundesminister für Inneres, welcher im 
Hinblick auf die Grundsätzlichkeit der Problematik den Verfassungsdienst 
des Bundeskanzleramtes befaßte. Dieser führte aus, daß nach der einschlä­
gigen Bestimmung des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes die Be­
zeichnung des Gegenstandes auch eine Angabe darüber verlange, welche 
Behelfe und Beweismittel mitzubringen sind. Auch müßten einem allfälli­
gen Vertreter bestimmte Aufträge erteilt werden. Schon aus diesen Grün­
den könne der Gegenstand "Einvernahme" nicht den gesetzlichen Erfor­
dernissen entsprechen. Da sich der Bundesminister für Inneres dieser 
Rechtsauffassung anschloß, erteilte er an alle Sicherheitsdirektionen und 
Bundespolizeidirektionen die Anweisung, in Ladungsbescheiden künftig 
eine entsprechende Präzisierung des Verhandlungsgegenstandes aufzuneh­
men. 

Immer wieder wird die VA mit Beschwerden befaßt, die das gewaltsame 
Eindringen der Polizei in versperrte Wohnungen zum Gegenstand haben. 
Die VA verkennt dabei nicht das Bestehen einer möglichen Gefahr im Ver­
zug und die Problematik des Abwägens der zu schützenden Güter. Die ge­
genwärtige Situation, wonach für Schäden an einer gewaltsam geöffneten 
Tür der Wohnungs inhaber selbst aufzukommen hat, wenn sich die Amts­
handlung zwar als unnotwendig, aber nicht rechtswidrig herausstellt, stößt 
jedoch bei den Betroffenen kaum auf Verständnis. 

Schließlich waren Beschwerden in dienstrechtlichen Angelegenheiten sowie 
im Bereich des Zivildienstes Gegenstand von Prüfungsverfahren. Dabei 
wurde eine unterschiedliche Behandlung von Zivil- und Präsenzdienern 
durch den Gesetzgeber festgestellt, wenn sich eine ursprüngliche Feststel­
lung der Tauglichkeit als falsch herausgestellt oder nach der Stellung eine 
Verschlechterung des Gesundheitszustandes eintritt. Während der Wehr­
pflichtige nach den Bestimmungen des Wehrgesetzes sowohl berechtigt ist, 
einen Antrag auf neuerliche Stellung einzubringen als auch amtswegig ei­
ner solchen neuerlichen Stellung unterzogen werden kann, ist der Zivil­
dienstpflichtige mit Rechtskraft des Bescheides, mit dem er als Zivildiener 
anerkannt wird, von der Wehrpflicht befreit, weshalb die erwähnten Be­
stimmungen auf ihn keine Anwendung finden. Im Falle des Zweifels an der 
körperlichen Eig~ung eines Zivildienstpflichtigen ist zv.:ar ~in amtsä~ztli ­
ches Gutachten einzuholen, doch hat der Betroffene kein dIesbezügliches 
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Antragsrecht. Die VA regt daher eine Änderung der gesetzlichen, Bestim­
mungen an, um diese Ungleichbehandlung zu vermeiden. 

Einzelfälle 

3.1 Mißhandlung durch Sicherheitswacheorgan 
VA Zl. 135 - 1/84 BM Zl. 51 1931230-II/2185 

12 

Im September 1984 wurde die VA auf einen Zeitungsartikel hingewiesen, in 
welchem über ein Strafverfahren gegen einen jungen Sicherheitswachebe­
amten berichtet wurde, welcher einen Festgenommenen in die Zelle getre­
ten und geohrfeigt habe, sodaß dem Betroffenen das Trommelfell gerissen 
seI. 

Die VA führte daraufhin ein amtswegiges Prüfungsverfahren durch, holte 
eine Stellungnahme des Bundesministers für Inneres ein, nahm Einsicht in 
die bezughabenden Verwaltungsstraf- und Gerichtsakten und stellte fol­
gendes fest: 

Im Juli 1982 war H. L. wegen Ordnungsstörung und ungebührlich~r Lärm­
erregung festgenommen und in den Arrest abgegeben worden. Uber die 
weitere Vorgangsweise gingen die Angaben der Sicherheitswacheorgane 
und des Festgenommenen auseinander. Fest steht jedenfalls, daß der Fest­
genommene einen Riß des linken Trommelfelles sowie eine Prellung der 
linken Jochbeingegend erlitten hatte, als er den Arrest verließ. Als Ursache 
gab H. L. an, vom Sicherheitswachebeamten A. S. geschlagen und getreten 
worden zu sein. Der Mißhandlung sei vorausgegangen, daß er seine Gold­
kette nicht gleich habe abnehmen wollen, worauf sie ihm der Sicherheits­
wachebeamte vom Hals gerissen habe. Er habe daraufhin den Beamten be­
schimpft, worauf dieser beim Abführen in den Arrest mit Schlägen und 
Tritten reagiert habe. H. L. habe die Verletzung sofort wahrgenommen, 
zumal er geblutet habe. Dennoch habe sich niemand um seine Verletzung 
gekümmert, sodaß er sich schließlich die Pulsadern aufgeschnitten habe, 
um auf sich aufmerksam zu machen. Erst dann sei die Rettung verständigt 
und er ins Krankenhaus gebracht worden. 

Demgegenüber gab der Wachebeamte A. S. in seiner Meldung an, daß 
H. L. einen Fluchtversuch unternommen habe, den er vereiteln konnte. 
H. L. habe sich jedoch weiter renitent verhalten und habe daher unter An­
wendung von Körpergewalt in die Zelle verbracht werden müssen. Dabei 
seien zwei weitere Sicherheitswachebeamte anwesend gewesen. In der Mel­
dung findet sich weder ein Hinweis auf eine Verletzung noch auf die Mög­
lichkeit, daß eine solche entstanden sein könnte. In einer späteren Verneh­
mung des Wachebeamten vor dem Sicherheitsbüro gab dieser abweichend 
von seiner Meldung an, daß der Fluchtversuch mit einer "Rangelei" geen­
det habe, bei der beide Personen am Boden zu liegen gekommen seien. Da­
bei hätte möglicherweise eine Verletzung entstehen können. Er stellte je­
doch in Abrede, den Festgenommenen geschlagen zu haben. Auch in einem 
später durchgeführten Vorverfahren stellte der Sicherheitswachebeamte 
noch in Abrede, einen Schlag gegen den Festgenommenen geführt zu ha­
ben. 
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Aufgrund eines Gutachtens des Instituts für gerichtliche Medizin der Uni­
versität Wien wurde festgestellt: "Bei Trommelfellperforationen handelt es 
sich um Verletzungen, die häufig durch einen Schlag mit der flachen Hand 
auf das Ohr entstehen, nicht jedoch aber durch ein stumpfes Schädeltrauma 
schlechthin, wie zum Beispiel einem Anschlagen des Kopfes an einen harten 
Gegenstand oder durch einen Schlag auf die Jochbeingegend." 

Die Staatsanwaltschaft Wien brachte daraufhin die Anklage gegen den Si­
cherheitswachebeamten ein, indem sie ihm zur Last legte, er habe unter 
Ausnützung der ihm durch seine Amtstätigkeit als Arrestantenposten gebo­
tenen Gelegenheit H. L. durch Versetzen einer wuchtigen Ohrfeige und 
von Faustschlägen vorsätzlich am Körper verletzt, wobei die Tat eine an 
sich schwere Verletzung, nämlich eine Perforation des linken Trommelfel­
les und eine Prellung der Jochbeingegend links, zur Folge hatte. A. S. habe 
dadurch das Vergehen der schweren Körperverletzung begangen. Die 
Staatsanwaltschaft führte in der Begründung der Anklageschrift weiter aus, 
daß der Beschuldigte H. L. von hinten einen wuchtigen Schlag mit der fla­
chen Hand gegen die linke Gesichtshälfte versetzt habe. H. L. habe sich 
darauf mit den Händen abgeduckt und auf die Pritsche in der Zelle gelegt, 
worauf ihm der Beschuldigte noch weitere Schläge mit der flachen Hand 
und mit der Faust sowie Fußtritte versetzt habe. 

Das Gericht nahm schließlich diesen Sachverhalt als erwiesen an und 
sprach den Wachebeamten der schweren Körperverletzung schuldig. Auch 
das Gericht wies darauf hin, daß der Beschuldigte in seinen bisherigen Ver­
antwortungen einen anderen Sachverhalt dargestellt habe und die als Zeu­
gen vernommenen Sicherheitswachebeamten mit ihrer Aussage offensicht­
lich d~m Angeklagten helfen wollten: "Beide versuchten offensichtlich be­
wußt, durch Herumreden keine genauen Angaben zu machen." Das Ge­
richt kam zu dem Ergebnis, daß der Angeklagte mit dem Vorsatz zu miß­
handeln gegen H. L. geschlagen habe. Durch die Schläge gegen das Ge­
sicht sei für den Angeklagten insbesondere als Sicherheitswachebeamter die 
Möglichkeit, daß L. schwer verletzt werde, erkennbar gewesen. Weiters 
habe A. S. die Tat als Beamter unter Ausnützung der ihm durch seine Amts­
tätigkeit gebotenen Gelegenheit begangen. Der Beamte wurde darauf zu ei­
ner Geldstrafe in der Höhe von 180 Tagessätzen a 200 S, für den Fall der 
Uneinbringlichkeit zu 90 Tagen Freiheitsstrafe verurteilt. Dieses U!teil 
wurde sowohl durch das Oberlandesgericht Wien als auch durch den Ober­
sten Gerichtshof bestätigt. 

In einer ersten Stellungnahme teilte der Bundesminister für Inneres mit, 
daß gegen den Sicherheitswachebeamten Disziplinaranzeige erstattet wor­
den sei und vorläufig der Ausgang des Gerichtsverfahrens abgewartet 
werde. Zugleich teilte er mit, daß der Revierinspektor von Wien nach Graz 
versetzt worden sei, wo er Rayons- und Funkstreifendienst versehe. Da aus 
dieser Feststellung nicht hervorging, welches die Ursachen für die Verset­
zung gewesen waren, und der Beamte zu einem im wesentlichen gleicharti­
gen Diensteinsatz eingeteilt war, richtete die VA eine neuerliche Anfrage 
an den Bundesminister für Inneres, worauf sich herausstellte, daß die Ver­
setzung in keinem Zusammenhang mit dem gerichtsgegenständlichen Vor­
fall gestanden, sondern vielmehr auf einen Antrag des Beamten zurückzu­
führen war. 
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SchlieElich teilte der Bundesminister für Inneres mit, daß das über den Be­
amten am 12. März 1984 gefällte Urteil seit IH. Noyember 1985 rechtskräf­
tig sei. Das seinerzeit unterbrochene Disziplinarverfahren sei daher am 
13. Feber 1986 wiederaufgenommen worden; \'om Ausspruch einer Strafe 
gegen den Wachebeamten sei jedoch im Sinne des § 95 Abs. 3 Beamten­
Dienstrechtsgesetz abgesehen worden, da anzunehmen sei, daß die gericht­
liche Verurteilung allein ausreichend und eine zusätzliche Disziplinarstrafe 
nicht erforderlich sei, um den Beamten von der Begehung weiterer straf­
oder disziplinarrechtlich zu ahndender Taten abzuhalten. 

Eine Beurteilung der Tat des Sicherheitswachebeamten durch die VA kann 
im Hinblick auf die Feststellungen des Gerichtes und die darauf erfolgte 
Verurteilung unterbleiben. Die Tatsache, daß die Disziplinarbehärde vom 
Ausspruch einer Strafe abgesehen hat, scheint der VA jedoch von schwer­
wiegender Bedeutung zu sein. Außer Streit steht, daß nach § 95 Abs. 3 Be­
amten-Dienstrechtsgesetz bei einer strafgerichtlichen Verurteilung, die sich 
auf denselben Sachverhalt bezieht, eine Disziplinarstrafe nur auszusprechen 
ist, wenn und soweit dies zusätzlich erforderlich ist, um den Beamten von 
der Begehung weiterer Dienstpflichtverletzungen abzuhalten. Außer Streit 
steht weiters, daß die Disziplinarbehärde an die den Spruch eines rechts­
kräftigen Urteils zugrunde gelegte Tatsachenfeststellung eines Strafgerich­
tes gebunden ist. Für die VA erhebt sich die frage, wann die Bestimmungen 
des § 95 Abs. 3 zum Tragen kommen könnten, wenn nicht bei der Feststel­
lung eines derart schwerwiegenden Delikts wie das der schweren Körper­
verletzung. Dazu kommt, daß die Dienstbehörde nach Kenntnis des be­
haupteten Sachverhaltes keinerlei vorbeugende Maßnahmen gesetzt hat, 
um den beschuldigten Sicherheitswachebeamten nicht einer ähnlichen Si­
tuation wieder auszusetzen. Die VA verkennt dabei nicht, daß das schuldig 
sprechende Urteil erst zweieinhalb Jahre nach dem Vorfall rechtskräftig ge­
worden ist. Dennoch erhebt sich die Frage, inwieweit nicht schon vorher 
vorbeugende Sofortmaßnahmen ergriffen hätten werden müssen. Späte­
stens ab Rechtskraft des Urteiles scheint es der VA jedoch unter dem Ge­
sichtswinkel der Dienstaufsicht nicht sinnvoll, den Sicherheitswachebeam­
ten in derselben Verwendung zu belassen, in welcher er die strafbare Hand­
lung gesetzt hat. Die VA geht dabei nicht nur \"On spezialpräventiven Über­
legungen aus, sondern vor allem vom Aspekt der Generalprävention. Nach 
Auffassung der VA kann nämlich Mißständen im Bereich der Sicherheits­
wachebeamten, wie sie immer wieder behauptet und nur in den seltensten 
Fällen bewiesen werdt:.n können, nur dadurch begegnet werden, daß in je­
nen Fällen, wo der Ubergriff tatsächlich bewiesen ist, im Rahmen der 
Dienstaufsicht entsprechend hart und konsequent reagiert wird. 

3.2 Ungerechtfertigte Festnahme; unzumutbare Haftdauer; Mißhandlung 
durch Polizeiorgan 
VA 3 - I/85 BM ZI. 51 193/191-II/2/85 

A. B. aus Wien beschwerte sich bei der VA, weil er aus nichtigem Anlaß 
von der Polizei festgenommen und in weiterer Folge mißhandelt worden 
sei. Nach über zehnstündiger Haft sei er erst unter der Voraussetzung ent­
lassen worden, daß er einen Strafbescheid unter gleichzeitigem Rechtsmit­
telverzicht unterschreibe. In weiterer Folge sei eine ordnungsgemäße Un­
tersuchung hinsichtlich der von ihm erhobenen Mißhandlungsvorwürfe 
Tl icht erfolgt. 
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Die VA holte eine Stellungnahme des Bundesministers für Inneres ein und 
nahm Einsicht in die bezughabenden Gerichts- und Verwaltungsstrafakten 
sowie die Akten der Strafverfolgungsbehörde. Daraus ergab sich folgender 
entscheidungswesentlicher Sachverhalt: . 
Kurz nach Mitternacht hatte der Beschwerdeführer Einlaß in das Männer­
heim Wien-Brigittenau begehrt, wo er seine Unterkunft hatte. Da er wußte, 
daß das Tor um diese Zeit geschlossen sein würde, hatte er sein Kommen 
telefonisch angekündigt. Er war leicht alkoholisiert. Als ihm nicht geöffnet 
wurde, warf er seinen Schlüsselbund gegen eine Fensterscheibe, worauf 
diese zu Bruch ging. Kurz darauf schritt die Polizei ein, die den Beschwer­
deführer nach einem kurzen Wortwechsel festnahm und auf das Kommis­
sariat abführte, wo ihm Hand- und Fußfesseln angelegt und er elf Stunden 
lang festgehalten wurde .. S?dann wurde ihm ein Straferkenntni~ mündlich 
verkündet, wonach er mit msgesamt 1 500 S bestraft wurde, weil er durch 
Schreien und Schimpfen den Anstand verletzt, störenden Lärm erregt und 
die Ordnung an einem öffentlichen Ort gestört habe. Er unterzeichnete ei­
nen Rechtsmittelverzicht und wurde auf freien Fuß gesetzt. Darauf suchte 
der Beschwerdeführer die Universitätsklinik für Unfallchirurgie auf, wo 
eine Platzwunde arn rechten Auge konstatiert wurde. 

In weiterer Folge wurde gegen. den Besc~werdeführer Strafan~rag wegen 
der Vergehen der Sachbeschädigung sowie des versuchten Widerstandes 
gegen die Staatsgewalt gestellt, doch zog der Staatsanwalt in der Hauptver­
handlung nach Vernehmung des Beschuldigten und von Zeugen den An­
trag zurück, worauf der Beschwerdeführer von beiden Delikten freigespro­
chen wurde. 

Bereits zum Anlaß des Polizeieinsatzes wurden im Prüfungsverfahren der 
VA verschiedene Darstellungen festgestellt. Während in der Anzeige und 
~eldungslegung d~r Polizei festgeh:alten ist, der Streifendiens~ sei "wegen 
emes Obdachlosen zum Männerhelm beordert worden, wobei als Auffor­
derer der Unterkunftsaufseher genannt ist, gab demgegenüber der Be­
schwerdeführer an, die Polizei selbst gerufen zu haben, was auch vom an­
geblichen Aufforderer bestätigt wurde. Die Anzeige stellte sich somit be­
reits in diesem Punkt als unrichtig heraus. 

Auch über die weiteren Vorgänge gehen die Angaben auseinander. Wäh­
rend die Polizisten angeben, der Beschwerdeführer habe sie lautstark be­
schimpft und trotz Abmahnung in der strafbaren Handlung verharrt, sodaß 
er festgenommen habe werden müssen, bestreitet dies der Beschwerdefüh­
rer und hat auch der gerichtlich einvernommene Zeuge, der Unterkunfts­
aufseher, keine derartige Wahrnehmung gemacht. 

Was die Verletzung betrifft, so ist den Polizeiberichten sowie der Stellung­
nahme des Bundesministers für Inneres zu entnehmen, daß der Beschwer­
deführer im Arrestvorraum absichtlich mit der rechten Gesichtshälfte gegen 
die Türstockverkleidung gestoßen sei und sich dabei eine Hautabschürfung 
sowie eine Schwellung des Jochbeins zugezogen habe. Dem Beschwerde­
führer hätten darauf Hand- und Fußfesseln angelegt werden müssen. Der 
um Bericht ersuchte Amtsarzt stellte fest, er habe den Beschwerdeführer 
zwar auf Deliktfähigkeit untersucht, doch habe dieser keine Erwähnung 
von einer Verletzung gemacht. Er selbst habe bei der Untersuchung keine 

III-6 der Beilagen XVII. GP - Bericht  - 01 Hauptdokument Teil 1 (gescanntes Original)180 von 212

www.parlament.gv.at



\erletzung festgestellt, doch sei es möglich, daß sich derartige Anzeichen, 
\\ie Blau\t'rbrbung und SclnHllung, er~t später ausgeprägt hätten. Die VI\. 
\erzichtet auf eine Beurteilung dieser ärztlichen Aussage. festgehalten sei 
lediglich, daß im Bericht des Krankenhauses eine Platzwunde am rechten 
Auge konstatiert wurde. Wie die Verletzung zustande gekommen ist, läßt 
sich durch die VA heute nicht mehr objektiv feststellen, doch kann die VA 
der Meinung des zuständigen Stadthauptmannes nicht beipflichten, daß der 
Beschwerde "keinerlei Glaubwürdigkeit" beizumes,en sei. Vielmehr schei­
nen die Cngereimtheiten in den Polizeiberichten geeignet. der Beschwerde 
jedenfalls in Teilbereichen Berechtigung zuzuerkennen. Die VA verkennt 
dabei nicht, daß der Beschwerdeführer ein problematisches Persönlichkeits­
bild zeigt, doch müfhe gerade in einem solchen Fall das Verhalten der Si­
cherheitsorgane von Beherrschung und Korrektheit gekennzeichnet sein. 

In diesem Zusammenhang scheint es der VA bezeichnend, daß der Sta:m­
anwalt in der Hauptverhandlung seinen Strafantrag wegen Widerstandes 
gegen die Staatsgewalt zurückgezogen hat und der Besch\\erdeführer da­
her \'on diesem Delikt freigesprochen wurde. Seine A.ngabe, von einem be­
stimmten Beamten verletzt worden zu sein, den er bei der Haupt\Trhand­
lung eindeutig identifizierte, wurde zwar an die Staatsanwaltschaft weiter­
geleitet, doch legte diese - ohne ein Gericht zu befassen - die Anzeige 
mit der Begründung zur~ck, daß keine eindeutigen Anhaltspunkte vorlä­
gen, um eine eindeutige Uberführung zu ermöglichen. Die .-\nzeige sei da­
her "zumindest im Zweifel" zurückzulegen. Die VA kann diesen :\usfüh­
rungen nicht folgen, sondern vertritt vielmehr die Auffassung, daß es Auf­
gabe des Gerichtes ist, die Schuld des Betroffenen zu beurteilen .. -\uch im 
Falle des Beschwerdeführers hatte sich herausgestellt, daß eine Cberfüh­
rung nicht möglich war, dennoch war die Staatsanwaltschaft mit Strafan­
trag vorgegangen. Dazu kommt, daß sie diesen von sich aus auf Verdacht 
des Widerstandes gegen die Staatsgewalt ausgeweitet hatte, da die Anzeige 
der Polizei sich lediglich auf die Sachbeschädigung bezogen hatte. 

Auch hinsichtlich des abgegebenen Rechtsmitteh-erzichtes im Venvaltung'i­
strafverfahren hegt die VA Zweifel an der Freiwilligkeit. Die VA hat \\ie­
derholt darauf hingewiesen, daß in Ansehung des Freiheitsentzuges vun ei­
nem freiwilligen Verzicht wohl kaum gesprochen werden könne und die 
zahlreichen inhaltsgleichen Angaben in anderen Beschwerden, die Freilas­
sung sei \'on der Unterschrift abhängig gemacht worden, jedenfalls die 
Glaubv;ürdigkeit dieser Darstellung stärken. 

Schließlich sei auf die Dauer der Haft eingegangen. ;'\Jach den Bestimmun­
gen des Verwaltungsstrafgeset7~s ist jeder festgenommene sofort, späte­
stens aber 24 Stunden nach der Ubernahme zu vernehmen. Im gegenständ­
lichen Fall wird die Haftdauer unterschiedlich mit zehn bzw. elf Stunden 
angegeben, wobei kein Grund entnommen werden kann, warum eine sofor­
tige Einvernahme unterblieben ist. Nach dem amtsärztlichen Gutachten 
war der Beschwerdeführer zwar leicht alkoholisiert, zeigte jedoch keine 
Koordinationsstörungen, war voll orientiert, bei klarem Bewußtsein, hatte 
eine prompte Pupillenreaktion und ein \"ollkommenes Erinnerungsvermö­
gen an die Vorfälle, die zur Anhaltung geführt hatten. Auch der Bundesmi­
nister für Inneres führte keine Gründe für die Dauer der Haft an. Die VA 
hat daher auch der diesbezüglichen Beschwerde Berechtigung zuerkannt. 

181 

III-6 der Beilagen XVII. GP - Bericht  - 01 Hauptdokument Teil 1 (gescanntes Original) 181 von 212

www.parlament.gv.at



Zusammenfassend stellte sich somit die Beschwerde, soweit sie objektiviert 
werden konnte, als berechtigt heraus. Hinsichtlich der Gesetzmäßigkeit der 
Festnahme konnte zwar das strafbare Verhalten, das zur Festnahme geführt 
hatte, von der VA nicht verifiziert werden, wenn man davon absieht, daß 
der Beschwerdeführer - aus dem Arrest vorgeführt - ein Geständnis samt 
Rechtsmittelverzicht unterzeichnet hat. Die VA hegt jedoch Zweifel an der 
Verhältnismäßigkeit des eingesetzten Mittels, zumal ein vom ~ericht ver­
nommener Zeuge ausgesagt hatte, der Beschwerdeführer habe sich vor der 
Mitnahme zum Kommissariat weder laut noch renitent verhalten. Für die 
VA steht somit fest, daß die Festnahme zur Verhinderung einer allfälligen 
Fortsetzung einer Verwaltungs übertretung nicht notwendig gewesen wäre. 

3.3 Ungerechtfertigte Festnahme; unzumutbare Haftdauer 

182 

VA ZI. 50 - 1/85 BM ZI. 51 193/238-II/2I85 

H. B., Niederösterreich, führte bei der VA Beschwerde über eine unge­
rechtfertigte Festnahme und anschließende überlange Haftdauer sowie die 
Behandlung durch die Wiener Polizei. Er sei Unteroffizier des Bundeshee­
res und habe mit seinen beiden Brüdern, von welchen einer Gendarm sei, 
und zwei Bekannten ein Fußballspiel besucht, wobei ihre Gruppe zu den 
letzten Zuschauern gehört habe, die das Stadion verließen. Sie hätten sich 
über den Sieg ihrer Mannschaft unterhalten, und er habe noch einige Spie­
ler auf dem Spielfeld beobachtet. Da sei plötzlich ein junger Polizist mit 
den Worten "Haut's euch über die Häuser" auf ihn zugetreten, worauf er 
geantwortet habe, "das schau ich mir an". Der Polizist habe ihn daraufhin 
am linken Oberarm gepackt und geantwortet "dann schau'n wir's uns an, 
gemma". Er habe zwar den Polizisten aufgefordert, ihn nicht anzugreifen, 
sei aber ohne Widerstand zu leisten mitgegangen. Dabei habe er jedoch 
keinen Augenblick daran gedacht, festgenommen zu sein. Dies habe er erst 
im Wach zimmer erfahren, wo er sich an die Wand stellen habe müssen. Da­
bei sei er sowohl gegen die Hand (weil er sie in die Hosentasche gesteckt 
habe) als auch gegen die Schienbeine getreten worden, an welchen vom 
Arzt am nächsten Tag Schwellungen konstatiert worden seien. Bei seiner 
Durchsuchung hätte ihm ein Wachebeamter sein Taschenmesser, das er mit 
einer Schnur an seiner Hosenschlaufe befestigt habe, samt der Schlaufe her­
u~tergerissen, obwoh.1 es .Ieicht herunterzunehmen gewe.sen wäre .. Sodann 
sei er auf das Kommlssanat überstellt und - nachdem Ihm sämtliche Ge­
genstände einschließlich seiner Uhr abgenommen worden seien - nahezu 
zwölf Stunden eingesperrt worden. Erst Stunden nach seiner Anhaltung 
habe er erfahren, daß er wegen ungestümen Benehmens festgenommen 
worden war, welches Delikt er jedoch bestritt, begangen zu haben. In der 
gesamten behördlichen Vorgangsweise, für die er zum Teil seinen Bruder 
als Zeugen führte, insbesondere in der Festnahme und überlangen Haft 
liege ein Mißstand. 

Die VA holte im Prüfungsverfahren eine Stellungnahme des Bundesmini­
sters für Inneres sowie eine schriftliche Darstellung des Bruders des Be­
schwerdeführers, eines Gendarmeriebeamten, als Zeugen ein. 

Danach stellten sich die Ereignisse aus der Sicht der Betroffenen jeweils an­
ders dar. Während der Bundesminister für Inneres in seiner Stellungnahme 
ausführte, der Beschwerdeführer habe der Aufforderung, das Stadion zu 
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\t'rb~sel1, keine folge geleistet, sondern \ielmehr den Be.lmten beschimpit 
und \\ild gestikuliert, sodaß er, da er trotz AbnullI1ung nicht daH1n JblieE, 
festgenommen wurde, stellte sowohl der Besch\\erdeführer Jls auch der 
leuge die Situation anders dar. Der Zeuge wJr ZWJr et\\-a drei lvleter vom 
Beschwerdeführer entfernt gestanden, "lieg aher keinen Blick mehr H)I1 

den IJCiden" und bezeugte im großen und ganzen die Ausführungen des 
Beschwerdeführers, insbesondere daf~ weder eine Abmahnung noch cine 
FestnJhmc erkennbar gewesen sei. Er sei seincm Bruder und dem Beamten 
sodann auf dic WJchstube gefolgt, wo er die Sache aufklären wollte, doch 
sei er von den Bcamten höchst unfreundlich und unqualifiziert belundelt 
worden. Obwohl er sich als Gendarmeriebeal11ter auswies, sei ihm lediglich 
mitgeteilt worden, dar; sein Bruder auf das Kommissariat überstellt werde, 
worauf er aus dem Wachzimmer gedrängt worden sei und das Stadion ver­
lassen habe müssen. 

W'as sodann die Vorgänge Jm Kommissariat betrifft, teilte der Bundesmini­
ster für Inneres mit, daß der Beschwerdeführer weder \erletzt noch Klei­
dungs,>tücke beschädigt \\-orden seien. Am \'orgelegten Messer lube sich 
zwar eine Jbgerissene Hosenschlaufe befunden, doch sei die Ursache der 
Beschädigung nicht mehr eruierbar gewesen. Wenn~omit die Ereignisse 
auch nicht mehr verifizierbar \\'aren, scheinen der \'A die diesbezüglichen 
Ausführungen des Beschwerdeführers durchaus glaubwürdig. 

Was schlieglich die Dauer der Anhaltung \on rnhezu zwölf Stunden betraf, 
stellte der Bundesminister für Inneres fest, "lhf; Vernehmungen in der 
NJcht grundsätzlich nur dann vorgenommen werden, wenn zu besorgen 
i,t, daß andernfalls die Aufklärung einer gerichtlichen Straftat erheblich er­
schwert werden könnte. Eine "-\bstrafung durch einen rechtskundigen Be­
amten hätte im \orliegenden Fall frühestem er~t gegen ~litternacht erfol­
gen können. I\.1angels \~orliegen der \'orJUSSelZung für eine :-\mtslnndlung 
in den \!achtstunden wurde die \'ernehmung und :\bstrafung des Be­
sch\\crdeführers Jm nächsten Morgen durchgeführt und Herr B. dar-auf 
um 9.80 L:hr des 21. J/Ybrz 1985 entlassen". 

I finsichtiich des VerwJltungsstrJfverbhrens wegen ungestümen Beneh­
mens stellte die VA fest, daß ein Ermittlungsverfahren \or der zw,ündigen 
Behörde am Wohnsitz des Beschwerdeführers ergeben hJtte, daß kein 
strafbares Verhalten vorlag, weshalb das Strafvcrbhren eingestellt wurde. 

Die VA hatte bei Beurteilung des BeschwerdefaIIn lb\()f1 auszugehen, daß 
jedem Bürger grundsätzlich das gleiche Mag Jn Claubwürdigkeit beizu­
messen ist, wobei den Angaben eines BeJmten im Hinblick Juf seine beson­
dere Stellung an sich erhöhte Bedeutung zukommt. Die OrgJneigenschaft 
allein begründet Jllerdings keinesfalls einen ausreichenden Be\\Cis, \'iel­
mehr bnn die Beurteilung des inneren Wahrheitsgehaltes dnu führen, dar; 
einem ,chlüssigen Parteien\'orbringen mehr Glauben geschenkt wird, Jls 
dem eines nicht als Zeugen \'ernommenen WJcheorgJns. Im \'orliegenden 
fall hJtte die VA keinen Anlag, an den :\usführungen des Besch\\crdefüh­
rers zu zweifeln, er habe weder das straH)Jre Verhalten des ungestümen Be­
nehmens gesetzt, noch sei ihm gegenüber die Festnahme, geschvv'eige denn 
eine vorherige Abmahnung in erkennbarer Weise ausgesprochen worden. 
Dazu kommt, dag sein Bruder als Gendarmeriebeamter die Vorgänge in 
einer schriftlichen Stellungnahme annähernd gleich geschildert hat, sodag 
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v~)O der VA nicht nur das Vorlie.gen eines Festnahmegrun?es son.der~ au~h 
etne korrekte Festnahme bezweifelt werden muß. Im übngen wird tn die­
sem Zusammenhang darauf hingewiesen, daß auch die Bezirkshauptmann­
schaft, an die das Verwaltungsstrafverfahren zuständigkeitshalber abgetre­
ten worden war, ein strafbares Verhalten des Beschwerdeführers nicht als 
erwiesen angesehen hat welches aber Voraussetzung für eine zulässige 
Festnahme hätte sein müssen. Die VA hat daher der Beschwerde Berechti­
gung zuerkannt. 

Was die Behandlung des Beschwerdeführers nach seiner Festnahme betrifft, 
so mußte die VA auf eine Beurteilung verzichten, da einander unterschied­
liche Angaben gegenüberstanden und keine Aussage einer unbeteiligten 
Person vorlag. 

Die Dauer der Haft gibt der VA jedoch Anlaß zu grundsätzlichen Bemer­
kungen: 

Die VA hat bereits in früheren Berichten an den Nationalrat darauf hinge­
wiesen, daß die Behörden ihrem gesetzlichen Auftrag, einen Festgenomme­
nen sofort zu vernehmen, vielfach mit der Begründung nicht nachkommt, 
das Gesetz sehe eine Vernehmungspflicht von 24 Stunden vor. Aufgrund 
der in diesem Beschwerdefall ergangenen Stellungnahme des Bundesmini­
sters für Inneres mußte die VA davon ausgehen, daß diese unrichtige Ge­
setzesinterpretation, die eine rechtswidrige Praxis zur Folge hat, keinen 
Einzelfall, sondern die generelle Vorgangsweise darstellt. Die VA ist daher 
neuerlich an den Bundesminister für Inneres herangetreten, welcher 
schließlich mitteilte, daß derzeit im Bereich der Bundespolizeidirektion 
Wien, die besonders mit dieser Problematik konfrontiert sei, eine Dienstan­
weisung in Ausarbeitung sei, mit der die den Zentraljournaldienst versehen­
den rechtskundigen Beamten nachdrücklich angehalten werden sollen, 
auch während der Nachtstunden Vernehmungen durchzuführen. Der Er­
laß lag zum Zeitpunkt der BerichtersteIlung noch nicht vor, doch scheint 
der VA im Hinblick auf den Wert des zu schützenden Gutes der persönli­
chen Freiheit und die offensichtliche bisherige Fehlinterpretation der ein­
schlägigen Bestimmungen des Verwaltungsstrafgesetzes eine bundesweite 
Dienstanweisung des Bundesministers für Inneres notwendig. 

3.4 Unsachgemäße Aufbewahrung sichergestellter Fahrzeuge im Freien 

184 

VA Zl. 65 - 1/85 BM Zl. 51 193/286-11/2/85 

A. St. aus Wien brachte bei der VA die Beschwerde vor, daß sein nach ei­
nem Verkehrsunfall polizeilich sichergestellter PKW derart unsachgemäß 
aufbewahrt worden sei, daß nicht nur Witterungseinflüsse den im Freien 
abgestellten PKW erheblich beschä.digt hätten, sond~rn. daß üb~rdies das 
Fahrzeug ausgeplündert worden seI. Insbesondere sei die Battene gewalt­
sam entfernt (Batteriekabel durchgezwickt), eine Stereo-Anlage ausgebaut 
und Nebelscheinwerfer entfernt worden. Sowohl im unterlassenen Schutz 
vor Witterungseinflüssen als auch in der ungenügenden Einfriedung und 
B.ewar:hung d~s Abstellplat~es liege nach Meinung des Beschwerdeführers 
etn MIßstand tn der öffentlichen Verwaltung vor. 
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Im Prüfungsverfahren stellte die VA fest, daß A. St. am 12. Feber 1985 ei­
nen Verkehrsunfall mit Personenschaden verursacht und in weiterer Folge 
Fahrerflucht begangen hatte. Im Zuge der Unfallserhebungen wurde der 
PKW im beschädigten Zustand aufgefunden, über Auftrag des Journal­
staatsanwaltes sichergestellt und auf dem Gelände der Rennweg-Kaserne 
abgestellt. 

Der zum Beschwerdevorbringen um Stellungnahme ersuchte Bundesmini­
ster für Inneres stellte fest, daß die Aufbewahrung sichergestellter Fahr­
zeuge a~ch. dann im Fr~ien erfolge, wenn zl!m Beispiel die Autoverglasung 
beschädigt Ist. In derartigen Fällen werde keme Maßnahme zum Schutz des 
Fahrzeuges vor Witterungseinflüssen getroffen . Darüber hinaus könnten 
auch Diebställe nicht vollkommen ausgeschlossen werden, da die Polizei 
über keine geeigneten Abstellflächen verfüge, von den Gerichten aber auch 
keine zur Verfügung gestellt würden. Im Beschwerdefall sei überdies dazu­
gekommen, daß zu diesem Zeitpunkt Bauarbeiten stattgefunden hätten und 
es daher möglich gewesen sei, das Kasernenareal ungehindert zu betreten. 
Die Täter, die das Auto beschädigt und geplündert haben, hätten nicht aus­
geforscht werden können, doch stehe es dem Beschwerdeführer frei, seine 
Ansprüche im Wege eines Amtshaftungsverfahrens geltend zu machen . 

Obwohl das Prüfungsverfahren in diesem Einzelfall noch nicht abgeschlos­
sen ist, sieht sich die VA schon zu diesem Zeitpunkt zu grundlegenden Be­
merkungen veranlaßt. 

Zum einen ist aufgrund des Beschwerdefalles zu Tage getreten, daß es sich 
um ein grundsätzliches Problem handelt, das zudem schon seit längerer 
Zeit besteht und behördlicherseits bekannt ist. Während die Aufbewahrung 
der im Dienste der Straf justiz sichergestellten Gegenstände durch die Si­
cherheitsbehörden im Regelfall nur kurzfristigen und vorübergehenden 
Charakter hat und die weitere Aufbewahrung und Ausfolgung den gericht­
lichen Stellen zukommt, besteht insbesondere im Wiener Bereich eine ab­
weichende praxis bei der Verwahrung von Kraftfahrzeugen. Die Gerichte 
lehnen die Ubernahme von im Dienste der Straf justiz sichergestellten Fahr­
zeuge mit dem Hinweis ab, über keine geeigneten Aufbewahrungsmöglich­
keiten zu verfügen. Innerhalb der Bundespolizeidirektion Wien wird daher 
provisorisch auf die vorhandenen Möglichkeiten zurückgegriffen, wofür 
sich in erster Linie das Areal der Rennweg-Kaserne anbietet. Allerdings be­
stehen hier keine überdachten Abstellplätze, sodaß Schäden durch Witte­
rungseinflüsse nicht auszuschließen sind. Gegenwärtig ist zwar eine Ein­
friedung vorhanden, jedoch ist für eine vollkommen wirksame Bewachung 
der Fahrzeuge nicht vorgesorgt. 

Die VA hat daher auch mit dem Bundesminister für Justiz Kontakt aufge­
nommen, doch lag zum Berichtszeitpunkt noch keine Stellungnahme vor. 
Es scheint der VA jedoch bedenklich, wenn die Problematik - wie der 
Bundesminister für Inneres mitteilt - bereits seit April 1984 Gegenstand 
von Gesprächen mit dem Bundesminister für Bauten und Technik und seit 
Oktober 1985 auch mit dem Bundesminister für Justiz ist und bis zum ge­
genwärtigen Zeitpunkt keine Veranlassung getroffen werden konnte, um 
derartige Mißstände hintanzuhalten. In diesem Zusammenhang erscheint es 
der VA besonders unbillig, den Beschwerdeführer einfach auf den Weg der 
Amtshaftung zu verweisen, ohne vorher eine Schadensgutmachung anzu­
bieten. 
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3.5 Schaden durch mangelhafte Paß ausstellung 
VA Zl. 74 - l/85 BM Zl. 295 008/3-II/14/85 

186 

. 
R. I. , Obergrafendorf, führte bei der VA Beschwerde darüber, daß ihm in­
folge einer mangelhaften Ausstellung seines Reisepasses der Grenzübertritt 
nach Ungarn verwehrt worden war. Nachdem er sich daraufhin an seine 
Bezirkshauptmannschaft, welche den Paß ausgestellt habe, gewendet habe, 
sei von den dortigen Beamten nicht nur die Ausstellung bestritten, sondern 
sogar ihm unterstellt worden, am Paß manipuliert zu haben. Sowohl in der 
mangelhaften Ausstellung des Dokuments als auch in der darauffolgenden 
Reaktion der Behörde sei ein Mißstand gelegen. 

Die VA stellte durch Prüfung des Passes fest, daß es offensichtlich bei der 
Ausstellung des Dokumentes durch die Behörde zu einer Unregelmäßigkeit 
gekommen war. Der Reisepaß wies ein äußerst zerknittertes Bild des Paß­
inhabers auf, wobei dieses Lichtbild und auch das Papier des Reisepasses 
mehrere unterschiedliche Stempelprägungen trugen. Diese Prägestempel 
waren zum Teil nur auf dem Photo, andererseits wieder nur zum Teil auf 
dem Papier des Reisepasses ersichtlich, sodaß bei nicht allzu eingehender 
Prüfung der Eindruck gewonnen werden konnte, daß insbesondere ein be­
stimmter auf dem Bild befindlicher Trockenstempelabdruck seine entspre­
chende Fortsetzung nicht auf dem Papier des Reisepasses finde. 

Der Beschwerdeführer gab hiezu erläuternd an, daß die ausstellende Be­
hörde, die Bezirkshauptmannschaft St. Pölten, zunächst ein anderes, klei­
neres Bild des Paßinhabers angebracht habe; dieses Bild sei mit einem Trok­
kenstempelabdruck versehen worden. Bei Bekanntwerden der Tatsache, 
daß der Paßwerber kein zweites gleichartiges Bild für die Aktenunterlagen 
bei der Paßbehörde zur Verfügung habe, wurde vom Beamten in weiterer 
Folge ein anderes, wesentlich größeres Lichtbild des Paßwerbers darüber­
geklebt, da er nur von diesem zwei Exemplare zur Verfügung hatte. Da­
durch entstand der Eindruck der Manipulation, die jedoch - wie die VA 
festgestellt hat - nur durch jene Stelle stattgefunden haben konnte, welche 
den Trockenstempel angebracht hatte. 

Auch der Bundesminister für Inneres stellte nach Einsicht in das Reisedo­
kument fest, daß es sich um eine mangelhafte Paßausstellung gehandelt 
hatte und veranlaßte die umgehende, gebührenfreie Neuausstellung des 
Reisepasses. 

Die Beschwerde hatte sich somit als berechtigt erwiesen. Die Vorgangs­
weise ist aber von der VA nicht nur wegen der Fehlleistung bei der Paßaus­
stellung zu beanstanden, sondern auch deshalb, weil die Behörde, als sie auf 
ihren Fehler aufmerksam gemacht wurde, statt durch Prüfung zur Einsicht 
zu gelangen und der Fehler gutzumachen, jede Schuld von sich wies und 
sogar dem Betroffenen selbst Manipulation unterstellte. Da jedoch durch 
die Weisung des Bundesministers für Inneres der Beschwerdegrund beho­
ben war, erübrigte sich eine weitere Veranlassung der VA. 
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3.6 Finanzieller Schaden durch mangelhafte Beweissicherung durch die Gendar-
merte 
VAZ!. 127 - l/H5 BM 21. 3705170-Il/4/H5 

G. W., Gätzis, führte bei der VA unter anderem darüber Beschwerde, in ei­
nem strafgerichtlichen Verfahren nach einem Verkehrsunfall deshalb er­
hebliche l\lehrkosten gehabt zu haben, weil die Gendarmerie es unterla~sen 
habe, die Tachographenscheibe des Unfallgegners sicherzustellen, sodaß 
die Bestellung eines Sachverständigen auf ihre Kosten notwendig gewesen 
sei. In der mangelnden Beweissicherung sei ein Mißstand gelegen. 

Die VA stellte im Prüfungsverfahren fest, daß das BeschwerdeHlrbringen 
den Tatsachen entsprach. Die Gendarmerie hatte es bei der Aufnahme ei­
nes Verkehrsunfalles mit Personenschaden unterlassen, die Tachographen­
scheibe sicherzustellen, aus der unter anderem Fahrgeschwindigkeit, Zeit­
punkt des Bremsbeginns und Stärke der Brems\erzögerung ersichtlich sind. 
Nachdem die Scheibe im Auftrag der Strafverfolgungsbehörde im Nach­
hinein sichergestellt wurde, tauchte eine zweite Tachographenscheibe auf, 
sodaß der bestellte Sachverständige nunmehr zwei Scheiben auszuwerten 
hatte, um festzustellen, welche der Scheiben zum Unfallzeitpunkt in Ver­
wendung gestanden war. Wäre die Gendarmerie ihrer Verpflichtung zur 
Sicherstellung sogleich nachgekommen, hätte sich der Umfang der Sach­
\"Crständigentätigkeit erheblich verringert und damit Mehrkosten vermie­
den werden können. 

Der um Stellungnahme ersuchte Bundesminister für Inneres gestand zu, 
daß die Gendarmeriebeamten die Sicherstellung verabsäumt hätten. Wenn 
auch keine besondere Dienstanweisung über die Vorgangsweise bestehe, 
ergebe sich eine derartige Pflicht aus der allgemein gesetzlich vorgesehenen 
Beweissicherung im Sinne der Strafprozeßordnung. DeX Bundesminister für 
Inneres erklärte sich daher aus prozeßökonomischen Uberlegungen bereit, 
die aufgebufenen Mehrkosten abzugelten. 

Die VA hat der Beschwerde Berechtigung zuerkannt. Im Einzelfall erüb­
rigte sich im Hinblick auf die Klaglosstellung der Beschwerdeführerin eine 
weitere Veranlassung. Da die VA in ihrem Schriftwechsel mit dem Bundes­
minister für Inneres darüber hinaus angeregt hat, in die verwendeten 
Drucksorten eine Rubrik aufzunehmen, aus welcher die Sicherstellung der 
Beweismittel, wie zum Beispiel Tachographenscheibe, hervorgeht, und der 
Bundesminister für Inneres dagegen keine Bedenken hat, ist zu hoffen, daß 
durch dieses Hilfsmittel derartige Fehlleistungen in Zukunft vermieden 
werden. 

4 Bundesministerium für Justiz 

Allgemeines 

Im Berichtszeitraum wurden 764 Beschwerden und sonstige Eingaben, das 
Ressort des Bundesministers für Justiz betreffend, an die VA herangetra­
gen. Dies stellt zwar gegenüber dem vorherigen Berichtsjahr eine erhebli­
che Steigerung dar (658), doch bedeutet es nicht zugleich auch ein ebenso 1-
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ches Ansteigen jener Fälle, die der Justizverwaltung zuzuordnen waren. 
Oie VA h:n schon in ihren bisherigen Berichten darauf hingewiesen, daß 
:wch all jene Eingaben, die ein Ersuchen um Rechtsauskunft in zivil- oder 
strafrechtlichen Angelegenheiten beinhalten, kanzleimäßig dem Ressort 
Bundesministerium -für Justiz zugeordnet werden. Dazu kommen Be­
schwerden über richterliche Entscheidungen oder die Bitte um Erklärung 
dieser sowie Ersuchen um Unterstützung in anhängigen Gerichtsverfahren. 
In all diesen Fällen, in welchen sich die VA für unzuständig erklären muß, 
versucht sie jedoch wie bisher durch einfache Rechtsaufklärungen weiter­
zuhelfen oder an die zuständigen Stellen und Einrichtungen zu verweisen. 

Der Schwerpunkt jener Beschwerden, für deren Prüfung die VA zuständig 
ist, lag wie in den vorangegangenen Berichtszeiträumen in der Dauer der 
Verfahren. Oie VA stellte auch in anderen Ressorts fest, daß die Staatsbür­
ger zunehmend von der Zuständigkeit der VA Kenntnis erlangen, sowohl 
die Dauer von Verwaltungs- als auch Gerichtsverfahren (einschließlich der 
Dauer der Urteilsausfertigung) zu überprüfen, und daher auch zunehmend 
von dieser Möglichkeit Gebrauch machen. Dabei ist auch ein Ansteigen der 
Beschwerdeführung durch Berufsvertreter, wie Rechtsanwälte, festzustel­
len. Als eine der Hauptursachen für die oft überlange Dauer von Gerichts­
verfahren wurde auch in diesem Berichtszeitraum wieder die Tätigkeit von 
Sachverständigen und die Dauer der Gutachtenserstellung festgestellt. In 
einem Fall hatte sich sogar ein Richter an die VA gewendet, da trotz wie­
derholter Urgenzen das Gutachten nicht fristgerecht erstellt wurde. Da die 
Bestellung eines anderen Sachverständigen erfahrungsgemäß annähernd 
gleich zeitaufwendig ist wie das Abwarten der Erfüllung des ersten Auftra­
ges beziehungsweise in manchen Bereichen wegen der begrenzten Zahl der 
Sachverständigen kaum möglich ist, muß dringend eine andere Lösung ge­
schaffen werden. Die VA vertritt daher die Auffassung, daß ehestens orga­
nisatorische Maßnahmen ergriffen werden müßten, um diese Fehlentwick­
lung abzustellen. 

Oftmals wird von Beschwerdeführern eine Verfahrensverzögerung darin 
behauptet, daß die Verfahrensschritte vom Richter nicht zielführend und 
zweckmäßig gesetzt werden. Im Hinblick auf die Unabhängigkeit der 
Rechtsprechung steht der VA eine derartige Beurteilung nicht zu. In die­
sem Zusammenhang scheint es der VA jedoch von Bedeutung, auf einen 
Einzelfall hinzuweisen, der im Achten Bericht an den Nationalrat unter 4.7 
(Seite 184/185) behandelt wurde. Dazu hatte der Bundesminister für Justiz 
mitgeteilt, daß das Verfahren nicht nur verzögert, sondern auch nicht mit 
der notwendigen Zielstrebigkeit geführt worden sei und das Verhalten der 
Richter vom Disziplinar- beziehungsweise Dienstgericht überprüft werde. 
Wie die VA nunmehr festgestellt hat, wurde ein Richter mit Erkenntnis des 
Oberlandesgerichtes Linz als Disziplinargericht für Richter auch aufgrund 
des gegenständlichen Anlaßfalles eines Dienstvergehens schuldig erkannt 
und über ihn die Disziplinarstrafe des Verweises verhängt. Der andere 
Richter, gegen den wegen vermuteter Dienstunfähigkeit ein Dienstgerichts­
verfahren eingeleitet worden war, hat vor Durchführung einer mündlichen 
Verhandlung vor dem Dienstgericht seinen Austritt aus dem Diensnerhält­
nis gemäß § 100 des Richterdienstgesetzes erklärt. 

In einem anderen Fall traten in der Bearbeitung eines Besuchsrechtsantra­
ges verschiedene Verzögerungen ein, die gegenüber der Volksanwaltschaft 
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mit der Überforderung des zustindigen BeJmten erklirt wurden, der in der 
h\ischenzeit \wgen lhuernder Dienstunbhigkeit in den RuhestJnd "er­
setzt \vorden ist. 

In einem \-erhhren vor dem Schiedsgericht der SoziJlyersicherung für 
SJlzburg wurde eine mit 31. Juli 1985 dnierte bdung der kbgenden PJrtei 
- worin die Kligerin ausdrücklich zum persönlichen Erscheinen aufgefor­
dert worden ist - für den 6. August 1985 erst Jm 5. August 1985 hinterlegt 
und \'on der Einschreiterin einen TJg spiter behoben, wobei zu diesem 
Zeitpunkt der Verhandlungstermin jedoch bereits verstrichen war. Der Be­
schwerde wurde Berechtigung zuerbnnt. DJ der Einschreiterin JUS der 
Versiumung der gegenstindlichen VerhJndlung, verursJcht durch die Yer­
spitete Zustellung der Gerichtsbdung, jedoch kein RechtsllJchteil erwach­
sen ist, weil diese TJgsJtzung zu ihrer neuerlichen LJdung erstreckt wurde, 
konnte von einer weiteren VerJnbssung der VA Ab~tJnd genommen wer­
den. 

IJhlreiche Eingaben betrJfen den ExekutioI1Svollzug, wobei wiederholt 
dJrüber Beschwerde geführt wurde, dJß die Exekution Jn einer hlschen 
Adresse, nimlich beim Nichtverpflichteten, geführt wurde (siehe 4.1.) Ursa­
che sind dabei die einschligigen Bestimmungen der Exekutionsordnung. So 
ist über einen ExekutionsJntrag ohne Anhörung der Gegenseite zu ent­
scheiden, wie überhaupt eine KontJktnJhme mit der verpflichteten PJrtei 
vor dem ExekutioI1Svollzug verboten ist. Wenn nun die betreibende PJrtei 
in ihrem ExekutionsJntrJg - oft Jufgrund einer NJmens"erwechslung -
eine bische Adresse Jngibt, kommt es dennoch zu einem Exekutionsvoll­
zug, dJ dJS Exekutionsgericht nicht verpflichtet ist, bei der Bewilligung ei­
nes ExekutionsantrJges und vor dem Vollzug zu prüfen, ob der Verpflich­
tete tJtsichlich an der im Antrag Jngegebenen Anschrift wohnt. Sogar eine 
womöglich in einer Jnderen ExekutionssJche vorliegende Mitteilung, dJß 
der Verpflichtete an einer anderen Anschrift als im ExekutionsJntrJg Jnge­
geben, wohnt, begründet keine Pflicht zu Erhebungen, weil im Einleitungs­
\'erhhren reiner PJrteienbetrieb herrscht und Jmtswegige Erhebungen dJ­
her nicht vorgeschrieben sind. In einem FJ11 WJr der Beschwerdeführer, als 
eines Morgens an seinem Wohnort bereis unter Beiziehung eines Schlossers 
ein Exekutions\'ollzug vorgenommen werden sollte, zubllig noch anwe­
send und konnte den SachverhJlt Jufkliren. In diesem FJII bg nicht einmJl 
eine NJmensgleichheit vor, sondern lediglich die hlsche, im Exekutionsan­
trag Jngegebene Adresse. 

Die Jngeführten Regelungen stJmmen alle JUS einer Zeit, in der in der Re­
gel ständig jemand im Haushalt Jnwesend WJr und Irrtümer heim Exeku­
tionsvollzug dadurch noch rechtzeitig Jufgeklirt werden konnten. Im Hin­
blick auf die heutigen Gegebenheiten, wo hiufig alle Bewohner einer Woh­
nung berufstätig sind, erscheint es der VA aus der Erhhrung der zahlreich 
einbngenden diesbezüglichen Beschwerden notwendig, eine Möglichkeit 
zu schaffen, daß vor einem Exekutionsvollzug in Abwesenheit doch geprüft 
wird, ob dieser Exekutionsvollzug Jn der richtigen Adresse beim wirklichen 
Verpflichteten vorgenommen wird. Aufgrund einer diesbezüglichen Anre­
gung hJt der Bundesminister für Justiz der VA mitgeteilt, dJß zwar die Ein­
holung einer Meldeauskunft durch dJS Gericht - abgesehen vom Verw:al­
tungsaufwJnd - auch keine absolute Sicherheit bieten würde, \venn sich 
zum Beispiel der Verpflichtete nicht Jbgemeldet hat, dJß Jber eine Melde-
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anfrage an ein ADV-Melderegister ohne Verfahrensverzögerung technisch 
leicht möglich wäre und daß diesbezüglich auch eine Prüfung vorgenom­
men werde. 

Ein anderes Problem im Zusammenhang mit der Exekutionsordnung trat 
bei der Prüfung folgender Beschwerde zutage: Der Beschwerdeführer 
brachte vor, daß er bereits des öfteren in einem gegen eine bestimmte Per­
son gerichteten Exekutionsverfahren als Drittschuldner genannt worden 
sei, weil die betreffende Person ständig behaupte, bei ihm angestellt zu sein. 
Obwohl der Beschwerdeführer dem zuständigen Exekutionsgericht bereits 
mehrmals bekanntgegeben habe, daß der betreffende Verpflichtete niemals 
bei ihm angestellt gewesen sei, scheine er trotzdem immer wieder in den 
Exekutionsbewilligungen gegen die betreffende Person als Drittschuldner 
auf, wodurch er jedesmal gezwungen sei, den Sachverhalt beim Exeku­
tionsgericht Wien aufzuklären. Dort werde ihm jedesmal mitgeteilt, daß er 
automatisch als Drittschuldner gelte, solange der Verpflichtete immer wie­
der sage, er sei beim Beschwerdeführer beschäftigt. Obwohl es sich bei die­
sem Problem um eine Angelegenheit der unabhängigen Gerichtsbarkeit 
handelt, ist die VA dennoch auch aufgrund 'ähnlicher Beschwerden an den 
Bundesminister für Justiz herangetreten. 

Auch diesem Fall liegt die Rechtslage zugrunde, daß vom Gericht der An­
trag auf Exekutionsbewilligung nur dann abzuweisen ist, wenn sich aus 
dem Exekutionsantrag oder den Akten des Gerichtes selbst ergibt, daß der 
Verpflichtete nicht Gläubiger sein kann. Aus früheren Drittschuldneräuße­
rungen könne dieser Sc4.luß jedoch nicht gezogen werden. Wenn dem Ge­
richt aus einer früheren Außerung des Drittschuldners bekannt ist, daß zum 
damaligen Zeitpunkt der Verpflichtete beim Drittschuldner nicht beschäf­
tigt war, so bedeute dies keineswegs, daß zum Zeitpunkt der neuerlichen 
AntragsteIlung der Verpflichtete beim Drittschuldner nicht beschäftigt ist. 
Der Drittschuldner müsse daher bei jeder Forderungsexekution eine neue 
Erklärung abgeben. Im gegenständlichen Fall kommt noch hinzu, daß die 
verpflichtete Partei zum Zeitpunkt des letzten Exekutionsantrages sich in 
Haft befunden hat, also gar nicht beim Beschwerdeführer zu diesem Zeit­
punkt beschäftigt sein konnte. 

Im Zusammenhang mit dem Exekutionsvollzug wurden bei der VA aber 
auch Beschwerden aus der Sicht der betreibenden Partei geführt. In einem 
Fall wandte sich eine Beschwerdeführerin an die VA, weil sämtliche Voll­
zugsversuche am Wohnort der verpflichteten Partei ergebnislos verlaufen 
waren und von der Beschwerdeführerin als betreibender Partei immer wie­
d.er V<;>llzugs- und Wegegebüh.ren yorgestreckt ,:"erden mußten. Hier ergab 
SIch dIe Frage der ZweckmäßIgkeit des ExekutJonsvollzuges am Wohnort 
und es wurde der Beschwerdeführerin geraten, da sowohl der Arbeitgeber 
als auch die Wohnadresse der verpflichteten Partei bekannt war, eine an­
dere Exekutionsart, wie etwa eine Gehaltsexekution, beim zuständigen Ex­
ekutionsgericht zu beantragen. 

Aufgrund eines Beschwerdefalles wurde festgestellt, daß eine Verordnung 
des Bundesministers für Justiz nicht mehr den heutigen Gegebenheiten ent­
spricht: Anläßlich eines Diebstahles im Bereich eines Freizeitzentrums 
wurde einem Beschwerdeführer gemäß der gesetzlichen Haftung von der 
Versicherung lediglich ein Ersatzbetrag von 3 000 S angeboten. Obwohl 
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der t:ltsächlich erlittene Schaden diesen Betrag um ein Vielfaches überstieg, 
habe er "zur Kenntnis nehmen müssen, d:d~ dieser Betrag aufgrund einer 
Verordnung des Bundesministers für Justiz aus dem Jahre 1951 bis auf wei­
teres als Höchstbetrag für die den Gastwirten und Badeanstaltbesitzern 
auferlegte H:1ftung festgelegt ist." 

Die VA wandte sich d:1r:1uf an den Bundesminister für Justiz mit der Fr:1ge, 
ob :1n eine Verordnungsänderung gedacht sei beziehungsweise was dieser 
entgegenstehe. D:1bei wurde festgestellt, daß die Haftungsgrenzen von 
3000 S (beziehungsweise 1 500 S für Kostbarkeiten) tatsächlich seit 1951 
unverändert geblieben sind. Der Bundesminister für Justiz schlag sich d:1bei 
der Meinung der VA an, daß diese Betrige im Hinblick :1uf die Entwick­
lung des Geldwertes heute nicht mehr ausreichend sind. Bereits in der 12. 
und der 13. Gesetzgebungsperiode sei d:1her eine Regierungsvorlage eines 
Bundesgesetzes über die N~.uordnung der Gastwirtehaftung, das die Ratifi­
zierung des Europäischen Ubereinkommens vom 17. Dezember 1962 über 
die Haftung der G:1stwirte für die von ihren Gästen eingebr:1chten Sachen 
durch Osterreich im Wege einer Novellierung der einschlägigen Bestim­
mungen des Allgemeinen Bürgerlichen Gesetzbuches ermöglichen sollte, 
vorgelegen. D:1s Zustandekommen eines entsprechenden Gesetzesbeschlus­
ses sei aber am bisherigen Widerst:1nd der Wirtschaft gescheitert. Vom 
Bundesminister für Justiz werde jedoch eine entsprechende Gesetzesände­
rung weiterhin befürwortet. 

Die VA vertritt dnu die Auffassung, daß die Wertgrenzen :1US dem J:1hre 
1951 keinesblls mehr der heutigen Situ:1tion entsprechen können und d:1-
mit die vom Gesetzgeber gewollte H:1ftung :1usgehöhlt und bedeutungslos 
gemacht wurde. Der VA scheint daher eine Neuregelung geboten. 

Auch in diesem Berichtszeitraum wurden zahlreiche Beschwerden darüber 
vorgebracht, daß von den Staatsanwaltschaften Anzeigen ohne ausrei­
chende Ermittlungen zurückgelegt und damit die Angelegenheit einem or­
dentlichen Gerichm'erfahren entzogen würde. Da auf diese lurücklegung 
zumeist ein richterlicher Beschluß unmittelbar folgt, ist der VA eine Ver:1n­
lassung auch dann nicht möglich, wenn sich die Beschwerde als berechtigt 
herausstellt. In einem Fall waren einem Beschwerdeführer zwei wertvolle 
Hunde gestohlen worden, die er wenige Tage später aufgrund eines Anru­
fes in einem Tierheim wiedergefunden habe. Der namentlich bekannte An­
rufer habe von einem organisierten Diebstahl gesprochen und den Be­
schwerdeführer in die Lage versetzt, konkrete Anzeigen zu erst:1tten. Ob­
wohl die VA dem T :1gebuch der Staatsanw:1ltschaft tatsächlich schwerwie­
gende Verdachtsmomente entnehmen konnte, hatte sich die Staatsanwalt­
schaft mit der Verantwortung der Angezeigten, zum Tatzeitpunkt an ihrem 
Arbeitsplatz gewesen zu sein, zufrieden gegeben so\\ie damit, daß sicherge­
stellte Reifenspuren nicht mit jenen Reifen übereinstimmten, die am Auto 
der Verdächtigen montiert waren. Dabei wurde allerdings nicht bedacht, 
daß die Reifenspuren von Winterreifen stammen konnten, die in der Zwi­
schenzeit gewechselt worden waren. Die VA hatte dieser Beschwerde Be­
rechtigung zuerkannt, konnte jedoch im Hinblick :1uf einen ergangenen 
richterlichen Beschluß, mit dem der Zurücklegung der Anzeige durch die 
Staatsanwaltschaft gefolgt wurde, keine Maßnahme setzen. Nach Auffas­
sung der VA waren aber in diesem Fall die Ermittlungen zur Sachverhalts­
feststellung keineswegs ausreichend, um die Entscheidung treffen zu kön­
nen, daß keine Anklage zu erheben sei. 
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In anderen Fällen wurde, wie auch schon im vorangegangenen Berichtszeit­
raum, festgestellt, daß Anzeigen gegen Wacheorgane ohne nähere Ermitt­
lung zurückgelegt werden, wobei auch hier der VA im Hinblick auf darauf­
folgende Gerichtsbeschlüsse keine Möglichkeit offensteht, Maßnahmen zu 
ergreifen. 

Für die VA entsteht jedoch manchmal der Eindruck, daß die Staatsanwalts­
chaft einen unterschiedlichen Maßstab anlegt, je nachdem ob sie im ange­
zeigten Sachverhalt das Verhalten des Wacheorgans oder das des betroffe­
nen Staatsbürgers beurteilt. Hier kann - wie im Bericht zum Ressort "In­
neres" dargestellt - dazu führen, daß die Staatsanwaltschaft die Anzeige 
der Polizei gegen eine bestimmte Person sogar um Tatbestandsmerkmale 
erweitert und an das Gericht weiterleitet, Anschuldigungen gegen Wache­
beamte jedoch ohne nähere Ermittlungen selbst beurteilt und die Anzeige 
sodann "im Zweifel" zurücklegt. Der VA scheint es vor allem deshalb we­
sentlich auf diese Tendenz hinzuweisen, weil das Unterlassen dienstauf­
sichtsbehördlicher Maßnahmen der Sicherheitsbehörden häufig damit be­
gründet wird, daß auch der Staatsanwalt nicht genüg.end Grü,nde für eine 
Anklage gefunden habe. Unbeschadet dessen, daß die VA diese Begrün­
dung schon im 8. Bericht an den Nationalrat für nicht zielführend erachtet 
hat, zeigt dies doch, welche Bedeutung dem Handeln der Staatsanwalts­
chaften über ihren eigentlichen Aufgabenbereich hinaus zukommt, was eine 
besondere Sorgfalt und Verantwortung bei der Erfüllung ihrer Aufgaben 
erforderlich macht. 

Schließlich wurde auch noch Beschwerde darüber geführt, daß Betroffene 
von der Zurücklegung einer Anzeige durch die Staatsanwaltschaft nicht 
verständigt würden. Die VA mußte dabei feststellen, daß trotz vom Bun­
desminister für Justiz ergangener zahlreicher Erlässe, wonach der Adressa­
tenkreis für die Verständigung von der Zurücklegung von Strafanzeigen 
durch die Staatsanwaltschaft sehr weitreichend auszulegen ist, die betref­
fenden Verständigungen in vielen Einzelfällen nicht vorgenommen werden. 
Erst aufgrund des Einschreitens der VA in solchen Fällen wird dann die 
Verständigung nachgeholt. Im Hinblick auf die bisher gemachten Erfah­
rungen vertritt die VA daher die Auffassung, daß den bezughabenden Er­
lässen des Bundesministers für Justiz von den Staatsanwaltschaften größere 
Beachtung gewidmet werden sollte. 

Einzelfälle 

4.1 Gerichtliche Feststellung, daß zwei verschiedene Personen miteinander iden­
tisch sind 
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VA ZI. 136 Z - 4/83 BM ZI. 37 267/2-Pr 3/83 

Dipl.-Ing. G. T., K., Niederösterreich, gab gegenüber der VA an, daß er 
mit Zahlungsauftrag des Bezirksgerichtes (basierend auf einer Exekutions­
angelegenheit, betreibende Partei Niederösterreichische Gebietskranken­
kasse, verpflichtete Partei G. T ., KFZ-Reparaturwerkstätte, K.) zur Bezah­
lung einer Schuld von 320 S verhalten worden sei, obwohl er mit dem ge­
genüber der Niederösterreichischen Gebietskrankenkasse verpflichteten 
G. T. nicht identisch sei. Trotz zahlreicher Versuche, die Gerichtsbehörden 
darauf hinzuweisen, sei seinem Berichtigungsantrag mit Bescheid des Präsi-
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denten des Landesgerichtes für Zivilrechtssachen Wien unter anderem mit 
der Begründung keine Folge gegeben worden, daß erhoben worden sei, 
daß der Verpflichtete G. 'I'. mit dem Berichtigungswerber Dipl.-Ing. G. T. 
identisch sei. Dies stelle einen Mißstand im Bereich der Verwaltung dar. 

Die VA stellte nach Einholung einer Stellungmhme des Bundesministers 
fü r Justiz sO\vie du rch Akteneinsicht folgenden Sacln-erhalt fest: 

Mit Beschluß des Bezirksgerichtes K. wurde gegen "G. '1'., Kraftbhrzeugs­
reparaturwerkstätte, Betrieb K., Donaustraße" die Fahrnisexekution bewil­
ligt. Der an läßlich eines Exekutionsvollzuges angefertigte Bericht sagt aus, 
daß die Phndung deshalb nicht vollzogen wurde, "weil der Verpflichtete 
an der angegebenen Adresse nicht wohnhaft ist". 

Mit Zahlungsauftrag des Bezirksgerichtes K. wurde dem Einschreier dar­
aufhin - noch ohne Nennung seines akademischen Titels - eine Einhe­
bungsgbühr von 20 S beziehungsweise eine Eingabengebühr \on 320 S, so­
mit ein Betrag von insgesamt 340 S, zur Bezahlung vorgeschrieben. Dieser 
Zahlungsauftrag wurde dem Einschreiter an seiner Adresse K., Domu­
straße, zugestellt. 

Daraufhin richtete der Einschreiter unverzüglich ein Schreiben an die zu­
ständige Einbringungsstelle beim Oberlandesgericht Wien, in dem er den 
Sachverhalt aufklärte, erklärte, daß er mit der verpflichteten Partei nicht 
identisch sei und daß die verpflichtete Partei höchstwahrscheinlich die 
Firma G. T.-M. P. K., B-Straße sei, an der er weder beteiligt sei noch in ir­
gendeinem Rechtsverhältnis dazu stehe. Daraufhin erging ein Bescheid des 
Bezirksgerichtes K. des Inhalts, daß aufgrund des "Berichtigungsantrages 
der verpflichteten Partei" die Einbringung des Betrages von 340 S bis zur 
Entscheidung über den Berichtigungsantrag aufgeschoben \"\erde. Hievon 
wurde ebenblls die Einbringungsstelle beim Oberlandesgericht Wien \Tr­
ständigt. 

Mit Schreiben an das Bezirksgericht K. als die den oben genannten Be­
scheid ausstellende Stelle gab der Einschreiter diesem als Exekutionsgericht 
wiederum ebenso wie bereits vorher der Einbringungsstelle beim Oberlan­
desgericht Wien bekannt, daß er mit dem Verpflichteten G. 'I'. Kraftbhr­
zeugreparaturwerkstätte, nicht identisch sei. 

Aufgrund des seinerzeitigcn Schreibens an die Finbringungsstelle beim 
Oberlandesgericht Wien, welches als Berichtigungsantrag gev,·ertet worden 
war, wurde die Identität des Verpflichteten G. T. mit dem Berichtigungs­
werber Dipl.-Ing. G. 'I'. in der Weise überprüft, daß der Gerichtsmllzieher 
des Bezirksgerichtes K. feststellte, daß "G. 'I'. nicht in der Donaustraße 
wohnhaft sei, sondern sein Büro in Wien betreibe. Die Mutter des Ver­
pflichteten (G. T. oder Dipl.-Ing. G. T.?) habe bestätigt, daß G. T. mit dem 
Berichtigungswerber Dipl.-Ing. G. T. identisch sei, jedoch die Wohnadresse 
ihres Sohnes nicht bekanntgegeben". 

In der Folge wurde der Einschreiter Dipl-Ing. G. T. mit Ladungsbescheid 
der Stadtgemeinde K. in Angelegenheit Sozialversicherungsbeiträge, An­
frage der Niederösterreichischen Gebietskrankenkasse für Arbeiter und 
Angestellte geladen. 
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Bei der Stadtgemeinde erfolgte eine mündliche Aufklärung über Einkom­
men und mangelnde Identität des Verpflichteten G. T. mit dem Einschrei­
ter Dipl.-Ing. G. T. Dabei wurde festgehalten, daß Dipl.-Ing. G. T. sein 
Büro in Wien habe, daher kein Zusammenhang mit der Niederösterreichi­
schen Gebietskrankenkasse und auch kein Zusammenhang mit der Werk­
stätte G. T. in K. bestehe. In der Ladung der Stadtgemeinde K. wurde der 
Einschreiter erstmals mit seinem akademischen Titel angesprochen. 

Ein Monat später erging der angefochtene Bescheid des Präsidenten des 
Landesgerichtes für Zivilrechtssachen Wien, mit welchem dem "Berichti­
gungsantrag" des Einschreiters keine Folge gegeben wurde. In der Begrün­
dung dieses Bescheides wird unter anderem ausgeführt, daß es sich bei der 
gebührenbegründenden Eingabe um den von der Niederösterreichischen 
Gebietskrankenkasse aufgrund des vollstreckbaren Rückstandsausweises 
gegen G. T., KFZ-Reparaturwerkstätte, Betrieb K., Donaustraße, gerichte­
ten Antrag auf Fahrnisexekution handle. Dieser sei antragsgemäß bewilligt 
und von der verpflichteten Partei auch nicht angefochten worden. Die 
Wirkungen des § 75 Exekutionsordnung, wonach die Gebühren dem Gläu­
biger zur Last fallen, würden nicht von selbst eintreten, sondern bedürfe es 
dazu eines Beschlusses des Exekutionsgerichtes, womit der betreibenden 
Partei die Kosten aberkannt werden. Ein solcher Beschluß sei aber bis da­
hin nicht ergangen und habe mangels eines dahin zielenden Antrages der 
verpflichteten Pa~tei auch .gar,nicht ergehen köpnen. Bezüg~ich der Identi~ 
tät des nunmehngen Benchugungswerbers. mit der verpflichteten. Part~1 
hätten Erhebungen ergeben, daß der Verpflichtete G. T. KFZ-Betrieb mit 
dem Berichtigungswerber Dipl.-Ing. G. T. identisch sei. 

Dieser Bescheid wurde ein Monat nach Erlassung abgefertigt. Zwei Tage 
später wurde er dem Beschwerdeführer Dipl.-Ing. G. T. zugestellt und von 
seinem Vater übernommen. Bereits sechs Tage später erging eine Mahnung 
zur Einzahlung der Gebühren. 

Erst nachdem sich der Beschwerdeführer aufgrund dieser Sachlage an die 
VA gewendet hatte, hat der Präsident des Landesgerichtes für Zivilrechts­
sachen Wien eine neuerliche Identitätsprüfung durch den Vorsteher des Be­
zirksgerichtes K. veranlaßt, welche endlich zielführend durchgeführt wurde 
und den Sachverhalt ergab, der vom Einschreiter bereits mehrmals vorher 
bekanntgegeben worden war. 

Die VA hat dazu erwogen: 

Der Besch~erde des E~n~chreiters gegen ~en Be~cheid des Präsidente~ d~s 
Landesgenchtes für ZlVllrechtssachen Wien, mit welchem dem Benchu­
gungsantrag keine Folge gegeben worden war, wurde Berechtigung zuer­
kannt; insbesondere was die als Begründung für diesen Bescheid angeführ­
ten Erhebungen zur Identität des Verpflichteten betrifft. 

Es steht fest, daß die Niederösterreichische Gebietskrankenkasse in ihrem 
Exekutionsantrag zwar richtig G. T., KFZ-Reparaturwerkstätte, angegeben 
hat, allerdings nicht die richtige Adresse K., B-Straße, sondern eine falsche 
Adresse K., Donaustraße. Es ist auch weiter richtig, daß das Bezirksge­
richt K. als Exekutionsgericht aufgrund der einschlägigen gesetzlichen Be­
stimmungen nicht verpflichtet war, bei der Bewilligung des Exekutionsan-

13" 

III-6 der Beilagen XVII. GP - Bericht  - 01 Hauptdokument Teil 1 (gescanntes Original)194 von 212

www.parlament.gv.at



trages und vor dem Vollzug der Exekution zu prüfen, ob der Verpflichtete 
tatsächlich an der im Antrag angegebenen Anschrift seine KFZ-Werkstätte 
hat. Auch ist über den Exekutionsantrag ohne Anhörung der verpflichteten 
Partei zu entscheiden, wie überhaupt eine Kontaktaufnahme mit dem Ver­
pflichteten vor dem Exekutionsvollzug verboten ist. Der Exekutionsvollzug 
selbst konnte aber schon deshalb nicht durchgeführt werden, weil nach der 
Feststellung des Gerichtsvollziehers der Verpflichtete an der angegebenen 
Adresse, Donaustraße, nicht wohnt. Dennoch erging der oben genannte 
Zahlungsauftrag, der - wie sich erst nachträglich herausgestellt hat -
fälschlicherweise an Dipl.-Ing. G. T., den Beschwerdeführer, gerichtet war. 
Nunmehr erfolgte, wie die VA feststellen mußte, eine Kette von Fehllei­
stungen der zuständigen Gerichtsbehörden, da, wie sich auch aus dem Ak­
teninhalt klar ergibt, der Einschreiter, der in keiner Phase des Verfahrens 
von den zuständigen Behörden darüber aufgeklärt wurde, daß er sich di­
rekt an die Niederösterreichische Gebietskrankenkasse als betreibende Par­
tei wenden müsse, sämtliche ihm zur Verfügung stehenden Schritte zur 
Au~ärung des Sachverhalte~ gesetzt hat, w.as aber von den zuständigen 
Genchtsbehörden offenbar mcht zur Kenntms genommen wurde. 

Vielmehr wurde eine . abs<;>lut unzureichende Identitätsprüfung durchge­
führt, welche auch bel genngster Sorgfalt dazu hätte führen müssen, daß 
die Verschiedenheit des Beschwerdeführers Dipl.-Ing. G. T. zum tatsäch­
lich Verpflich.tete~ G: T., KFZ-.Reparturwerkstätte, festgestellt w<;>rden 
wäre. Schon em Blick m das amtliche Telefonbuch der Stadt K., wonn so­
wohl Dipl.-Ing. G. T. mit Adresse Donaustraße als auch G. T., KFZ-Repa­
raturwerkstätte mit Adresse B-Straße angeführt waren, hätte genügen müs­
sen, um den Sachverhalt aufzuklären. Bei weniger Konzentration auf die 
formal juristischen Vorgänge und mehr Beachtung des sich abzeichnenden 
Sachverhaltes hätte vom Gericht erkannt werden müssen, daß die Erhebun­
gen zur Identität des Verpflichteten unzureichend waren und den tatsächli­
chen Gegebenheiten in der Folge auch nicht standgehalten haben. Der Be­
schwerdegrund konnte erst behoben werden, als im Zuge des Prüfungsver­
fahrens der VA eine neuerliche Identitätsprüfung eine gen aue Darstellung 
des Sachverhaltes mit genauen Namen, Adressen und Geburtsdaten der Be­
teiligten ergeben hat. 

4.2 Nichtentschädigung einer halbjährigen Untersuchungshaft. 
VA ZI. 307 - J/84 BM ZI. 40 61171-Pr 3/84 

F. G., Ranshofen, führte bei der VA Beschwerde darüber, zu Unrecht we­
gen zweier bewaffneter Banküberfälle verhaftet worden zu sein. Er habe 
daraufhin über ein halbes Jahr in Untersuchungshaft zubringen müssen, bis 
der wahre Täter ermi.ttelt worden ~ei ';Ind eip Geständnis ~bgelegt habe. 
Dazu komme, daß seme Mutter, die em k1emes Handarbeitsgeschäft be­
treibe, durch diesen falschen Verdacht einen schweren Schaden erlitten 
habe, weil ihr Ruf durch eine Hausdurchsuchung im Geschäft geschädigt 
worden war. Obwohl ihm daher seiner Meinung nach eine Entschädigung 
zustünde, habe er keine solche erhalten. 

Die VA stellte im Prüfungsverfahren nach Einholung einer Stellungnahme 
des Bundesministers für Justiz folgendes fest: 
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F. G., der an Schizophrenie leidet, befand sich in der Zeit vom 25. Novem­
ber 1981 bis 22. Juni 1982 wegen des Verdachtes, zwei bewaffnete Bank­
überfälle begangen zu haben, in Untersuchungshaft im Gefangenenhaus 
Ried. Mit Urteil des Geschworenengerichtes am Sitze des Kreisgerichtes 
Ried im Innkreis vom 22. Juni 1982, wurde der Antrag auf Unterbringung 
des F. G. in einer Anstalt für geistig abnorme Rechtsbrecher abgewiesen. 
Diese Entscheidung ist in Rechtskraft erwachsen. Noch am selben Tag 
wurde der Beschwerdeführer enthaftet. 

In der Folge wurde der tatsächliche Täter ermittelt, welcher auch ein Ge­
ständnis abgelegt hat. 

Auf Grund eines Entschädigungsantrages des Beschwerdeführers stellte das 
Kreisgericht Ried im Innkreis mit Beschluß vom 4. Juli 1983 fest, daß die 
Anspruchsvoraussetzungen auf Zuerkennung einer Entschädigung für die 
in Untersuchungshaft verbrachte Zeit nach dem Strafrechtlichen Entschädi­
gungsgesetz gegeben seien. Tatsächlich wurde aber nichts ausbezahlt, weil 
der Beschwerdeführer seine Rente weiterbezahlt erhalten hatte und anson­
sten keinen Vermögensnachteil nachweisen konnte. 

Die VA mußte bei der Beurteilung des Falles davon ausgehen, daß gemäß 
§ 2 Abs. 1 lit. b Strafrechtliches Entschädigungsgesetz ein Ersatzanspruch 
dann besteht, wenn der Geschädigte wegen d~s V e~dacht~s einer im ~nla~d 
zu verfolgenden strafbaren Handlung von elOem IOländlschen Gericht 10 

vorläufige Verwahrung oder Untersuchungshaft genommen und in der 
Folge in Ansehung dieser Handlung freigesprochen oder sonst außer Ver­
folgung gesetzt worden ist und der Verdacht, daß der Geschädigte diese 
Handlung begangen habe, entkräftet oder die Verfolgung aus anderen 
Gründen ausgeschlossen ist, sofer~ di~se s~hon zur Zeit der Anhaltung. be­
standen haben. Gemäß § 1 leg. Clt. slOd Jedoch nur vermögensrechtliche 
Nachteile zu ersetzen. 

Da der Beschwerdeführer während seiner Anhaltung seine Pension weiter 
ausbezahlt erhalten hatte, war ihm kein vermögensrechtlicher Nachteil ent­
standen und konnte daher trotz Vorliegen der Anspruchsvoraussetzungen 
keine Entschädigung geleistet ~er~en. ~uch die von der Mutter ~eltend ge­
machten Schäden muiSten, da sie Sich Olcht um vermögensrechtliche Nach­
teile des Angehaltenen handeln, abgelehnt werden. 

Immaterielle Schäden könnten allenfalls nach Art. 5 der Menschenrechts­
konvention entschädigt werden. In diesem Fall wäre aber Voraussetzung, 
daß eine rechtswidrige und damit konventionswidrige Festnahme oder 
~aft vorliegt. Ein d.erartiger Schadenersatz ist aber ausgesc~lossen, wenn 
die Haft gesetzmäßig verhängt oder vollzogen wurde und Sich erst nach­
träglich die Schuldlosigkeit des Betroffenen herausstellt. Im gegenständli­
chen Fall war daher für den Beschwerdeführer auch aus der Menschen­
rechtskonvention nichts zu gewinnen. 

Die VA vertritt die Au~fassung, daß. die. gege!1wärti~e Regelung, v.:ie gerade 
der Beschwerdefall zeigt, Härten 10 Sich birgt, die nur durch elOe Maß­
nahme des Gesetzgebers vermieden werden können. 
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4.3 Nichterledigung eines Antrages durch das Gericht 

14 

VA 71. 141 - J/85 BM ZI. 42 169/1-Pr 3/85 

F. L. :'-Jiederästerreich, führte Ende feber 1985 bei der VA Beschwerde 
darüber, daß vom Bezirksgericht Baden über einen Antrag vom Mai 1984 
nicht entschieden werde. Er habe bei einer an diesem Tag stattgefundenen 
Verhandlung den Antrag gestellt, die Akten an die Staatsanwaltschaft zu 
übermitteln, da eine Zeugin falsch ausgesagt habe. Bis zu seiner Be­
schwerde an die VA sei keine Veranlassung getroffen worden, worin ein 
Mißstand liege. 

Die VA stellte im Prüfungsverfahren fest, daß das Beschwerdevorbringen 
den Tatsachen entsprach. Vor Schluß der Verhandlung vom 10. Mai 1984 
im Verfahren vor dem Bezirksgericht Baden, bei der dieses Verfahren ge­
schlossen und die Entscheidung der schriftlichen Ausfertigung vorbehalten 
wurde, hatte der Rechtsvertreter des Einschreiters tatsächlich im Hinblick 
auf eine angeblich falsche Aussage der Zeugin die Aktenübersendung an 
die Staatsanwaltschaft Wiener Neustadt beantragt. In der Folge wurde von 
der Verhandlungsrichterin das Urteil des Bezirksgerichtes Baden mit Da­
tum vom 13. Juli 1984 schriftlich verfaßt, die Urteilsurschrift wurde am 
16. Juli 1984 der Geschäftsabteilung zur Ausfertigung übergeben. Der Akt 
wurde zum Abwarten der Rechtskraft mit 25. September 1984 kalendiert. 
Eine Entscheidung über den Antrag des Beschwerdeführers wurde bis da­
hin nicht getroffen. 

Auch in weiterer Folge unterblieb die beantragte Aktenübersendung, weil 
die seinerzeitige Verhandlungsrichterin mit 1. August 1984 zu einem ande­
ren Gericht versetzt wurde und der nachfolgende Richter keinen Anlaß 
sah, den jedenfalls urteilsmäßig abgeschlossenen Akt zu lesen. 

Erst nach Eröffnung des Prüfungsverfahrens der VA sowie nach einer V or­
sprache des Einschreiters bei der Staatsanwaltschaft Wiener Neustadt wr­
anlaßte diese beim Bezirksgericht Baden die Vorlage des betreffenden Ak­
tes. In der Folge kam es zur Durchführung eines Strah·erfahrens, das mit 
Urteil vom 2. Juli 1985 beendet wurde. 

Der Beschwerde des Einschreiters wegen der Nichtvorlage seines Antrages 
an die Staatsanwaltschaft Wiener Neustadt durch das Bezirksgericht Baden 
wurde Berechtigung zuerkannt. Die Ursache der Fehlleistung, die offenbar 
auch in einem Richterwechsel und einem Irrtum der beiden zuständigen 
Richter gelegen war, kann wohl eine Erklärung, nicht aber eine Rechtferti­
gung darstellen. Vielmehr wäre es die Pflicht der beiden befaßten Richter 
gewesen, sich zu vergewissern, ob der betreffende Akt tatsächlich abgelegt 
werden konnte. 

Da der Beschwerdegrund im Zuge des Prüfungs\'erfahrens der VA behoben 
wurde, erübrigte sich eine weitere Veranlassung. 
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4.4 Antrag auf Unterhaltserhöhung; Verfahrensverzögerung 
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VA Zl. 433 - J/85 BM Zl. 42 424/3-Pr 3/85 

Frau M. G., Wien, wendete sich am 15. Juli 1985 an die VA. Sie habe be­
reits am 11 . April 1983 beim Bezirksgericht Hietzing einen Antrag auf Er­
höhung des Unterhaltes für ihre eheliche Tochter Nicole eingebracht, über 
welchen Antrag trotz zahlreicher telephonischer Urgenzen nicht entschie­
den worden sei. 

Im daraufhin durchgeführten Prüfungsverfahren der VA wurde nach Ein­
holung einer Stellungnahme des Bundesministers für Justiz festgestellt, daß 
die über Gebühr lange Dauer des Verfahrens über den Antrag der Ein­
schreiterin auf einen Zuständigkeitsstreit zwischen dem Bezirksgericht In­
nere Stadt Wien und dem Bezirksgericht Hietzing zurückzuführen war. So 
verfügte das Bezir.~sgericht Innere Stadt Wien mit Beschluß vom 18. No­
vember 1983 die Ubersendung des gegenständlichen Pflegschaftsaktes an 
das Bezirksgericht Hietzing zur Weiterführung. Die Akten des Bezirksge­
richtes Innere Stadt Wien langten jedoch erst am 16. Juli 1984 beim Be­
zirksgericht Hietzing ein . Am 17. Juli 1984 wurde die;. Zustellung des am 
10. April 1983 (vor Erlassung des Beschlusses über die Ubertragung der Zu­
ständigkeit an das Bezirksgericht Hietzing) beim Bezirksgerich~ Innere 
Stadt Wien eingelangten Unterhaltserhöhungsantrages sowie die Ubersen­
dung des Aktes an das Bezirksjugendamt zur Bekanntgabe der Lebensver­
hältnisse der Mutter verfügt. Danach wurde die neuerliche Zustellung des 
Antrages an den Kindesvater angeordnet. Nachdem die Stellungnahme des 
Vertreters des Kindesvaters beim Bezirksgericht Hietzing eingelangt war, 
verfügte der Rechtspfleger des Bezirksgerichtes Hietzing am 24. September 
1984 die Rücksendung des Aktes an das Bezirksgericht Innere Stadt Wien 
mit dem Bemerken, daß dieser Akt zur Weiterführung nicht übernommen 
werde. Am 10. Jänner 1985 erklärte sich wiederum das Bezirksgericht In­
nere Stadt Wien für unzuständig und überwies die Akten dem Bezirksge­
richt Hietzing, das die Akten dem Bezirksgericht Innere Stadt wiederum 
zur Berichtigung des Vornamens der Minderjährigen (von Nicol auf Ni­
cole) übermittelte. Nach Vorlage der GebUrtSurkunde und Berichtigung 
des Vornamens der Minderjährigen langte die Pflegschaftssache wiederum 
beim Bezirksgericht Hietzing ein, wo die Kindesmutter und Beschwerde­
führerin im Juli 1985 geladen und bei einer Vorsprache am 6. August 1985 
über den ständigen Wohnsitz, den Bedarf der Minderjährigen sowie über 
Einkommens- und Vermögensverhältnisse gehört wurde. Am selben Tag 
erging die Anfrage an die Wiener und Niederösterreichische Gebietskran­
kenkasse für Arbeiter und Angestellte zur Bekanntgabe des Dienstgebers 
des unterhaltspflichtigen Vaters. Schließlich erging am 18. Oktober 1985 
der Beschluß des Bezirksgerichtes Hietzing, mit dem über den gegenständ­
lichen Unterhalts antrag entschieden wurde. Dieser Beschluß ist am 21. Ok­
tober 1985 an die Beteiligten abgefertigt worden. 

Die VA hat der Beschwerde Berechtigung zuerkannt. Abgesehen davon, 
daß eine durch einen Zuständigkeitsstreit der Gerichte verursachte Verfah­
rensdauer von zweieinhalb Jahren schlechthin unzumutbar ist, kommt der 
Raschheit der Entscheidung im Unterhaltsverfahren besondere Bedeutung 
zu. Zum einen handelt es sich oft um eine Existenzfrage des Antragstellers, 
zum anderen wird die Entscheidung stets mit Wirkung ab AntragsteIlung 
getroffen, so daß sich bei längerer Verfahrensdauer oft hohe N achzah-
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lungsbeträge ergeben, deren Hereinbringlichkeit mitunter nicht möglich i,t. 
Die VA \ertritt daher die Auffassung, daß durch dienstaufsichtsbehördliche 
["bEnahmen eine zumutbare Verbhrensdauer ge\\ährleistet sein müßte. 

Im gegenst:indlichen Fall teilte der Bundesminister für Justiz im Prüfungs­
\erbhren der VA mit, daß die Säumigkeit im Unterhaltswrbhrcn \um Prä­
sidenten des Oberlandesgerichtes Wien im Rahmen der Dienstaufsicht zum 
Anlaß einer Rüge genommen wurde. Da der Beschwerdegrund noch im 
Zuge des Prüfungsverbhrens behoben wurde, erübrigte sich damit eine 
weitere MaEIuhme der VA. 

4.5 Unzumutbare Dauer eines Zivilgerichtsverfahrens 
/1. VA 557 - J/85 BM Z1. 42 57CI2-Pr 3/85 

Anbßlich eines Sprechtages der VA im September 1985 in Kitzbühel führte 
Dip1.-Ing. G. A., Schärding, als Sprecher einer Wohngemeimchaft Be­
schwerde über die Dauer eines Schadenersatzprozesses der seit 1975 an­
hängig sei. Im Mai 1975 hätten 52 Wohnungseigentümer eine Wohnbauge­
nossenschaft auf Schadenersatz geklagt weil sich kurz nach Einzug in die 
neu errichteten Wohnungen derart gravierende Baumängel ergeben hatten, 
daß, um die Woht1J.nlage nicht sperren zu müssen, die Schäden auf Kosten 
der Eigentümer \·orläufig repariert werden lassen mußten. Bis zur Vorspra­
ehe bei der VA liege keine rechtskdftige Entscheidung in diesem Schaden­
ersatzprozeß \01'; die bislang zehnjährige Dauer des Verbhrens stelle sohin 
einen Mißstand dar. 

Die VA stellte im Prüfungsverbhren fest, daß das Besch\verdnorbringen 
den Tatsachen entsprach. Nachdem im Mai 1975 die Klage beim Bezirb­
gericht Kitzbühel eingelangt war, fand die erste Tagsatzung im Juli 1975 
statt. Weitere Verhandlungen \varen fü r Jänner, J un i und J ul i 1976 anbe­
raumt. Im Oktober 1976 wurde der Akt an einen Sachverständigen zur 
Gutachtemerstellung übermittelt, \velches im Mai 1977 einlangte. Im Sep­
tember 1977 wurde eine Gutachtensergänzung aufgetragen, welche im l\1:ti 
1978 zugestellt wurde. Im August 1978 wurde ein Antrag auf weitere Er­
gänzung des Gutachtens gestellt. Dem eingeholten Bericht des Präsidenten 
des Oberlandesgerichtes Innsbruck war zu entnehmen, daß eine Entschei­
dung darüber offenbar erst im Juni 1979 getroffen wurde. 

Im April und !'vb i 1979 hatten dazwischen Tagsatzungen stattgefunden. 

Im September 1979 langte die Ergänzung des Gutachtem ein, \velche<, 
schließlich im hber 1980 auf Grund des Antrages des Klags\,eIHetcrs vum 
Oktober 1979 erörtert wurde. In dieser Tagsatzung wurde auch die \' er­
handlung gemäß § 193 Abs. 3 ZPO geschlossen. 

Bis zu diesem 7eitpunkt hatte das Verbhren bereits nahezu fünf Jahre 111 

Anspruch genommen. 

Im März, April und Juni 1980 fanden weitere Beweistagsatzungen in Wien 
und Telfs statt, bis der Akt im September 1980 beim Bezirksgericht Kitzbü­
hel rücklangte. Nachdem ein Richterwechsel stattgefunden lutte, wurde 
für November 1980 eine neuerliche Tagsatzung anheraumt und im Dezem-
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ber 1980 schließlich das Urteil gefällt, das im März 1981 den Parteien zu­
gestellt wurde. 

Das erstinstanzliehe Verfahren hatte somit genau sechs .Jahre gedauert, wo­
bei erst im letzten halben Jahr vor Abschluß des Verfahrens ein Richter­
wechsel stattgefunden hat. 

Im Juni 1981 langten beim Rechtsmittelgericht Rekurse und Berufungen 
ein, die zur Verbesserung zurückgestellt wurden und im September 1981 
verbessert vorgelegt wurden . Mit Berufungsentscheidung vom 26. Mai 
1982 wurde das Urteil des Bezirksgerichtes Kitzbühel aufgehoben und die 
Sache an das Erstgericht zurückverwiesen. Erst im Mai 1983 wurde eine 
Tagsatzung anberaumt und ein Auftrag zur Gutachtenserstellung gegeben. 
Im März 1984 wurde das ergänzende Gutachten übermittelt. Dem Bericht 
des Oberlandesgerichtspräsidenten war allerdings zu entnehmen, daß der 
Akt im Oktober 1984 an den Sachverständigen übermittelt und im Jänner 
1985 urgiert wurde. Nach Einlangen des Gutachtens wurde im Mai 1985 
der Antrag auf Gutachtenserörterung gestellt und dafür im Oktober 1985 
eine Tagsatzung anberaumt. Diese wurde schließlich auf unbestimmte Zeit 
erstreckt. Bereits im Juni 1985 teilte der Präsident des Oberlandesgerichtes 
der VA mit, daß noch das Gutachten eines Bauphysikers erforderlich sein 
werde. Eine diesbezügliche Veranlassung war jedoch dem Bericht nicht zu 
entnehmen. 

Im Jänner 1986 teilte der Beschwerdeführer der VA mit, daß für Feber eine 
Tagsatzung anberaumt worden sei und bedankte sich für die Intervention 
der VA. 

Der Bundesminister für Justiz stellte fest, daß die Dauer des Verfahrens vor 
allem durch den häufigen Richterwechsel und das umfangreiche Parteien­
vorbringen bedingt sei . Nunmehr sei jedenfalls der Auftrag zu einer viertel­
jährlichen Berichterstattung über den Verfahrensfortgang erteilt worden. 
Die VA konnte dem gleichzeitig vorgelegten Bericht über den Verfahrens­
ablauf lediglich einen einzigen Richterwechsel entnehmen, der, wie schon 
oben ausgeführt, im letzten halben Jahr des insgesamt sechs Jahre dauern­
den erstinstanzlichen Verfahrens stattgefunden hatte. 

Das Berufungsverfahren hatte etwa ein Jahr in Anspruch genommen. Seit 
der Aufhebung des Urteiles im Mai 1982 ist das Verfahren nunmehr wieder 
über vier Jahre beim Bezirksgericht Kitzbühel anhängig und nach dem der­
zeitigen Informationsstand der VA noch nicht abgeschlossen. Einen Rich­
terwechsel oder besondere Parteienanträge sind dem Bericht nicht zu ent­
nehmen. Tatsächlich ist allerdings die Dauer vor allem durch die Gutach­
tenserstellung bzw. durch die notwendigen Ergänzungen bedingt. Inwie­
weit die Ergänzungen durch unvollständige Aufträge des Gerichtes not­
wendig geworden sind, vermag die VA weder zu beurteilen noch steht ihr 
dies im Hinblick auf die Unabhängigkeit der Gerichtsbarkeit zu. Es ist der 
VA daher auch nicht möglich, insgesamt die Zweckmäßigkeit der Verfah­
rensführung zu prüfen oder zu beurteilen. Die Dauer des Verfahrens ist je­
doch nach Auffassung der VA für die Betroffenen unzumutbar, sodaß der 
Beschwerde Berechtigung zuerkannt wurde. Im Hinblick darauf, daß der 
Verfahrensfortgang nunmehr vom Bundesminister für Justiz im Wege der 
Dienstaufsicht überwacht und der VA darüber laufend berichtet wird, 
mußte eine weitere Maßnahme entfallen. 
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4.6 Finanzieller Schaden durch mangelnde Rechtsbelehrung 
\':\ 11. 613 - JI~5 BM 11. 42 66SI2-Pr _)/~6 

T. J\l., Vilbch, führte in ihrer Besch\\erde gegenüber der \'A :tus, sie h:tbe 
seiner7eit gemeim:tm mit ihrem Ehcm:tnn einen 0.1iet\·ertr:tg unterschrie­
ben, \\"(H:tuf die Eheleute zu Unrecht zur Bez:thlung der l'\ot:tri:ttskosten 
her;1nge70gen worden seien. In erster I nst;1nZ seien sie zur /:;1h I u ng veru r­
teilt worden, doch hätten sie dagegen Berufung eingebracht und um Ver­
fahrenshilfe :tngesucht. Dies sei zw:tr abweislich entschieden worden, doch 
habe eine Beru fung d:tgegen Erfolg ge h:tbt, und ihrem Gatten sei ein Ver­
fahrenshelfer beigegeben worden. Dieser h:the schließlich im Berufungs\veg 
erreicht, (bE die Kbge des Not:trs gegen ihren !\bnn wegen BeZ:lhlung der 
\'ertr:tgskosten :thgewiesen wurde. Bei ihr :tber werde nun wegen desselben 
Betr:tgö Exekution geführt, was sie :tufgrund des Urteils nicht verstehen 
könne. Da ihr niemand eine Erklärung geben könne, wandte sie sich an die 
VA um Hilfe. 

Ob\\ohl die \-A zur Behandlung des :\nliegens nicht zustindig \\:tr, luhm 
sie Eimicht in die \·orgelegten Untcrbgen, um T. M. die notwendige Auf­
klirung geben zu können. Dabei wurde folgendes festgestellt: 

Mit Urteil des Bezirksgerichtes Hennagor VOIll Juni 1984 wurde die Be­
schwerdeführerin und ihr M:tnn verurteilt, die K.osten für die Errichtung 
eines ;\lietvertr:tges in der Höhe von 4 ~34 S S:tlllt Anhang zur ungeteilten 
H:tnd zu bez:thlen. D:tgegen brachte d:ts Eher:t:tr Berufung ein und be:tn­
tr:tgte die Beistellung eines Rechtsan\\:tltes :tb \·erbhrenshilfe zur Einbrin­
gung dieser. Dieser Antr:tg wurde mit Beschluß \om Juli I n4 :tbgelehnt. 
Gegen diesen Beschluß wurde wieder Rekurs ell1gelegt, der :tber nunmehr 
nur noch \'om Fheg:ttten der Besch\\erdeführcrin ul1terschrieben \Dr. Dem 
Rekurs wurde st:tttgegeben und die S:tche zur Frginzung und neuerlichen 
Entscheidung zurLicherwiesen. Eine Abänderung des Beschlusses \\ar des­
halb nicht möglich, weil dem Antr:tg kein Verlllögensbekenntnis beigelegt 
gC\vesen w:tr. Mit Beschluß vom November 19S4 wurden schliel;lich dem 
Gatten der Beschwerdeführerin die Verhhrenshilfe bewilligt und ein 
Rechtsanwalt beigegehen. 

Dieser brachte "nd:tnn die Berufung gegen d:t, Urteil zur Bezahlung der 
\~ ertr:tgskosten wegen unrichtiger rechtlicher Beu nei I u ng ei n und ohsiegte. 
Mit Urteil des L:tndesgerichtes Kbgenfurt \om Feber 19~5 \\urdc festge­
stellt, d:tg eine dritte Person den Auftrag zur Vertr:tgserstellung gegeben 
habe und daher das Klagsbegehren gegen den Ehem:tnn der Beschwerde­
führerin :tbzuweisen \\ar. SO\veit :tllerdings die Be"chw'erdeführerin seihst 
zur Bezahlung der Kosten bereits \"Crurteilt \y:tr, blieb der Crteilss[1ruch un­
verindert, w·eil die letzten eingebr:tchten Recht.\mittel nur \on ihrem G:tt­
ten unterschrieben gewesen und das Urteil gegen die Beschwerdcführerin 
somit in Rechtskr:tft erwachsen w:tr. Die gegcn sie inzwischen durchge­
führten Exekutionen basierten somit :tuf diesem rechtskriftigen Rechtstitel. 

Aufgrund dieses S:tchverhaltes scheint das CIl\erstindnis und die Verwir­
rung der Beschwerdeführerin nur allzu verständlich. Selbst für eine rechts­
kundige Person bnn es :tuf den ersten Blick nicht einleuchtend sein, dag 
der G;1tte von der Bez:thlung der Kosten befreit wird, weil eine dritte, 
fremde Person :tls Auftraggeber festgestellt wird, die Gattin :tber bez:thlen 
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mu/;. D:uu Kommt, ,bE der Formfehler der fehlenden Unterschrift auf dem 
.o\nu"ag offenbar auch dem Gericht nicht gleich aufgefallen ist, weil es heide 
Eheleute zur Abgabe einer Vermögenserklirung aufgefordert hat. Diese 
Magnahme wurde spiter vom damit befagten Bundesministerium für Justiz 
als Versehen bezeichnet. Die VA vertritt jedenfalls die Auffassung, dag es 
der Manuduktionspflicht des Gerichtes entsprochen hitte, die Beschwerde­
führerin auf ihren fehler aufmerksam zu machen, weil es bei einer Verur­
teilung zur ungeteilten Hand und dem Inhalt des Vorbringens gar nicht 
einsichtig sein konnte, dag nur ein Beklagter den Instanzenweg beschreiten 
wollte. 

Die V:\ mugte sich in ihrer Erledigung darauf beschränken, die Beschwer­
deführerin über den Sachverhalt aufzuklären und ihr die Unzust:-tndigkeit 
der \"A mitzuteilen. Gleichzeitig aber brachte die VA den bll dem Bundes­
minister für Justiz zur Kenntnis. 

Obwohl auch diesem keine /uständigkeit in Angelegenheiten der Recht­
sprechung zukommt, konnte vom Bundesministerium beim Rechtsvertreter 
des Kligers erreicht werden, dag die Exekution gegen die Beschwerdefüh­
rerin eingestellt wurde. 

In diesem Fall konnte somit durch das unbürokratische und menschliche 
Vorgehen der Venvaltungsbehörde der Beschwerdegrund behoben werden. 
Der bll zeigt aber deutlich, welches Gewicht der Rechtsbelehrung und 
Rechtsaufklärung durch die Behörden und Gerichte zukommt, und zu wei­
chen Ergebnissen eine sorglme Handhabung dieser Pflicht führen kann. 

4.7 Nichtauszahlung einer Zeugengebühr 
VA ZI. 659 - J/H5 BM 71. 42 713/3-Pr 3/86 

202 

A. Sch., Niederästerreich, führte im November 1985 bei der VA Be­
schwerde darüber, dag ihm für eine am 21. Mai 1985 beim Kreisgericht 
Krems stattgefundene \"erhandlung, bei der er al, /euge geladen \yar, trotz 
schriftlicher Urgenz im September, noch keine leugengebühr angewiesen 
worden sei. Er sei Mindestremner, habe eine lange fahrt auf sich nehmen 
müssen und sei fünf Stunden unterwegs gewesen. Die Gebühr stelle für ihn 
jedenfalls einen umerzichtbaren Betrag dar. 

Die VA stellte im Prüfungsverfahren fest, dag das Vorbringen den Tatsa­
chen entsprach. Am 21. Mai 1985 hatte A. Sch. in einer Haupt\erhandlung 
beim Kreisgericht Krems als Zeuge ausgesagt, doch befand sich keine 
schriftliche Ladung im Gerichtsakt. Auch eine schriftliche Urgenz, die Ge­
bühren anzuweisen, sei beim Gericht nicht eingelangt. fest stand jedoch, 
daß die Gebühren weder festgesetzt noch angewiesen worden waren. Erst 
aufgrund des Prüfungsverfahrens der VA wurde dies umgehend \'eranlagt, 
sodag der Beschwerdegrund behoben war. 

Die VA hat der Beschwerde Berechtigung zuerkannt. Ob clie Urgenz des 
Beschwerdeführers bei Gericht eingelangt war, konnte nicht verifiziert wer­
den, obwohl der Beschwerdeführer eine Durchschrift seines Schreibens an 
das Gericht bei der VA vorlegte. Da jedoch der Besdn\"Crdegrund behoben 
wurde, konnte eine \\·eitere Maßnahme entfalleIl. 
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4.8. Nichtbeantwortung einer Eingabe durch das Oberlandesgericht 
i'1. \~A 720 - J/85 BM 11. 42 80e/2-Pr }/H6 

F. P., Spittal an der Drau, führte bei der VA im Dezember 1985 darüber 
Beschwerde, daß er im Dezember 198} gegen die Abweisung seines Antra­
ges auf Wiederaufnahme eines Verfahrens beim Landesgericht Klagenfurt 
ein Rechtsmittel eingebracht habe und über dieses trotz einer Urgenz beim 
Oberlandesgericht Grn vom 25. Feber 1985 noch nicht entschieden wor­
den sei. 

Die VA stellte im Prüfungsverfahren nach Einholung einer Stellungnahme 
desBundesministers für Justiz folgendes fest: 

Am 6. April 19H} hatte F. P. beim Landesgericht Klagenfurt einen Antrag 
auf Wiederaufnahme eines Strafverfahrens eingebracht, welcher mit Be­
schluß des Landesgerichtes Klagenfurt vom 25. November 198} abgewie­
sen wurde. Gegen diesen Beschluß erhob F. P. fristgerecht Beschwerde, 
welche am I}. Dezember 198} beim Landesgericht Klagenfurt einlangte. 
Wie aus einem Bericht des Präsidenten des Oberlandesgerichtes Graz her­
vorging, befand sich auf der Vorderseite dieses Rechtsmittels lediglich eine 
Verfügung vom 14. Dezember 1984, daß der Akt der Staatsanwaltschaft 
zur Stellungnahme übermittelt werden soll. Tatsächlich aber wurde der Akt 
weder der Staatsanwaltschaft noch dem Rechtsmittelgericht vorgelegt und 
auch sonst keinerlei Veranlassung darin getroffen. 

Nachdem sich F. P. mit Eingabe vom 25. Feber 1985 an das Oberlandesge­
ricIn Grn als Rechtsmittelgericht gewendet hatte, wurde dieses Geschäfts­
stück beim genannten Gericht blendiert, da - wie der Präsident des 
Oberlandesgerichtes Graz in seinem Bericht ausführte - es erfahrungsge­
mäß öfter vorkommt, daß Verzögerungen in der Vorlage von Rechtsmit­
teln durch die Erstgerichte eintreten. Es wurde daher mit wiederholten Ka­
Iendieru ngen die Beschwerdevorlage abgewartet, aber keine Maßnahme 
getroffen, um das Erstgericht zur Rechtsmittelvorlage zu veranlassen. Mit 
Ende des Jahres 19H5 wurde der Akt schließlich ohne weitere Veranlassung 
abgestrichen. 

Die VA ging bei der Beurteilung des Beschwerdefalles davon aus, daß bei 
der Besorgung staatlicher Aufgaben, insbesondere im Justizbereich, eine be­
sondere Sorgfalt geboten ist, da hier Fehlleistungen mit schwerwiegenden 
Folgen für den einzelnen verbunden sein können. Wenn auch der Be­
schwerdeführer durch die verspätete Vorlage seines Rechtsmittels keinen 
unmittelbaren rechtlichen Nachteil erlitten hat, so ist doch die Dauer von 
zwei Jahren, in welchen keine Verfügung getroffen wurde, als unzumutbar 
anzusehen. Dnu kommt, daß auch aufgrund der Eingabe des Beschwerde­
führers beim Oberlandesgericht Graz von diesem Gericht keine Veranlas­
sung getroffen wurde, um das Landesgericht Klagenfurt zu einem rechtmä­
ßigen Vorgehen zu verhalten. 

Die VA hat daher in der so zutage getretenen Verletzung der Sorgfalts­
pflicht einen Mißstand festgestellt. Da aufgrund des Prüfungsverfahrens 
der VA vom Präsidenten des Oberlandesgerichtes Graz die unverzüglich 
ordnungsmäßige Behandlung der Beschwerde angeordnet wurde, konnte 
eine Empfehlung entfallen. 
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5 Bundesministerium für Landesverteidigung 

204 

Allgemeines 

Im Berichtszeitraum wurden 60 Beschwerden, die das Ressort des Bundes­
ministers für Landesverteidigung betrafen, an die VA herangetragen. Damit 
war ein leichtes Ansteigen der Beschwerdetätigkeit im Vergleich zum vori­
gen Berichtszeitraum (47) feststellbar. Wie auch bisher lag ein Schwerpunkt 
bei dienstrechtlichen Problemen oder standen die Vorbringen im Zusam­
menhang mit der Ableistung des ordentlichen bzw. außerordentlichen Prä­
senzdienstes. Auch die Art und der Umfang der ärztlichen Versorgung der 
Präsenzdiener war mehrfach Beschwerdegegenstand. 

Der VA scheint der unter 5.1 dargestellte Fall von besonderer Bedeutung, 
da hier nicht nur die Fehlleistung im Einzelfall zu beanstanden war, son­
dern auch eine grundsätzliche Problematik zutage getreten ist. Nach den 
Bestimmungen des Heeresversorgungsgesetzes ist eine Gesundheitsschädi­
gung eines Präsenzdieners dann unverzüglich dem Landesinvalidenamt an­
zuzeigen, wenn diese zumindest mit Wahrscheinlichkeit mit der Ableistung 
des Präsenzdienstes in ursächlichem Zusammenhang steht. Das Heeresver­
sorgungs~es~tz sagt dabei ~ichts ü~er den G~ad der ~chädigung al;ls und er­
klärt damit Jede GesundheItSschädigung (beim Vorhegen der übngen Vor­
aussetzungen) für anzeigepflichtig. Im dargestellte~ Fall hatte de~ Be­
schwerdeführer neben anderen Verletzungen auch elOen Bruch des llOken 
Unterschenkels erlitten. Dennoch enthielten zwei hintereinander erstellte 
militärärztliche Meldungen den Vermerk "ohne wahrscheinliche Gesund­
heitsschädigung" . Der Bunde.sminister für Lande~verteidigung te!lte !m 
Prüfungsverfahren der VA mit, daß vom zuständigen Sachbearbeiter Im 
Militärkommando angenommen werden mußte, daß die Verletzung keine 
bleibende Gesundheitsschädigung nach sich zieht und "somit die V oraus­
setzungen für eine Anzeige an das Landesinvalidenamt nicht gegeben 
sind" . Abgesehen davon, daß für die VA der militärärztliche Vermerk nicht 
nachvollziehbar ist, scheint der VA der Schluß, der vom Bundesministerium 
für Landesverteidigung daraus gezogen wird, mit den Bestimmungen des 
Heeresversorgungsgesetzes nicht im Einklang zu stehen und war deshalb 
zu beanstanden, weil es sich offenbar nicht nur um die Vorgangsweise im 
Einzelfall handelte, sondern dabei eine unrichtige Praxis zutage trat. Wäh­
rend nämlich - wie schon ausgeführt - das Heeresversorgungsgesetz jede 
Gesundheitsschädi&~ng anzeigepflichtig erklärt, werden diese V orauss.et­
zungen von den Mlhtärbehörden nur dann als gegeben erachtet, wenn elOe 
bleibende Gesundheitsschädigung zu erwarten ist. Nachdem die VA ihre 
Rechtsauffassung dem Bundesminister f~r Landesverteidigung zur Kennt­
nis gebracht hatte, kündigte dieser eine Uberarbeitung des bezughabenden 
Erlasses an. Da dieser zum Zeitpunkt der Berichterstattung noch nicht vor­
lag, kann derzeit noch nicht beurteilt werden, ob er geeignet ist, Fehllei­
stungen der beschriebenen oder ähnlichen Art für die Zukunft auszuschal­
ten. 

In einem Beschwerdefall trat ein Problem zutage, das in einer unterschiedli­
chen Formulierung scheinbar gleicher Bedingungen im Wehrgesetz begrün­
det ist. Ein Beschwerdeführer hatte einen Mißstand darin behauptet, nach 
Vollendung des 35. Lebensjahres zum Präsenzdienst einberufen worden zu 
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sein. Im Prüfungsverhhren stellte sich heraus, daß der Beschwerdeführer 
seinerzeit aus gesundheitlichen Gründen aus dem Präsenzdienst entlassen 
und nun zur Ableistung des restlichen Präsenzdienstes einberufen worden 
war. Während aber gemäß § 28 des Wehrgesetzes zum Grundwehrdienst 
alle Wehrpflichtigen verpflichtet sind, die das 35. Lebensjahr noch nicht 
vollendet haben, kann der Wehrpflichtige gemäß § 40 leg. cit. I13.ch einer 
vorzeitigen Entlassung für die Restdienstzeit bis zum Ablauf des Kalender­
jahres einberufen werden, in dem er das 35. Lebensjahr vollendet. Im Be­
schwerdefall stand somit die Einberufung im Einklang mit den gesetzlichen 
Bestimmungen. Weder für den Beschwerdeführer noch für die VA ist je­
doch diese unterschiedliche Regelung der Altersgrenze einsichtig, sodaß 
angeregt wird, legistische Maßnahmen zu einer Bereinigung zu ergreifen. 

Auch bei der unter 5.2 dargestellten Beschwerde handelt es sich nach Auf­
hssung der VA um ein Problem von grundsätzlicher Bedeutung. Der VA 
ist bekannt, daß viele Dienststellen Dienstzeugnisse in der Art ausstellen, 
daß hinsichtlich der Art der zu bescheinigenden Tätigkeit lediglich auf die 
Entlohnungsgruppe \'erwiesen wird, ohne eine Aussage über die tatsächli­
che Dienstverwendung zu treffen. 

Der Sinn eines Dienstzeugnisses liegt nach Auffassung der VA darin, dem 
nachfolgenden Dienstgeber Aufschluß darüber zu geben, auf welchem Ge­
biet der Bewerber seine Erhhrungen gesammelt hat. Werden - wie im 
dargestellten Einzelhll - lediglich die Zeitdauer des Dienstverhältnisses 
und besoldungsrechtliche Merkmale im Dienstzeugnis ausgewiesen und 
wird zum berechtigten Wunsch des ausscheidenden Bediensteten auf Be­
schreibung der geleisteten Tätigkeit eine ablehnende Haltung eingenom­
men, so ist diese Vorgangsweise - wenn auch nicht gesetzwidrig - nicht 
mit dem Grunds:uz der bürgernahen Verwaltung in Einklang zu bringen. 

Schließlich sei noch auf die Beschwerde eines Heeresbediensteten über die 
Verzögerung von etwa einem Jahr bei der Anweisung einer Jubiläumszu­
wendung hingewiesen. Als Hauptursache stellte sich dabei die verspätete 
AntragsteIlung durch den Standeskörper heraus, wobei die Verantwortli­
chen aufgrund des Prüfungsverhhrens der VA eingehend belehrt wurden. 
Da der dem Beschwerdeführer zustehende Betrag noch im Zuge des Prü­
fungsverhhrens angewiesen wurde, konnte eine weitere Maßnahme enthl­
len. 

Einzelfälle 

5.1 Finanzieller Schaden durch rechtswidrige Vorgangsweise der Militärbehörde 
VA 29 - LV /85 BM ZI. 12070/95-1.5/85 

F. F. aus Mörtschach, Kärnten, führte bei der VA Beschwerde darüber, daß 
er im Zusammenhang mit seiner Beschädigtenrente einen schweren finan­
ziellen Nachteil durch das Verschulden der Militärbehörden erleide, weil 
diese nach einem von ihm während des Präsenzdienstes erlittenen Unhll 
weder ihrer gesetzlichen Belehrungspflicht noch der Anzeigepflicht an das 
Landesinvalidenamt nachgekommen sei. 
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Die VA führte sowohl im Bereich des Bundesministeriums für soziale Ver­
waltung als auch des Bundesministeriums für Landesverteidigung ein Prü­
fu ngsverfahren durch und stellte folgendes fest: 

Der Beschwerdeführer war am 1. Arril 1982 zur Ableistung des ordentli­
chen Präsenzdienstes eingerückt. Als er sich am 13. November 1982 ge­
meinsam mit anderen Kameraden am Weg zur Kaserne befand, wurde er 
beim Anschieben eines fahrunhhig gewordenen Fahrzeuges von einem 
"-\uto niedergestoßen, wobei er neben anderen Verletzungen auch einen 
Bruch des linken Gnterschenkels erlitt. Er wurde daraufhin zur stationären 
Behandlung in ein ziviles Krankenhaus eingeliefert, wo er auch die verblei­
bende Zeit seines Präsenzdienstes verbrachte. Von der Militärbehörde 
wurde anläßlich des Unhlies weder eine Anzeige an das Landesinvaliden­
amt für Kärnten erstattet noch der Beschwerdeführer über seine Ansrrüche 
nach dem Heeresycrsorgungsgesetz belehrt. Anbßlich seiner Entlassung 
aus dem Präsenzdienst am 30. November 1982 w-urde weder eine EntlJs­
sungsuntersuchung durchgeführt noch eine Belehrung über allfällige An­
srrüche aus der Heeresversorgung vorgenommen. F. F. behnd sich zu die­
sem Zeitrunkt noch im (zivilen) Spital. 

Als der Beschwerdeführer eine Reihe \'on Nachuntersuchungen und -ore­
rationen über sich ergehen lassen mußte und die Wiederherstellung seines 
Gesundheitszustandes fraglich war, erhielt er von privater Seite den Rat­
schlag, sich an das Landesinvalidenamt zu wenden. Eine diesbezügliche, am 
6. Juni 1983 beim Landesinvalidenamt für Kärnten eingelangte Eingabe 
w-urde als Antrag auf Versorgung nach dem Heeresversorgungsgesetz ge­
wertet und ein entsprechendes Verfahren eingeleitet. Der Unfall wurde zu­
nächst als "Wegunfall" anerkannt und schließlich eine Vorschuß auf die zu 
erwartende Beschädigtenrente geleistet. Die Dauer des Verfahrens vor dem 
Landesill\-alidenamt war einem gesonderten Prüfungsverfahren durch die 
VA vorbehalten. Im 7uge der Erhebungen des Landesinvalidenamtes 
wurde festgestellt, daß die militärischen Dienststellen weder anläßlich des 
Unfalles eine Anzeige an das Landesinvalidenamt erstattet noch anbßlich 
der Entlassung des Beschwerdeführers aus dem Präsenzdienst eine Nieder­
schrift aufgenommen hatten, welche als Antrag nach dem Heeresversor­
gungsgesetz gewertet werden hätte können. Das Landesinvalidenamt 
konnte daher eine Beschädigtenrente erst ab Juni 1983, dem Monat des 
Einbringens der Eingabe des Beschwerdeführers, gewähren. Der Besch\'ier­
deführer, dem die Beschädigtenrente bei rechtzeitiger AntragsteIlung ab 
dem Unfallzeitpunkt zugestanden wäre, hatte somit durch die Schuld der 
Militärbehörden seinen Rentenanspruch für sechs Monate verloren. 

Die VA hat dazu erwogen: 

Gemäß § 5 Abs. 4 Heeresversorgungsgesetz sind Gesundheitsschädigungen 
von Wehrpflichtigen, die den Präsenzdienst ableisten, von der zur ärztli­
chen Betreuung berufenen MilitärdienststeIle unverzüglich dem Landesin­
validenamt anzuzeigen, wenn die festgestellten Gesundheitsschädigungen 
zumindest mit Wahrscheinlichkeit mit der Ableistung des Präsenzdienstes 
in ursächlichem Zusammenhang stehen. 

Gemäß § 1 Abs. 1 leg. cit. gilt eine Gesundheitsschädigung unter anderem 
dann als Dienstbeschädigung, wenn sie der Wehrpflichtige bei einem Aus-
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g:ll1g :lUf den Hinweg oder Rückweg zwischen der Wohnung und On der 
militärischen Dienstleistung erlitten hat. 

GemäG § S3 Abs. 2 Heeresversorgungsgesetz (HVG) sind die Wehrpflichti­
gen anbGlich der Entlassungsuntersuchung durch die militärischen Dienst­
stellen über die ihnen bei Vorliegen einer Dienstbeschädigung zustehenden 
\·ersorgungsansprüche zu belehren und über eine allfällige Geltendma­
chung von Ansprüchen eine Niederschrift aufzunehmen. Diese Anmeldun­
gen und Niederschriften sind unverzüglich an das Landesinvalidenamt wei­
terzuleiten. 

Im gegenstindlichen Fall wurde der Beschwerdeführer in einem zivilen Spi­
tal behandelt und don \"C)J1 einem Angehörigen der Militirbehörde aufge­
sucht. Der Beschwerdeführer gibt glaubhaft an, anläGlich dieses Gespräches 
nicht über allfällige Versorgungsansprüche belehrt ",,·orden zu sein. Eine 
Anzeige an das Landesinvalidenamt von der Militirbehörde wurde, wie der 
Bundesminister für Landesverteidigung der Volksan",,·altschaft mitteilte, 
deshalb nicht erstattet, weil die militärärztliche Meldung den Vermerk 
"ohne wahrscheinliche Gesundheitsschädigung" getragen habe, sodaG der 
zustindige Sachbearbeiter im Militärkommando angenommen habe, daß 
die \-erletzung keine bleibende Gesundheitsschädigung nach sich ziehe und 
somit die Voraussetzungen für eine Anzeige an das Landesinvalidenamt 
nicht gegeben seien. 

Unabhängig da\"On, daß für die VA nicht nachvollziehbar ist, wie bei einem 
Bruch des linken Unterschenkels ein Meldungsvermerk "ohne wahrschein­
liche Gesundheitsschädigung" zustande kommen kann, war der Militärbe­
hörde jedenfalls der Unfall mit darauffolgendem Spitalsaufenthalt bekannt. 
Die Militärbehörde hätte daher entsprechend der zwingenden Vorschrift 
des § 5 Abs. 4 HVG die Gesundheitsschädigung unverzüglich dem Landes­
imalidenamt anzuzeigen gehabt, welches sodann geeignete tvlaßnahmen 
zur V crsorgung des Verunfallten hätte setzen können. Die Militirbehörde 
ist aber auch ihrer Belehrungspflicht anläßlich der Entlassung des Wehr­
pflichtigen aus dem ordentlichen Präsenzdienst nicht nachgekommen. Der 
um Stellungnahme ersuchte Bundesminister für Landesverteidigung be­
gründete dies damit, daß eine Entlassungsuntersuchung deshalb nicht 
durchführbar gewesen sei, weil sich der Wehrmann zum Zeitpunkt der 
Beendigung des Präsdenzdienstes in einem zivilen Spital befunden habe. Im 
Hinblick darauf, daß ein zu diesem Zeitpunkt vorliegendes militirärztliches 
"Gutachten" neuerlich "ohne wahrscheinliche Gesundheitsschidigung" 
aufwies, sei eine Belehrung über die Rechte des Verunglückten und die 
Aufnahme einer Niederschrift unterblieben. 

Der Beschwerdeführer hat aufgrund dieser Fehlleistungen der militärischen 
Dienststellen seinen Anspruch auf Beschädigtenrente infolge Unwissenheit 
nicht geltend gemacht und dadurch einen schweren finanziellen Nachteil 
erlitten. U nbeschadet dessen, daß diese Fehlleistungen einen Verstoß gegen 
die zwingenden Vorschriften des Heeresversorgungsgesetzes darstellten, 
hat die Volksanwaltschaft in dieser Unterlassung auch deshalb einen Miß­
stand festgestellt, weil der Militärbehörde eine besondere Fürsorgepflicht in 
diesem Bereich zukommt. Die Bestimmungen des Heeresycrsorgungsgeset-
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zes sollen gewährleisten, daß Wehrpflichtige, die im Zusammenhang mit 
ihrem Präsenzdienst einen Gesundheitsschaden erlitten haben, jedenfalls 
versorgt werden, sei es durch Maßnahmen einer Rehabilitation, sei es durch 
Gewährung einer Rente oder Zulage. Da die Kenntnis der gesetzlichen Be­
stimmungen dem einzelnen nicht zumutbar ist, jede Leistung aber nur auf 
Antrag gewährt wird, hat der Gesetzgeber eine besondere Informations­
pflicht der Militärbehörden normiert, um die Betroffenen vor weiterem 
Schaden zu bewahren. Der Beachtung der einschlägigen Bestimmungen 
durch die Behörde kommt vor allem deshalb einschneidende Bedeutung zu, 
weil der einzelne oft erst durch die Information in die Lage versetzt wird, 
die ihm zustehenden Ansprüche geltend zu machen. 

Da das Bundesministerium für Landesverteidigung nach einer Diskussion 
in der Fernsehsendung "Ein Fall für den Volksanwalt)" eine Schadener­
satzforderung des Beschwerdeführers anerkannte und den Betrag umge­
hend zur Anweisung brachte, war eine Empfehlung auf Behebung des fest­
gestellten Mißstandes entbehrlich. 

5.2 Mangelhafte Ausstellung eines Dienstzeugnisses 

208 

VA 46 - LV 185 BM 21. 12 070/84-1.4/85 

P. S. aus St. johann/Pongau, Salzburg, führte bei der VA Beschwerde dar­
über, anläßlich der Beendigung seiner Tätigkeit als Vertragsbediensteter im 
Ressort Landesverteidigung ein Dienstzeugnis erhalten zu haben, daß zwar 
die Dauer seines Dienstverhältnisses enthält, aber in bezug auf die Art der 
Tätigkeit lediglich die Feststellung der Entlohnungsgruppe. Da dieses 
Dienstzeugnis seiner t-.leinung nach nicht den Bestimmungen des Vertrags­
bedienstetengesetzes entsprach, habe er es nicht angenommen. Trotz wie­
derholter mündlich und schriftlich \'orgetragener Ersuchen auf Ausstellung 
eines neuen Dienstzeugnisses habe er kein solches erhalten. In der mangel­
haften Ausstellung des Zeugnisses sowie in der Verweigerung einer Neu­
ausstellung liege ein Mißstand im Bereich der Bundesverv\J.ltung. 

Die VA stellte im Prüfungsverhhren nach Einholung einer Stell~ngnJ.hme 
des BundesmillIsters für Landesverteidigung fest, d ag das V orbnngen den 
l'atsJ.chen entsprJ.ch. N ach Ausscheiden J.us dem V ertragsbed ienstetenver­
hältnis \vurde dem Beschwerdeführer ein Dienstzeugnis J.usgestellt, in wel­
chem ihm lediglich bescheinigt wurde, dJ.ß er \'om 22. November 1982 bis 
21. MJ.i 1985 als VB I1b beim (Dienststelle) beschäftigt gewesen war. Der 
Bundesminister für LJ.ndesverteidigung vertrJ.t dnu die Auffassung, daß 
dieses Zeugnis den Bestimmungen des § 31 des Vertragsbedienstetengeset­
zes 1948 (VBG) entsprJ.ch. 

Die VA hat dazu erwogen: 

Gemäß § 31 VBG 1948 ist beim Ausscheiden aus dem Dienstverhältnis dem 
Vertragsbediensteten ein schriftliches Zeugnis über die DJ.uer und die Art 
seiner Dienstleistung J.uszustellen. Die VA vertritt dazu die Aufhssung, 
daß der Sinn unter anderem darin gelegen ist, dJ.ß bei einer NeuJ.nstellung 
für den Dienstgeber die bisher geleistete Art der Tätigkeit des Anstellungs­
werbers erkennbar ist. Wenn auch bei einer Verwaltungsdienststelle der 
Hinweis J.uf die Entlohnungsgruppe gewissen Aufschluß über die Tätigkeit 
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geben kann, so steht wohl auGer frage, daß ein solches Zeugnis im Bereich 
der Pri\'atwirtschaft so gut wie unverständlich und damit für den ehemali­
gen Vertragsbediensteten ziemlich bedeutungslos ist. 

Bereits 1952 h:lt das Bundeskanzleramt in einem Rundschreiben die Auffas­
sung \'Crtreten, daß gegen die Praxis verschiedener Dienststellen, bloß die 
Begriffe des § 10 VBG 1948 (Entlohnungsgruppen des Entlohnungssche­
mas) zu verwenden, vom rechtlichen Standpunkt zwar keine Einwendun­
gen geltend gemacht werden könnten; es bestünden aber andererseits :lUch 
keine Bedenken, auf Wunsch des Bediensteten nähere Angaben über die 
Art der Dienstleistung zu machen, Solche Angaben würden dann zweckmä­
Gigerweise darin bestehen, daG in Dienstzeugnissen auf den in der Verwen­
dung des ehemaligen Vertragsbediensteten entsprechenden Dienstzweig 
der Dienstzweigeverordnung hingewiesen wird, etwa durch die Bezeich­
nung "Vertragsbediensteter im höheren technischen Dienst" usw, Bemer­
kungen über das Wohlverhalten oder die Leistung des Bediensteten hätten 
allerdings zu entfallen, 

Die VA vertritt dazu die Auffassung, daß dem Sinn eines Dienstzeugnisses 
entsprechend den Ausführungen des Bundeskanzleramtes besondere Be­
achtung zukommen sollte, Abgesehen davon, daß die Anführung der Ent­
lohnungsgruppe ,- wie schon aus~eführt ,- für die Privatwirtschaft wenig 
Aufschluß gIbt, ISt sIe aber auch Im BereIch der Verwaltung nur ungenü­
gend geeignet, die tatsächliche Art der Dienstverrichtung zu beschreiben, 
Es schiene der VA daher zweckmäGig, erlaßmäGig sicherzustellen, daß 
Dienstzeugnisse in Zukunft in einer Form ausgestellt werden, daG die Art 
der Dienstleistung in schlüssiger Weise umschrieben wird, 

Aufgrund des Prüfungsverfahrens der VA veranlaßte der Bundesminister 
für Landesverteidigung die Neuausstellung eines Dienstzeugnisses, in wei­
chem die genaue Dienstverwendung (Offiziersfunktion beim flugmeldere­
giment bzw, Stationstechniker und technischer Offizier bei der Luftraum­
überwachung) angeführt wird, 

Damit war der Grund der nach Auffassung der VA berechtigten Be­
schwerde behoben, und es erübrigte sich eine weitere Maßnahme im Ein­
zelfall. 

5.3 Ungerechtfertigte Aufhebung eines Einberufungsbefehles 
VA 71. 40 - LV/85 BM ZI. 12 C70/91-1.4/85 

Dipl.-Ing, A, S., Salzburg, gab in seiner an die VA gerichteten Besch\verde 
an, er se~ ursprünglich ägyptischer Staatsangehöriger ge\vesen und habe 
auch in Agypten Militärdienst geleistet. I\"ach Verleihung der österreich i­
schen Staatsbürgerschaft an ihn habe er sich mit den Militärbehörden ins 
Einvernehmen gesetzt, wobei ihm zugesichert worden sei, dieser ausländi­
sche Wehrdienst werde auf die abzuleistende Präsenzdienstzeit in Öster­
reich angerechnet. Er habe an einer Reserveroffiziersbufbahn Interesse ge­
zeigt und sich aus diesem Grund zu einer freiwilligen Waffenübung gemel­
det. Ein offenbar aufgrund dieser Meldung ergangener Einberufungsbefehl 
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sei jedoch wenige Tage vor dem Einberufungstermin aus nicht näher be­
zeichneten militärischen Rücksichten aufgehoben worden; in weiterer 
Folge habe er entgegen allen bisherigen Erklärungen einen Einberufungs­
befehl zur Ableistung des Grundwehrdienstes erhalten . 

Durch die Erteilung unrichtiger oder unvollständiger Auskünfte sowie 
durch Aufhebung eines Einberufungsbefehles nur wenige Tage vor dem tat­
sächlichen Einberufungstermin sei der Beschwerdeführer beruflich vor 
große Probleme gestellt worden, und er vermute in der beschriebenen Vor­
gangsweise der MilitärdienststeIlen das Vorliegen eines Mißstandes in der 
Verwaltung. 

In dem von der VA durchgeführten Prüfungsverfahren stellte sich der zeit­
liche Ablauf der einzelnen Vorgänge geringfügig anders dar, und es wurde 
der nachstehende Sachverhalt festgestellt: 

Bei der am 21. Feber 1985 erfolgten Stellung war der Beschwerdeführer für 
tauglich befunden worden, und es war am 30. April 1985 ein Einberufungs­
befehl zur Ableistung des Grundwehrdienstes für den 1. Oktober 1985 er­
gangen. Nach Erhalt dieses Einberufungsbefehles legte der Beschwerdefüh­
rer dar, daß er bereits in seinem früheren Heimatstaat Wehrdienst geleistet 
habe, weshalb dieser Einberufungsbefehl aufgehoben wurde . .Dem ~eäußer­
ten Interesse des Beschwerdeführers entsprechend wurde Ihm mit Erlaß 
vom 2. Mai 1985 die Möglichkeit der Ableistung freiwilliger Waffenübun­
gen und die Ausbildungsbedingungen für eine Reserveunteroffiziers-Nach­
hollaufbahn bekanntgegeben. Eine derartige Meldung lag bereits vor, so­
daß eine Einberufung zur Ableistung einer freiwilligen Waffenübung in der 
Zeit vom 24. Juni bis 20. Juli 1985 erfolgte. 

Obwohl bereits vor dem erwähnten Erlaß vom 2. Mai 1985 das Heeres­
Nachrichtenamt befaßt gewesen war und kein Einwände gegen eine Lauf­
bahn zum Reserveunteroffizier erhoben wurden, wurden nach Erlassung 
dieses Einberufungsbefehles zur Ableistung einer freiwilligen Waffenübung 
von Heeres-Nachrichtenamt plötzlich Bedenken geäußert. Der Einberu­
fungsbefehl wurde daraufhin "aus militärischen Rücksichten" aufgehoben; 
diesen Aufhebungsbescheid bekämpfte der Beschwerdeführer mit dem 
Rechtsmittel der Berufung. Mit Bescheid des Bundesministers für Landes­
verteidigung vom 18. Oktober 1985 wurde der Berufung stattgegeben, so­
daß der den Einberufungsbefehl aufhebende Bescheid nicht mehr dem 
Rechtsbestand angehörte. 

Für den Beschwerdeführer hat sich dadurch die kuriose Situation ergeben, 
daß er im Oktober 1985 rechtsverbindlich bestätigt bekam, daß er für Juni! 
Juli 1985 gültig zu einer freiwilligen Waffenübung einberufen gewesen war. 

Der Bundesminister für Landesverteidigung nahm zu dieser Problematik 
nicht Stellung, sondern stellte lediglich in Aussicht, die Ergänzungsabtei­
lung des Mili.~ärkommandos Salzburg werde hinsichtlich der künftigen Ab­
leistung von Ubungen mit dem Beschwerdeführer Verbindung aufnehmen. 

Die VA hat in diesem Prüfungsverfahren mehrfach Anlaß zu grundsätzli­
chen Bemerkungen gefunden. 
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Zunächst ist festzustellen, daß offenbar von Anbeginn an versäumt worden 
war, die Situation einer umfassenden und eindeutigen Klärung zuzuführen. 
Wie aus den Zeitangaben zu erkennen ist, hat der Beschwerdeführer unmit­
telbar nach Bekanntwerden der Möglichkeit der Anrechnung des ausländi­
schen Wehrdienstes die Absicht geäußert, die Reserveunteroffizierslauf­
bahn einzuschlagen. Durch die offenbar mangelhafte Koordination ver­
schiedener militärischer Dienststellen und die offenbar unzureichende In­
f,?rma~ion d~s Beschwerd~führers entstan~ schlie~lich die oben dargestellte 
SituatiOn, die aufgrund Ihrer RechtsunsIcherheIt den Beschwerdeführer 
auch vor berufliche Probleme stellte. In diesem Zusammenhang muß eine 
gravierende Fehlleistung darin erblickt werden, daß der Heeresnachrich­
tendienst, obwohl er bereits vor Erlassung des Einberufungsbefehles befaßt 
war und dabei keine Bedenken geäußert hat, nach Rechtskraft des ergange­
nen Einberufungsbefehles derartige Bedenken erhob, daß der Einberu­
fungsbefehl aufgehoben wurde. Abgesehen davon, daß sich diese Bedenken 
offenbar als nicht stichhältig erwiesen, weil einer dagegen .ein~ebrachte.n 
Berufung des Beschwerdeführers stattgegeben wurde, vertntt die VA die 
Auffassung, daß gerade auf dem Gebiet der militärischen Sicherheit beson­
dere Sorgfalt geboten ist, die nicht nur in der Genauigkeit der Erhebungen, 
sondern von allem auch in ihrer Rechtzeitigkeit zu liegen hat. 

Eine weitere Mangelhaftigkeit des Verfahrens ist nach Auffassung des VA 
im Fehlen einer rechtmäßigen Begründung des Aufhebungsbescheides gele­
gen. Die VA hat schon in früheren Berichten, insbesondere zum Ressort 
Landesverteidigung, darauf hingewiesen, daß sich nach der ständigen Judi­
katur des Verwaltungsgerichtshofes die Begründung eines Bescheides im 
Sinne der Vorschriften des A VG nicht in der Wiedergabe des Gesetzes­
wortlautes erschöpfen darf. Der bloße Hinweis auf gesetzliche Bestimmun­
gen genügt keinesfalls der gesetzlichen Begründungspflicht; vielmehr muß 
die Anwendbarkeit der herangezogenen Bestimmungen aus dem angenom­
menen Sachverhalt abgeleitet werden. Andernfalls handelt es sich um eine 
Scheinbegründung, die als Mangelhaftigkeit des Verfahrens schon für sich 
allein einen Grund zur Anfechtung des Bescheides bildet. Dem vorliegen­
den Bescheid waren weder der festgestellte Sachverhalt noch Beweise noch 
die Art ihrer Würdigung zu entnehmen, sodaß nicht erkennbar war, aus 
welchem. Gru~d der Einberufung.sb~fehl .aufg.e~oben worden war. Statt des­
sen enthielt die Begründung lediglich die Zmerung des § 68 Abs. 2 AVG, 
wonach Bescheide von Amts wegen aufgehoben werden können und die 
Feststellung, daß dem Beschwerdeführer aus dem Einberufungsbefehl kein 
Recht erwachsen sei. Der Beschwerdeführer war somit kaum in die Lage 
versetzt, einen begründeten Berufungsantrag einzubringen, da über das Zu­
standekommen des Bescheides keine einzige Aussage getroffen worden 
war. 

Der Bescheid, mit dem der Einberufungsbefehl zur Ableistung der Waffen­
übung aufgehoben wurde, weist aber nach Auffassung der VA einen weite­
ren Mangel auf. Gemäß § 64 A VG haben rechtzeitig eingebrachte Berufun­
gen aufschiebende Wirkung. Diese kann aber ausgeschlossen werden, wenn 
die vorzeitige Vollstreckung im Interesse einer Partei oder des öffentlichen 
Wohles wegen Gefahr im Verzug dringend geboten ist. Ein solcher Aus­
spruch ist nach der zitierten Gesetzesstelle "tunlichst schon in den über die 
Hauptsache ergehenden Bescheid aufzunehmen". 
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Im vorliegenden Fall war der Einberufungsbefehl zur Ableistung einer Waf­
fenübung vom 24. Juni bis 20 . Juli 1985 mit seiner Zustellung an den Be­
schwerdeführer rechtskräftig geworden. Mit Bescheid vom 20. Juni 1985 
wurde dieser Einberufungsbefehl aufgehoben, doch wurde dieser Bescheid 
nicht rechtskräftig, weil der Beschwerdeführer dagegen Berufung einlegte. 
Da keine anderslautende Entscheidung getroffen wurde, hatte diese Beru­
fung aufschiebende Wirkung, .sodaß der aufhebende Bescheid nicht vollzo­
gen werden durfte . Tatsächhch wäre daher der Beschwerdeführer ver­
pflichtet gewesen, dem Einberufungsbefehl Folge zu leisten. Daß eine sol­
che Vorgangsweise nicht im Sinne der Militärbehörden gelegen sein 
konnte, bedarf wohl keiner Erläuterung. Um so schwerer aber wiegt nach 
Auffassung der VA die mangelnde Sorgfalt bei Bescheiderlassung, durch 
die verabsäumt w:urde, einer allfälligen Berufung die aufschiebende Wir­
kung abzuerkennen. Nur dadurch, daß der Beschwerdeführer sich offenbar 
in Rechtsunkenntnis befand und dem Einberufungsbefehl nicht Folge lei­
stete - wodurch er sich formaljuristisch sogar strafbar machte -, konnten 
weitere Komplikationen vermieden werden. 

Die VA hat daher der Beschwerde Berechtigung zuerkannt. Da der Be­
schwerdegrund noch im Zuge des Prüfungsverfahrens behoben wurde, 
konnte eine weitere Maßnahme entfallen. 
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